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I. Anzeigepflichtverletzung 

 
1. BGH vom 10. Mai 2017 – IV ZR 30/16, VersR 2017, 937 („Erklärung vor dem 

Arzt“) 

 
Sachverhalt: 

Der Kläger beantragte bei der Beklagten mit Antrag vom 1. November 2007 eine Ri-

sikolebensversicherung mit Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung, wobei er die im 

Antragsformular unter Ziffer 1 gestellten Fragen nach Krankheiten, Gesundheitsstö-

rungen oder Beschwerden teilweise mit "ja" beantwortete, bei den insoweit abgefrag-

ten ergänzenden Angaben zu mit "ja" beantworteten Fragen aber nicht mitteilte, dass 

er im September 2004 nach einem Sporttraining eine Ohnmacht erlitten hatte, ein 

eingeholtes EEG einen unklaren Befund ergeben hatte und deshalb eine Überwei-

sung an eine radiologische Praxis erfolgt war, wo am 17. November 2004, 24. Januar 

2005 und 17. Juli 2006 jeweils MRT-Untersuchungen des Schädels stattgefunden 

hatten. Die Beklagte verlangte im Hinblick auf die Höhe der Versicherungssumme vor 

einer Antragsannahme eine ärztliche Untersuchung des Klägers. Bestandteil des in-

soweit auf einem Formular der Beklagten erstellten Arztzeugnisses vom 6. Dezember 

2007 war eine "Erklärung vor dem Arzt", in deren Rahmen unter anderem die Frage 

nach Krankheiten, Störungen oder Beschwerden des Herzens oder der Kreislaufor-

gane erneut bejaht ist. Als ergänzende Erläuterung dazu ist angegeben: 

"2004 - 1x Synkope 

... 

kard. Abklärung: o.B. 

neurol. Abklärung: o.B." 

Danach erfolgte die Annahme des Versicherungsantrags durch die Beklagte. Eine 

weitere MRT-Untersuchung des Klägers fand am 9. Oktober 2008 statt. Im Juli 2010 

wurde dem Kläger ein Glioblastom im zentralen Nervensystem operativ entfernt. Da-

zu heißt es im Bericht der Universitätsklinik: "Bei dem Patienten ist seit ca. 6 Jahren 

eine Gliose bekannt." Im Bericht des Strahlenklinikums heißt es: "Patient gibt an, 

dass seit 2004 eine Gliose links bekannt sei." Die Beklagte lehnte die vom Kläger 
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beantragten Leistungen für Berufsunfähigkeit ab und erklärte zunächst den Rücktritt 

und die Kündigung des Versicherungsvertrages, später die Anfechtung wegen arglis-

tiger Täuschung. Der Kläger behauptet, seit der Operation bedingungsgemäß be-

rufsunfähig zu sein. Er macht geltend, dass er bei Antragstellung keine Kenntnis von 

einer Gliose gehabt habe; von diesem Befund habe er erst 2010 erfahren. Ihm sei 

vielmehr von seiner Ärztin ausdrücklich mitgeteilt worden, dass er gesund sei, und 

zwar auch nach Übermittlung der Ergebnisse der MRT-Untersuchungen. In den Vo-

rinstanzen ist die Klage erfolglos geblieben. 

Rechtliche Würdigung: 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision führt gemäß 

§ 544 Abs. 7 ZPO zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverwei-

sung der Sache an das Berufungsgericht. Unter Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG 

hat das Berufungsgericht bei seiner Feststellung einer vom Kläger begangenen arg-

listigen Täuschung alleine auf die Beantwortung der Fragen im Antragsformular vom 

1. November 2007 abgestellt. Den Vortrag des Klägers zu den ergänzenden Anga-

ben in der Erklärung vor dem Arzt vom 6. Dezember 2007 hat es übergangen. 

Kommt es auf Betreiben des Versicherers im Zuge der Verhandlungen über 

den Abschluss einer Lebens- und Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung zur 

Erstellung eines ärztlichen Zeugnisses auf einem vom Versicherer vorgegebe-

nen Formblatt und hat der Antragsteller dabei im Rahmen der "Erklärung vor 

dem Arzt" gegenüber dem Arzt vom Versicherer vorformulierte Fragen zu be-

antworten, so stehen die vom Arzt in Erfüllung dieses Auftrags gestellten Fra-

gen den Fragen des Versicherers, die erteilten Antworten den Erklärungen ge-

genüber dem Versicherer gleich. Der vom Versicherer eingeschaltete Arzt ist 

insoweit dessen passiver Stellvertreter, nämlich zur Entgegennahme der Ant-

worten des Antragstellers beauftragt. Bei der Aufnahme der "Erklärung vor 

dem Arzt" steht der Arzt damit insoweit einem Versicherungsagenten bei Auf-

nahme des Versicherungsantrags gleich. Was dem Arzt zur Beantwortung der 

vom Versicherer vorformulierten Fragen gesagt ist, ist dem Versicherer gesagt.  

Das Berufungsgericht hätte deshalb prüfen müssen, ob die in der Erklärung vor dem 

Arzt erfolgte Angabe des Klägers, dass er 2004 eine Synkope erlitten habe und es 

eine neurologische Abklärung gegeben habe, die ohne Befund geblieben sei, der 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR005330950BJNE063903301/format/xsl/part/S?oi=3hpFHHcU8y&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE013400314/format/xsl/part/S?oi=3hpFHHcU8y&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Annahme einer arglistigen Täuschung entgegensteht. Hiermit befasst sich das ange-

fochtene Urteil nicht. Allerdings stehen diese ergänzenden Angaben der Beja-

hung einer objektiven Anzeigepflichtverletzung nicht entgegen. Aus der Mittei-

lung, dass eine neurologische Abklärung der Synkope stattgefunden habe und 

ohne Befund geblieben sei, konnte die Beklagte nicht entnehmen, dass es zu 

wiederholten MRT-Untersuchungen des Schädels gekommen war. Es hätte sich 

auch um einen einmaligen Besuch beim Neurologen mit weniger aufwändigen Unter-

suchungsmaßnahmen handeln können. Im Vergleich dazu hätte der Umstand eines 

dreimaligen MRT innerhalb von 20 Monaten der Beklagten durchaus eher Anlass zu 

Nachfragen und gegebenenfalls Nachforschungen bei den behandelnden Ärzten ge-

ben können. Alleine aus der unrichtigen oder unvollständigen Beantwortung 

von Gesundheitsfragen kann jedoch nicht auf das Vorliegen von Arglist ge-

schlossen werden; in subjektiver Hinsicht setzt die Annahme von Arglist viel-

mehr zusätzlich voraus, dass der Versicherungsnehmer erkennt und billigt, 

dass der Versicherer seinen Antrag bei Kenntnis des wahren Sachverhalts gar 

nicht oder nur zu anderen Konditionen annehmen werde. Insoweit kann es nicht 

ausgeschlossen werden, dass das Berufungsgericht die Frage nach dem Vorliegen 

dieser Voraussetzung anders beurteilt hätte, wenn es die zusätzlichen Angaben in 

der Erklärung vor dem Arzt ebenfalls berücksichtigt hätte. Diese lassen es nämlich 

möglich erscheinen, dass der Kläger davon ausgegangen ist, schon die Mitteilung 

über die Synkope im Jahre 2004 und eine nachfolgende "neurologische Abklärung", 

die ohne Befund geblieben sei, gestatte es der Beklagten in gleicher Weise, eine Ri-

sikobewertung vorzunehmen wie nach ausdrücklicher Bezeichnung der durchgeführ-

ten MRT-Untersuchungen. Damit war der Beklagten aber zumindest ein Anhaltspunkt 

für weitere Nachforschungen oder Nachfragen gegeben, soweit die Synkope im Jah-

re 2004 als Anlass durchgeführter neurologischer Untersuchungen für ihre Risikobe-

urteilung von Relevanz war. Das Berufungsgericht hätte deshalb - gegebenen-

falls auch durch Anhörung des Klägers nach § 141 ZPO - der Frage nachgehen 

müssen, ob dieser geglaubt hat, es sei für die Annahmeentscheidung der Be-

klagten nicht von Bedeutung, ob sie konkret über durchgeführte MRT-

Untersuchungen oder nur allgemein über eine "neurologische Abklärung" un-

terrichtet wurde. Hierfür könnte die vom Kläger behauptete Mitteilung seiner Haus-

ärztin, er sei gesund, ein tragfähiges Indiz darstellen, wenn diese in Kenntnis der 

MRT-Befunde erfolgt war.  

https://www.juris.de/r3/document/BJNR005330950BJNE017102301/format/xsl/part/S?oi=3hpFHHcU8y&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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II. Schweigepflichtentbindung 

 

1. BGH vom 22. Februar 2017- IV ZR 289/14, VersR 2017, 469 („Dialog“) 

 
Sachverhalt: 

Die unbekannten Erben des während des Revisionsverfahrens verstorbenen Klägers 

(im Folgenden weiterhin als Kläger bezeichnet) fordern Leistungen aus einer bei der 

Beklagten seit April 2009 gehaltenen Berufsunfähigkeitsversicherung, welcher "All-

gemeine Versicherungsbedingungen“ (im Folgenden: AVB) zugrunde liegen. Diese 

lauten auszugsweise wie folgt: 

"§ 22 Welche Mitwirkungspflichten sind zu beachten, wenn Leistungen 

wegen Berufsunfähigkeit verlangt werden? 

[…] 

(2) Wir können außerdem, dann allerdings auf unsere Kosten, weitere 

Untersuchungen durch von uns beauftragte Ärzte und sonstige Sach-

verständige sowie notwendige Nachweise - auch über die wirtschaftli-

chen Verhältnisse und ihre Veränderungen - verlangen, insbesondere 

zusätzliche Auskünfte und Aufklärungen, auch die des Arbeitgebers 

über den Beruf im Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrages. Die versi-

cherte Person hat Ärzte, Krankenhäuser und sonstige Krankenanstal-

ten sowie Pflegeheime, bei denen sie in Behandlung oder Pflege war 

oder sein wird, sowie Sachverständige, Pflegepersonen, andere Perso-

nenversicherer und Behörden sowie wegen des Berufs auch den Ar-

beitgeber zu ermächtigen, uns auf Verlangen Auskunft zu erteilen. […]" 

Mit Schreiben vom 18. Mai 2010 zeigte der Kläger, zu diesem Zeitpunkt noch Be-

zirksleiter einer Bausparkasse, der Beklagten an, dass er aufgrund eines Burnout-

Syndroms nicht mehr in der Lage sei, seine berufliche Tätigkeit auszuüben. Im Feb-

ruar 2011 meldete er bei der Beklagten Ansprüche aus der Berufsunfähigkeitsversi-

cherung an. Hierauf bat ihn die Beklagte unter anderem um die Unterzeichnung von 

Schweigepflichtentbindungserklärungen zur Einholung von Auskünften bei verschie-

denen Stellen. Nachdem der Kläger mitgeteilt hatte, er werde die Erhebung von Aus-
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künften bei der Krankenkasse nur genehmigen, soweit sie sich auf die Berufsunfä-

higkeit bezögen, wies die Beklagte ihn darauf hin, dass sie auch prüfen wolle, ob der 

Versicherungsvertrag ordnungsgemäß zustande gekommen sei. Zur Abgabe einer 

Schweigepflichtentbindung zu diesem Zweck war der Kläger im Weiteren nicht bereit. 

Daraufhin teilte die Beklagte dem Kläger mit, sie stelle die weitere Leistungsprüfung 

ein, und berief sich darauf, die geltend gemachten Leistungsansprüche des Klägers 

seien nicht fällig. Mit seiner Klage hat der Kläger die Zahlung von Berufsunfähigkeits-

rente, die Feststellung der Verpflichtung der Beklagten zur jährlichen Rentenerhö-

hung sowie die Freistellung von der Prämienzahlung begehrt. Das Landgericht hat 

die Klage als derzeit unbegründet abgewiesen. Die Berufung des Klägers blieb er-

folglos. 

Rechtliche Würdigung: 

Die Revision des Klägers hatte keinen Erfolg. Ein Leistungsanspruch des Klägers 

ist derzeit jedenfalls noch nicht fällig, weil die Beklagte notwendige Erhebun-

gen zur Prüfung vorvertraglicher Anzeigeobliegenheitsverletzungen des Klä-

gers aufgrund dessen unzureichender Mitwirkung nicht hat abschließen kön-

nen. 

1. Die Fälligkeit des Leistungsanspruchs hängt nach § 14 Abs. 1 VVG auch vom Ab-

schluss der Ermittlungen des Versicherers zur Frage einer vorvertraglichen Anzeige-

obliegenheitsverletzung des Versicherungsnehmers ab. Gemäß § 14 Abs. 1 VVG 

sind Geldleistungen des Versicherers mit der Beendigung der zur Feststellung 

des Versicherungsfalles und des Leistungsumfangs notwendigen Erhebungen 

fällig. Hierzu zählen auch solche Nachforschungen, die klären sollen, ob der 

Versicherungsnehmer bei Vertragsschluss seine vorvertraglichen Anzeigeob-

liegenheiten im Sinne von § 19 Abs. 1 Satz 1 VVG ordnungsgemäß erfüllt hat. 

Anders als die Revision meint, steht dem nicht entgegen, dass vorvertragliche Anzei-

geobliegenheitsverletzungen weder den Eintritt des Versicherungsfalles betreffen, 

noch Auswirkungen auf die Bemessung der Versicherungsleistung haben, da sie le-

diglich rechtsvernichtende Gestaltungsrechte. Sowohl der Versicherungsfall als 

auch der Umfang einer auf diesen gestützten Versicherungsleistung setzen 

einen wirksamen Versicherungsvertrag voraus. Für dieses weite Verständnis 

des § 14 Abs. 1 VVG sprechen Sinn und Zweck der Vorschrift, die dem Versi-

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001500000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001500000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE002000000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001500000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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cherer angesichts häufig schwieriger rechtlicher und tatsächlicher Fragen Zeit 

zur Prüfung einräumen will, ob und in welcher Höhe er zur Leistung verpflichtet 

ist. Dies erstreckt sich auch auf Fragen nach der Wirksamkeit des Versiche-

rungsvertrages, welche die grundlegende Voraussetzung für die Leistungsver-

pflichtung des Versicherers bildet. 

2. Die Erhebungen der Beklagten zur Frage vorvertraglicher Anzeigeobliegen-

heitsverletzungen des Klägers sind in Anbetracht seiner Weigerung, in jegli-

cher Weise an der Beschaffung der insoweit relevanten Gesundheitsdaten bei 

seinen Krankenkassen sowie dem ihn behandelnden Arzt mitzuwirken, nicht 

als beendet im Sinne des § 14 Abs. 1 VVG anzusehen. Ob das auch dann gälte, 

wenn der Versicherungsnehmer aus keinem rechtlichen Grund zur Mitwirkung bei 

einer solchen Datenerhebung des Versicherers gehalten wäre, kann dahinstehen, 

denn im Streitfall traf den Kläger eine entsprechende Obliegenheit. Diese ergibt sich 

allerdings nicht aus § 22 Abs. 2 Satz 2 AVB, der infolge unangemessener Benachtei-

ligung des Versicherungsnehmers gemäß § 307 BGB unwirksam ist (hierzu a)), son-

dern aus § 22 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AVB i.V.m. § 31 Abs. 1 Satz 2 VVG (hierzu b)). 

a) § 22 Abs. 2 Satz 2 AVB hält der Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 1 Satz 1 

BGB nicht stand. Die Klausel bestimmt, dass die versicherte Person im Rah-

men der Leistungsprüfung bestimmte Auskunftspersonen zu ermächtigen hat, 

auf Verlangen des Versicherers Auskunft zu erteilen. Das benachteiligt den 

Versicherungsnehmer entgegen dem Gebot von Treu und Glauben unange-

messen, weil das Recht des Versicherten auf informationelle Selbstbestim-

mung aus Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG missachtet wird. Damit wider-

spricht die Klausel zugleich dem Grundgedanken des § 213 VVG. Ein durchschnittli-

cher Versicherungsnehmer entnimmt § 22 Abs. 2 Satz 2 AVB, dass der Versicherte 

im Fall der Geltendmachung von Leistungsansprüchen die dort genannten Aus-

kunftspersonen uneingeschränkt zu ermächtigen hat, dem Versicherer auf dessen 

Verlangen hin unmittelbar Auskunft zu erteilen. Eine inhaltliche Begrenzung dieser 

Verpflichtung auf Auskünfte etwa nur zu bestimmten Themen oder Zeiträumen 

lässt sich für ihn nicht ersehen. In dieser Auslegung nimmt die Klausel dem Versi-

cherten die Möglichkeit, die Sachdienlichkeit der Informationserhebung zu überprü-

fen und die Preisgabe - auch sensibler - Daten selbst zu steuern. Zugleich steht § 22 

Abs. 2 Satz 2 AVB damit in Widerspruch zu dem Grundgedanken des § 213 VVG.  

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001500000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE260101377/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE003200000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE260101377/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE260101377/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE001800314/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE001700314/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE021400000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE021400000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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b) Den Kläger trifft indes eine Obliegenheit zur Mitwirkung bei der Datenerhe-

bung der Beklagten - auch zur Frage vorvertraglicher Anzeigeobliegenheitsver-

letzungen - aus § 22 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AVB i.V.m. § 31 Abs. 1 Satz 2 VVG. Ge-

mäß § 31 Abs. 1 VVG kann der Versicherer nach dem Eintritt des Versicherungsfal-

les verlangen, dass der Versicherungsnehmer jede Auskunft erteilt, die zur Feststel-

lung des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versiche-

rers erforderlich ist (Satz 1), und dass ihm insoweit Belege vorgelegt werden, als de-

ren Beschaffung dem Versicherungsnehmer billigerweise zugemutet werden kann 

(Satz 2). § 31 Abs. 1 VVG beruht auf dem Gedanken einer kooperativen Regulie-

rung des Versicherungsfalles auf der Basis eines strukturierten, von Treu und 

Glauben beherrschten Informations- und Kommunikationsprozesses, der die 

zwischen den Vertragsparteien bestehende Informationsasymmetrie ausglei-

chen und dem Versicherer damit die Prüfung seiner eventuellen Leistungs-

pflicht ermöglichen soll. Dabei kommt dem Versicherer grundsätzlich ein erhebli-

cher Beurteilungsspielraum zu, welche Angaben er zur Ermittlung des Sachverhalts 

für erforderlich hält, um seine Entscheidung über die Leistungspflicht auf ausreichen-

der und gesicherter Tatsachengrundlage treffen zu können. Insbesondere kommt es 

nicht darauf an, ob sich die geforderten Angaben nach dem Ergebnis der Prüfung 

tatsächlich als wesentlich erweisen, da die Frage der Erforderlichkeit ex ante zu be-

urteilen ist.  

Umstritten ist aber, ob der Versicherer auch nach Umständen fragen und die 

Vorlage von Belegen verlangen darf, die es ihm erlauben, die Verletzung von 

vorvertraglichen Anzeigeobliegenheiten durch den Versicherungsnehmer zu 

beurteilen, insbesondere wie das Tatbestandsmerkmal des § 31 Abs. 1 Satz 1 

VVG "zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leis-

tungspflicht des Versicherers erforderlich" auszulegen ist. Älterer obergerichtli-

cher Rechtsprechung und einem Teil des Schrifttums zufolge soll eine eng am Wort-

laut orientierte Auslegung geboten sein, nach der die Aufklärungsobliegenheit über 

die Abwicklung des konkreten Versicherungsfalles nicht hinausgeht und sich damit 

nicht auf Umstände erstreckt, die ausschließlich Anfechtungs- und Rücktrittsgründe 

zu begründen vermögen. Gegenstimmen in der Literatur sehen demgegenüber - 

wie die herrschende Meinung zu § 14 Abs. 1 VVG - auch die Aufklärung solcher 

Umstände als erforderlich im Sinne des § 31 Abs. 1 VVG an, die dazu dienen, 

eine Anzeigeobliegenheitsverletzung oder arglistige Täuschung des Versiche-

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE003200000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE003200000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE003200000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE003200000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE003200000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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rungsnehmers bei Vertragsschluss aufzudecken. Diese Ansicht überzeugt. Für 

sie streiten im Wesentlichen die gleichen Argumente, die schon für die weite Ausle-

gung des nahezu wortgleichen § 14 Abs. 1 VVG ausschlaggebend sind. Der Wortlaut 

des § 31 Abs. 1 Satz 1 VVG kann dahin verstanden werden, dass die Prüfung der 

Vertragswirksamkeit mitumfasst werden soll. Dafür sprechen - ähnlich wie bei § 14 

Abs. 1 VVG - Sinn und Zweck der Vorschrift: Zielt § 14 Abs. 1 VVG darauf ab, dem 

Versicherer die erforderliche Zeit zur Prüfung zu verschaffen, ob und in wel-

cher Höhe er zur Leistung verpflichtet ist (hierzu 1 b bb), soll § 31 Abs. 1 VVG 

ihn dazu befähigen, die hierzu erforderliche Tatsachengrundlage zu ermitteln. 

Beide Regelungen bezwecken damit im Kern, dem Versicherer eine sachge-

rechte Prüfung seiner Leistungspflicht zu ermöglichen. Das Bestehen der ent-

sprechenden Obliegenheit ist entgegen der Auffassung der Revision nicht da-

von abhängig, dass dem Versicherer Anhaltspunkte für eine vorvertragliche 

Anzeigeobliegenheitsverletzung des Versicherungsnehmers vorliegen. Die Ob-

liegenheit des Versicherungsnehmers, bei der Beschaffung seiner persönlichen Da-

ten durch den Versicherer mitzuwirken, berührt sein grundrechtlich geschütztes Inte-

resse an informationellem Selbstschutz. Das bedeutet allerdings nicht, dass jede 

Verpflichtung des Versicherungsnehmers zur Mitwirkung bei der Datenerhebung des 

Versicherers sein allgemeines Persönlichkeitsrecht verletzte. Vielmehr steht dem 

Interesse des Versicherungsnehmers an informationeller Selbstbestimmung 

das ebenfalls erhebliche Offenbarungsinteresse des Versicherers gegenüber, 

das in der Vertragsfreiheit wurzelt und damit durch Art. 12 GG ebenfalls grund-

rechtlichen Schutz genießt. Die Abwägung der vorstehenden Belange führt 

nicht dazu, die den Versicherungsnehmer treffende Mitwirkungsobliegenheit 

auf Fälle zu beschränken, in denen bereits eine konkrete Verdachtslage für ei-

ne Anzeigeobliegenheitsverletzung des Versicherungsnehmers besteht. Denn 

der dem Versicherer zuzubilligende Beurteilungsspielraum in der Frage, welche An-

gaben er zur Sachverhaltsermittlung für erforderlich hält, wäre zu weitgehend einge-

schränkt, müsste er zur Rechtfertigung seiner Erhebungen zunächst jeweils im Ein-

zelnen darlegen und gegebenenfalls beweisen, dass die Fallumstände den konkre-

ten Verdacht einer Verletzung der vorvertraglichen Anzeigeobliegenheit durch den 

Versicherungsnehmer begründeten.  

Kann der Umfang der Datenerhebung nicht von vornherein auf entsprechende 

Informationen beschränkt werden, weil dem Versicherer noch unbekannt ist, 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001500000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE003200000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001500000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001500000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001500000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE003200000/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE002800314/format/xsl/part/S?oi=sFYNhE8MHA&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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worauf er sein Augenmerk zu richten hat, so erstreckt sich die Obliegenheit 

des Versicherungsnehmers zunächst auf die Einholung solcher weniger weit-

reichender und persönlichkeitsrelevanter Vorinformationen, die dem Versiche-

rer eine Konkretisierung ermöglichen, welche Informationen im Weiteren tat-

sächlich für die Leistungsprüfung relevant sind. Dies kann im Fall eines gerin-

gen Kenntnisstandes des Versicherers eine gestufte, einem Dialog vergleich-

bare (vgl. dazu BVerfG VersR 2013, 1425, 1427 f. [juris Rn. 22, 28]) Datenerhe-

bung erforderlich werden lassen, in deren Rahmen zunächst Vorinformationen 

allgemeiner Art erhoben werden, auf deren Grundlage der Versicherer sodann 

einzelne, spezifischere Anfragen zu stellen vermag, deren Beantwortung unter 

Umständen wiederum zur Grundlage noch weiter ins Detail gehender Erkundi-

gungen werden kann. Insoweit werden sich die Erhebungen des Versicherers zu-

nächst auf solche Informationen zu beschränken haben, die ihm einen Überblick 

über die zur Beurteilung des Versicherungsfalles einschließlich des vorvertraglichen 

Anzeigeverhaltens des Versicherungsnehmers relevanten Umstände ermöglichen. 

Dies kann etwa auf einer ersten Stufe der Erhebungen die Frage betreffen, 

wann in dem für die Anzeigeobliegenheit maßgeblichen Zeitraum ärztliche Be-

handlungen oder Untersuchungen stattgefunden haben, was beispielsweise 

durch eine Auskunft des Krankenversicherers beantwortet werden könnte, den 

der Versicherungsnehmer zunächst nur insoweit von seiner Schweigepflicht 

entbinden müsste. Besonders sensible Gesundheitsdaten (etwa Diagnosen, 

Behandlungsweisen oder Verordnungen betreffend) blieben von der Aus-

kunftsobliegenheit des Versicherungsnehmers so lange nicht umfasst, bis der 

Versicherer aufgrund seiner Prüfung der Vorinformationen sein Auskunftsver-

langen weiter konkretisiert. Erst dann wäre der Versicherungsnehmer gehalten, 

dieser Konkretisierung entsprechende Schweigepflichtentbindungen zu ertei-

len. Allerdings bleibt es ihm unbenommen, zur Beschleunigung der Leistungs-

prüfung stattdessen sogleich umfassende Auskünfte zu erteilen und auch eine 

unbeschränkte Schweigepflichtentbindung zu erklären. Denn als Träger des 

Rechts auf informationelle Selbstbestimmung steht es ihm frei, Daten anderen 

gegenüber zu offenbaren. Hierüber und über die andernfalls nach den vorge-

nannten Maßstäben schrittweise zu erfüllende Obliegenheit, Schweige-

pflichtentbindungen zu erteilen, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 

eingangs seiner Erhebungen zu informieren. 
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Gegen die Annahme einer derart begrenzten Mitwirkungsobliegenheit des Versiche-

rungsnehmers aus § 31 Abs. 1 VVG greifen die von der Revision und Teilen der Lite-

ratur erhobenen Einwände nicht durch (wird im einzelnen ausgeführt). Anderes ergibt 

sich auch nicht aus § 213 Abs. 1 VVG. Dessen Tatbestand ist von seinem Wortlaut 

her weiter als der des § 31 Abs. 1 VVG, weil er die Erhebung personenbezogener 

Daten für zulässig erklärt, deren Kenntnis "für die Beurteilung des zu versichernden 

Risikos oder der Leistungspflicht" erforderlich ist. Dementsprechend geht auch die 

überwiegende Meinung in Rechtsprechung und Literatur zu Recht davon aus, 

§ 213 VVG stehe einer Datenerhebung zum Zwecke der Überprüfung vorver-

traglicher Anzeigeobliegenheitsverletzungen des Versicherungsnehmers nicht 

entgegen. Ein die Datenerhebung rechtfertigendes schutzwürdiges Interesse des 

Versicherers lässt sich auch nicht mit der Erwägung verneinen, er könne durch Ge-

staltung der Antragsfragen und Umorganisation seines Vertriebs bereits die vorver-

tragliche Beschaffung der für ihn risikorelevanten Informationen mitgestalten. Eine 

Pflicht des Versicherers, die Richtigkeit sämtlicher bei der Vertragsanbahnung 

erteilten Auskünfte des Versicherungsnehmers - so sie nicht ersichtlich unklar 

oder unvollständig sind – bereits vor Vertragsschluss zu überprüfen, sieht das 

Gesetz nicht vor.  

Seiner nach all dem bestehenden Mitwirkungsobliegenheit hat der Kläger nicht ge-

nügt, weil er sich weigerte, der Beklagten die Beschaffung der zur Prüfung vorver-

traglicher Anzeigeobliegenheitsverletzungen erforderlichen Gesundheitsdaten zu er-

möglichen. Dies war nicht deshalb gerechtfertigt, weil die Beklagte mehr verlangt hät-

te, als dem Kläger nach Maßgabe von § 22 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 der AVB i.V.m. § 31 

Abs. 1 VVG tatsächlich oblag. Nachdem sich der Kläger ernsthaft und endgültig 

geweigert hatte, bei jedweder Erhebung von Gesundheitsdaten mitzuwirken, 

die nicht der Klärung des Versicherungsfalles, sondern der Prüfung vorvertrag-

licher Anzeigeobliegenheitsverletzungen dient, erschien ein gesondertes, en-

ger gefasstes Mitwirkungsverlangen der Beklagten, die in der vorgerichtlichen 

Korrespondenz mit dem Kläger die Bereitschaft gezeigt hatte, über den Umfang 

der erforderlichen Schweigepflichtentbindung eine einvernehmliche Lösung 

herbeizuführen, letztlich aussichtslos.  
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2. BGH vom 5. Juli 2017 – IV ZR 121/15, r+s 2017, 462 („Datenverwertung“) 

 

Sachverhalt: 

Die Klägerin verlangt als Versicherte vom beklagten Versicherer Leistungen aus ei-

ner Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung. Im Juni 2004 beantragte der Ehemann 

der Klägerin bei der Beklagten eine Risikolebensversicherung, in welche die seiner-

zeit 44-jährige Klägerin als versicherte Person einbezogen werden sollte. Der Versi-

cherungsantrag enthält detaillierte Angaben zu Vorerkrankungen des Ehemanns, 

während auf der den Gesundheitszustand der Klägerin betreffenden Antragsseite 

lediglich Körpergröße und Gewicht angegeben und sämtliche weitere Fragen (mit 

Ausnahme der nicht beantworteten Frage nach Medikamenteneinnahme innerhalb 

des letzten Jahres) verneint sind. Der Antrag trägt Unterschriften der Klägerin. Die 

Beklagte stellte einen Versicherungsschein mit Wirkung ab dem 1. September 2004 

aus. Im November 2004 beantragte der Ehemann als Versicherungsnehmer eine 

Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung zur genannten Lebensversicherung, in wel-

che die Klägerin, die seinerzeit als Postzustellerin arbeitete, ebenfalls als versicherte 

Person einbezogen werden sollte. In dem auf den 15. November 2004 datierten An-

tragsformular sind unter der Überschrift "Gesundheitsangaben" zahlreiche Fragen, 

diagonal durchgestrichen und mit dem handschriftlichen Zusatz versehen: "Hauptan-

trag wurde im Sep. 2004 gestellt. Der gesundheitliche Zustand hat sich nicht verän-

dert und es ist nichts neues dazugekommen. Gesundheitsfragen siehe Hauptantrag." 

Darunter befinden sich die Unterschriften der Eheleute. Der daraufhin erstellte Versi-

cherungsschein nennt als Versicherungsbeginn ebenfalls den 1. September 2004 

und als Leistungsdauer für die Berufsunfähigkeitsrente zehn Jahre. Die Klägerin be-

zieht wegen einer psychischen Erkrankung, in deren Folge sie nach ihrer Behaup-

tung seit Mai 2011 bedingungsgemäß berufsunfähig ist, seit November 2011 eine 

Rente wegen voller Erwerbsminderung. Im Januar 2012 zeigte sie die Erkrankung 

der Beklagten an. Wenig später beantragte sie Versicherungsleistungen und unter-

zeichnete unter anderem eine von der Beklagten vorformulierte Schweigepflichtent-

bindungserklärung mit folgendem Wortlaut: 

"Ich ermächtige den Versicherer, zur Nachprüfung und Verwertung der 

von mir über meine Gesundheitsverhältnisse gemachten Angaben alle 

Ärzte, Krankenhäuser und sonstige Krankenanstalten, bei denen ich in 
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Behandlung war oder sein werde, sowie andere Personenversicherer 

über meine Gesundheitsverhältnisse bei Vertragsschluss zu befragen; 

dies gilt auch für die Zeit vor der Antragsannahme. …" 

Anfragen der Beklagten bei gesetzlichen Krankenversicherern und verschiedenen 

Ärzten ergaben, dass die Klägerin ab dem Jahr 2001 wegen einer Erkrankung an der 

Kniescheibe und Wirbelsäulenbeschwerden ärztlich behandelt und zweimal über 

mehrere Wochen krankgeschrieben, zudem im Jahre 2004 wegen Schmerzen im 

Ellenbogen behandelt und vom 4. bis 13. November 2004 krankgeschrieben worden 

war. Mit Schreiben vom 27. April 2012 focht die Beklagte ihre Annahme der Berufs-

unfähigkeits-Zusatzversicherung wegen Verletzung der vorvertraglichen Anzeige-

pflicht an und erklärte sich für leistungsfrei. Das Landgericht hat die Klage auf Versi-

cherungsleistungen abgewiesen. Die hiergegen gerichtete Berufung der Klägerin ist 

erfolglos geblieben.  

Rechtliche Würdigung: 

Die Revision der Klägerin hatte Erfolg. Rechtsfehlerhaft hat es das Berufungsge-

richt versäumt zu prüfen, ob die von der Beklagten zur Frage vorvertraglicher 

Anzeigepflichtverletzungen des Versicherungsnehmers und der Versicherten 

durchgeführte Erhebung von Gesundheitsdaten der Klägerin bei ihren gesetz-

lichen Krankenversicherern und Ärzten gegen die Vorgaben der verfassungs-

gerichtlichen Rechtsprechung zum Recht des Versicherten auf informationelle 

Selbstbestimmung sowie des § 213 VVG verstößt und es der Beklagten infol-

gedessen möglicherweise nach Treu und Glauben verwehrt ist, sich auf die 

hierdurch gewonnenen Erkenntnisse im Rahmen der erklärten Arglistanfech-

tung zu berufen. 

1. Das Berufungsgericht hätte zunächst der Frage der Rechtmäßigkeit der Da-

tenerhebung durch die Beklagte nachgehen müssen. Dabei hat es entgegen 

der Auffassung der Revision im Ausgangspunkt noch richtig erkannt, dass die 

weite Fassung der von der Beklagten vorformulierten und von der Klägerin un-

terzeichneten Schweigepflichtentbindung für sich genommen keinen rechtli-

chen Bedenken begegnet. Denn das Gesetz setzt, wie sich aus § 213 VVG 

ergibt, die Zulässigkeit so genannter allgemeiner Schweigepflichtentbindungen 

voraus. Das Recht der betroffenen Person auf wirkungsvollen informationellen 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE021400000/format/xsl/part/S?oi=zwk4XucAde&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Selbstschutz soll danach nicht durch eine obligatorische Einzelfalleinwilligung, son-

dern dadurch erreicht werden, dass der Betroffene gemäß § 213 Abs. 2 Satz 2 VVG 

stets vorab über eine geplante Datenerhebung zu unterrichten ist und dieser wider-

sprechen sowie darüber hinaus nach § 213 Abs. 3 VVG jederzeit verlangen kann, 

dass eine Erhebung nur bei Einzeleinwilligung erfolgt.  

Ein abweichendes Normverständnis ist auch nach dem Beschluss des Bun-

desverfassungsgerichts vom 23. Oktober 2006 (VersR 2006, 1669) nicht gebo-

ten. Danach begegnet es verfassungsrechtlichen Bedenken, eine versicherungsver-

tragliche Obliegenheit als wirksam anzusehen, nach welcher der Versicherungsneh-

mer gehalten ist, eine vom Versicherer geforderte umfassende Schweigepflichtent-

bindung zu erteilen, wenn ihm damit die tatsächliche Möglichkeit und Zumutbarkeit 

informationellen Selbstschutzes genommen wird. Im Anschluss daran hat der Senat 

in seiner jüngsten Rechtsprechung betont, dass der Versicherungsnehmer dem Ver-

sicherer eine unbeschränkte Schweigepflichtentbindung erteilen kann. Denn als Trä-

ger des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung steht es ihm frei, Daten ande-

ren gegenüber zu offenbaren (Senatsurteil vom 22. Februar 2017 - IV ZR 289/14, r+s 

2017, 232 Rn. 49). 

Das Berufungsgericht hat allerdings nicht berücksichtigt, dass der Versicherer 

im Rahmen seiner Leistungsprüfung dem Versicherten die Erklärung einer sol-

chen allgemeinen Schweigepflichtentbindung regelmäßig nicht abverlangen 

darf. Gemäß § 31 Abs. 1 VVG hat der Versicherungsnehmer bei der Erhebung von 

Daten durch den Versicherer grundsätzlich nur insoweit mitzuwirken, als diese zur 

Prüfung des Leistungsfalls relevant sind. Im Falle eines geringen Kenntnisstands 

des Versicherers kann dies eine gestufte, einem Dialog vergleichbare Datener-

hebung erforderlich werden lassen, in deren Rahmen sich die Erhebungen des 

Versicherers zunächst auf solche Informationen zu beschränken haben, die 

ihm einen Überblick über die zur Beurteilung des Versicherungsfalls ein-

schließlich des vorvertraglichen Anzeigeverhaltens des Versicherungsnehmers 

relevanten Umstände ermöglichen. Dementsprechend ist der Versicherungsneh-

mer aufgrund seiner gesetzlichen Obliegenheit aus § 31 Abs. 1 VVG auch nur inso-

fern gehalten, inhaltlich begrenzte Schweigepflichtentbindungen zu erklären, als das 

Erhebungsbegehren des Versicherers jeweils zulässigerweise reicht. Dabei ist es 

ihm zwar unbenommen, zur Beschleunigung der Leistungsprüfung sogleich eine un-
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beschränkte Entbindungserklärung zu erteilen. Hierüber und über die andernfalls 

schrittweise zu erfüllende Obliegenheit hat ihn der Versicherer aber eingangs der 

Erhebungen zu informieren. Diese Grundsätze gelten für die Mitwirkungsobliegenheit 

des bezugsberechtigten Versicherten nach § 31 Abs. 2 VVG entsprechend.  

Hat die Beklagte von der Klägerin entgegen diesen Vorgaben gleichwohl ver-

langt, die fragliche allgemeine Schweigepflichtentbindung zu erteilen, und ist 

die Klägerin dem nachgekommen, so ist die auf dieser Grundlage durchgeführ-

te Datenerhebung rechtswidrig, weil es an einer wirksamen Einwilligung der 

betroffenen Person im Sinne des § 213 Abs. 1 Halbsatz 2 VVG fehlte. Kommt 

eine allgemeine Schweigepflichtentbindung dementsprechend dadurch zustande, 

dass der Versicherer diese im Rahmen der Leistungsprüfung verlangt, anstatt sie 

lediglich als Alternative zur andernfalls schrittweise zu erfüllenden Mitwirkungsoblie-

genheit anzubieten, kann sie eine Datenerhebung nach § 213 Abs. 1 VVG nicht 

rechtfertigen. Hat die Klägerin die im Streit stehende Erklärung dagegen erteilt, 

ohne dass die Beklagte dies verlangt hätte, aber auch ohne von dieser auf die 

Möglichkeit der schrittweisen Erteilung inhaltlich beschränkter Schweige-

pflichtentbindungen hingewiesen worden zu sein, so hätte das Berufungsge-

richt hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der hierauf beruhenden Datenerhebung 

darüber hinaus prüfen müssen, ob dabei die weiteren Vorgaben des § 213 VVG 

beachtet wurden. Die Beklagte hätte die Klägerin insofern vor der Erhebung der 

Gesundheitsdaten nach § 213 Abs. 1 VVG unterrichten sowie darauf hinweisen müs-

sen, dass sie der Erhebung widersprechen kann (§ 213 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 VVG). 

Zudem wäre die Klägerin auf ihr Recht hinzuweisen gewesen jederzeit verlangen zu 

können, dass eine Datenerhebung nur erfolgt, wenn jeweils in die einzelne Erhebung 

eingewilligt worden ist (§ 213 Abs. 3 und 4 VVG). Hätte die Beklagte der Klägerin die 

entsprechenden Informationen nicht erteilt, so wäre die auf Grundlage der allgemei-

nen Schweigepflichtentbindung durchgeführte Datenerhebung gleichfalls als rechts-

widrig anzusehen. Nach alldem hat es das Berufungsgericht rechtsfehlerhaft unter-

lassen aufzuklären, wie es zur Abgabe der allgemeinen Schweigepflichtentbindung 

durch die Klägerin kam und - gegebenenfalls - wie die hierauf erfolgte Datenerhe-

bung ablief.  

2. Im Falle einer - unterstellt - rechtswidrigen Datenerhebung wäre in einem 

zweiten Schritt zu klären, ob die Beklagte daran gehindert war, sich auf das 
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Ergebnis der rechtswidrigen Ermittlungen zu berufen und die Anfechtung der 

Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung nach § 123 BGB zu erklären. Nach der 

Senatsrechtsprechung zur Rechtslage vor Inkrafttreten des neuen Versiche-

rungsvertragsgesetzes ist in Fällen der Datenerhebung ohne ausreichende 

Rechtsgrundlage sachlich-rechtlich zu prüfen, ob der Versicherer nach § 242 

BGB gehindert ist, sich auf die Ergebnisse seiner Ermittlungen zu berufen und 

insbesondere darauf gestützt von dem Gestaltungsrecht der Arglistanfechtung 

Gebrauch zu machen (Senatsurteil vom 28. Oktober 2009 - IV ZR 140/08, r+s 2010, 

55 Rn. 19 ff.). Dabei führt nicht jedes rechts- oder pflichtwidrige Verhalten des Versi-

cherers stets oder auch nur regelmäßig zur Unzulässigkeit der hierdurch ermöglich-

ten Wahrnehmung seiner Rechte. Vielmehr ist zunächst danach zu fragen, ob er 

die tatsächlichen Voraussetzungen der Rechtsausübung, wie z.B. die Erlan-

gung der erforderlichen Tatsachenkenntnis, gerade durch das beanstandete 

Verhalten zielgerichtet geschaffen hat, denn ein solch treuwidriges Verhalten 

kann dazu führen, ihm die Ausnutzung der so gewonnenen Rechtsstellung zu 

versagen. Lässt sich ein zielgerichtet-treuwidriges Handeln im vorgenannten 

Sinne nicht feststellen, ist alsdann durch eine umfassende Abwägung der 

maßgeblichen Umstände des Einzelfalls zu entscheiden, ob und inwieweit dem 

Versicherer die Ausübung seiner Rechtsposition nach Treu und Glauben ver-

wehrt sein soll.  

Ob diese Grundsätze nach Inkrafttreten des § 213 VVG fortgelten, ist umstritten. Ei-

nige Stimmen im Schrifttum lehnen dies aus unterschiedlichen Gründen ganz oder 

teilweise ab. Die überwiegende Meinung hält demgegenüber an den Grundsätzen 

der bisherigen Senatsrechtsprechung auch nach Inkrafttreten des § 213 VVG fest. 

Die letztgenannte Auffassung trifft zu. § 213 VVG regelt für den Fall einer rechts-

widrigen Datenerhebung keine Sanktionen. Daraus lässt sich indes weder fol-

gern, dass nach dem Willen des Gesetzgebers jeder Verstoß rechtlich folgen-

los bleiben soll, noch dass eine Missachtung der rechtlichen Erfordernisse 

stets dazu führen muss, dass der Versicherer die von ihm gewonnenen Daten 

nicht verwenden dürfte. Vielmehr hat sich an der - insbesondere auch verfas-

sungsrechtlich geschützten - Interessenlage der Beteiligten und dem Gebot, 

ihren Grundrechten nach dem Prinzip der praktischen Konkordanz Geltung zu 

verschaffen, mit dem Inkrafttreten des § 213 VVG, der dieselben verfassungs-

rechtlichen Vorgaben umsetzen sollte, die bereits Grundlage der früheren Se-
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natsrechtsprechung waren, nichts geändert. Damit bleibt es bei den bisherigen 

Grundsätzen, wobei jedoch zu berücksichtigen ist, dass der Senat den betroffenen 

Versicherern in seinen bisherigen Entscheidungen noch zugutegehalten hat, dass ihr 

jeweiliges Verlangen nach einer weit gefassten Schweigepflichtentbindungserklärung 

vor der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Oktober 2006 (VersR 

2006, 1669) gestellt worden war und seinerzeit einer allgemein - auch vom Senat - 

gebilligten Praxis entsprochen hatte. Das lässt sich auf die Datenerhebung nach In-

krafttreten des § 213 VVG, der gerade die vorgenannte verfassungsgerichtliche 

Rechtsprechung berücksichtigen sollte, nicht übertragen.  

Das bedeutet für den Streitfall: Es kommt darauf an, aus welchen Gründen die 

Beklagte den rechtlichen Anforderungen an eine zulässige Datenerhebung 

nicht genügt hat. Anders als das Berufungsgericht meint, spielt insofern keine 

Rolle, dass die Ermittlungsergebnisse der Beklagten nicht im Streit stehen. 

Vielmehr ist auch im Fall unstreitig verschwiegener Vorerkrankungen zu klä-

ren, ob sich die Verwendung der diesbezüglichen Erkenntnisse des Versiche-

rers bei der Ausübung von Gestaltungsrechten wie Rücktritt oder Anfechtung 

als unzulässige Rechtsausübung darstellt, wobei der Einwand aus § 242 BGB 

keine Einrede, sondern ein von Amts wegen zu beachtender Einwand ist. Lässt 

sich ein zielgerichtet-treuwidriges Handeln der Beklagten im vorgenannten 

Sinne nicht feststellen, ist weiter mittels einer Abwägung der Fallumstände zu 

klären, ob sich das Verhalten der Beklagten anderweitig als treuwidrig darstellt 

und das Interesse der Klägerin am Schutz ihrer Gesundheitsdaten oder das 

anerkennenswerte Interesse der Beklagten an einer Offenlegung risikorelevan-

ter Vorerkrankungen überwiegt. Insbesondere steht das Ergebnis der Abwä-

gung nicht deshalb fest, weil im Falle eines erwiesenen arglistigen Verhaltens 

des Versicherungsnehmers bei Vertragsschluss dessen Schutzbedürfnis an 

der Geheimhaltung seiner Gesundheitsdaten regelmäßig aufgehoben wäre. 

Denn das schüfe einen Anreiz für den Versicherer, im Versicherungsfall ohne Rück-

sicht auf das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung - und nunmehr auch 

die Regelung in § 213 VVG - Gesundheitsdaten mit dem Ziel zu erheben, ein arglisti-

ges Verhalten des Versicherungsnehmers nachzuweisen. Vielmehr bleibt eine vom 

Versicherer aufgedeckte Arglist des Versicherungsnehmers lediglich ein - 

wenn auch meist gewichtiger - in die Güterabwägung einfließender Umstand.  
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III. Bezugsberechtigung 

 

1. OLG Dresden vom 9. Oktober 2018 – 4 U 808/18, VersR 2019, 85 („“Erben laut 

Erbschein“ als Bezugsberechtigte“) 

Nach der Systematik des § 160 VVG, der für bestimmte Fälle Auslegungsregeln 

hinsichtlich der Bezugsberechtigung von Versicherungsleistungen enthält, 

(§ 160 Abs. 2 VVG) sind die Erben des Versicherungsnehmers bezugsberech-

tigt. Dies bedeutet gerade nicht, dass die Versicherungsleistung zunächst in 

den Nachlass fällt, bevor sie an die Erben ausgekehrt wird. Nach einhelliger 

Auffassung gehört der Anspruch auf Auszahlung der Versicherungsleistung 

auf der Grundlage einer Bezugsberechtigung nicht zum Erblasservermögen, 

sondern entsteht mit dem Todesfall unmittelbar im Vermögen des Bezugsbe-

rechtigten. Die Benennung eines Bezugsberechtigten ist freilich wie jede andere 

Willenserklärung, soweit sie nicht eindeutig ist, der Auslegung zugänglich. Da § 160 

VVG nicht grundsätzlich die Auslegung der Bezugsberechtigung regelt, sondern nur 

deren Auslegung in bestimmten Fällen, gelten zunächst die allgemeinen zivil-

rechtlichen Auslegungsregelungen der §§ 133, 157 BGB. Abzustellen ist also 

zunächst auf den Willen des Versicherungsnehmers (VN), wie er bei der Be-

stimmung der Bezugsberechtigung gegenüber dem Versicherer (VR) nach dem 

objektiven Empfängerhorizont zum Ausdruck gekommen ist. Maßgeblich ist da-

nach in erster Linie, wie der Versicherer die Erklärung des VN nach Treu und Glau-

ben und unter Berücksichtigung der Verkehrssitte verstehen musste. So soll bei na-

mentlich bezeichneten Erben ohne Zweifel die Versicherungsleistung ohne Umweg 

über den Nachlass direkt an den Begünstigten gehen. Gleiches gilt, wenn Erben 

nicht namentlich bezeichnet werden, sondern es um die „Erben laut Testament“ geht, 

weil hier davon ausgegangen wird, dass nicht nach der gesetzlichen Erbfolge die 

Todesfallleistung ausgezahlt werden soll, sondern kraft eigener Verfügung des Erb-

lassers und Versicherungsnehmers. Umgekehrt soll bei der Bezeichnung „Erben laut 

Rechtsnachfolge“ der Nachlass begünstigt sein, weil hiermit die gesetzliche Erbfolge 

gemeint sein soll. Vorliegend lässt die Formulierung „Erben laut Erbschein“ kei-

nen eindeutigen Schluss darauf zu, ob damit die Erben kraft gesetzlicher 

Rechtsnachfolge einerseits oder kraft Testamentes andererseits oder schlicht 

als direkte Bezugsberechtigte ohne gesetzliche Erbfolge gemeint sind. In ei-
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nem solchen Falle kommt dann die Zweifelsregelung des § 160 Abs. 2 S. 1 

i.V.m. S. 2 VVG zum Tragen, wonach „die Erben“ die Ansprüche auf die Versi-

cherungssumme gerade nicht kraft Erbrechts, sondern als Bezugsberechtigte 

erwerben sollen.  

Dieses Bezugsrecht der Erben hat der Nachlasspfleger der Kläger in seinem 

Schreiben vom 24.03.2015 nicht wirksam widerrufen können. Nach allgemeiner 

Auffassung kann auch ein widerrufliches Bezugsrecht nach dem Todesfall und 

damit nach dem Eintritt des Versicherungsfalles nicht mehr widerrufen werden. 

Es erstarkt dann zum Vollrecht bzw. entsteht als originäres neues Recht zugunsten 

der Bezugsberechtigten. Der mit Schreiben vom 24.03.2015 ausgesprochene „Wider-

ruf des Bezugsrechts“ führt auch nicht aus anderen Gründen zu einem gegen die 

Beklagte gerichteten Anspruch. Die Frage des „Behaltendürfens“ in Bezug auf 

das Bezugsrecht beantwortet sich nicht nach dem zwischen dem Versicherer 

und dem Versicherungsnehmer bestehenden Deckungsverhältnis, sondern al-

lein nach dem Valutaverhältnis, also dem Verhältnis zwischen Versicherer 

(richtig: Versicherungsnehmer) und dem Bezugsberechtigtem. Zwischen die-

sen kommt als Rechtsgrund für das Behaltendürfen der Leistung i.d.R. nur ein 

Schenkungsvertrag gemäß § 518 BGB in Betracht. Nach allgemeiner Meinung 

enthält die Bezugsberechtigungserklärung des Versicherungsnehmers zugleich ge-

genüber dem Versicherer den konkludenten Auftrag, dem Bezugsberechtigten nach 

Eintritt des Versicherungsfalls das noch zu Lebzeiten abgegebene Schenkungsan-

gebot des Versicherungsnehmers zu überbringen. Diesen Auftrag erfüllt der Versi-

cherer entweder durch die Mitteilung gegenüber dem Erben über sein Bezugsrecht 

oder konkludent durch Auszahlung der Versicherungssumme. Diesen Auftrag, ge-

richtet auf Überbringung des Schenkungsangebotes, sollen - anders als das Bezugs-

recht - nach allgemeiner Meinung die gesetzlichen Erben widerrufen können. In die-

ser Konstellation spricht indes einiges dafür, dass die Ausübung des Wider-

rufsrechts durch einen Nachlasspfleger, der nicht als Vertreter des Nachlasses, 

sondern der unbekannten Erben anzusehen ist, rechtsmissbräuchlich wäre, 

weil ein solcher Widerruf dazu führen würde, dass für deren unwiderrufliches 

und außerhalb des Nachlasses entstandenes Bezugsrecht nachträglich der 

Rechtsgrund entfiele. Denn im Anschluss an die gem. § 812 BGB erfolgte Heraus-

gabe ihrer Bereicherungsposition würden die Bezugsberechtigten zwar als Erben an 

der Versicherungssumme im Umfang ihrer jeweiligen Erbquote teilhaben, allerdings 
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wären dann die Nachlassverbindlichkeiten abzusetzen, während bei einer direkten 

Bezugsberechtigung ein solcher Abzug unterbliebe. Allerdings kann die Frage, ob 

der Nachlasspfleger in einer solchen Konstellation berechtigt ist, den Widerruf des 

Schenkungsangebotes zu erklären oder nicht, dahinstehen. Denn ein wirksamer Wi-

derruf hätte allein zur Folge, dass den lt. Erbschein quotal berechtigten Erben - so sie 

vorhanden sind - ein Bezugsrecht ohne Rechtsgrund zugefallen wäre. Wegen des 

Grundsatzes der Relativität der Schuldverhältnisse ist ein hieraus folgender 

Bereicherungsanspruch aber nicht im Deckungsverhältnis zum Versicherer, 

sondern im Valutaverhältnis der Erben gegenüber den Bezugsberechtigten zu 

verfolgen. 

2. OLG Stuttgart vom 11. Oktober 2018 – 7 U 109/18, VersR 2019, 22 („Bezugs-

rechtsbestimmung „die Eltern, nach Heirat die Ehefrau““) 

Sachverhalt: 

Die Klägerin verlangt von der Beklagten die Auszahlung der Todesfallsumme aus 

einer Lebensversicherung, die ihr am 2015 verstorbener, geschiedener Ehemann 

(künftig: Versicherungsnehmer) bei der Beklagten im Jahr 1973 als damals noch le-

diger 17-jähriger abgeschlossen hat. In dem Versicherungsantrag heißt es bezüglich 

der Bezugsberechtigung für den Ablebensfall des Versicherungsnehmers: 

„die Eltern, nach Heirat die Ehefrau“. 

Vom 1986 bis 2007 war der Versicherungsnehmer mit der Klägerin verheiratet. Die 

Eltern des Versicherungsnehmers sind bereits vor dem Versicherungsnehmer ver-

storben. Der Versicherungsnehmer verstarb, ohne die Bezugsrechtsverfügung abge-

ändert oder widerrufen zu haben. Erben des Versicherungsnehmers sind zwei aus 

der Ehe mit der Klägerin hervorgegangene Töchter und eine weitere Tochter des 

Versicherungsnehmers. Die Beklagte hinterlegte die Versicherungsleistung unter 

Verzicht auf das Recht zur Rücknahme beim Amtsgericht K. Das Landgericht hat die 

Klage abgewiesen. Die Berufung der Klägerin blieb erfolglos. 

Rechtliche Würdigung: 

Der Klägerin steht gegen die Beklagte kein Anspruch auf Auszahlung der Todesfall-

leistung aus der von dem verstorbenen Versicherungsnehmer geschlossenen Le-
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bensversicherung gem. §§ 328, 331 BGB i.V.m. §§ 159 Abs. 2, 1 S. 1 VVG zu, da sie 

nicht Bezugsberechtigte ist (dazu unten 1.). Im Übrigen kann sich die Beklagte ge-

genüber der Klägerin als vermeintlicher Empfangsberechtigter des streitgegenständ-

lichen hinterlegten Betrags auf die schuldbefreiende Wirkung der rechtmäßig erfolg-

ten Hinterlegung berufen (dazu unten 2.). 

1. Die Klägerin ist nach Auslegung des Versicherungsantrags nicht als Bezugsbe-

rechtigte der Todesfallsumme anzusehen. Die Bestimmung der Bezugsberechti-

gung durch den Versicherungsnehmer ist eine einseitige, empfangsbedürftige 

Willenserklärung, die auf den Zeitpunkt ihrer Abgabe abstellend aus Sicht des 

Versicherers als objektivem Empfänger gemäß §§ 133, 157, 242 BGB auszule-

gen ist. Zu Recht hat das Landgericht nach diesen Maßstäben der Erklärung - 

„die Eltern, nach Heirat die Ehefrau" - den Willen des Versicherungsnehmers 

entnommen, für den Fall einer Heirat eine zukünftige Ehefrau unter der auflö-

senden Bedingung einer Scheidung zu begünstigen. Nach dem objektiven Emp-

fängerhorizont (§§ 133, 157 BGB) der Beklagten kann sich die Formulierung „Eltern, 

nach Heirat die Ehefrau“ in Verbindung mit der für die Beklagte erkennbaren Tatsa-

che, dass es sich bei dem Versicherungsnehmer um einen unverheirateten 17-

jährigen handelte, nur so verstanden werden, dass sich die Bezugsrechtsbestim-

mung auf irgendeine beliebige, nur ihrer Funktion als „Ehefrau“ nach bestimmbare, 

Person handelt. Anders als in den von der Klägerin in Bezug genommenen, 

durch den Bundesgerichtshof bislang entschiedenen Fällen (vgl. BGH, Urteil 

vom 22.07.2015 - IV ZR 437/14, juris; BGH, Urteil vom 14.02.2007 - IV ZR 150/05, 

juris), handelt es sich nicht um die Bezugsberechtigung einer konkreten, zum 

Zeitpunkt der Bezugsrechtserklärung mit dem Versicherungsnehmer verheira-

teten Ehefrau. Eine solche gab es zum Erklärungszeitpunkt noch nicht. Im vorlie-

genden Fall ist die Benennung der „Ehefrau“, die zunächst aufschiebend bedingt 

durch die Heirat 1986 wirksam wurde, aufgrund der besonderen Umstände des Ein-

zelfalls als auflösend bedingt durch die Scheidung der Ehe 2007 anzusehen. Der 

objektive Erklärungsempfänger muss aufgrund der gleichzeitigen Benennung 

der Eltern, als damals - mangels Bestehen einer Ehe - nächste Angehörige, da-

von ausgehen, dass der Versicherungsnehmer sich Gedanken über den Be-

stand und Fortbestand einer eventuellen zukünftigen Ehe gemacht hat und die 

Bestimmung ausschließlich an die Funktion einer potentiellen „Ehefrau“ und 
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damit den Bestand einer Ehe anknüpfte, die aufgrund der Scheidung (als auf-

lösende Bedingung, § 158 Abs. 2 BGB) endet.  

2. Davon abgesehen, ist die Klage auch deshalb unbegründet, weil die Beklagte 

gegenüber dem streitgegenständlichen behauptetem Anspruch der Klägerin 

aus §§ 328, 331 BGB i.V.m. §§ 159 Abs. 2, 1 S. 1 VVG auf Auszahlung der To-

desfallleistung mit Erfolg die Befreiung von der Verbindlichkeit wegen Hinter-

legung gem. §§ 378, 362 BGB einwenden kann. Nach § 378 BGB wird der Schuld-

ner durch die rechtmäßige Hinterlegung der Todesfallsumme in gleicher Weise von 

seiner Verbindlichkeit befreit, wie wenn er zur Zeit der Hinterlegung an den Gläubiger 

geleistet hätte. Gleichzeitig erlischt die Forderung des wahren Gläubigers. Die Vo-

raussetzungen für die Anwendung des § 378 BGB sind hier erfüllt. Voraussetzung für 

die Erfüllungswirkung im Sinne des § 378 BGB ist, dass der Schuldner zur Hinterle-

gung im Sinne von § 372 BGB berechtigt war. Zur Hinterlegung von Geld ist der 

Schuldner nach § 372 Satz 2 Alt. 2 BGB unter anderem dann berechtigt, wenn 

er infolge einer nicht auf Fahrlässigkeit beruhenden Ungewissheit über die 

Person des Gläubigers seine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit Sicherheit 

erfüllen kann. Dabei kann von einer Versicherungsgesellschaft, die über aus-

reichenden juristischen Sachverstand zur Prüfung rechtlicher Fragen verfügt, 

grundsätzlich erwartet werden, dass sie erst hinterlegt, wenn nach pflichtge-

mäßer Prüfung der Sach- und Rechtslage noch objektive Zweifel an der Person 

des Gläubigers verbleiben. Angesichts des Risikos, im Fall einer Fehleinschät-

zung erhebliche Beträge gegebenenfalls mehrfach auskehren zu müssen, dür-

fen die Anforderungen andererseits nicht überspannt werden. Nach diesen 

Maßstäben liegt hier eine berechtigte Hinterlegung vor. Die Zweifel ergeben sich aus 

der Problematik der Auslegung der Bezugsrechtsbestimmung im Versicherungsan-

trag. Die von den Parteien hierzu vertretenen Rechtsansichten können jeweils nicht 

als offenkundig unrichtig angesehen werden. Entgegen der Ansicht der Klägerin be-

treffen die Zweifel betreffend der Gläubigerstellung der Klägerin nicht die Frage, ob 

im Valutaverhältnis zwischen Versicherungsnehmer bzw. Erben auf der einen und 

Klägerin auf der anderen Seite ein Rechtsgrund für die Zuwendung (Schenkungsver-

trag) besteht, sondern wie im Deckungsverhältnis die Bezugsrechtsverfügung zu-

gunsten der Klägerin auszulegen ist. 
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3. OLG Hamm vom 23. November 2018 – 20 U 72/18, VersR 2019, 341 („Aus-

kunftserteilung über den Bezugsberechtigten“) 

 

Der Kläger als Nachlasspfleger kann Auskunft über die Identität des/der Be-

zugsberechtigten, den/die der Erblasser im Rahmen seines bei der Beklagten 

bestehenden Lebensversicherungsvertrages bestimmt hat, verlangen, nach-

dem entsprechende Unterlagen des Erblassers bei einer von diesem herbeige-

führten Explosion seines Wohnhauses vernichtet worden sind. Der geltend 

gemachte Anspruch folgt bereits aus § 3 Abs. 4 S. 1 VVG. Diese Vorschrift regelt 

zwar ihrem Wortlaut nach lediglich den Anspruch des Versicherungsnehmers auf 

Erteilung von Abschriften über die von ihm abgegebenen Erklärungen. Sie ist aber 

über diesen Wortlaut hinaus dahingehend auszulegen, dass die dem Versicherungs-

nehmer als "Minus" auch das Recht zur Erteilung von Auskünften über den Inhalt 

derartiger Erklärungen einräumt. Die Einräumung eines Bezugsrechts ist eine 

"mit Bezug auf den Vertrag" abgegebene Erklärung. Der Anspruch aus § 3 

Abs. 4 S. 1 VVG ist auch vererblich. Das ursprünglich zwischen dem Erblasser 

und der Beklagten bestehende Versicherungsverhältnis ist noch nicht voll-

ständig abgewickelt. Es ist anerkannt, dass das aus § 3 Abs. 4 S. 1 VVG folgende 

Recht nur solange besteht, wie der zugrunde liegende Versicherungsvertrag noch 

nicht beendet und vollständig abgewickelt ist. Eine solche Beendigung und vollstän-

dige Abwicklung des Versicherungsverhältnisses ist jedoch hier selbst dann nicht 

gegeben, wenn die Versicherungsleistung entsprechend der Behauptung der Beklag-

ten an die bezugsberechtigte(n) Person(en) ausgezahlt wurde. Denn an einer voll-

ständigen Abwicklung des Vertrages fehlt es, wenn die Erteilung einer Aus-

kunft gerade dazu dienen soll zu klären, ob und inwieweit eine (ordnungsge-

mäße) Erfüllung der vertraglichen Pflichten erfolgt ist und inwieweit möglich-

erweise noch in den Nachlass gehörende Ansprüche des Versicherungsneh-

mers bestehen können. Zwar verschafft die von einem Verstorbenen zu Lebzei-

ten begründete Bezugsberechtigung für die Todesfallleistung aus einer Le-

bensversicherung dem Begünstigten mit Eintritt des Versicherungsfalls eine 

im Deckungsverhältnis jedenfalls insoweit unentziehbare Rechtsstellung, als 

die Erben des Versicherungsnehmers die Bezugsberechtigung als solche nicht 

mehr ändern oder widerrufen können. Ein Widerruf ist aber möglich hinsicht-

lich des dem Versicherer (konkludent) erteilten Auftrags, nach Eintritt des Ver-
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sicherungsfalls das Schenkungsangebot des Versicherungsnehmers an den 

Bezugsberechtigten zu überbringen. Der insoweit mit Botendiensten beauftragte 

Versicherer erfüllt diesen Auftrag in der Regel durch Auszahlung der Versicherungs-

summe an den Begünstigten, weil darin konkludent das Schenkungsangebot des 

verstorbenen Versicherungsnehmers zum Ausdruck kommt. Mithin darf der Versiche-

rer nach dem Versicherungsfall zwar einerseits jedenfalls die Auszahlung an den Be-

günstigten vornehmen, da dessen Bezugsrecht mit Eintritt des Versicherungsfalls 

unwiderruflich ist; gleichzeitig darf der Versicherer aber nicht mehr das frühere 

Schenkungsangebot des Versicherungsnehmers übermitteln. Aus alledem folgt, dass 

letztlich zwischen dem Kläger und der Beklagten weiterhin die Frage der ordnungs-

gemäßen Abwicklung des Versicherungsvertrages im Raume steht. Schließlich 

steht auch die nach ihrem Art. 99 Abs. 2 ab dem 25.05.2018 unmittelbar gelten-

de Verordnung (EU) 2016/679 ("Datenschutz-Grundverordnung", im Folgenden: 

DS-GVO) einer Auskunftserteilung nicht entgegen. Zwar handelt es sich bei der 

hier in Rede stehenden Auskunftserteilung über die Identität des Bezugsberechtigten 

um eine Datenverarbeitung im Sinne dieser Verordnung. Denn gemäß Art. 4 Nr. 2 

DS-GVO liegt das "Verarbeiten" von Daten unter anderem dann vor, wenn diese 

durch Übermittlung offengelegt werden. Gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO ist eine 

solche Datenverarbeitung aber zulässig, wenn sie zur Erfüllung einer rechtlichen 

Verpflichtung, welcher der Verantwortliche unterliegt, erforderlich ist. Eine solche 

rechtliche Verpflichtung kann dem Verantwortlichen nicht nur durch das Unionsrecht, 

sondern auch durch das Recht des Mitgliedsstaat auferlegt werden. In Betracht 

kommen neben öffentlich-rechtlichen Vorgaben auch Normen des Zivilrechts, hier 

also auch § 3 Abs. 4 S. 1 VVG.  

Im Übrigen ergibt sich der klägerische Anspruch unabhängig von § 3 Abs. 4 

S. 1 VVG auch unmittelbar als Nebenpflicht aus dem zwischen dem Erblasser 

und der Beklagten geschlossenen Versicherungsvertrag. Es ist allgemein aner-

kannt, dass neben die sich aus § 1 VVG ergebenden Hauptleistungspflichten ver-

schiedene Nebenpflichten des Versicherers treten, die teils im VVG ausdrücklich ge-

regelt sind, sich aber auch aus den allgemeinen bürgerlich-rechtlichen Vorschriften - 

insbesondere aus den §§ 241 Abs. 2, 242 BGB - ergeben können. Schon kraft einer 

solchen Nebenpflicht ist ein Versicherer verpflichtet, dem Versicherungsnehmer Aus-

kunft über den Inhalt einer von jenem selbst abgegebenen vertraglichen Erklärung zu 

erteilen, wenn der Versicherungsnehmer - etwa wegen des Verlustes vertraglicher 
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Unterlagen - nicht mehr über die entsprechende Kenntnis verfügt. Nichts anderes gilt 

nach Auffassung des Senats, wenn es sich um Erben des Versicherungsnehmers 

handelt, die schuldlos im Ungewissen über den Inhalt der vom Erblasser abgegebe-

nen vertraglichen Erklärungen sind. Etwas anderes mag im Einzelfall gelten, wenn 

feststeht, dass die Erfüllung der Nebenpflicht gegenüber den Erben dem geäußerten 

oder mutmaßlichen Willen des verstorbenen Patienten widerspricht. Davon, dass 

dies hier der Fall ist, ist der Senat jedoch nicht überzeugt. 

 

4. BGH vom 8. Mai 2019 – IV ZR 190/18, VersR 2019, 1068  

(„Bezugsrecht des überlebenden Ehegatten“) 

 

Sachverhalt: 

Der Kl. ist praktischer Arzt. Am 5. 5. 1995 beantragte er bei der P. AG (im Folgenden: 

der Versicherer) den Abschluss einer sogenannten Direktversicherung zur betriebli-

chen Altersversorgung seiner bei ihm angestellten Lebenspartnerin als versicherter 

Person (im Folgenden: die Versicherte). Nach dem Antrag sollte im Erlebensfall die 

Versicherte und im Fall ihres Todes ihre Tochter aus erster Ehe bezugsberechtigt 

sein. Unter dem 23. 10. 1995 gaben der Kl. und die Versicherte gegenüber dem Ver-

sicherer eine vorformulierte Erklärung zum Bezugsrecht ab. Nach deren Inhalt sollte 

der versicherte Arbeitnehmer sowohl für den Erlebensfall als auch für den Todesfall 

unwiderruflich bezugsberechtigt sein und die Versicherungsleistung im Todesfall in 

erster Linie „an den überlebenden Ehegatten“ zu zahlen sein. Am 2. 11. 1995 heirate-

ten der Kl. und die Versicherte. Das Arbeitsverhältnis der Versicherten in der Praxis 

des Kl. endete im Jahr 2001. Die Ehe wurde 2009 geschieden. Im Mai 2016 heiratete 

die Versicherte den Bekl.; sie verstarb am 5. 12. 2016. Der Versicherer zahlte die 

Versicherungsleistung in Höhe von 47 036,78 Euro im April 2017 an den Bekl. aus, 

da er diesen als bezugsberechtigt ansah. Der Kl. meint, er sei bezugsberechtigt ge-

wesen, und nimmt den Bekl. unter dem Gesichtspunkt ungerechtfertigter Bereiche-

rung auf Auskehrung der Versicherungsleistung in Anspruch. Das LG hat der Klage, 

gestützt auf § 816 Abs. 2 BGB, bis auf einen Teilbetrag von 365,55 Euro, hinsichtlich 

dessen der Entreicherungseinwand Erfolg habe, stattgegeben; das OLG hat sie ab-

gewiesen. 
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Rechtliche Würdigung: 

Die Revision des Kl. hatte keinen Erfolg. Das Berufungsgericht hat richtig gesehen, 

dass es sich bei der Auslegung der Bezugsrechtsbestimmung um eine solche han-

delt, die von den Umständen des Einzelfalls abhängig ist. Entgegen seiner Auffas-

sung bedarf es aber auch keiner weiteren „Klarstellung der maßgeblichen Ausle-

gungsgrundsätze“ zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung. Diese Grund-

sätze sind durch die Senatsurteile vom 14. 2. 2007 (IV ZR 150/05 – VersR 2007, 784) 

und 22. 7. 2015 (IV ZR 437/14 – VersR 2015, 1148) hinreichend geklärt. Sie sind vom 

Berufungsgericht auch ohne Abweichung im Grundsätzlichen angewendet worden. 

Eine darüber hinaus gehende Klärung ist weder erforderlich noch möglich, da die 

Frage, ob Umstände vorliegen, die eine Abweichung von der nach den Senatsent-

scheidungen regelmäßig gebotenen Auslegung gebieten, jeweils nur aufgrund einer 

Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalls erfolgen kann. Diese obliegt dem 

Tatrichter.  

Die Revision hat auch in der Sache keine Aussicht auf Erfolg. Revisionsrechtlich be-

achtliche Auslegungsfehler des Berufungsgerichts liegen nicht vor. Es hat seiner 

Auslegung der Bezugsrechtsbestimmung zutreffend zugrunde gelegt, dass es für 

diese Auslegung auf den Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung und auf den dem 

Versicherer gegenüber zum Ausdruck gebrachten Willen des VN ankommt. Des 

Weiteren ist es nicht zu beanstanden, dass das Berufungsgericht zur Ermitt-

lung des zum Ausdruck gebrachten Willens auch den Charakter der Versiche-

rung als betriebliche Altersvorsorge berücksichtigt hat. Gerade wegen dieses 

Zwecks der Versicherung liegt es ausgesprochen nahe, dass mit dem „überle-

benden Ehegatten“ der Ehegatte im Zeitpunkt des Todes der Versicherten ge-

meint sein sollte, wenn es – wie im Streitfall und anders als in dem Fall, der 

dem Senat vom 22. 7. 2015 zugrunde lag – im Zeitpunkt der Abgabe der Erklä-

rung einen Ehegatten nicht gibt. Entgegen der Auffassung der Revision erschließt 

sich auch nicht, warum der im Todeszeitpunkt vorhandene Ehegatte nicht als Hinter-

bliebener des Arbeitnehmers anzusehen sein soll, dessen Versorgung durch die Di-

rektversicherung zur betrieblichen Altersversorgung auch gesichert werden sollte. 

Ebenso rechtsfehlerfrei hat das Berufungsgericht zugrunde gelegt, dass ein abwei-

chender Wille der Versicherten dahin, mit der Bezugsrechtsbestimmung gleichwohl 
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nur eine ganz bestimmte Person, nämlich den Kl., zu begünstigen, weil die Ehe-

schließung mit ihm unmittelbar bevorstand, für den Versicherer nicht erkennbar war.  

 

5. BGH vom 28. September 2019 – IV ZR 99/18 („Änderung der Bezugsberechti-

gung“) 

 

Sachverhalt: 

Die Klägerin nimmt den Beklagten auf Rückzahlung von Versicherungsleistungen 

aus zwei Lebensversicherungen in Anspruch. Der Sohn des Beklagten (im Folgen-

den: Betreuter) hatte diese als Versicherungsnehmer und versicherte Person im Jahr 

1989 mit der Rechtsvorgängerin der Klägerin (im Folgenden: Klägerin) abgeschlos-

sen und seine spätere Ehefrau als Bezugsberechtigte für seinen Todesfall benannt. 

Im April 1993 fiel er infolge eines Unfalles ins Koma. Der Beklagte wurde zu seinem 

Betreuer mit den Aufgabenkreisen ʺSorge für die Gesundheit des Betroffenen ein-

schließlich der Zustimmung zu ärztlichen Maßnahmenʺ, ʺAufenthaltsbestimmungʺ, 

ʺVermögenssorgeʺ sowie ʺGeltendmachung von Ansprüchen auf Rente, Sozialhilfe 

und Unterhaltʺ bestellt. Die Ehe des Betreuten wurde im August 1994 geschieden. 

Mit Schreiben vom 10. Oktober 1994 bat der Beklagte in seiner "Eigenschaft als Be-

treuer" die Klägerin unter Hinweis auf die Ehescheidung, ihn selbst bei den Lebens-

versicherungen als bezugsberechtigte Person einzutragen, und erklärte, dass nach 

Vollendung ihres 18. Lebensjahres die Tochter des Betreuten bezugsberechtigt sein 

solle. Die Klägerin teilte dem Beklagten durch Schreiben vom 18. Oktober 1994 mit, 

ihn als widerruflich bezugsberechtigt vorgemerkt zu haben. Der Betreute verstarb 

Ende des Jahres 2011. Alleinerbin ist seine Tochter. 

 

Auf Antrag des Beklagten zahlte die Klägerin die Versicherungsleistungen in Höhe 

von 27.323,30 € an ihn und in Höhe von 42.697,09 € an ein Bestattungsinstitut aus, 

welches nach Abzug der für die Beerdigung des Betreuten angefallenen Kosten 

39.499,22 € an den Beklagten weiterleitete. Im Jahr 2013 verlangte die geschiedene 

Ehefrau des Betreuten von der Klägerin die Auszahlung der Versicherungsleistun-

gen. Dem kam die Klägerin nach. In der Folge forderte sie den Beklagten mehrfach 

zur Rückzahlung der ausgezahlten Beträge auf. Der Beklagte hat behauptet, der Be-

treute habe seit dem Unfall an einem sogenannten Locked-In-Syndrom gelitten. Er 

habe durch Augenkontakt mit seiner Umwelt kommunizieren können. Auf diese Wei-
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se habe der Betreute ihn mit der Änderung der Bezugsrechte aus den Lebensversi-

cherungen beauftragt. Das Landgericht hat die ursprünglich auf Zahlung von 

70.000 € nebst Zinsen gerichtete Klage abgewiesen. Im Berufungsverfahren hat die 

Klägerin die Hauptforderung auf 70.020,39 € erhöht. Das Oberlandesgericht hat der 

Klage bis auf einen Teil der Zinsen stattgegeben.  

 

Rechtliche Würdigung: 

Das Berufungsgericht hat angenommen, der Klägerin stünden die geltend ge-

machten Rückzahlungsansprüche gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB zu. Der 

Beklagte habe die Beträge durch Leistungen der Klägerin erlangt. Die Leistungen 

seien ohne Rechtsgrund erbracht worden. Der Beklagte sei nicht Bezugsberech-

tigter geworden. Die Bezugsrechtsänderung zu seinen Gunsten sei unwirksam, 

weil der Beklagte nicht vertretungsbefugt gewesen sei. Die Änderung eines 

Bezugsrechts sei eine Verfügung und ein einseitiges Rechtsgeschäft. Der Be-

klagte hätte daher gemäß §§ 1908i Abs. 1 Satz 1, 1812 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3, 

1831 Satz 1 BGB der vorherigen Genehmigung des Betreuungsgerichts be-

durft. Auch eine wirksame Vollmacht habe nicht bestanden, weil eine solche in 

entsprechender Anwendung des § 159 Abs. 2 Satz 1 VVG a.F schriftlich oder 

­ angesichts der vorgetragenen körperlichen Beeinträchtigung des Betreuten - 

in notariell beurkundeter Form hätte erteilt werden müssen. Der Beklagte könne 

nicht damit gehört werden, lediglich als Bote des Betreuten gehandelt zu haben. Er 

sei nach außen hin schon nicht als Bote aufgetreten. Überdies fehle es an einer 

schriftlichen oder notariell beurkundeten Ermächtigung. 

 

Die Rückzahlungsansprüche seien nicht aufgrund eines Anerkenntnisses der Kläge-

rin ausgeschlossen. Deren Schreiben vom 18. Oktober 1994 könne keine Erklärung 

entnommen werden, dass sie auf Einwendungen gegen die Bezugsrechtsänderung 

verzichten wolle. Der Beklagte könne den Ansprüchen nicht gemäß § 242 BGB 

entgegenhalten, dass die Klägerin die zurückgeforderten Beträge alsbald im 

Wege des Schadensersatzes wieder erstatten müsse. Die Klägerin habe keine 

Schutzpflichten gegenüber dem Beklagten verletzt. Sie habe nicht auf das Erfor-

dernis einer vormundschaftlichen Genehmigung hinweisen müssen, da die Pflichten 

aus §§ 1812, 1813 BGB allein den Betreuer und das Vormundschaftsgericht träfen. 

Die Klägerin sei auch nicht gehalten gewesen, den Beklagten über die an eine Voll-
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macht zu stellenden Anforderungen zu belehren. Der Beklagte habe nicht offenge-

legt, dass er auch im Auftrag des Betreuten habe handeln wollen. Vielmehr habe er 

im Schreiben vom 10. Oktober 1994 lediglich auf seine Stellung als Betreuer verwie-

sen. 

 

IV. Widerruf, §§ 8, 9 VVG 

 

1. BGH vom 27. März 2019 – IV ZR 132/18, VersR 2019, 604 („Belehrung über die 

Rechtsfolgen fehlerhafter Belehrung ?“) 

 
Sachverhalt: 

Die Parteien streiten um die Rückabwicklung einer fondsgebundenen Rentenversi-

cherung. Am 18. Dezember 2008 beantragte der Kläger bei der Beklagten den Ab-

schluss einer Rentenversicherung mit Wirkung zum 1. Januar 2009. Vor der Unter-

schriftszeile heißt es im Antrag: 

"Liegt der Versicherungsbeginn vor Ablauf der 30-tägigen Wider-

rufsfrist, bin ich damit einverstanden, dass der Versicherungsschutz mit 

dem Versicherungsbeginn einsetzt (wenn dies nicht gewünscht ist, bitte 

streichen)." 

Vertragsbestimmungen, insbesondere die Allgemeinen Versicherungsbedingungen 

(AVB) und die Verbraucherinformation nach § 7 VVG, erhielt der Kläger zu diesem 

Zeitpunkt nicht. Die Beklagte übersandte ihm mit Schreiben vom 5. Januar 2009 den 

Versicherungsschein und weitere Unterlagen, insbesondere die AVB und die Ver-

braucherinformation. Auf der zweiten Seite der Verbraucherinformation befindet sich 

folgende fettgedruckte Widerrufsbelehrung: 

"Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 30 Tagen ohne Anga-

be von Gründen in Textform widerrufen. 

… 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000803817/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Wider-

rufs. 

Die Widerrufsfrist beginnt, wenn Ihnen als Versicherungsnehmer der 

Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der 

Versicherungsbedingungen sowie die weiteren Informationen nach § 7 

Abs. 1, 2 VVG in Textform vollständig mitgeteilt worden sind und Sie in 

deutlicher Form über das Widerrufsrecht, den Fristbeginn, die Dauer 

und die Rechtsfolgen des Widerrufs belehrt worden sind. 

Widerrufsfolgen 

Der Versicherer hat die für das erste Jahr des Versicherungsschutzes 

gezahlten Beiträge nicht zu erstatten, wenn Sie Leistungen aus dem 

Versicherungsvertrag in Anspruch genommen haben. Sie haben, sofern 

Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ende der 

Widerrufsfrist beginnt, im Falle eines rechtzeitigen Widerrufs nur An-

spruch auf Erstattung bereits gezahlter Beiträge für die Zeit nach Zu-

gang des Widerrufs beim Versicherer. Wir erstatten Ihnen auch einen 

eventuell vorhandenen Rückkaufswert einschließlich der Überschus-

santeile nach § 169 VVG. Haben Sie keine Zustimmung erteilt oder be-

ginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, sind 

die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Beiträge 

erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des 

Widerrufs." 

Der Kläger zahlte sodann die monatlichen Prämien im Zeitraum vom 1. Januar 2009 

bis 1. Januar 2016. Am 24. November 2015 erklärte er den "Wider-

spruch/Rücktritt/Widerruf gegen das Zustandekommen des vorgenannten Versiche-

rungsvertrages gemäß §§ 5a, 8 VVG a.F. bzw. §§ 8, 9, 152 VVG n.F." und sprach 

hilfsweise die Kündigung des Vertrages aus. Die Beklagte akzeptierte lediglich die 

Kündigung und zahlte dem Kläger zum Abrechnungsdatum 1. Januar 2016 einen 

Rückkaufswert in Höhe von 14.432,33 € aus. Der Kläger nimmt die Beklagte auf 

Rückzahlung sämtlicher gezahlter Prämien zuzüglich Nutzungen abzüglich des 

Rückkaufswertes, insgesamt 5.350,86 € in Anspruch. Das Landgericht hat die Klage 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000803817/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000803817/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000300000/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE017001118/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR002630908BJNE024202377/format/xsl/part/s?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001001811/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE015300000/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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abgewiesen. Die dagegen gerichtete Berufung hat das Oberlandesgericht zurückge-

wiesen.  

Rechtliche Würdigung: 

Das Berufungsurteil hält einer revisionsrechtlichen Nachprüfung stand. Dem Kläger 

steht kein Anspruch auf Rückzahlung der geleisteten Versicherungsprämien 

und Herausgabe der von der Beklagten gezogenen Nutzungen aus der fonds-

gebundenen Rentenversicherung zu. Er hat seine auf den Abschluss des Ver-

sicherungsvertrages gerichtete Vertragserklärung nicht fristgerecht innerhalb 

von 30 Tagen gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1, § 152 Abs. 1 VVG widerrufen. Gemäß § 8 

Abs. 2 Satz 1 VVG beginnt die Widerrufsfrist zu dem Zeitpunkt, zu dem dem Versi-

cherungsnehmer der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen ein-

schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die weiteren Informa-

tionen nach § 7 Abs. 1 und 2 VVG (Nr. 1) und eine deutlich gestaltete Belehrung 

über das Widerrufsrecht und über die Rechtsfolgen des Widerrufs (Nr. 2) zugegan-

gen sind. Das Berufungsgericht hat rechtsfehlerfrei festgestellt, dass der Versiche-

rungsvertrag rechtswirksam zustande gekommen ist. Für die Wirksamkeit der Eini-

gung über den Abschluss eines Versicherungsvertrages ist es unerheblich, ob 

der Versicherer die in § 7 Abs. 1 Satz 1 VVG bestimmten Pflichten erfüllt hat 

(Senatsurteil vom 28. Juni 2017 - IV ZR 440/14, BGHZ 215, 126 Rn. 16-21). Wie 

der Senat ferner entschieden und im Einzelnen begründet hat, beginnt die Wi-

derrufsfrist gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 VVG auch dann mit dem Zugang der Wi-

derrufsbelehrung und der weiteren dort genannten Unterlagen, wenn der Ver-

sicherer - wie hier - entgegen § 7 Abs. 1 Satz 1 VVG dem Versicherungsnehmer 

nicht vor Abgabe von dessen Vertragserklärung seine Vertragsbestimmungen 

und die weiteren Informationen mitgeteilt hat (Senatsurteil vom 28. Juni 2017 

aaO Rn. 30-32; ferner Senatsurteil vom 13. Dezember 2017 - IV ZR 353/15, VersR 

2018, 211 Rn. 10). 

Die dem Kläger mit dem Schreiben der Beklagten vom 5. Januar 2009 erteilte Wider-

rufsbelehrung ist formal ordnungsgemäß und entgegen der Ansicht der Revision 

auch inhaltlich nicht zu beanstanden. Die Widerrufsfrist des Klägers war mithin im 

Zeitpunkt des Widerrufs am 24. November 2015 abgelaufen. In der Widerrufsbeleh-

rung wird der Kläger bezüglich der Widerrufsfolgen zutreffend gemäß § 9 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE015300000/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000803817/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000803817/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE318132017/format/xsl/part/K?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE318132017/format/xsl/part/K?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE318132017/format/xsl/part/L/anchor/rd_16?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000803817/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE635022017/format/xsl/part/K?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE635022017/format/xsl/part/K?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE635022017/format/xsl/part/K?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE635022017/format/xsl/part/L/anchor/rd_10?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE001001811/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Abs. 1 Satz 1, § 152 Abs. 2 Satz 1 VVG belehrt. Ob die Belehrung auch den - 

hier fehlenden - Hinweis auf die Rechtsfolgen im Falle unrichtiger Belehrung 

nach § 9 Abs. 1 Satz 2, § 152 Abs. 2 Satz 2 VVG enthalten muss, wird im Schrift-

tum unterschiedlich beurteilt. Teilweise wird eine derartige allgemeine Hin-

weispflicht auf sämtliche Folgen des Widerrufs sowohl für den Fall ordnungs-

gemäßer als auch fehlerhafter Belehrung gemäß §§ 9, 152 VVG angenommen. 

Die überwiegende Auffassung hält eine gesonderte Hinweispflicht auf die Fol-

gen fehlerhafter Belehrung demgegenüber nicht für erforderlich. Die letztge-

nannte Ansicht trifft zu. Der Wortlaut des § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VVG spricht nur 

allgemein davon, dass für den Beginn der Widerrufsfrist unter anderem eine Beleh-

rung über die Rechtsfolgen des Widerrufs erforderlich ist. Dies lässt zwar eine Ausle-

gung sowohl des Inhalts zu, dass nur über die Folgen einer ordnungsgemäßen Be-

lehrung gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1, § 152 Abs. 2 Satz 1 VVG zu belehren ist, als auch 

eine solche, nach der auch über die Rechtsfolgen einer fehlerhaften Belehrung ge-

mäß § 9 Abs. 1 Satz 2, § 152 Abs. 2 Satz 2 VVG zu belehren ist. Gegen eine Beleh-

rung auch über die Rechtsfolgen einer fehlerhaften Belehrung spricht aber der 

Sinn und Zweck der Widerrufsbelehrung. Sie soll dem Versicherungsnehmer ver-

deutlichen, unter welchen Voraussetzungen er seine Vertragserklärung widerrufen 

kann und welche Rechtsfolgen dieser Widerruf hat. Um dem Versicherungsnehmer 

eine sachgerechte Entscheidung über den Widerruf zu ermöglichen, ist es erforder-

lich, dass der Versicherer ihn ordnungsgemäß über Voraussetzungen und Rechtsfol-

gen des Widerrufs belehrt. Der Versicherer muss dabei nicht selbst in Rechnung 

stellen, dass seine eigene Belehrung fehlerhaft sein könnte und er, um sich 

pflichtgemäß verhalten zu können, auch über die sich möglicherweise aus ei-

ner unzutreffenden Belehrung ergebenden Rechtsfolgen belehren müsste. Eine 

derartige Belehrung über die Rechtsfolgen einer fehlerhaften Belehrung ist mit dem 

beschriebenen Normzweck der §§ 9, 152 VVG nicht zu vereinbaren. Vielmehr be-

stünde bei einer Belehrung sowohl über die Rechtsfolgen einer ordnungsgemäßen 

Belehrung als auch gleichzeitig über die Rechtsfolgen einer fehlerhaften Belehrung 

die Gefahr einer inhaltlichen Überfrachtung und Unübersichtlichkeit der Belehrung. 

Auch der Wille des Gesetzgebers spricht dagegen, dass die Belehrung einen 

Hinweis über die Rechtsfolgen einer fehlerhaften Belehrung enthalten muss. 

So heißt es in der amtlichen Begründung zu § 152 VVG nur allgemein, in der Beleh-

rung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VVG sei bei den Rechtsfolgen des Widerrufs für 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE015300000/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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die Lebensversicherung auf die Besonderheiten nach § 152 Abs. 2 VVG hinzuweisen 

(BT-Drucks. 16/3945 S. 95). Entgegen der Auffassung der Revision ist nicht ersicht-

lich, dass sich dieser Hinweis nach dem Willen des Gesetzgebers auch auf die 

Rechtsfolgen fehlerhafter Belehrungen zu erstrecken hätte. Aus der Benutzung des 

Plurals in den Gesetzgebungsmaterialien kann - worauf die Revisionserwiderung zu 

Recht hinweist - schon deshalb nichts hergeleitet werden, weil § 152 Abs. 2 VVG nur 

eine Besonderheit enthält, nämlich den in beiden Varianten des § 9 VVG hinzutre-

tenden Anspruch auf die Zahlung des Rückkaufswerts einschließlich der Überschus-

santeile. 

Entscheidend kommt hinzu, dass der Gesetzgeber in der mit Wirkung zum 11. 

Juni 2010 eingeführten Musterwiderrufsbelehrung gemäß § 8 Abs. 5 Satz 1 VVG 

bei den Widerrufsfolgen auf eine Belehrung bezüglich der Folgen einer fehler-

haften Belehrung verzichtet hat. Der Versicherer, der das Muster verwendet, erteilt 

die erforderlichen Hinweise und belehrt daher vorschriftsgemäß. Auf Folgen fehler-

haften Verhaltens muss sich die Belehrung nach dem ausdrücklichen Willen des Ge-

setzgebers nicht erstrecken (BT-Drucks. 16/11643 S. 150). Es gibt keine Anhalts-

punkte dafür, dass der Gesetzgeber mit dieser Neuregelung von der bisherigen 

Rechtslage abweichen wollte und etwa davon ausging, dass im Zeitraum zwischen 

dem Inkrafttreten des neuen Versicherungsvertragsgesetzes am 1. Januar 2008 so-

wie der Einführung der Musterbelehrung am 11. Juni 2010 eine Verpflichtung des 

Versicherers bestanden hätte, den Versicherungsnehmer auch über die Folgen feh-

lerhafter Belehrungen zu belehren. Vielmehr kann das Muster über die Widerrufsbe-

lehrung auch schon für die Zeit vor dem 11. Juni 2010 als rechtlich unbedenkliche 

Empfehlung des Gesetzgebers Verwendung finden. 

 

2. OLG Karlsruhe vom 17. Mai 2019 – 12 U 141/17, VersR 2019, 865; nicht 

rechtskräftig, Az des BGH: IV ZR 150/19 („Rechtsfolgen des Widerrufs“) 

 

Sachverhalt: 

Der Kl. begehrte im ersten Rechtszug von der Bekl. die Feststellung des Nichtbeste-

hens von verschiedenen Rentenversicherungsverträgen aufgrund erklärten Wider-

spruchs bzw. Widerrufs. Der Kl. schloss im Jahr 2013 mit Versicherungsbeginn zum 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE015300000/format/xsl/part/S?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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https://www.juris.de/r3/document/DRS-BT-16_11643/format/xsl/part/D?oi=68fudSDskh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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1. 7. 2013 einen weiteren fondsgebundenen Rentenversicherungsvertrag („Invest-

mentanlage …“ Vers.-Nr. …032) ab. Der Kl. hatte am 11. 5. 2013 auf einem Antrags-

formular der Bekl. eine „Voranfrage“ gestellt. Nach weiterer Korrespondenz über-

sandte die Bekl. dem Kl. mit Schreiben vom 17. 7. 2013 einen modifizierten Antrag 

mit Vertragsdaten, dem eine vom Kl. zu unterschreibende „Annahmeerklärung“ sowie 

u. a. ein Produktinformationsblatt, eine Belehrung über das Widerrufsrecht, Informati-

onen nach §§ 1, 2 VVG-InfoV sowie Versicherungsbedingungen beigefügt waren. 

Der Kl. unterzeichnete die Annahmeerklärung unter dem 23. 7. 2013, wobei auf dem 

Schriftstück zusätzliche handschriftliche Vermerke angebracht wurden, u. a. „Beginn 

1. 7. gewünscht“. Die Bekl. forderte zunächst noch weitere Unterschriften des Kl. an 

und übersandte ihm schließlich mit Schreiben vom 1. 8. 2013 den Versicherungs-

schein vom 1. 8. 2013 mit Versicherungsbeginn 1. 7. 2013, der eine erneute Beleh-

rung über das Widerrufsrecht enthielt, sowie weitere Unterlagen (Tarifbedingungen, 

Informationen nach §§ 1, 2 VVG-InfoV, AVB, Information zu den Investment-

fonds u. a.). 

Die auf S. 6 des dem Kl. übersandten Versicherungsantrags vom 17. 7. 2013 und auf 

S. 6 des ihm übersandten Versicherungsscheins vom 1. 8. 2013 enthaltene Beleh-

rung über das Widerrufsrecht umfasst jeweils nahezu eine gesamte Seite (DIN A 4). 

Sie befindet sich unmittelbar oberhalb der den Antrag bzw. den Versicherungsschein 

abschließenden Unterschriften des Versicherers. Die Belehrung ist eingerahmt sowie 

fett und kursiv gedruckt. Sie lautet jeweils wortgleich: 

„Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 30 Tagen ohne Angabe von Grün-

den in Textform (z B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt am Tag, nach-

dem Ihnen der Versicherungsschein und die vollständigen Verbraucherinformationen 

gem. § 7 Abs. 2 VVG (Versicherungsvertragsgesetz) sowie die Belehrung über das 

Widerrufsrecht und die Rechtsfolgen des Widerrufs zugegangen sind. Zur Wahrung 

der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist 

zu richten an: … Lebensversicherung AG, … (Anschrift), E-Mail: info@xxx.de  

Widerrufsfolgen 

mailto:info@xxx.de
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Im Fall eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten 

Ihnen mindestens den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Wider-

rufs entfällt. Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs 

entfällt, können wir einbehalten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versiche-

rungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Dabei handelt es sich um einen 

Betrag, der sich aus der Anzahl der Tage, in denen Versicherungsschutz bestanden 

hat, multipliziert mit der Summe der Beiträge für das erste Versicherungsjahr geteilt 

durch 360 berechnet bzw. für Versicherungen gegen Einmalbetrag multipliziert mit 

dem einmaligen Beitrag für die gesamte Versicherungsdauer geteilt durch 360 und 

geteilt durch die Anzahl der Versicherungsjahre. Haben Sie eine solche Zustimmung 

nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, 

sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzuerstatten. Einen gegebenen-

falls vorhandenen Rückkaufswert einschließlich der Überschussanteile gem. §§ 152 

und 169 VVG berücksichtigen wir. Die Rückerstattung erfolgt unverzüglich, spätes-

tens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach 8 VVG wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen 

mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. 

Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufe-

nen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf 

der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft 

Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 

Besondere Hinweise 

Ihr Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren 

ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt wurde, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht aus-

geübt haben. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Versi-

cherungsvertrag weiter. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer 

Laufzeit von weniger als einem Monat.“ 

In der Folgezeit zahlte der Kl. die Versicherungsbeiträge regelmäßig ein, insgesamt 

bis einschließlich Februar 2016 3.468,68 Euro. Mit Schreiben vom 29. 2. 2016 wider-

rief der Kl. seine auf den Abschluss dieses Vertrags gerichtete Willenserklärung. Die 

Bekl. wies dies mit Schreiben vom 2. 3. 2016 und nochmals mit Schreiben vom 17. 6. 
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2016 zurück. Nach dem Widerruf zahlte der Kl. bis einschließlich Juni 2018 weitere 

3416,44 Euro.  

Rechtliche Würdigung: 

Die Berufung des Kl. hatte zum Teil Erfolg.  

1. Der Versicherungsvertrag Nr. ...032 ist wirksam zustande gekommen. Eine 

rechtsgeschäftliche Einigung der Parteien liegt vor (wird ausgeführt).  

2. Der Kl. konnte den Versicherungsvertrag noch mit Schreiben vom 20. 2. 2016 

wirksam gem. §§ 8 Abs. 1, 152 Abs. 1 VVG widerrufen. Die Widerrufsfrist wurde 

durch die dem Kl. im Zuge des Vertragsschlusses erteilten Belehrungen nicht 

in Lauf gesetzt. Die dem Kl. schon im Rahmen der Antragstellung und erneut mit 

dem Versicherungsschein überlassene Widerrufsbelehrung ist allerdings in Fettdruck 

gehalten, zusätzlich eingerahmt und findet sich jedenfalls im Rahmen des Versiche-

rungsscheins an exponierter Stelle, nämlich an dessen Ende unmittelbar vor den Un-

terschriften der Versichererseite. Die Belehrung ist entsprechend § 8 Abs. 2 Nr. 2 

VVG somit ausreichend deutlich gestaltet, sodass sie nicht übersehen werden kann.  

Die Widerrufsbelehrung ist aber aus den nachfolgenden Gründen nicht ordnungsge-

mäß erfolgt. Die Belehrung zum Umfang der Rechtsfolgen des Widerrufs ist 

nicht ordnungsgemäß. Nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 VVG ist auch über die Rechtsfol-

gen des Widerrufs zu belehren. Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Versiche-

rungsvertrags vom 1. 8. 2013 galt zudem bereits die Musterbelehrung gem. Anl. zu 

§ 8 Abs. 5 VVG (Fassung vom 27. 7. 2011). Eine Belehrung genügt den Anforderun-

gen des § 8 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 VVG, wenn sie dem Belehrungsmuster in der Anlage 

zum VVG entspricht. Die Musterbelehrung sieht zu den Widerrufsfolgen auch 

eine Belehrung zur Herausgabe gezogener Nutzungen vor. Die Bekl. hat ihre 

Widerrufsbelehrung abweichend von der Musterbelehrung formuliert, sodass 

zu prüfen war, ob die Belehrung den Anforderungen des § 8 Abs. 2 Nr. 2 VVG 

genügt. Zur erforderlichen Belehrung über die Rechtsfolgen des Widerrufs ge-

hört eine Information des VN über seine Rechte und Pflichten. Insoweit ist im 

vorliegenden Fall die Belehrung über die Rechtsfolgen bei einem Widerruf un-

vollständig. Es wird zwar zutreffend darüber belehrt, dass bei nicht erteilter 

Zustimmung zu einem Versicherungsbeginn vor Ablauf der Widerrufsfrist die 
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empfangenen Leistungen beiderseits zurückzuerstatten sind. Es bedurfte aber 

darüber hinaus auch eines Hinweises dazu, dass in diesem Fall gezogene Nut-

zungen ebenfalls zurück zu gewähren sind. Die gezogenen Nutzungen gehören 

zu dem vorzunehmenden Ausgleich. Die Belehrung ist damit hinsichtlich der Rücker-

stattung der beiderseits empfangenen Leistungen verkürzt, da die Erstattung der ge-

zogenen Nutzungen nicht erwähnt ist. Damit wurde die Widerrufsfrist des § 8 Abs. 1 

und 2 VVG nicht in Lauf gesetzt. Der Widerruf vom 29. 2. 2016 war rechtzeitig. 

3. Der Kl. hat sein Widerrufsrecht auch nicht verwirkt. Es fehlt jedenfalls am Um-

standsmoment (wird ausgeführt).  

4. Die Rechtsfolgen des wirksamen Widerrufs folgen grundsätzlich aus §§ 9 

Abs. 1 S. 2, 152 Abs. 1 S. 2 VVG. § 9 Abs. 1 VVG ist gegenüber den Vorschriften 

des BGB (hier §§ 357 BGB a. F., 346 ff. BGB) eine Spezialregelung. Die Rückab-

wicklung richtet sich nur dann nach § 346 Abs. 1 BGB, wenn der VN einem vor-

zeitigen Beginn des Versicherungsschutzes nicht wirksam zugestimmt hat. Der 

Kl. hat bei dem Vertrag Nr. ...032 einem Beginn des Versicherungsschutzes vor 

Ablauf der Widerrufsfrist wirksam zugestimmt. Insoweit genügt es, dass er bei 

Unterzeichnung des maßgeblichen Antrags vom 23. bzw. 31. 7. 2013 ausdrücklich 

„Beginn 1. 7. gewünscht“ vermerkte, d. h. einem rückwirkenden Versicherungsbeginn 

auf einen Zeitpunkt noch vor Antragstellung ausdrücklich zustimmte. Die genannte 

Erklärung konnte und durfte angesichts der vorhergehend erfolgten Belehrung über 

das grundsätzliche Bestehen eines Widerrufsrechts als eindeutige Zustimmung zum 

Versicherungsbeginn vor Ende dieser Widerrufsfrist verstanden werden. Im vorlie-

genden Fall war der Kl. vor Abgabe der betreffenden Erklärung über das 

grundsätzliche Bestehen eines Widerrufsrechts ausreichend und auch ausrei-

chend deutlich belehrt. Diese Belehrung als Teil des von der Bekl. mit Datum 17. 7. 

2013 übersandten vorgefertigten Antrags ist hinreichend deutlich. Sie ist eingerahmt, 

in Fettdruck gehalten und nimmt beinahe eine ganze DIN A 4-Seite ein. Es handelt 

sich innerhalb des Konvoluts um die einzige Seite mit einem nahezu ganzseitigen, 

fett und kursiv gedruckten sowie umrahmten Textblock. Die Seite enthält – außer ei-

ner Kopfzeile und einer Unterschriftszeile – ausschließlich Angaben zum Widerrufs-

recht. Damit war die Belehrung sowohl drucktechnisch als auch nach ihrer Platzie-

rung hinreichend hervorgehoben.  
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5. Aus §§ 9, 152 VVG folgt ein Anspruch auf den Rückkaufswert nebst Über-

schussbeteiligung oder, falls dies für den VN günstiger ist, auf Erstattung der 

für das erste Jahr gezahlten Prämien. Im Rahmen dieser Vorschrift ist auf das 

sogenannte ungezillmerte Deckungskapital ohne Verrechnung von Abschluss- 

und Vertriebskosten abzustellen.  

6. Das hier maßgebliche nationale Recht steht in Einklang mit den unionsrecht-

lichen Vorgaben. 

a) Dies gilt zunächst für die Vorgaben der Richtlinie 2002/83/EG vom 5. 11. 2002 

(LebensversicherungsRL). Die hier maßgebliche Vorschrift lautet: 

Art. 35 Rücktrittszeitraum 

(1) Jeder Mitgliedstaat schreibt vor, dass der VN eines individuellen Lebensversiche-

rungsvertrags von dem Zeitpunkt an, zu dem er davon in Kenntnis gesetzt wird, dass 

der Vertrag geschlossen ist, über eine Frist verfügt, die zwischen 14 und 30 Tagen 

betragen kann, um von dem Vertrag zurückzutreten. 

Die Mitteilung des VN, dass er vom Vertrag zurücktritt, befreit ihn für die Zukunft von 

allen aus diesem Vertrag resultierenden Verpflichtungen.  

Die übrigen rechtlichen Wirkungen des Rücktritts und die dafür erforderlichen Vo-

raussetzungen werden gemäß dem auf den Versicherungsvertrag nach Artikel 32 

anwendbaren Recht geregelt, insbesondere was die Modalitäten betrifft, nach denen 

der VN davon in Kenntnis gesetzt wird, dass der Vertrag geschlossen ist. 

(2) … 

Der Erwägungsgrund 53 der Richtlinie lautet: 

Im Rahmen eines Versicherungsbinnenmarkts wird dem Verbraucher eine größere 

und weiter gefächerte Auswahl von Verträgen zur Verfügung stehen. Um diese Viel-

falt und den verstärkten Wettbewerb voll zu nutzen, muss er im Besitz der notwendi-

gen Informationen sein, um den seinen Bedürfnissen am ehesten entsprechenden 

Vertrag auszuwählen. Da die Dauer der Verpflichtungen sehr lang sein kann, ist die-

se Information für den Verbraucher noch wichtiger. Folglich sind die Mindestvorschrif-

https://www.juris.de/r3/document/jcg-32002L0083/format/xsl/part/B?oi=Ps88NsYb47&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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ten zu koordinieren, damit er klare und genaue Angaben über die wesentlichen 

Merkmale der ihm angebotenen Produkte und über die Stellen erhält, an die etwaige 

Beschwerden der VN, Versicherten oder Begünstigten des Vertrages zu richten sind. 

Somit sind die unionsrechtlichen Vorgaben denjenigen, die der Entscheidung des 

EuGH vom 19. 12. 2013 zugrunde liegen, vergleichbar. Demnach läuft eine nationale 

Bestimmung, wonach das Rücktrittsrecht des VN zu einem Zeitpunkt erlischt, zu dem 

er über dieses Recht nicht belehrt war, der Richtlinie zuwider. Allgemein gilt, dass der 

nationale Gesetzeber dafür Sorge zu tragen hatte, dass die praktische Wirksamkeit 

der Richtlinie unter Berücksichtigung des mit ihr verfolgten Zwecks gewährleistet ist. 

Mit diesen Vorgaben steht die dargestellte Regelung des deutschen Rechts in 

Einklang. Das Widerrufsrecht des nicht ordnungsgemäß belehrten VN ist zeit-

lich nicht begrenzt (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 VVG). Die Rechtsfolgenregelung gewähr-

leistet auch im Fall der §§ 9 Abs. 1, 152 Abs. 2 VVG die praktische Wirksamkeit 

des unionsrechtlich vorgegebenen Widerrufsrechts. Dies wäre allerdings nicht 

der Fall, wenn der Erstattungsanspruch des VN sich auf die gezahlten Prämien 

des ersten Versicherungsjahrs beschränken würde, denn ein Widerrufsrecht, 

welches dem Versicherer einen gegebenenfalls überwiegenden Teil der gezahl-

ten Prämien belässt, ist praktisch nicht wirksam. Indessen besteht im Fall der 

Lebensversicherung die weiter gehende Rechtsfolge des § 152 Abs. 2 VVG. 

Dadurch, dass der VN – wie oben dargestellt – das ungezillmerte, nicht durch 

Abschluss- und Vertriebskosten geminderte Deckungskapital erhält, ist die 

praktische Wirksamkeit des durch die Richtlinie vorgegebenen Lösungsrechts 

gewahrt. Die vom nationalen Gesetzgeber gewählte Ausgestaltung bewegt sich in-

nerhalb des durch Art. 35 der LebensversicherungsRL (nunmehr Art. 186 Richtlinie 

Solvabilität II) eröffneten Rahmens. 

b) Ebenfalls steht Art. 7 Richtlinie 2002/65/EG vom 23. 9. 2002 (Fernabsatz 

Ricfhtlinie II) nicht entgegen. Dieser lautet: 

Art. 7 Zahlung für eine vor Widerruf des Vertrags erbrachte Dienstleistung 

(1) Übt der Verbraucher sein Widerrufsrecht gemäß Artikel 6 Absatz 1 aus, so darf 

von ihm lediglich die unverzügliche Zahlung für die vom Anbieter gemäß dem Fern-

absatzvertrag tatsächlich erbrachte Dienstleistung verlangt werden. Mit der Erfüllung 

https://www.juris.de/r3/document/jcg-32002L0065/format/xsl/part/B?oi=Ps88NsYb47&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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des Vertrags darf erst nach Zustimmung des Verbrauchers begonnen werden. Der zu 

zahlende Betrag darf 

– einen Betrag nicht überschreiten, der dem Anteil der bereits erbrachten Dienstleis-

tungen im Vergleich zum Gesamtumfang der im Fernabsatzvertrag vorgesehenen 

Dienstleistungen entspricht; 

– nicht so bemessen sein, dass er als Vertragsstrafe ausgelegt werden kann. 

(2) Die Mitgliedstaaten können bestimmen, dass der Verbraucher keinen Betrag 

schuldet, wenn er eine Versicherungspolice kündigt.  

(3) Der Anbieter darf vom Verbraucher eine Zahlung gemäß Absatz 1 nur verlangen, 

wenn er nachweisen kann, dass der Verbraucher über den zu zahlenden Betrag ge-

mäß Artikel 3 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a) ordnungsgemäß unterrichtet worden 

ist. Er kann eine solche Zahlung jedoch nicht verlangen, wenn er vor Ende der Wi-

derrufsfrist gemäß Artikel 6 Absatz 1 ohne ausdrückliche Zustimmung des Verbrau-

chers mit der Vertragsausführung begonnen hat.  

(4) Der Anbieter erstattet dem Verbraucher unverzüglich und spätestens binnen 

30 Kalendertagen jeden Betrag, den er von diesem gemäß dem Fernabsatzvertrag 

erhalten hat; hiervon ausgenommen ist der in Absatz 1 genannte Betrag. Diese Frist 

beginnt an dem Tag, an dem der Anbieter die Mitteilung über den Widerruf erhält. 

Nach wohl herrschender Ansicht in der Literatur verstößt die Regelung in § 9 Abs. 1 

S. 2 VVG, wonach der Erstattungsanspruch des nicht ordnungsgemäß belehrten VN 

auf die Prämien des ersten Jahres beschränkt ist, gegen die Vorgaben der Richtlinie, 

sofern der Vertrag im Fernabsatz zustande gekommen ist und damit dem Anwen-

dungsbereich der Richtlinie unterfällt. Ob dies im vorliegenden Fall in tatsächlicher 

Hinsicht der Fall ist, kann indessen dahinstehen. Denn jedenfalls im Bereich der 

Lebensversicherung, in welchem neben § 9 Abs. 1 auch § 152 Abs. 2 VVG maß-

geblich ist, ist die Regelung richtlinienkonform. Die zu der Vorschrift des § 9 

Abs. 1 VVG in der Literatur geführte Diskussion geht überwiegend auf die Besonder-

heiten des § 152 Abs. 2 VVG nicht oder nur am Rande ein. Nach Art. 7 Abs. 1 S. 2, 

erster Spiegelstrich, ist es richtlinienkonform, wenn dem Versicherer trotz Wi-

derrufs ein seiner bisher erbrachten Dienstleistung entsprechender Betrag 
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verbleibt. Der Lebensversicherer hat auch im Fall des Widerrufs Dienstleistungen 

erbracht. Er hat faktisch Versicherungsschutz gewährt. Er hat die in den Prämien 

enthaltenen Sparbeiträge angelegt. In dem Zusammenhang sind ihm Verwaltungs-

aufwendungen entstanden. Es ist nach Ansicht des Senats vertretbar und hält 

sich noch innerhalb des durch die Richtlinie vorgegebenen Regelungsspiel-

raums, den dem Versicherer nach Auskehrung des ungezillmerten Deckungs-

kapitals noch verbleibenden Betrag als Vergütung für die bereits erbrachte 

Dienstleistung zu begreifen.  

 

V. Folgen der Europarechtswidrigkeit von § 5 a Abs. 2 Satz 4 VVG a.F. 

 

1. BGH vom 26. September 2018 – IV ZR 304/15, VersR 2018, 1367 („Berück-

sichtigung von Zinsen aus Beitragsdepot bei Rückabwicklung nach Wider-

spruch“) 

 
Sachverhalt: 

Der Kläger fordert von der Beklagten Rückzahlung geleisteter Versicherungsbeiträge 

einer fondsgebundenen Rentenversicherung und Nutzungsersatz aus ungerechtfer-

tigter Bereicherung. Die Parteien schlossen aufgrund eines Antrags des Klägers ei-

nen Vertrag über eine fondsgebundene Rentenversicherung samt Todesfallrisikover-

sicherung mit Versicherungsbeginn zum 1. Juli 2001 nach dem sogenannten Poli-

cenmodell des § 5a VVG in der seinerzeit gültigen Fassung (im Folgenden: § 5a 

VVG a.F.) ab. Die im Versicherungsschein enthaltene Widerspruchsbelehrung laute-

te wie folgt: 

"Dem Abschluß dieses Vertrages können Sie innerhalb von 14 Tagen ab Zugang 

dieser Unterlagen widersprechen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Ab-

sendung des Widerspruchs." 

Im Versicherungsantrag ist unter "Sonstige Vereinbarungen" eine dort näher be-

zeichnete Depoteinzahlung erwähnt. Im August 2007 bestätigte die Beklagte eine 

vom Kläger gewünschte Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung und stellte 

weiterhin einen Todesfallrisikoschutz zur Verfügung. Mit Schreiben vom 29. April 

2011 kündigte der Kläger den Vertrag zum 1. Mai 2011. Die Beklagte akzeptierte die 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR002630908BJNE024202377/format/xsl/part/s?oi=FD9CS5238D&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR002630908BJNE024202377/format/xsl/part/s?oi=FD9CS5238D&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR002630908BJNE024202377/format/xsl/part/s?oi=FD9CS5238D&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Kündigung und zahlte den Rückkaufswert in Höhe von 14.326,54 € an den Kläger 

aus. Mit Schreiben vom 20. September 2011 erklärte der Kläger den "Widerruf gem. 

§ 5a VVG/den Widerspruch nach § 8 VVG, vorsorglich weiter die Anfechtung nach 

§ 119 BGB, hilfsweise die Kündigung". Mit der Klage hat der Kläger - soweit für das 

Revisionsverfahren noch von Bedeutung - Rückzahlung aller auf den Vertrag geleis-

teten Beiträge nebst Zinsen abzüglich des bereits gezahlten Rückkaufswerts, insge-

samt 13.499,67 € verlangt. Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Ober-

landesgericht hat ihr auf die Berufung des Klägers unter Zurückweisung des weiter-

gehenden Rechtsmittels in Höhe von 2.902,65 € nebst Zinsen stattgegeben. Mit der 

Revision erstrebt die Beklagte auch insoweit Zurückweisung der Berufung. 

Rechtliche Würdigung: 

Die Revision hat teilweise Erfolg und führt zur Aufhebung des Berufungsurteils und 

zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht, soweit es der Klage in 

Höhe von mehr als 739,76 € stattgegeben hat.  

Das Berufungsgericht hat dem Kläger einen Bereicherungsanspruch auf Prä-

mienrückzahlung nur in Höhe von 739,76 € zu Recht und im Übrigen ohne trag-

fähige Feststellungen zuerkannt. Der zwischen den Parteien geschlossene 

Versicherungsvertrag schafft keinen Rechtsgrund für die Prämienzahlung. Er 

ist infolge des Widerspruchs des Klägers nicht wirksam zustande gekommen. 

Der Widerspruch war - ungeachtet des Ablaufs der in § 5a Abs. 2 Satz 4 VVG a.F. 

normierten Jahresfrist - rechtzeitig. Die Widerspruchsfrist gemäß § 5a Abs. 1 Satz 1 

VVG a.F. wurde nicht in Gang gesetzt. Nach den revisionsrechtlich nicht zu be-

anstandenden Feststellungen des Berufungsgerichts belehrte die Beklagte den 

Kläger nicht ordnungsgemäß im Sinne von § 5a Abs. 2 Satz 1 VVG a.F. über 

sein Widerspruchsrecht. Die im Versicherungsschein enthaltene Wider-

spruchsbelehrung ist bereits inhaltlich insoweit fehlerhaft, als sie keinen Hin-

weis darauf enthält, dass der Widerspruch schriftlich zu erheben war. Die not-

wendige Belehrung über das gesetzliche Formerfordernis erfolgte entgegen 

der Auffassung der Revision nicht dadurch, dass dem Kläger weiterhin mitge-

teilt wurde, zur Fristwahrung genüge die rechtzeitige "Absendung" der Wider-

spruchserklärung. Das Widerspruchsrecht bestand nach Ablauf der Jahresfrist des 

§ 5a Abs. 2 Satz 4 VVG a.F. und noch im Zeitpunkt der Widerspruchserklärung fort, 
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wie die richtlinienkonforme Auslegung dieser Vorschrift ergibt. Entgegen der Auf-

fassung der Revision hat der Kläger das Recht zum Widerspruch nicht ver-

wirkt. Es fehlt hier jedenfalls am Umstandsmoment. Ein schutzwürdiges Vertrauen 

kann die Beklagte schon deshalb nicht in Anspruch nehmen, weil sie die Situation 

selbst herbeigeführt hat, indem sie dem Kläger keine ordnungsgemäße Wider-

spruchsbelehrung erteilte. Ob ausnahmsweise bei besonders gravierenden Umstän-

den ein schutzwürdiges Vertrauen des Versicherers auf den Bestand des Versiche-

rungsvertrages auch bei einer nicht ordnungsgemäßen Widerspruchsbelehrung an-

genommen werden kann, bleibt der tatrichterlichen Beurteilung vorbehalten, die hier 

auch unter Berücksichtigung des Revisionsvorbringens aus Rechtsgründen nicht zu 

beanstanden ist. 

Die Bemessung des Rückgewähranspruchs greift die Revision insoweit mit 

Erfolg an, als das Berufungsgericht die von der Beklagten dem Beitragsdepot 

gutgeschriebenen Zinsen in Höhe von 1.892,89 € als Prämienzahlungen des 

Klägers behandelt und zu seinen Gunsten bei der bereicherungsrechtlichen 

Saldierung berücksichtigt hat. Nur wenn die Depotabrede - wie das Berufungs-

gericht angenommen hat - unabhängig von dem unwirksamen Versicherungs-

vertrag weiter Bestand hätte, müsste die Beklagte auch die aus den Zinsgut-

schriften geleisteten Prämienzahlungen an den Kläger zurückgewähren. Wäre 

hingegen die Depotvereinbarung - wie die Revision geltend macht - eine bloße 

Nebenabrede eines einheitlichen Rechtsgeschäfts, so wäre auch sie nach § 139 

BGB infolge des Widerspruchs von Anfang an unwirksam, wenn nicht anzu-

nehmen wäre, dass sie auch ohne den Versicherungsvertrag getroffen worden 

wäre. Im Fall der Unwirksamkeit der Depotvereinbarung könnte die Beklagte 

aus ungerechtfertigter Bereicherung die von ihr geleisteten Zinsgutschriften 

zurückverlangen und hätte gegebenenfalls dem Kläger die tatsächlich aus dem 

von ihm in das Depot eingezahlten Betrag gezogenen Nutzungen zu erstatten. 

Die Auslegung der Depotvereinbarung als selbstständiger Vertrag durch das Beru-

fungsgericht kann revisionsrechtlich nur daraufhin überprüft werden, ob gesetzliche 

oder allgemein anerkannte Auslegungsregeln, Denkgesetze oder Erfahrungssätze 

verletzt sind oder wesentlicher Auslegungsstoff außer Acht gelassen wurde. Das Be-

rufungsgericht hat wesentlichen Auslegungsstoff außer Acht gelassen. Wie die Revi-

sion mit Recht rügt, enthält das Berufungsurteil keine Ausführungen zu dem Um-

stand, dass die Depotvereinbarung im Antrag des Klägers auf Abschluss des Versi-
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cherungsvertrages unter "sonstige Vereinbarungen" enthalten ist und nach diesem 

äußeren Erklärungstatbestand eine Nebenabrede über die Durchführung der Bei-

tragszahlung sein könnte. Aus welchen Umständen sich ergeben soll, dass die 

Parteien über das Beitragsdepot einen gesonderten, vom Versicherungsver-

hältnis zu unterscheidenden Vertrag geschlossen haben, lässt sich dem Beru-

fungsurteil nicht entnehmen. Ohne Berücksichtigung der Zinsgutschriften aus dem 

Beitragsdepot steht dem Kläger jedenfalls ein Anspruch auf Erstattung eines Betra-

ges von 739,76 € zu. Dieser verbleibt von den sonstigen aus dem Beitragsdepot er-

brachten und vom Kläger unmittelbar geleisteten Prämienzahlungen in Höhe von 

insgesamt 16.266,30 € nach Abzug des Rückkaufswertes von 14.326,54 € und des 

Risikoanteils von 1.200 €. 

Einen Anspruch auf Nutzungszinsen in Höhe von 270 € durfte das Berufungsgericht 

mit der gegebenen Begründung dem Kläger nicht zuerkennen. Es ist zutreffend da-

von ausgegangen, dass nach § 818 Abs. 1 Alt. 1 BGB nur die Nutzungen herauszu-

geben sind, die vom Bereicherungsschuldner tatsächlich gezogen worden sind. Es 

hat richtig erkannt, dass bei der Bestimmung der gezogenen Nutzungen die 

vom Versicherungsnehmer gezahlten Prämien nicht in voller Höhe Berücksich-

tigung finden können. Nutzungen aus dem Risikoanteil, der dem Versicherer 

als Wertersatz für den vom Versicherungsnehmer faktisch genossenen Versi-

cherungsschutz verbleibt, stehen dem Versicherungsnehmer nicht zu. Der auf 

die Abschlusskosten entfallende Prämienanteil bleibt für Nutzungsersatzan-

sprüche außer Betracht. Der zur Bestreitung von Verwaltungskosten aufge-

wandte Prämienanteil kann zur Berechnung von Nutzungszinsen herangezo-

gen werden, soweit der Versicherer auf diese Weise den Einsatz sonstiger Fi-

nanzmittel ersparte, die er zur Ziehung von Nutzungen verwenden konnte.  

Einen für die Erzielung von Nutzungszinsen zur Verfügung stehenden Verwaltungs-

kostenanteil in Höhe von 745,62 € hat das Berufungsgericht so bestimmt, dass es 

von den eingezahlten Prämien, die nach seiner Berechnung unter Berücksichtigung 

der Zinsgutschriften 18.159,19 € betrugen, den Sparanteil von 14.538,58 €, die Ab-

schlusskosten von 1.674,99 € sowie den Risikoanteil in Höhe von 1.200 € abgezo-

gen hat. Ob das Berufungsgericht den Vortrag der Beklagten zu den Provisionszah-

lungen zutreffend gewürdigt hat, bedarf keiner Vertiefung. Jedenfalls hat die Beklagte 

selbst vorgetragen, dass sie den Kostenanteil zur Bestreitung von Verwaltungskosten 
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aufwandte. Auf diese Weise ersparte sie den Einsatz sonstiger Finanzmittel, die sie 

zur Ziehung von Nutzungen verwenden konnte. Allerdings wird das Berufungsgericht 

die Ermittlung des Kostenanteils überprüfen müssen, sofern die Zinsgutschriften aus 

dem Beitragsdepot nicht als Prämienzahlungen des Klägers berücksichtigt werden 

können. Bei der Schätzung der Höhe der Nutzungen durfte das Berufungsge-

richt nicht die durchschnittliche Nettoverzinsung der Kapitalanlagen der deut-

schen Lebensversicherer zugrunde legen. Wie der Senat nach Erlass des Beru-

fungsurteils entschieden hat, kann nicht vermutet werden, dass der Versiche-

rer Nutzungszinsen in bestimmter Höhe erzielt hat. Der insoweit darlegungsbe-

lastete Versicherungsnehmer kann sich nicht ohne Bezug zur Ertragslage des 

jeweiligen Versicherers auf eine tatsächliche Vermutung einer Gewinnerzielung 

in bestimmter Höhe, etwa in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes von fünf Pro-

zentpunkten über dem Basiszinssatz oder - wie der Kläger geltend macht - in 

Höhe der für Beitragsdepots gewährten Verzinsung, stützen (vgl. Senatsurteile 

vom 11. November 2015 - IV ZR 513/14, VersR 2016, 33 Rn. 48; vom 29. Juli 2015 - 

IV ZR 384/14 VersR 2015, 1101 Rn. 46; IV ZR 448/14, VersR 2015, 1104 Rn. 51). 

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts kann auch aus der durchschnittlich 

von deutschen Lebensversicherern in einem bestimmten Zeitraum erzielten Verzin-

sung kein auf die Ertragslage der hiesigen Beklagten bezogener Gewinn abgeleitet 

werden. Auch hierzu wird das Berufungsgericht den Parteien gegebenenfalls Gele-

genheit zu ergänzendem Vortrag zu geben haben. 

 

 
2. BGH vom 17. Oktober 2018 – IV ZR 106/17, r+s 2018, 645 („Belehrung über 

Beginn der Rücktrittsfrist“) 

 
Sachverhalt: 

Der Kläger begehrt von dem beklagten Versicherer Rückzahlung geleisteter Versi-

cherungsbeiträge einer fondsgebundenen Lebensversicherung. Diese wurde auf-

grund eines Antrags des Klägers mit Versicherungsbeginn zum 1. März 2002 im We-

ge des so genannten Antragsmodells des § 8 VVG in der seinerzeit gültigen Fassung 

vom 21. Juli 1994 (im Folgenden: § 8 VVG a.F.) abgeschlossen. Der Versicherungs-

antrag enthielt unmittelbar über der Unterschriftenzeile folgende fettgedruckte Beleh-

rung mit der seitlichen fettgedruckten Überschrift "Rücktrittsrecht": 
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"Sofern mir alle gesetzlichen Verbraucherinformationen und alle für 

diesen Antrag geltenden Versicherungsbedingungen bei Antragstellung 

ausgehändigt wurden, steht mir folgendes Rücktrittsrecht vom Vertrag 

zu: Ich kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Abschluss des 

Vertrages vom Vertrag zurücktreten. Zur Wahrung der Frist genügt die 

rechtzeitige Absendung der Rücktrittserklärung an den Versicherer. Die 

Frist beginnt erst zu laufen, wenn der Versicherer den Versicherungs-

nehmer über sein Rücktrittsrecht belehrt und der Versicherungsnehmer 

die Belehrung durch Unterschrift bestätigt hat. …" 

Mit Schreiben vom 21. August 2015 erklärte der Kläger den "Wider-

spruch/Rücktritt/Widerruf" und hilfsweise die Kündigung. Die Beklagte akzeptierte die 

Kündigung und zahlte den Rückkaufswert aus. Mit der Klage verlangt der Kläger 

Rückzahlung aller auf den Vertrag geleisteten Beiträge nebst Zinsen abzüglich des 

bereits gezahlten Rückkaufswerts, insgesamt 4.056,25 €. Nach Auffassung des Klä-

gers ist er wirksam vom Versicherungsvertrag zurückgetreten. Das Amtsgericht hat 

die Klage abgewiesen, das Landgericht die hiergegen gerichtete Berufung des Klä-

gers zurückgewiesen.  

Rechtliche Beurteilung: 

Die Revision hat keinen Erfolg. Das Berufungsgericht hat dem Kläger einen An-

spruch auf Prämienrückzahlung aus § 346 Abs. 1 BGB zu Recht versagt, weil 

der Kläger das Rücktrittsrecht gemäß § 8 Abs. 5 Satz 1 VVG a.F. nicht wirksam 

ausgeübt hat. Nach dieser Vorschrift konnte der Versicherungsnehmer bei der Le-

bensversicherung innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Abschluss des Vertrages 

vom Vertrag zurücktreten. Die Frist begann gemäß § 8 Abs. 5 Satz 3 VVG a.F. erst 

zu laufen, wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer über sein Rücktrittsrecht 

belehrt und der Versicherungsnehmer die Belehrung durch Unterschrift bestätigt hat-

te. Als der Kläger im August 2015 den Rücktritt erklärte, war die vierzehntägige 

Rücktrittsfrist längst abgelaufen. Sie begann mit Übersendung des Versicherungs-

scheins vom 5. Februar 2002. Durch die damit seitens der Beklagten erklärte An-

nahme des Versicherungsantrags des Klägers wurde der Vertrag abgeschlossen.  

Entgegen der Rüge der Revision hat die Beklagte den Kläger ordnungsgemäß über 

sein Rücktrittsrecht belehrt. Die Feststellung des Berufungsgerichts, dass die im An-
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tragsformular enthaltene Rücktrittsbelehrung den formalen Anforderungen entspricht, 

wird von der Revision nicht angegriffen. Die Belehrung ist auch in inhaltlicher 

Hinsicht ordnungsgemäß. Insbesondere ist der Kläger mit der von der Revision 

beanstandeten Formulierung, dass der Versicherungsnehmer "innerhalb einer 

Frist von 14 Tagen nach Abschluss des Vertrages" zurücktreten könne, über 

das für den Beginn der Rücktrittsfrist maßgebliche Ereignis hinreichend infor-

miert worden. Auch wenn § 8 Abs. 5 Satz 3 VVG a.F. nur allgemein eine Belehrung 

über das Rücktrittsrecht des Versicherungsnehmers verlangte, musste dieser über 

den Beginn und das Ende der Frist aufgeklärt werden. Eine von der Revision ver-

misste Erläuterung, dass der Vertrag in dem Zeitpunkt abgeschlossen war, in dem 

der Versicherungsschein dem Versicherungsnehmer zuging, war allerdings nicht er-

forderlich. Der Versicherer war nicht gehalten, dem Versicherungsnehmer die 

Anforderungen an das Rücktrittsrecht über den Gesetzeswortlaut hinaus zu 

erklären. So musste er, wie der Senat bereits entschieden hat, den Versicherungs-

nehmer nicht über eine etwaige Form der Rücktrittserklärung belehren, weil von ihm 

nicht verlangt werden konnte, die insoweit unklare gesetzliche Bestimmung des § 8 

Abs. 5 VVG a.F. auszulegen (Senatsurteil vom 29. Juni 2016 - IV ZR 24/14, r+s 

2016, 556 Rn. 15 m.w.N.). In Belehrungen über das Widerspruchsrecht nach § 5a 

Abs. 1 Satz 1 VVG a.F. war der aus dieser Vorschrift entlehnte Begriff der "Textform" 

nicht erläuterungsbedürftig (Senatsurteil vom 10. Juni 2015 - IV ZR 105/13, VersR 

2015, 876 Rn. 11). Ebenso wenig konnte vom Versicherer eine Erläuterung der dem 

Gesetzeswortlaut des § 8 Abs. 5 Satz 1 VVG a.F. entsprechenden Formulierung 

"nach Abschluss des Vertrages" gefordert werden. Dies gilt umso mehr, als die 

Annahmeerklärung des Versicherers nicht zwangsläufig erst in der Übersen-

dung des Versicherungsscheins liegen oder mit dieser verbunden sein musste. 

Ferner hätte eine umfassende Erläuterung auch den Fall einer verspäteten Annah-

meerklärung (§ 150 Abs. 1 BGB) sowie die Möglichkeit einer Annahme unter Erweite-

rungen, Einschränkungen oder sonstigen Änderungen (§ 150 Abs. 2 BGB) umfassen 

und dabei die Billigungsklausel des § 5 VVG a.F. einbeziehen müssen. Im Übrigen 

konnte der durchschnittliche Versicherungsnehmer ohne weiteres erkennen, dass 

jedenfalls in der zeitnahen Übersendung des seinem Antrag entsprechenden Versi-

cherungsscheins die Annahme seines Angebots lag und damit der Vertrag zustande 

gekommen und die Rücktrittsfrist in Gang gesetzt worden war. 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/JURE160011186/format/xsl/part/K?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/JURE160011186/format/xsl/part/L/anchor/rd_15?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR002630908BJNE024202377/format/xsl/part/s?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR002630908BJNE024202377/format/xsl/part/s?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE303732015/format/xsl/part/K?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE303732015/format/xsl/part/K?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE303732015/format/xsl/part/K?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE303732015/format/xsl/part/L/anchor/rd_11?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000904360/format/xsl/part/S?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE014202377/format/xsl/part/S?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR001950896BJNE014202377/format/xsl/part/S?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR263110007BJNE000600000/format/xsl/part/S?oi=SHKdMY4Auh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D


50 
 

Ohne Erfolg rügt die Revision weiterhin, die Rücktrittsfrist habe nicht zu laufen be-

gonnen, weil der Kläger den Erhalt der Belehrung nicht durch Unterschrift bestätigt 

habe. Für eine solche Bestätigung hat das Berufungsgericht die Unterschrift 

des Klägers auf dem Antragsformular, in dem die Belehrung unmittelbar ober-

halb der Unterschriftszeile enthalten war, als ausreichend angesehen. Diese 

tatrichterliche Würdigung ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden. Unerheblich 

ist es entgegen der Auffassung der Revision, dass sich die Unterschrift auch noch 

auf den Erhalt bestimmter - hier in dem Feld über der Rücktrittsbelehrung bezeichne-

ter - Unterlagen beziehen konnte. Entscheidend ist, dass sich die Unterschrift jeden-

falls auch auf die Belehrung über das Rücktrittsrecht bezog. Eine gesonderte Bestä-

tigung der Rücktrittsbelehrung war nach dem Gesetzeswortlaut des § 8 Abs. 5 Satz 3 

VVG a.F. nicht erforderlich. 

 

3. OLG Stuttgart vom 13. Dezember 2018 – 7 U 46/18, VersR 2019, 803 („Garan-

tie Rückkaufwert, § 10a VAG a.F.“); nicht rechtskräftig, Az. des BGH: IV ZR 

18/19 

 

Sachverhalt: 

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Rückerstattung bezahlter Prämien sowie 

die Herausgabe gezogener Nutzungen im Rahmen der bereicherungsrechtlichen 

Rückabwicklung eines Rentenversicherungsvertrages mit Kapitalwahlrecht nach er-

klärtem Widerspruch gemäß § 5 a VVG a.F. Für den Kläger bestand seit dem 

01.07.1999 bei der Beklagten eine Rentenversicherung mit Kapitalwahlrecht, welche 

auf Antrag des Klägers vom 11.06.1999 im Wege des Policenmodells zustande ge-

kommen ist. Dem Kläger wurden von der Beklagten mit Policenbegleitschreiben vom 

17.06.1999 der Versicherungsschein nebst Versicherungsbedingungen sowie die 

Verbraucherinformation übersandt. Das zweiseitige Policenbegleitschreiben vom 

17.06.1999 enthält am Ende der ersten Seite in einem eigenen, am linken und rech-

ten Seitenrand mit „*“ versehenen Absatz folgende Widerspruchsbelehrung: 

„Dieser Vertrag gilt als abgeschlossen, wenn Sie nicht innerhalb von 14 

Tagen nach Erhalt des Versicherungsscheins, der Versicherungsbedin-

gungen und der Verbraucherinformationen schriftlich widersprechen. 
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Um diese Frist einzuhalten, genügt es, Ihren Widerspruch rechtzeitig abzu-

senden.“ 

Mit Datum vom 29.03.2011 machte der Kläger von seinem Kapitalwahlrecht Ge-

brauch, woraufhin die Beklagte zum 01.07.2011 eine Ablaufleistung in Höhe von 

44.503,14 € zur Auszahlung brachte. Mit Schreiben vom 04.03.2016 erklärte der 

Kläger den Widerspruch, den die Beklagte mit Schreiben vom 09.03.2016 zurück-

wies. Der Kläger, der erstinstanzlich wie im Berufungsverfahren beantragt hat, hat 

die Auffassung vertreten, wegen der formalen und inhaltlichen Mängel der Wider-

spruchsbelehrung sowie der Unvollständigkeit der Verbraucherinformation sei die 

Widerspruchsfrist gem. § 5 a VVG a. F. nicht in Gang gesetzt worden. Das Landge-

richt hat die Klage als unbegründet abgewiesen.  

Rechtliche Würdigung: 

Die zulässige Berufung des Klägers erweist sich zum Teil als begründet. Dem Kläger 

steht gegen die Beklagte ein Anspruch auf Erstattung der geleisteten Prämien sowie 

Herausgabe gezogener Nutzungen aus §§ 812 Abs. 1 Satz 1, 818 Abs. 1 Satz 1 

BGB in Höhe von insgesamt 431,32 € zu.  

1. Die im Policenbegleitschreiben vom 17.06.1999 enthaltene Widerspruchsbe-

lehrung genügt sowohl formell als auch inhaltlich den Vorgaben des § 5 a VVG 

a.F.). Die Belehrung ist ausreichend drucktechnisch hervorgehoben. Durch die 

Hervorhebung muss sichergestellt sein, dass der Versicherungsnehmer die Beleh-

rung zur Kenntnis nimmt, selbst wenn er nicht nach einer Widerspruchsmöglichkeit 

sucht. Diese Voraussetzung ist bei der streitgegenständlichen Belehrung erfüllt. Ins-

besondere ist die Belehrung nicht im Text oder im Fließtext versteckt, sondern findet 

sich im letzten Absatz auf der ersten Seite des zweiseitigen Policenbegleitschrei-

bens. Die Belehrung ist räumlich durch einen Absatz vom sonstigen Fließtext ge-

trennt und durch „*“ am linken und rechten Rand zusätzlich hervorgehoben. Die Wi-

derspruchsbelehrung ist auch inhaltlich nicht zu beanstanden. Die Belehrung 

enthält den eindeutigen Hinweis, dass der Vertrag auf der Grundlage dieses 

Versicherungsscheins, der Versicherungsbedingungen und der für den Vertrag 

maßgeblichen Verbraucherinformation als abgeschlossen gelte, wenn der Ver-

sicherungsnehmer nicht widerspreche.  
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Jedoch war die Verbraucherinformation unvollständig und damit fehlerhaft. 

Dem Kläger ist weder vor Vertragsschluss noch mit Übersendung des Versiche-

rungsscheins eine Verbraucherinformation ausgehändigt worden, die den Anforde-

rungen des § 10 a VAG a.F. genügt. Nach Abs. 1 Satz 1 dieser Vorschrift hat das 

Versicherungsunternehmen zu gewährleisten, dass der Versicherungsnehmer, wenn 

er - wie hier - eine natürliche Person ist, in einer Verbraucherinformation über die für 

das Versicherungsverhältnis maßgeblichen Tatsachen und Rechte des Vertrages 

nach Maßgabe der Anlage Teil D unterrichtet wird. Nach § 10 a Abs. 2 VAG a.F. hat 

die Verbraucherinformation schriftlich zu erfolgen und muss eindeutig formuliert, 

übersichtlich gegliedert sowie verständlich in deutscher Sprache oder der Mutter-

sprache des Versicherungsnehmers abgefasst sein. Diesen Anforderungen werden 

die Angaben in der mit dem Versicherungsschein dem Kläger übersandten Verbrau-

cherinformation nicht gerecht. Zwar fehlen entgegen der Annahme des Klägers 

hier keine Angaben, die gemäß Nr. 1 lit. e des Abschnitts l der Anlage D zu § 10 

a VAG a.F. erforderlich sind. Nach Nr. 1 lit. e des Abschnitts l der Anlage D zu 

§ 10 a VAG a.F. sind Angaben erforderlich über die Prämienhöhe, wobei die 

Prämien einzeln auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere 

selbständige Versicherungsverträge umfassen soll, und über die Prämienzah-

lungsweise sowie Angaben über etwaige Nebengebühren und -kosten und die 

Angabe des insgesamt zu zahlenden Betrages. Die Höhe der jährlich zu zahlen-

den Gesamtprämie, die im vorliegenden Fall mit der Prämienhöhe identisch ist, be-

trägt 10.799,40 DM und ergibt sich hier aus dem Versicherungsschein (Anl. K 2). 

Ebenso wird dort auch die Zahlungsweise benannt. Das ist ausreichend. Eine weitere 

Aufteilung der Gesamtprämie in die einzelnen Teile, insbesondere eine Nennung von 

Risiko-, Kapital- und Kostenanteilen ist nicht erforderlich.  

Gemäß Anlage D Abschnitt I Nr. 2 lit. b bis d zu § 10 a VAG a.F. sind jedoch 

auch „Angaben der Rückkaufswerte (lit. b), u.a. über die Leistungen aus prä-

mienfreier Versicherung (lit. c) und über das Ausmaß, in dem diese Leistungen 

garantiert sind (lit. d)“, erforderlich. In der im Versicherungsschein enthaltenen 

Übersicht werden zwar in der vierten Spalte Rückkaufswerte mit Gewinnbetei-

ligung ausgewiesen. Es fehlt indes die Angabe, ob und in welchem Umfang die 

dort im Einzelnen aufgeführten Beträge garantiert werden. Auf der der Über-

sicht vorhergehenden Seite des Versicherungsscheins wird zwar darauf hin-

gewiesen, dass die Höhe des Rückkaufswertes letztlich von vielen Faktoren 
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abhängt und deshalb die der Übersicht zu entnehmenden und nach den (zum 

Zeitpunkt der Ausstellung des Versicherungsscheins) maßgeblichen Berech-

nungsgrundlagen ermittelten Werte nicht garantiert werden können. Hieraus 

ergibt sich mithin lediglich, dass die in der Übersicht ausgewiesenen Beträge 

nicht garantiert werden, nicht jedoch, ob und in welchem Umfang Rückkaufs-

werte überhaupt garantiert werden. Da die Verbraucherinformation unvollstän-

dig war, lag sie dem Versicherungsnehmer nie vollständig im Sinne von § 5 a 

Abs. 2 S. 1 VVG a. F. vor, so dass die Widerspruchsfrist nicht in Lauf gesetzt 

wurde.  

Der Kläger verstößt mit seiner Rechtsausübung nicht gegen Treu und Glauben. 

Er hat sein Recht zum Widerspruch nicht verwirkt. Es fehlt hier jedenfalls am 

Umstandsmoment. Ein schutzwürdiges Vertrauen kann die Beklagte schon deshalb 

nicht in Anspruch nehmen, weil sie die Situation selbst herbeigeführt hat, indem sie 

dem Kläger keine vollständige Verbraucherinformation erteilte. Insoweit ist die Situa-

tion dem Fehlen einer ordnungsgemäßen Widerspruchsbelehrung vergleichbar. Die 

reine Prämienzahlung über einen längeren Zeitraum hinweg sowie die Entgegen-

nahme der Ablaufleistung stellen keine besonders gravierenden Umstände dar, die 

dem Kläger gleichwohl ausnahmsweise die Geltendmachung seines Anspruchs we-

gen Verwirkung verwehren.  

Die Beklagte ist dem Kläger nach § 812 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. BGB zur Herausgabe 

des durch deren Leistung Erlangten verpflichtet und daher zur Zahlung in Höhe von 

431,32 € zu verurteilen. Daher kann der Kläger nach § 818 Abs. 2 BGB dem Grunde 

nach den Ersatz des Wertes der von ihm insgesamt geleisteten Prämien in Höhe von 

(unstreitig) 27.608,25 € verlangen (wird im einzelnen ausgeführt). Dem Kläger steht 

ein weiterer Anspruch nach § 818 Abs. 1 BGB auf Herausgabe der gezogenen 

Nutzungen zu. Erfasst werden davon indes nur diejenigen Nutzungen, die tatsäch-

lich gezogen werden. Letzteres ist im hier zu entscheidenden Fall für die Beklagte 

anzunehmen. Allerdings ist dabei nicht durchweg auf einen durchschnittlichen Zins-

satz von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz oder von durchschnittlich vier 

Prozent abzustellen. Maßgeblich ist ebenfalls nicht die Eigenkapitalrendite der Be-

klagten oder eine Erhöhung wegen Kapital- oder Bewertungsreserven im Beitrags-

zeitraum, die nur Buchwerte darstellen, zu deren Auflösung die Beklagte nicht ver-

pflichtet ist. Zu berücksichtigen ist vielmehr die Ertragslage des jeweiligen Ver-
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sicherers. Vor diesem Hintergrund erscheinen dem Senat in ständiger Rechtspre-

chung insofern maßgeblich diejenigen Nettozinsen, die die Beklagte im Bereich der 

Kapitalanlagen im hier gegenständlichen Zeitraum erzielen konnte. Mangels abwei-

chender Anhaltspunkte schätzt der Senat die herauszugebenden Nutzungen gemäß 

§ 287 ZPO auf diesen Betrag. 

Darüber hinaus steht dem Kläger ein weitergehender Anspruch auf Herausgabe von 

Nutzungen in Bezug auf die kalkulierten Verwaltungskosten in Höhe von 200,00 € zu 

wird ausgeführt).  

Der Senat hat die Revision zugelassen, da die vorliegend aufgeworfenen Rechtsfra-

ge, ob die im Versicherungsschein (Anl. K 2) enthaltenen Angaben über garantierte 

bzw. nicht garantierte Rückkaufswerte den Anforderungen der Anlage D Abschnitt I 

Nr. 2 lit. b bis d zu § 10 a VAG a.F. genügt und mithin eine das Widerspruchsrecht 

des jeweiligen Versicherungsnehmer auslösende unvollständige Verbraucherinfor-

mation vorliegt, in der obergerichtlichen Rechtsprechung nicht einheitlich beantwortet 

wird und das OLG München (Urteil vom 27.01.2017 - 25 U 2567/16 -) eine von derje-

nigen des Senats abweichende Auffassung vertritt. 

 

4. BGH vom 19. Dezember 2018 – IV ZB 10/18, VersR 2019, 251 („Bemessung 

Streitwert“) 

 

Sachverhalt: 

Der Kläger fordert von der Beklagten nach einem Widerspruch gegen das Zustande-

kommen einer im Jahr 2000 nach dem sogenannten Policenmodell des § 5a VVG in 

der seinerzeit gültigen Fassung (im Folgenden: § 5a VVG a.F.) abgeschlossenen 

fondsgebundenen Lebensversicherung gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1, § 818 

Abs. 1 BGB die Rückzahlung geleisteter Versicherungsbeiträge sowie die Herausga-

be von Nutzungen, die die Beklagte aus den Beiträgen gezogen haben soll. Nach-

dem der Kläger den Versicherungsvertrag zunächst gekündigt und die Beklagte da-

raufhin den Rückkaufswert ausgezahlt hatte, erklärte der Kläger im Jahr 2015 den 

Widerspruch des Vertrages. Der Kläger hat die bereicherungsrechtliche Forderung 

auf 4.316,21 € beziffert und so berechnet, dass er von der Summe der gezahlten 

Versicherungsbeiträge einen Risikoanteil, den erhaltenen Rückkaufswert sowie 
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Fondsverluste abgezogen und Nutzungen in Höhe von 3.728,39 € hinzugerechnet 

hat. Das Amtsgericht hat die Klage wegen Verwirkung abgewiesen und den Streit-

wert auf 4.316,21 € festgesetzt. Das Landgericht hat die Berufung des Klägers ver-

worfen, weil die Beschwer 600 € nicht übersteige; der Streitwert sei auf 587,82 € 

festzusetzen. Der Anspruch auf Herausgabe der Nutzungen werde als Nebenforde-

rung im Sinne des § 4 ZPO geltend gemacht, da der Rückkaufswert nach den Tarif-

bedingungen der Lebensversicherung nicht die Beitragsanteile enthalten könne, aus 

denen die Beklagte nach dem Vortrag des Klägers die Nutzungen gezogen haben 

soll.  

Rechtliche Würdigung: 

Das Rechtsmittel hat Erfolg. Es führt zur Aufhebung des angefochtenen Beschlusses 

und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht. Die gemäß § 574 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 522 Abs. 1 Satz 4 ZPO statthafte Rechtsbeschwerde ist auch 

im Übrigen zulässig. Die Verwerfung der Berufung als unzulässig verletzt den Kläger 

- wie sich aus den nachfolgenden Ausführungen ergibt - in seinem Verfahrensgrund-

recht auf Gewährung wirkungsvollen Rechtsschutzes (Art. 2 Abs. 1 GG in Verbin-

dung mit dem Rechtsstaatsprinzip), das es den Gerichten verbietet, den Beteiligten 

den Zugang zu einer in der Verfahrensordnung eingeräumten Instanz in unzumutba-

rer, aus Sachgründen nicht zu rechtfertigender Weise zu erschweren.  

Die Rechtsbeschwerde ist auch begründet. Der Wert des Beschwerdegegenstan-

des der Berufung beträgt 4.316,21 € und übersteigt damit die Wertgrenze von 

600 € (§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO), weil der vom Kläger geltend gemachte Nut-

zungsherausgabeanspruch im Streitfall nicht als Nebenforderung im Sinne des 

§ 4 Abs. 1 Halbsatz 2 ZPO zu qualifizieren ist. Verlangt ein Versicherungsneh-

mer gestützt auf einen Widerspruch nach § 5a VVG a.F. die bereicherungs-

rechtliche Rückabwicklung eines Lebensversicherungsvertrages, ist ein in die-

sem Rahmen geltend gemachter Anspruch auf Herausgabe von Nutzungen bei 

der Streitwertberechnung zu berücksichtigen. Das ergibt sich aus dem Sinn 

und Zweck des § 4 Abs. 1 Halbsatz 2 ZPO. Die Vorschrift bezweckt eine prakti-

sche, einfache und klare Wertermittlung, da von der Wertfestsetzung die sach-

liche Zuständigkeit der Gerichte und die Zulässigkeit von Rechtsmitteln ab-

hängt. Dieser Zweck einer Vereinfachung der Berechnung würde verfehlt, wenn 
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es in Fällen der vorliegenden Art für die Streitwertermittlung darauf ankäme, ob 

und in welchem Umfang der eingeklagte Nutzungsherausgabeanspruch in ei-

nem Abhängigkeitsverhältnis zu dem weiter geltend gemachten Anspruch auf 

Rückzahlung der Versicherungsbeiträge steht, von diesem also sachlich recht-

lich abhängt. Dies kann hier von Fall zu Fall insbesondere danach variieren, mit 

welchem der Ansprüche der an den Versicherungsnehmer typischerweise ausge-

zahlte Rückkaufswert in welcher Höhe zu verrechnen ist. Hierfür kommt es nicht nur 

darauf an, wie die Frage nach der Verrechnung des Rückkaufswerts abstrakt-

generell zu beantworten ist. Es bestimmt sich, wie das Berufungsgericht im Aus-

gangspunkt zutreffend angenommen hat, auch nach den Umständen des Einzelfal-

les, deren rechtliche Bewertung unterschiedlich ausfallen kann. 

Auf dieser vielschichtigen Grundlage wäre es für die Parteien in derartigen 

Prozessen häufig kaum möglich, im Vorhinein zu erkennen, welches Gericht 

sachlich zuständig ist und ob ein Rechtsmittel zulässigerweise eingelegt wer-

den kann, wenn die volle oder teilweise (Nicht-)Berücksichtigung des Nut-

zungsherausgabeanspruchs insofern zu unterschiedlichen Ergebnissen führte; 

die insbesondere auch in ihrem Interesse gebotene praktische, einfache und klare 

Wertermittlung wäre nicht mehr gewährleistet. Der § 4 Abs. 1 Halbsatz 2 ZPO zu-

grunde liegende Vereinfachungsgedanke spricht daher entscheidend dafür, den Nut-

zungsherausgabeanspruch des Versicherungsnehmers in Fällen der vorliegenden 

Art unabhängig von den Umständen des Einzelfalles bei der Streitwertbemessung zu 

berücksichtigen. 
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1. Arglist setzt in subjektiver Hinsicht voraus, dass 
der VN erkennt und billigt, dass der Versicherer 
seinen Antrag bei Kenntnis des wahren Sachver-
halts gar nicht oder nur zu anderen Konditionen 
annehmen werde. 

2. Der vom Versicherer eingeschaltete Arzt ist des-
sen passiver Stellvertreter, nämlich zur Entgegen-
nahme der Antworten des Antragstellers beauftragt. 
Bei der Aufnahme der „Erklärung vor dem Arzt“ 
steht der Arzt damit einem Versicherungsvertreter 
gleich. Was dem Arzt zur Beantwortung der vom 
Versicherer vorformulierten Fragen gesagt ist, ist 
dem Versicherer gesagt. 

BGH, Beschluss vom 10. 5. 2017 (IV ZR 30/16, Frank-
furt/M.) 

Entscheidung 

[1] Der Kl. beantragte bei der Bekl. mit Antrag vom 1. 
11. 2007 eine Risikolebensversicherung mit Berufsun-
fähigkeitszusatzversicherung, wobei er die im Antrags-
formular unter Nr. 1 gestellten Fragen nach Krankhei-
ten, Gesundheitsstörungen oder Beschwerden teilweise 
mit „ja“ beantwortete, bei den insoweit abgefragten 
ergänzenden Angaben zu mit „ja“ beantworteten Fra-
gen aber nicht mitteilte, dass er im September 2004 
nach einem Sporttraining eine Ohnmacht erlitten hatte, 
ein eingeholtes EEG einen unklaren Befund ergeben 
hatte und deshalb eine Überweisung an eine radiologi-
sche Praxis erfolgt war, wo am 17. 11. 2004, 24. 1. 
2005 und 17. 7. 2006 jeweils Magnetresonanztomogra-
phie(MRT)-Untersuchungen des Schädels stattgefun-
den hatten. 

[2] Die Bekl. verlangte im Hinblick auf die Höhe der 
Versicherungssumme vor einer Antragsannahme eine 
ärztliche Untersuchung des Kl. Bestandteil des insoweit 
auf einem Formular der Bekl. erstellten Arztzeugnisses 
vom 6. 12. 2007 war eine „Erklärung vor dem Arzt“, in 
deren Rahmen u. a. die Frage nach Krankheiten, Stö-
rungen oder Beschwerden des Herzens oder der Kreis-
lauforgane erneut bejaht ist. Als ergänzende Erläute-
rung dazu war angegeben: 

„2004 – 1 x Synkope 

… 

kard. Abklärung: o. B. 

neurol. Abklärung: o. B.“ 

[3] Danach erfolgte die Annahme des Versicherungsan-
trags durch die Bekl. 

[4] Eine weitere MRT-Untersuchung des Kl. fand am 9. 
10. 2008 statt. Im Juli 2010 wurde dem Kl. ein 
Glioblastom im zentralen Nervensystem operativ ent-
fernt. Dazu heißt es im Bericht der Universitätsklinik F.: 

„Bei dem Patienten ist seit ca. sechs Jahren eine Gliose 
bekannt.“ 

[5] Im Bericht des Strahlenklinikums hieß es: „Patient 
gibt an, dass seit 2004 eine Gliose links bekannt sei.“ 

[6] Die Bekl. lehnte die vom Kl. beantragten Leistungen 
für Berufsunfähigkeit ab und erklärte zunächst den 
Rücktritt und die Kündigung des Versicherungsvertrags, 
später die Anfechtung wegen arglistiger Täuschung. 

[7] Der Kl. behauptete, seit der Operation bedingungs-
gemäß berufsunfähig zu sein. Er begehrte die vertrags-
gemäßen Leistungen für eine Berufsunfähigkeit und die 
Feststellung des Fortbestands des Versicherungsver-
trags sowie die Zahlung vorgerichtlicher Anwaltskosten. 

[8] Er machte geltend, dass er bei Antragstellung keine 
Kenntnis von einer Gliose gehabt habe; von diesem 
Befund habe er erst 2010 erfahren. Ihm sei vielmehr 
von seiner Ärztin ausdrücklich mitgeteilt worden, dass 
er gesund sei, und zwar auch nach Übermittlung der 
Ergebnisse der MRT-Untersuchungen. Außerdem sei 
eine Gliose weder eine Erkrankung noch ein krankhaf-
ter Befund, weshalb die Bekl. den Vertrag auch bei 
Kenntnis von dieser Diagnose in unveränderter Form 
abgeschlossen hätte. 

[9–10] Die Klage hat vor dem LG und dem OLG keinen 
Erfolg gehabt. 

[11] Die Beschwerde des Kl. gegen die Nichtzulassung 
der Revision führte zur Aufhebung und Zurückverwei-
sung. 

Aus den Gründen: 

[12] 1. Unter Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG hat das 
Berufungsgericht bei seiner Feststellung einer vom Kl. 
begangenen arglistigen Täuschung allein auf die Be-
antwortung der Fragen im Antragsformular vom 1. 11. 
2007 abgestellt. Den Vortrag des Kl. zu den ergänzen-
den Angaben in der Erklärung vor dem Arzt vom 6. 12. 
2007 hat es übergangen. 

[13] a) Kommt es auf Betreiben des Versicherers im 
Zuge der Verhandlungen über den Abschluss einer 
Lebens- und Berufsunfähigkeitszusatzversicherung zur 
Erstellung eines ärztlichen Zeugnisses auf einem vom 
Versicherer vorgegebenen Formblatt und hat der An-
tragsteller dabei im Rahmen der „Erklärung vor dem 
Arzt“ gegenüber dem Arzt vom Versicherer vorformu-
lierte Fragen zu beantworten, so stehen die vom Arzt in 
Erfüllung dieses Auftrags gestellten Fragen den Fragen 
des Versicherers, die erteilten Antworten den Erklärun-
gen gegenüber dem Versicherer gleich. Der vom Versi-
cherer eingeschaltete Arzt ist insoweit dessen passiver 
Stellvertreter, nämlich zur Entgegennahme der Antwor-
ten des Antragstellers beauftragt. Bei der Aufnahme der 
„Erklärung vor dem Arzt“ steht der Arzt damit insoweit 
einem Versicherungsagenten bei Aufnahme des Versi-
cherungsantrags gleich. Was dem Arzt zur Beantwor-

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2017-05-10&az=IVZR3016&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=103&g=GG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=103&g=GG&x=1


 
 
 

 
BGH, VersR 2017, 937 Anlage 1 
 
 

 
 

 
tung der vom Versicherer vorformulierten Fragen ge-
sagt ist, ist dem Versicherer gesagt (Senat vom 11. 2. 
2009 – IV ZR 26/06 – VersR 2009, 529 Tz. 15; vom 7. 
3. 2001 – IV ZR 254/00 – VersR 2001, 620 unter 2 b aa 
m. w. N.). 

[14] b) Das Berufungsgericht hätte deshalb prüfen müs-
sen, ob die in der Erklärung vor dem Arzt erfolgte An-
gabe des Kl., dass er 2004 eine Synkope erlitten habe 
und es eine neurologische Abklärung gegeben habe, 
die ohne Befund geblieben sei, der Annahme einer 
arglistigen Täuschung entgegensteht. Hiermit befasst 
sich das angefochtene Urteil nicht. 

[15] aa) Allerdings stehen diese ergänzenden Angaben 
der Bejahung einer objektiven Anzeigepflichtverletzung 
nicht entgegen. Aus der Mitteilung, dass eine neurolo-
gische Abklärung der Synkope stattgefunden habe und 
ohne Befund geblieben sei, konnte die Bekl. nicht ent-
nehmen, dass es zu wiederholten MRT-
Untersuchungen des Schädels gekommen war. Es 
hätte sich auch um einen einmaligen Besuch beim 
Neurologen mit weniger aufwendigen Untersuchungs-
maßnahmen handeln können. Im Vergleich dazu hätte 
der Umstand eines dreimaligen MRT innerhalb von 20 
Monaten der Bekl. durchaus eher Anlass zu Nachfra-
gen und gegebenenfalls Nachforschungen bei den 
behandelnden Ärzten geben können. 

[16] bb) Allein aus der unrichtigen oder unvollständigen 
Beantwortung von Gesundheitsfragen kann jedoch 
nicht auf das Vorliegen von Arglist geschlossen werden; 
in subjektiver Hinsicht setzt die Annahme von Arglist 
vielmehr zusätzlich voraus, dass der VN erkennt und 
billigt, dass der Versicherer seinen Antrag bei Kenntnis 
des wahren Sachverhalts gar nicht oder nur zu anderen 
Konditionen annehmen werde (Senat vom 24. 11. 2010 
– IV ZR 252/08 – VersR 2011, 337 Tz. 19 m. w. N.; st. 
Rspr.). 

[17] Insoweit kann es nicht ausgeschlossen werden, 
dass das Berufungsgericht die Frage nach dem Vorlie-
gen dieser Voraussetzung anders beurteilt hätte, wenn 
es die zusätzlichen Angaben in der Erklärung vor dem 
Arzt ebenfalls berücksichtigt hätte. Diese lassen es 
nämlich möglich erscheinen, dass der Kl. davon ausge-
gangen ist, schon die Mitteilung über die Synkope im 
Jahr 2004 und eine nachfolgende „neurologische Abklä-
rung“, die ohne Befund geblieben sei, gestatte es der 
Bekl. in gleicher Weise, eine Risikobewertung vorzu-
nehmen wie nach ausdrücklicher Bezeichnung der 
durchgeführten MRT-Untersuchungen. Denn immerhin 
legte die nunmehr erfolgte Angabe offen, dass die Fra-
ge drei im Antragsformular unrichtig beantwortet wor-
den war, indem dort keine neurologischen Untersu-
chungen offenbart, sondern nur Routineuntersuchun-
gen beim Hausarzt und Zahnarzt mitgeteilt worden 
waren, und stellte diese Falschangabe damit richtig, 
auch wenn die Frage nach den behandelnden Ärzten 

damit weiter unvollständig beantwortet blieb. Damit war 
der Bekl. aber zumindest ein Anhaltspunkt für weitere 
Nachforschungen oder Nachfragen gegeben, soweit die 
Synkope im Jahr 2004 als Anlass durchgeführter neuro-
logischer Untersuchungen für ihre Risikobeurteilung 
von Relevanz war. Das Berufungsgericht hätte deshalb 
– gegebenenfalls auch durch Anhörung des Kl. nach 
§ 141 ZPO – der Frage nachgehen müssen, ob dieser 
geglaubt hat, es sei für die Annahmeentscheidung der 
Bekl. nicht von Bedeutung, ob sie konkret über durch-
geführte MRT-Untersuchungen oder nur allgemein über 
eine „neurologische Abklärung“ unterrichtet wurde. 
Hierfür könnte die vom Kl. behauptete Mitteilung seiner 
Hausärztin, er sei gesund, ein tragfähiges Indiz darstel-
len, wenn diese in Kenntnis der MRT-Befunde erfolgt 
war. 

[18] 2. Für das weitere Verfahren weist der Senat da-
rauf hin, dass das Berufungsgericht auch die Frage der 
Gefahrerheblichkeit der nicht angegebenen MRT-
Untersuchungen ergänzend zu beurteilen haben wird. 

 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2009-02-11&az=IVZR2606&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2009&s=529&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2009&s=529&z=VERSR&rn=15
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2001-03-07&az=IVZR25400&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2001&s=620&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2010-11-24&az=IVZR25208&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2011&s=337&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2011&s=337&z=VERSR&rn=19
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ZPO&p=141
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* 1. Zu den zur Feststellung des Versicherungsfalls 
und des Umfangs der Leistung des Versicherers 
notwendigen Erhebungen i. S. d. § 14 Abs. 1 VVG 
zählen auch solche, die klären sollen, ob der VN bei 
Vertragsschluss seine vorvertraglichen Anzeigeob-
liegenheiten i. S. v. § 19 Abs. 1 S. 1 VVG erfüllt hat. * 

* 2. a) Zur Feststellung des Versicherungsfalls oder 
des Umfangs der Leistungspflicht des Versicherers 
sind auch solche Auskünfte erforderlich i. S. v. § 31 
Abs. 1 S. 1 VVG, die der Prüfung vorvertraglicher 
Anzeigeobliegenheitsverletzungen dienen. Die den 
VN insoweit treffende Mitwirkungsobliegenheit ist 
nicht auf Fälle beschränkt, in denen bereits eine 
konkrete Verdachtslage für eine Anzeigeobliegen-
heitsverletzung besteht. 

b) Der VN hat bei der Erhebung von Daten durch 
den Versicherer grundsätzlich nur insoweit mitzu-
wirken, als diese zur Prüfung des Leistungsfalls 
relevant sind. Kann der Umfang der Datenerhebung 
nicht von vornherein auf entsprechende Informati-
onen beschränkt werden, weil dem Versicherer 
noch unbekannt ist, worauf er sein Augenmerk zu 
richten hat, so erstreckt sich die Obliegenheit des 
VN zunächst auf die Einholung solcher weniger 
weitreichender und persönlichkeitsrelevanter Vorin-
formationen, die dem Versicherer eine Konkretisie-
rung ermöglichen, welche Informationen im Weite-
ren tatsächlich für die Leistungsprüfung relevant 
sind. * 

* 3. § 213 Abs. 1 VVG steht einer Datenerhebung 
des Versicherers zum Zweck der Überprüfung vor-
vertraglicher Anzeigeobliegenheitsverletzungen des 
VN nicht entgegen. * 

BGH, Urteil vom 22. 2. 2017 (IV ZR 289/14, KG) 

Entscheidung 

[Revisionsentscheidung zu dem in VersR 2014, 1191 
abgedruckten Urteil des KG vom 8. 7. 2014 (6 U 
134/13)] 

Anmerkung der Redaktion: Vgl. hierzu Wandt VersR 
2017, 458. 

[1] Die unbekannten Erben des während des Revisi-
onsverfahrens verstorbenen Kl. (im Folgenden weiter-
hin als Kl. bezeichnet) forderten Leistungen aus einer 
bei der Bekl. seit April 2009 gehaltenen Berufsunfähig-
keitsversicherung, der Allgemeine Versicherungsbedin-
gungen für die Berufsunfähigkeitspolice „X.“ der Bekl. 
(im Folgenden: AVB der Bekl.) zugrunde lagen. Diese 
lauteten auszugsweise wie folgt: 

„§ 22 Welche Mitwirkungspflichten sind zu beachten, 
wenn Leistungen wegen Berufsunfähigkeit verlangt 
werden? 

… 

(2) Wir können außerdem, dann allerdings auf unsere 
Kosten, weitere Untersuchungen durch von uns beauf-
tragte Ärzte und sonstige Sachverständige sowie not-
wendige Nachweise – auch über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse und ihre Veränderungen – verlangen, 
insbesondere zusätzliche Auskünfte und Aufklärungen, 
auch die des Arbeitgebers über den Beruf im Zeitpunkt 
des Abschlusses des Vertrags. Die versicherte Person 
hat Ärzte, Krankenhäuser und sonstige Krankenanstal-
ten sowie Pflegeheime, bei denen sie in Behandlung 
oder Pflege war oder sein wird, sowie Sachverständige, 
Pflegepersonen, andere Personenversicherer und Be-
hörden sowie wegen des Berufs auch den Arbeitgeber 
zu ermächtigen, uns auf Verlangen Auskunft zu ertei-
len. …“ 

[2] Mit Schreiben vom 18. 5. 2010 zeigte der Kl., zu 
diesem Zeitpunkt noch Bezirksleiter einer Bausparkas-
se, der Bekl. an, dass er aufgrund eines Burnout-
Syndroms nicht mehr in der Lage sei, seine berufliche 
Tätigkeit auszuüben. 

[3] Im Februar 2011 meldete er bei der Bekl. Ansprüche 
aus der Berufsunfähigkeitsversicherung an. Hierauf bat 
ihn die Bekl. u. a. um die Unterzeichnung von Schwei-
gepflichtentbindungserklärungen zur Einholung von 
Auskünften bei verschiedenen Stellen. Nachdem der Kl. 
mitgeteilt hatte, er werde die Erhebung von Auskünften 
bei der Krankenkasse nur genehmigen, soweit sie sich 
auf die Berufsunfähigkeit bezögen, wies die Bekl. ihn 
darauf hin, dass sie auch prüfen wolle, ob der Versiche-
rungsvertrag ordnungsgemäß zustande gekommen sei. 

[4] Zur Abgabe einer Schweigepflichtentbindung zu 
diesem Zweck war der Kl. im Weiteren nicht bereit. Eine 
von ihm zuvor noch formulierte und unterzeichnete 
„Einwilligung und Schweigepflichtentbindungserklärung“ 
hatte die Bekl. zunächst als unzureichend abgelehnt; 
als sie diese später dennoch für eine Abfrage der Ge-
sundheitsverhältnisse des Kl. für die Zeit ab Juni 2002 
nutzen wollte, widersprach der Kl. dieser Datenerhe-
bung ausdrücklich, soweit sie die Überprüfung „vorver-
traglicher Anzeigepflichtverletzungen“ betreffe. Darauf-
hin teilte die Bekl. dem Kl. mit, sie stelle die weitere 
Leistungsprüfung ein, und berief sich darauf, die gel-
tend gemachten Leistungsansprüche des Kl. seien nicht 
fällig. 

[5] Mit seiner Klage begehrte der Kl. die Zahlung von 
Berufsunfähigkeitsrente, die Feststellung der Verpflich-
tung der Bekl. zur jährlichen Rentenerhöhung sowie die 
Freistellung von der Prämienzahlung. 

[6] Das LG hat die Klage als derzeit unbegründet ab-
gewiesen. Die hiergegen gerichtete Berufung des Kl. 
hat das KG zurückgewiesen. 

[7] Die Revision des Kl. hatte keinen Erfolg. 
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Aus den Gründen: 

[8–11] I. … 

[12] II. … 

[13] Ein Leistungsanspruch des Kl. ist derzeit jedenfalls 
noch nicht fällig, weil die Bekl. notwendige Erhebungen 
zur Prüfung vorvertraglicher Anzeigeobliegenheitsver-
letzungen des Kl. aufgrund dessen unzureichender 
Mitwirkung nicht hat abschließen können. 

[14] 1. Die Fälligkeit des Leistungsanspruchs hängt 
nach § 14 Abs. 1 VVG auch vom Abschluss der Ermitt-
lungen des Versicherers zur Frage einer vorvertragli-
chen Anzeigeobliegenheitsverletzung des VN ab. 

[15] a) Gem. § 14 Abs. 1 VVG sind Geldleistungen des 
Versicherers mit der Beendigung der zur Feststellung 
des Versicherungsfalls und des Leistungsumfangs 
notwendigen Erhebungen fällig. Hierzu zählen entge-
gen der Auffassung der Revision auch solche Nachfor-
schungen, die klären sollen, ob der VN bei Vertrags-
schluss seine vorvertraglichen Anzeigeobliegenheiten i. 
S. v. § 19 Abs. 1 S. 1 VVG ordnungsgemäß erfüllt hat 
(OLG Hamburg VersR 2010, 749 [750]; OLG Hamm 
VersR 2015, 1497 [1498]; OLG Köln VersR 2015, 305; 
Muschner in Rüffer/Halbach/Schimikowski, VVG 3. Aufl. 
§ 14 Rn. 16, 25; Fausten in Langheid/Wandt, Münch. 
Komm. zum VVG 2. Aufl. § 14 Rn. 22; Armbrüster in 
Prölss/Martin, VVG 29. Aufl. § 14 Rn. 8; Rixecker in 
Langheid/Rixecker, VVG 5. Aufl. § 14 Rn. 6; Mar-
low/Spuhl, Das Neue VVG kompakt 4. Aufl. Rn. 1460; 
Neuhaus, Berufsunfähigkeitsversicherung 3. Aufl. P Rn. 
84; Britz VersR 2015, 410 [411]; Fricke VersR 2009, 
297 [300]; Höra r+s 2008, 89 [93]; Rixecker zfs 2007, 
556; a. A. Egger VersR 2015, 1209 [1211]). 

[16] b) Anders als die Revision meint, steht dem nicht 
entgegen, dass vorvertragliche Anzeigeobliegenheits-
verletzungen weder den Eintritt des Versicherungsfalls 
betreffen noch Auswirkungen auf die Bemessung der 
Versicherungsleistung haben, da sie lediglich rechts-
vernichtende Gestaltungsrechte (Rücktritt nach § 19 
Abs. 2 VVG und Arglistanfechtung nach § 22 VVG i. V. 
m. § 123 BGB) begründen können (so aber Egger 
VersR 2015, 1209 [1210 f.]; VersR 2014, 1304 [1306]). 

[17] aa) Soweit der Wortlaut des § 14 Abs. 1 VVG die 
Fälligkeit der Geldleistungen des Versicherers von der 
Beendigung der „zur Feststellung des Versicherungs-
falls und des Umfangs der Leistung des Versicherers 
notwendigen Erhebungen“ abhängig macht, wird davon 
auch die Prüfung der Vertragswirksamkeit erfasst. So-
wohl der Versicherungsfall als auch der Umfang einer 
auf diesen gestützten Versicherungsleistung setzen 
einen wirksamen Versicherungsvertrag voraus. 

[18] bb) Für dieses weite Verständnis des § 14 Abs. 1 
VVG sprechen Sinn und Zweck der Vorschrift, die dem 
Versicherer angesichts häufig schwieriger rechtlicher 

und tatsächlicher Fragen Zeit zur Prüfung einräumen 
will, ob und in welcher Höhe er zur Leistung verpflichtet 
ist ( Johannsen in Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 14 Rn. 
3). Dies erstreckt sich auch auf Fragen nach der Wirk-
samkeit des Versicherungsvertrags, die die grundle-
gende Voraussetzung für die Leistungsverpflichtung 
des Versicherers bildet. Denn es widerspräche dem 
Zweck des § 14 Abs. 1 VVG, die Fälligkeit der Versi-
cherungsleistung ungeachtet des Vorliegens von Um-
ständen eintreten zu lassen, die die Vertragswirksam-
keit infrage stellen. 

[19] cc) Eine Unterscheidung danach, ob tatsächliche 
Umstände die Leistungspflicht des Versicherers unmit-
telbar entfallen lassen oder ihm lediglich ein Gestal-
tungsrecht verschaffen, den Versicherungsvertrag 
durch eine Anfechtungs- oder Rücktrittserklärung zu 
Fall zu bringen, ist insoweit nicht geboten. Denn das 
von § 14 Abs. 1 VVG letztlich geschützte Interesse des 
Versicherers und der Versichertengemeinschaft, Leis-
tungen nicht ohne Grund oder auf Grundlage einer 
unzureichenden Prüfung erbringen zu müssen, ist in 
beiden Fällen gleichermaßen berührt. 

[20] 2. Die Erhebungen der Bekl. zur Frage vorvertragli-
cher Anzeigeobliegenheitsverletzungen des Kl. sind in 
Anbetracht seiner Weigerung, in jeglicher Weise an der 
Beschaffung der insoweit relevanten Gesundheitsdaten 
bei seinen Krankenkassen sowie dem ihn behandeln-
den Arzt mitzuwirken, nicht als beendet i. S. d. § 14 
Abs. 1 VVG anzusehen. 

[21] a) Ob das auch dann gälte, wenn der VN aus kei-
nem rechtlichen Grund zur Mitwirkung bei einer solchen 
Datenerhebung des Versicherers gehalten wäre ( Spuhl 
VuR 2009, 1 [4]; Looschelders JR 2010, 530 [532]), 
kann dahinstehen, denn im Streitfall traf den Kl. eine 
entsprechende Obliegenheit. Diese ergibt sich aller-
dings nicht aus § 22 Abs. 2 S. 2 AVB der Bekl., der 
infolge unangemessener Benachteiligung des VN gem. 
§ 307 BGB unwirksam ist (hierzu aa), sondern aus § 22 
Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AVB der Bekl. i. V. m. § 31 Abs. 1 S. 2 
VVG (hierzu bb). 

[22] aa) § 22 Abs. 2 S. 2 AVB der Bekl. hält der Inhalts-
kontrolle nach § 307 Abs. 1 S. 1 BGB nicht stand. Die 
Klausel bestimmt, dass die versicherte Person im Rah-
men der Leistungsprüfung bestimmte Auskunftsperso-
nen zu ermächtigen hat, auf Verlangen des Versiche-
rers Auskunft zu erteilen. Das benachteiligt den VN 
entgegen dem Gebot von Treu und Glauben unange-
messen, weil das Recht des Versicherten auf informati-
onelle Selbstbestimmung aus Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. 
Art. 1 Abs. 1 GG missachtet wird. Damit widerspricht 
die Klausel zugleich dem Grundgedanken des § 213 
VVG. 

[23] (1) Das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung gewährleistet als besondere Ausprägung des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts die Befugnis des 
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Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und 
Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen 
(grundlegend BVerfGE 65, 1 [43]). Als Grundrecht ent-
faltet es im Privatrecht seine Wirkkraft über die Vor-
schriften, die das jeweilige Rechtsgebiet unmittelbar 
beherrschen (sogenannte mittelbare Drittwirkung; hier-
zu grundlegend BVerfGE 7, 198 [205]), und ist insbe-
sondere bei der Auslegung von Generalklauseln 
(BVerfG 7, 198 [205 f.]), wie hier von § 307 Abs. 1 S. 1 
BGB, zu beachten. 

[24] (2) Demgemäß sind Bestimmungen in AVB als 
unangemessene Benachteiligung des VN anzusehen, 
die einen informationellen Selbstschutz vereiteln oder 
unzumutbar werden lassen (Senat vom 13. 7. 2016 – IV 
ZR 292/14 – VersR 2016, 1173 Tz. 29 m. w. N.). Nach 
Auslegung von § 22 Abs. 2 S. 2 AVB der Bekl. ist das 
hier der Fall. 

[25] (a) AVB sind so auszulegen, wie ein durchschnittli-
cher, um Verständnis bemühter VN sie bei verständiger 
Würdigung, aufmerksamer Durchsicht und unter Be-
rücksichtigung des erkennbaren Sinnzusammenhangs 
versteht. Dabei kommt es auf die Verständnismöglich-
keiten eines VN ohne versicherungsrechtliche Spezial-
kenntnisse an (Senat vom 17. 2. 2016 – IV ZR 353/14 – 
VersR 2016, 720 Tz. 15; vom 23. 6. 1993 – IV ZR 
135/92 – BGHZ 123, 83 [85] = VersR 1993, 957 [958]; 
st. Rspr.). 

[26] (b) Ein solcher VN entnimmt § 22 Abs. 2 S. 2 AVB 
der Bekl., dass der Versicherte im Fall der Geltendma-
chung von Leistungsansprüchen die dort genannten 
Auskunftspersonen uneingeschränkt zu ermächtigen 
hat, dem Versicherer auf dessen Verlangen hin unmit-
telbar Auskunft zu erteilen. Eine inhaltliche Begrenzung 
dieser Verpflichtung auf Auskünfte etwa nur zu be-
stimmten Themen oder Zeiträumen lässt sich für ihn 
nicht ersehen. 

[27] In dieser Auslegung nimmt die Klausel dem Versi-
cherten die Möglichkeit, die Sachdienlichkeit der Infor-
mationserhebung zu überprüfen und die Preisgabe – 
auch sensibler – Daten selbst zu steuern (vgl. Höra in 
Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 213 Rn. 68; Wandt in 
Langheid/Wandt, Münch. Komm. zum VVG 2. Aufl. § 31 
Rn. 68; Benkel/Hirschberg, Lebens- und Berufsunfähig-
keitsversicherung 2. Aufl. § 4 BUZ 2008 Rn. 6; Neu-
haus aaO Rn. 7; Neuhaus/Kloth NJOZ 2009, 1370 
[1393]; Rixecker zfs 2007, 37). 

[28] (c) Zugleich steht § 22 Abs. 2 S. 2 AVB der Bekl. 
damit in Widerspruch zu dem Grundgedanken des 
§ 213 VVG. Dieser regelt zwar nach seinem Wortlaut 
lediglich die Voraussetzungen, unter denen der Versi-
cherer berechtigt ist, personenbezogene Daten bei 
Dritten zu erheben, und nicht die Frage, inwiefern der 
Versicherte vertraglich angehalten werden kann, für 
den Versicherer diese Voraussetzungen zu schaffen. 
Die Vorschrift soll aber nach dem Willen des Gesetzge-

bers gerade auch die Grundsätze aus der Entscheidung 
des BVerfG vom 23. 10. 2006 (VersR 2006, 1669) 
umsetzen und den verfassungsrechtlich geforderten 
wirkungsvollen Selbstschutz gewährleisten (vgl. Be-
schlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschus-
ses vom 28. 6. 2007 BT-Drucks. 16/5862 S. 100; Höra 
r+s 2008, 89 [93]). Dem widerspräche es, die Ausübung 
der dazu geschaffenen gesetzlichen Möglichkeiten des 
Versicherten, die nach Abs. 1 erforderliche Einwilligung 
zu verweigern oder trotz erteilter Einwilligung der Da-
tenerhebung nach Abs. 2 S. 2 zu widersprechen, re-
gelmäßig als Verstoß gegen vertragliche Mitwir-
kungsobliegenheiten anzusehen (vgl. Eberhardt in in 
Langheid/Wandt, Münch. Komm. zum VVG § 213 Rn. 
75). Denn die Wahrnehmung verfassungsrechtlich 
gebotener Rechte kann grundsätzlich nicht als Oblie-
genheitsverletzung gewertet werden ( Höra aaO Rn. 68; 
Britz, Die Erhebung personenbezogener Gesundheits-
daten durch Versicherungsunternehmen bei Dritten 
gem. § 213 VVG unter Berücksichtigung des Gendiag-
nostikgesetzes 2011 S. 211; Marlow/Spuhl aaO Rn. 
1473). 

[29] bb) Den Kl. trifft indes eine Obliegenheit zur Mitwir-
kung bei der Datenerhebung der Bekl. – auch zur Frage 
vorvertraglicher Anzeigeobliegenheitsverletzungen – 
aus § 22 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AVB der Bekl. i. V. m. § 31 
Abs. 1 S. 2 VVG. 

[30] (1) Gem. § 31 Abs. 1 VVG kann der Versicherer 
nach dem Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, 
dass der VN jede Auskunft erteilt, die zur Feststellung 
des Versicherungsfalls oder des Umfangs der Leis-
tungspflicht des Versicherers erforderlich ist (S. 1), und 
dass ihm insoweit Belege vorgelegt werden, als deren 
Beschaffung dem VN billigerweise zugemutet werden 
kann (S. 2). § 22 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AVB der Bekl. ge-
staltet die gesetzliche Regelung dahin gehend aus, 
dass der Versicherer auf seine Kosten vom VN not-
wendige Nachweise – auch über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse und ihre Veränderungen – fordern kann, 
insbesondere zusätzliche Auskünfte und Aufklärungen, 
auch die des Arbeitgebers über den Beruf im Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses. 

[31] § 31 Abs. 1 VVG entspricht § 34 VVG a. F. (BT-
Drucks. 16/3945 S. 70) und beruht auf dem Gedanken 
einer kooperativen Regulierung des Versicherungsfalls 
auf der Basis eines strukturierten, von Treu und Glau-
ben beherrschten Informations- und Kommunikations-
prozesses, der die zwischen den Vertragsparteien 
bestehende Informationsasymmetrie ausgleichen und 
dem Versicherer damit die Prüfung seiner eventuellen 
Leistungspflicht ermöglichen soll (vgl. Brömmelmeyer in 
Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 31 Rn. 2 m. w. N.). Die 
nach dem Gesetz zwar sanktionslose, für den VN den-
noch verbindliche Obliegenheit nach § 31 Abs. 1 VVG 
setzt ein Verlangen des Versicherers voraus (vgl. zur 
Erforderlichkeit einer Aufforderung des Versicherers im 
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Fall der Auskunftsobliegenheit des VN Senat vom 16. 
11. 2005 – IV ZR 307/04 – VersR 2006, 258 Tz. 16 m. 
w. N.). Danach muss der VN dem Versicherer, der sich 
ein klares Bild von seiner Leistungspflicht machen will, 
erst auf entsprechende Aufforderung hin weitere 
Kenntnisse verschaffen und Beweise erbringen ( Möller 
in Bruck/Möller, VVG 8. Aufl. § 34 Anm. 3 f.). 

[32] Dabei kommt dem Versicherer grundsätzlich ein 
erheblicher Beurteilungsspielraum zu, welche Angaben 
er zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält, 
um seine Entscheidung über die Leistungspflicht auf 
ausreichender und gesicherter Tatsachengrundlage 
treffen zu können. Insbesondere kommt es nicht darauf 
an, ob sich die geforderten Angaben nach dem Ergeb-
nis der Prüfung tatsächlich als wesentlich erweisen, da 
die Frage der Erforderlichkeit ex ante zu beurteilen ist 
(zum Vorstehenden: Senat VersR 2016, 1173 Tz. 34; 
vom 22. 10. 2014 – IV ZR 242/13 – VersR 2015, 45 Tz. 
18; VersR 2006, 258 Tz. 14; jeweils m. w. N.). 

[33] (2) Umstritten ist aber, ob der Versicherer auch 
nach Umständen fragen und die Vorlage von Belegen 
verlangen darf, die es ihm erlauben, die Verletzung von 
vorvertraglichen Anzeigeobliegenheiten durch den VN 
zu beurteilen, insbesondere wie das Tatbestandsmerk-
mal des § 31 Abs. 1 S. 1 VVG „zur Feststellung des 
Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungs-
pflicht des Versicherers erforderlich“ auszulegen ist. 

[34] Älterer obergerichtlicher Rechtsprechung und ei-
nem Teil des Schrifttums zufolge soll eine eng am Wort-
laut orientierte Auslegung geboten sein, nach der die 
Aufklärungsobliegenheit über die Abwicklung des kon-
kreten Versicherungsfalls nicht hinausgeht und sich 
damit nicht auf Umstände erstreckt, die ausschließlich 
Anfechtungs- und Rücktrittsgründe zu begründen ver-
mögen (noch zu § 34 VVG a. F.: OLG Hamm VersR 
1978, 1060 [1061]; OLG Köln r+s 1993, 72 [74]; Möller 
aaO Anm. 12; zu § 31 VVG: Wandt aaO Rn. 39; 
Rixecker aaO § 31 VVG Rn. 10; ders. in Beck-
mann/Matusche-Beckmann, Versicherungsrechts-
Handbuch 3. Aufl. § 46 Rn. 210; Egger VersR 2015, 
1209 [1210]; VersR 2014, 1304 [1306]; VersR 2012, 
810 [812]). 

[35] Gegenstimmen in der Literatur sehen demgegen-
über – wie die herrschende Meinung zu § 14 Abs. 1 
VVG – auch die Aufklärung solcher Umstände als er-
forderlich i. S. d. § 31 Abs. 1 VVG an, die dazu dienen, 
eine Anzeigeobliegenheitsverletzung oder arglistige 
Täuschung des VN bei Vertragsschluss aufzudecken ( 
Muschner aaO § 31 VVG Rn. 5; Reichel in Beck-
mann/Matusche-Beckmann, Versicherungsrechts-
Handbuch 3. Aufl. § 21 Rn. 32; Marlow/Spuhl aaO Rn. 
1460; Britz VersR 2015, 410 [411]; Fricke VersR 2009, 
297 [300]; Neuhaus/Kloth NJOZ 2009, 1370 [1394]). 

[36] (3) Die letztgenannte Ansicht überzeugt. Für sie 
streiten im Wesentlichen die gleichen Argumente, die 

schon für die weite Auslegung des nahezu wortgleichen 
§ 14 Abs. 1 VVG ausschlaggebend sind (s. hierzu die 
Ausführungen unter 1 b): 

[37] Der Wortlaut des § 31 Abs. 1 S. 1 VVG kann dahin 
verstanden werden, dass die Prüfung der Vertragswirk-
samkeit mitumfasst werden soll. Dafür sprechen – ähn-
lich wie bei § 14 Abs. 1 VVG – Sinn und Zweck der 
Vorschrift: Zielt § 14 Abs. 1 VVG darauf ab, dem Versi-
cherer die erforderliche Zeit zur Prüfung zu verschaffen, 
ob und in welcher Höhe er zur Leistung verpflichtet ist 
(hierzu 1 b bb), soll § 31 Abs. 1 VVG ihn dazu befähi-
gen, die hierzu erforderliche Tatsachengrundlage zu 
ermitteln. Beide Regelungen bezwecken damit im Kern, 
dem Versicherer eine sachgerechte Prüfung seiner 
Leistungspflicht zu ermöglichen (vgl. Senat vom 22. 10. 
2014 – IV ZR 242/13 – VersR 2015, 45 Tz. 19 zu § 34 
VVG a. F.). Hierzu zählt die Prüfung der Vertragswirk-
samkeit. Insoweit ist auch hier ohne Belang, ob es bei 
der Prüfung des Versicherers um tatsächliche Umstän-
de geht, die seine Leistungspflicht unmittelbar entfallen 
lassen, oder solche, die ihm lediglich ein Gestaltungs-
recht verschaffen, mit dessen Hilfe er den Vertrag nach-
träglich zu Fall bringen kann. 

[38] (4) Das Bestehen der entsprechenden Obliegenheit 
ist entgegen der Auffassung der Revision nicht davon 
abhängig, dass dem Versicherer Anhaltspunkte für eine 
vorvertragliche Anzeigeobliegenheitsverletzung des VN 
vorliegen. Zwar findet die Obliegenheit – wie die Wirk-
samkeit von § 22 Abs. 2 S. 2 der AVB der Bekl. – ihre 
Grenze im Recht des VN auf informationelle Selbstbe-
stimmung. Dieses Grundrecht begrenzt indes nur den 
Umfang der Obliegenheit, ohne an ihr Eingreifen erhöh-
te Anforderungen zu stellen. 

[39] (a) Die Obliegenheit des VN, bei der Beschaffung 
seiner persönlichen Daten durch den Versicherer mit-
zuwirken, berührt sein grundrechtlich geschütztes Inte-
resse an informationellem Selbstschutz. Denn das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung gewähr-
leistet die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst 
über die Preisgabe und Verwendung seiner persönli-
chen Daten zu bestimmen, unabhängig davon, ob die 
Daten bei einem Dritten (vgl. BVerfG VersR 2006, 1669 
Tz. 43; VersR 2013, 1425 [1427] = juris Tz. 22) oder 
beim Grundrechtsträger selbst (vgl. BVerfGE 65, 1 [45]) 
erhoben werden. 

[40] Das bedeutet allerdings nicht, dass jede Verpflich-
tung des VN zur Mitwirkung bei der Datenerhebung des 
Versicherers sein allgemeines Persönlichkeitsrecht 
verletzte. Vielmehr steht dem Interesse des VN an 
informationeller Selbstbestimmung das ebenfalls erheb-
liche Offenbarungsinteresse des Versicherers gegen-
über, das in der Vertragsfreiheit wurzelt und damit 
durch Art. 12 GG ebenfalls grundrechtlichen Schutz 
genießt (Senat VersR 2016, 1173 Tz. 31; BVerfG 
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VersR 2006, 1669 Tz 50; VersR 2013, 1425 [1427] = 
juris Tz. 21]). 

[41] Beiden Grundrechten ist bei der Auslegung des 
§ 31 Abs. 1 VVG nach dem Prinzip der praktischen 
Konkordanz Geltung zu verschaffen, indem die kollidie-
renden Grundrechtspositionen so zu begrenzen sind, 
dass sie für alle Beteiligten möglichst wirksam werden 
(vgl. Senat vom 14. 11. 2007 – IV ZR 74/06 – BGHZ 
174, 127 = VersR 2008, 1625 Tz. 143; BGH vom 2. 4. 
2015 – I ZR 59/13 – BGHZ 205, 22 Tz. 43). 

[42] (b) Dabei ist einerseits dem berechtigten Interesse 
des VN Geltung zu verschaffen, dass keine Daten er-
hoben werden, die dem Versicherer über das erforderli-
che Maß hinaus in weitem Umfang sensible Informatio-
nen über den VN gewähren (vgl. Senat VersR 2016, 
1173 Tz. 32; BVerfG VersR 2013, 1425 [1427] = juris 
Tz. 27). Das wäre – wie die Revision richtig erkennt – 
nicht gewährleistet, wenn der VN seine Mitwirkung bei 
der Beschaffung entsprechender Daten durch den 
Versicherer zwar faktisch verweigern könnte, dadurch 
aber stets seine Mitwirkungsobliegenheit nach § 31 
Abs. 1 VVG missachtete und die Fälligkeit seines Leis-
tungsanspruchs nach § 14 Abs. 1 VVG gefährdete. 
Denn damit wäre der Versicherer im Ergebnis bis zu 
einem eventuellen Einlenken des VN faktisch leistungs-
frei, obgleich nach der Rechtsprechung des BVerfG 
Versicherte einer Berufsunfähigkeitsversicherung nicht 
auf die Möglichkeit verwiesen werden können, um des 
informationellen Selbstschutzes willen die Leistungs-
freiheit des Versicherers hinzunehmen (BVerfG VersR 
2006, 1669 Tz. 39; VersR 2013, 1425 [1427] = juris Tz. 
25]). 

[43] Auf der anderen Seite ist das anerkennenswerte 
Interesse des Versicherers und auch der Gemeinschaft 
der Versicherten (vgl. OLG Saarbrücken VersR 2009, 
1478 [1481]) zu wahren, zur Vermeidung ungerechtfer-
tigter Versicherungsleistungen alle Tatsachen – auch 
Hilfstatsachen – zu erfahren, die unmittelbar oder auch 
erst nach der Ausübung von Gestaltungsrechten zu 
seiner Leistungsfreiheit führen können (vgl. Neuhaus 
aaO Rn. 32). Dabei ist zu berücksichtigen, dass es im 
Zeitpunkt der Datenerhebung oft noch nicht möglich ist, 
sicher zu beurteilen, auf welche Tatsachen es bei der 
Beurteilung der Leistungspflicht am Ende ankommt (vgl. 
BVerfG VersR 2013, 1425 [1427] = juris Tz. 22; Musch-
ner aaO § 213 Rn. 22; Fricke VersR 2009, 297 [300]). 

[44] (c) Die Abwägung der vorstehenden Belange führt 
nicht dazu, die den VN treffende Mitwirkungsobliegen-
heit auf Fälle zu beschränken, in denen bereits eine 
konkrete Verdachtslage für eine Anzeigeobliegenheits-
verletzung des VN besteht (so aber Büchner, Neue 
Entwicklungen und alte Probleme in der Berufsunfähig-
keitsversicherung nach der VVG-Reform 2015 S. 236; 
Marlow/Spuhl aaO Rn. 1461; ähnlich Egger VersR 
2012, 810 [813]), die – wie die Revision meint – sogar 

die subjektiven Voraussetzungen der Obliegenheitsver-
letzung des VN umfassen müsste. Denn der dem Ver-
sicherer zuzubilligende Beurteilungsspielraum in der 
Frage, welche Angaben er zur Sachverhaltsermittlung 
für erforderlich hält, wäre zu weitgehend eingeschränkt, 
müsste er zur Rechtfertigung seiner Erhebungen zu-
nächst jeweils im Einzelnen darlegen und gegebenen-
falls beweisen, dass die Fallumstände den konkreten 
Verdacht einer Verletzung der vorvertraglichen Anzei-
geobliegenheit durch den VN begründeten. 

[45] Vielmehr ist der Ausgleich der insoweit widerstrei-
tenden Interessen dadurch herzustellen, dass der VN 
bei der Erhebung von Daten durch den Versicherer 
grundsätzlich nur insoweit mitzuwirken hat, als diese 
zur Prüfung des Leistungsfalls relevant sind. Kann der 
Umfang der Datenerhebung nicht von vornherein auf 
entsprechende Informationen beschränkt werden, weil 
dem Versicherer noch unbekannt ist, worauf er sein 
Augenmerk zu richten hat, so erstreckt sich die Oblie-
genheit des VN zunächst auf die Einholung solcher 
weniger weitreichender und persönlichkeitsrelevanter 
Vorinformationen, die dem Versicherer eine Konkreti-
sierung ermöglichen, welche Informationen im Weiteren 
tatsächlich für die Leistungsprüfung relevant sind (vgl. 
BVerfG VersR 2013, 1425 [1428] = juris Tz. 29). 

[46] Dies kann im Fall eines geringen Kenntnisstands 
des Versicherers eine gestufte, einem Dialog vergleich-
bare (vgl. dazu BVerfG aaO [1427 f.] = juris Tz. 22, 28) 
Datenerhebung erforderlich werden lassen, in deren 
Rahmen zunächst Vorinformationen allgemeiner Art 
erhoben werden, auf deren Grundlage der Versicherer 
sodann einzelne, spezifischere Anfragen zu stellen 
vermag, deren Beantwortung unter Umständen wiede-
rum zur Grundlage noch weiter ins Detail gehender 
Erkundigungen werden kann. 

[47] Nach allem ist der VN aufgrund der ihn treffenden 
Aufklärungsobliegenheit weder gehalten, dem Versiche-
rer bei der Datenerhebung – selbst wenn sich diese auf 
eine oder wenige Auskunftspersonen beschränken 
sollte – völlig freie Hand zu lassen, noch muss er sei-
nerseits vorformulierte Entwürfe des Versicherers für 
weit gefasste Schweigepflichtentbindungserklärungen 
oder ähnliche Ermächtigungen des Versicherers in der 
Weise modifizieren, dass sie über das genannte Maß 
nicht hinausgehen (vgl. BVerfG aaO). Vielmehr werden 
sich die Erhebungen des Versicherers zunächst auf 
solche Informationen zu beschränken haben, die ihm 
einen Überblick über die zur Beurteilung des Versiche-
rungsfalls einschließlich des vorvertraglichen Anzeige-
verhaltens des VN relevanten Umstände ermöglichen. 

[48] Dies kann etwa auf einer ersten Stufe der Erhe-
bungen die Frage betreffen, wann in dem für die Anzei-
geobliegenheit maßgeblichen Zeitraum ärztliche Be-
handlungen oder Untersuchungen stattgefunden haben, 
was beispielsweise durch eine Auskunft des Kranken-
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versicherers beantwortet werden könnte, den der VN 
zunächst nur insoweit von seiner Schweigepflicht ent-
binden müsste. Besonders sensible Gesundheitsdaten 
(etwa Diagnosen, Behandlungsweisen oder Verordnun-
gen betreffend) blieben von der Auskunftsobliegenheit 
des VN so lange nicht umfasst, bis der Versicherer 
aufgrund seiner Prüfung der Vorinformationen sein 
Auskunftsverlangen weiter konkretisiert. Erst dann wäre 
der VN gehalten, dieser Konkretisierung entsprechende 
Schweigepflichtentbindungen zu erteilen. 

[49] Allerdings bleibt es ihm unbenommen, zur Be-
schleunigung der Leistungsprüfung stattdessen so-
gleich umfassende Auskünfte zu erteilen und auch eine 
unbeschränkte Schweigepflichtentbindung zu erklären. 
Denn als Träger des Rechts auf informationelle Selbst-
bestimmung steht es ihm frei, Daten anderen gegen-
über zu offenbaren (vgl. BVerfG VersR 2006, 1669 Tz. 
34). Hierüber und über die andernfalls nach den vorge-
nannten Maßstäben schrittweise zu erfüllende Oblie-
genheit, Schweigepflichtentbindungen zu erteilen, hat 
der Versicherer den VN eingangs seiner Erhebungen 
zu informieren. 

[50] (5) Gegen die Annahme einer derart begrenzten 
Mitwirkungsobliegenheit des VN aus § 31 Abs. 1 VVG 
greifen die von der Revision und Teilen der Literatur 
erhobenen Einwände nicht durch. 

[51] (a) Soweit der Senat im Urteil vom 28. 10. 2009 (IV 
ZR 140/08 – VersR 2010, 97 Tz. 23) das Interesse des 
VN als hoch eingestuft hat, Informationen über ihn 
betreffende Erkrankungen geheim zu halten und den 
Umgang damit zu kontrollieren, hat er zugleich hervor-
gehoben, dass das Recht des VN auf informationelle 
Selbstbestimmung im Verhältnis der Vertragspartner 
einer Berufsunfähigkeitsversicherung dadurch modifi-
ziert ist, dass es dem VN von Gesetzes wegen obliegt, 
dem Versicherer relevante Informationen über seinen 
Gesundheitszustand auch im Leistungsfall zugänglich 
zu machen, soweit dies zur Prüfung der Leistungspflicht 
erforderlich ist, um dem legitimen Interesse des Versi-
cherers an der Kenntnis und Verwendung dieser Infor-
mationen Rechnung zu tragen (Senat aaO Tz. 24). 

[52] (b) Anderes ergibt sich auch nicht aus § 213 Abs. 1 
VVG. 

[53] Dessen Tatbestand ist von seinem Wortlaut her 
weiter als der des § 31 Abs. 1 VVG, weil er die Erhe-
bung personenbezogener Daten für zulässig erklärt, 
deren Kenntnis „für die Beurteilung des zu versichern-
den Risikos oder der Leistungspflicht“ erforderlich ist. 
Ferner wird der wirkungsvolle informationelle Selbst-
schutz, den die Regelung bezwecken soll, durch die 
Begrenzung des Obliegenheitsumfangs (s. oben 2 a bb 
[4] [c]) gewährleistet. Das gilt insbesondere auch für 
das achtens- und schützenswerte Interesse redlicher 
VN an der Geheimhaltung sensibler Gesundheitsdaten. 
Der Einwand der Revision, die vom Versicherer erho-

benen Daten könnten inhaltlich falsch sein und begrün-
deten für den redlichen VN das Risiko, mit tatsächlich 
nicht gegebenen Gestaltungsrechten konfrontiert und 
deshalb in einen langwierigen Rechtsstreit verwickelt zu 
werden, greift nicht durch. Die jeder Ermittlung anhaf-
tende Möglichkeit eines falschen Ermittlungsergebnis-
ses kann die Zulässigkeit der Ermittlung als solche nicht 
infrage stellen. 

[54] Dementsprechend geht auch die überwiegende 
Meinung in Rechtsprechung und Literatur zu Recht 
davon aus, § 213 VVG stehe einer Datenerhebung zum 
Zweck der Überprüfung vorvertraglicher Anzeigeoblie-
genheitsverletzungen des VN nicht entgegen (OLG 
Saarbrücken VersR 2013, 1157 [1161]; Kalis in 
Bach/Moser, Private Krankenversicherung 5. Aufl. 
§ 213 VVG Rn. 46; Muschner aaO § 213 VVG Rn. 22; 
Eichelberg in Looschelders/Pohlmann, VVG 3. Aufl. 
§ 213 VVG Rn. 7; Wolf in Looschelders/Pohlmann, 
VVG 2. Aufl. § 213 VVG Rn. 8; Voit in Prölss/Martin, 
VVG 29. Aufl. § 213 Rn. 30; Rixecker aaO § 213 Rn. 
13; Britz aaO S. 135 f.; Reichel in Beckmann/Matusche-
Beckmann, Versicherungsrechts-Handbuch 3. Aufl. 
§ 21 Rn. 32; Neuhaus aaO Rn. 33; Britz VersR 2015, 
410, 412; Fricke VersR 2009, 297 [299 f.]; Höra r+s 
2008, 89 [93]; Rixecker zfs 2007, 556; jedenfalls soweit 
konkreter Anfangsverdacht vorliegt: Höra aaO Rn. 36; 
Marlow/Spuhl aaO Rn. 1460 f.; a. A. Egger VersR 2012, 
810 [813]; VersR 2014, 553 [554]; VersR 2014, 1304 
[1306]; VersR 2015, 1209 [1211]). 

[55] Zwar wird in der Literatur vereinzelt gefordert, zwi-
schen der als Versicherungsfall geltend gemachten 
gesundheitlichen Beeinträchtigung und dem Informati-
onsbegehren des Versicherers müsse eine kausale 
Verbindung bestehen ( Egger VersR 2012, 810 [813]; 
VersR 2014, 1304 [1307]; Neuhaus/Kloth NJOZ 2009, 
1370 [1375 f.]). Dem kann aber schon deshalb nicht 
gefolgt werden, weil eine solche Einschränkung der 
Datenerhebung im Wortlaut des Gesetzes keine Stütze 
findet und jedenfalls das Recht des Versicherers, den 
Versicherungsvertrag im Fall einer arglistigen Täu-
schung des VN bei Vertragsschluss nach § 123 BGB 
anzufechten, eine solche Kausalität nicht voraussetzt. 

[56] (c) Soweit die Revision darauf verweist, der Versi-
cherer könne dann, wenn ihm konkrete, greifbare An-
haltspunkte für das Vorliegen einer Anzeigeobliegen-
heitsverletzung vorlägen, ohnehin von „seinem Recht 
Gebrauch machen und den Vertrag anfechten bzw. den 
Rücktritt erklären“, sodass er keiner weiteren Auskünfte 
mehr bedürfe, überzeugt dies bereits deshalb nicht, weil 
es den Interessen beider Parteien des Versicherungs-
vertrags widerspräche, dem Versicherer eine fundierte 
Überprüfung des Sachverhalts im Wege der Datener-
hebung zu verwehren und ihn auf diese Weise zu ei-
nem Rücktritt oder einer Arglistanfechtung aufgrund 
eines bloßen Verdachts zu drängen. 
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[57] (d) Ein die Datenerhebung rechtfertigendes 
schutzwürdiges Interesse des Versicherers lässt sich 
auch nicht mit der Erwägung verneinen, er könne durch 
Gestaltung der Antragsfragen und Umorganisation 
seines Vertriebs bereits die vorvertragliche Beschaffung 
der für ihn risikorelevanten Informationen mitgestalten. 
Eine Pflicht des Versicherers, die Richtigkeit sämtlicher 
bei der Vertragsanbahnung erteilten Auskünfte des VN 
– so sie nicht ersichtlich unklar oder unvollständig sind 
(vgl. hierzu Senat vom 5. 3. 2008 – IV ZR 119/06 – 
VersR 2008, 668 Tz. 10 m. w. N.) – bereits vor Ver-
tragsschluss zu überprüfen, sieht das Gesetz nicht vor. 

[58] (e) Der so verstandenen Mitwirkungsobliegenheit 
des VN aus § 31 Abs. 1 VVG steht auch nicht der all-
gemeine prozessuale Grundsatz entgegen, dass derje-
nige, der aus einer Rechtsnorm für sich günstige 
Rechtsfolgen herleiten möchte, deren Voraussetzungen 
darlegen und beweisen muss (a. A. Egger VersR 2012, 
810 [818 f.]; VersR 2015, 1209 [1218]). Diese Regel ist 
hier nicht einschlägig. 

[59] Denn im Unterschied zum Zivilprozess wird das 
außergerichtliche Leistungsprüfungsverfahren des 
Versicherers vom Gedanken der kooperativen Regulie-
rung des Versicherungsfalls getragen (vgl. Brömmel-
meyer in Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 31 Rn. 2 m. w. 
N.), der u. a. in der gesetzlichen Informationsobliegen-
heit des VN seine Ausprägung findet und seine Grund-
lage darin hat, dass sich das Versicherungsverhältnis in 
besonderem Maß auf das wechselseitige Vertrauen 
beider Vertragspartner gründet (vgl. Senat vom 13. 3. 
2013 – IV ZR 110/11 – VersR 2013, 609 Tz. 26). 

[60] (f) Schließlich greifen auch die in Teilen der Litera-
tur erhobenen Bedenken nicht durch, wonach es dem 
VN nicht zuzumuten sei, am Entzug seiner Ansprüche 
und Rechtsposition mitzuwirken (so Egger VersR 2015, 
1209 [1217]). Der im Strafprozessrecht bedeutsame 
Grundsatz, dass niemand sich selbst bezichtigen muss, 
kann grundsätzlich nicht auf das Versicherungsver-
tragsrecht übertragen werden (vgl. Looschelders in 
Looschelders/Pohlmann, VVG 2. Aufl. § 31 Rn. 15). Der 
VN hat auf entsprechendes Verlangen des Versicherers 
ihm bekannte Tatsachen selbst dann wahrheitsgemäß 
und vollständig zu offenbaren, wenn das seinen eige-
nen Interessen widerstreitet, weil diese Tatsachen es 
dem Versicherer erst ermöglichen, seine Leistungs-
pflicht sachgerecht zu prüfen und sich gegebenenfalls 
auf Leistungsfreiheit zu berufen (Senat vom 13. 12. 
2006 – IV ZR 252/05 – VersR 2007, 389 Tz. 14; VersR 
2006, 258 Tz. 13 m. w. N.). 

[61] b) Seiner nach alldem bestehenden Mitwirkungsob-
liegenheit hat der Kl. nicht genügt, weil er sich weigerte, 
der Bekl. die Beschaffung der zur Prüfung vorvertragli-
cher Anzeigeobliegenheitsverletzungen erforderlichen 
Gesundheitsdaten zu ermöglichen. Dies war nicht des-
halb gerechtfertigt, weil die Bekl. mehr verlangt hätte, 

als dem Kl. nach Maßgabe von § 22 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 
der AVB der Bekl. i. V. m. § 31 Abs. 1 VVG tatsächlich 
oblag. 

[62] aa) Entgegen der Auffassung der Revision ist es im 
Streitfall ausnahmsweise ohne Belang, dass die Einho-
lung aller bei den Krankenkassen des Kl. gespeicherten 
Behandlungsdaten, die bis in den Juni 2002 zurückrei-
chen, erheblichen Bedenken begegnet. Nachdem sich 
der Kl. ernsthaft und endgültig geweigert hatte, bei 
jedweder Erhebung von Gesundheitsdaten mitzuwirken, 
die nicht der Klärung des Versicherungsfalls, sondern 
der Prüfung vorvertraglicher Anzeigeobliegenheitsver-
letzungen dient, erschien ein gesondertes, enger ge-
fasstes Mitwirkungsverlangen der Bekl., die in der vor-
gerichtlichen Korrespondenz mit dem Kl. die Bereit-
schaft gezeigt hatte, über den Umfang der erforderli-
chen Schweigepflichtentbindung eine einvernehmliche 
Lösung herbeizuführen, letztlich aussichtslos. Insofern 
kommt es hier ausnahmsweise auch nicht darauf an, 
dass die Bekl. den Kl. nicht auf die Möglichkeit der 
schrittweisen Schweigepflichtentbindung hinwies (vgl. 
oben II 2 a bb [4] [c]), weil der Kl. durch sein Verhalten 
unzweifelhaft zum Ausdruck brachte, dass er eine Da-
tenerhebung zur Aufklärung vorvertraglicher Anzeige-
obliegenheitsverletzungen grundsätzlich zurückweise. 

[63] bb) Gleiches gilt in Bezug auf die Frage, ob die 
geforderte Mitwirkungshandlung dem Kl. i. S. d. § 31 
Abs. 1 S. 2 VVG nicht zumutbar war, weil die Bekl. ihm 
kein Verfahren ermöglicht hat, in dessen Rahmen er die 
begehrten Informationen selbst hätte beschaffen und an 
die Bekl. weiterleiten können (vgl. hierzu: BVerfG VersR 
2006, 1669 Tz. 60). Auch insoweit war eine Aufforde-
rung zur wahlweisen Mitwirkung des Kl. entbehrlich, 
weil er jegliche Datenerhebung zum Zweck der Prüfung 
vorvertraglicher Anzeigeobliegenheitsverletzungen 
ernsthaft und endgültig abgelehnt hatte. 

[64] c) Anderes ergibt sich schließlich weder aus den 
„Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezo-
genen Daten durch die deutsche Versicherungswirt-
schaft“, die vom Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft e. V. (GDV) aufgestellt wurden, 
noch infolge einer von der Bekl. während des Rechts-
streits in erster Instanz versandten „Kundeninformation 
zur Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten 
sowie zur Schweigepflichtentbindung“. 

[65] Die Datenschutzregeln des GDV sind für den 
Streitfall bereits deshalb ohne Belang, weil sie erst im 
Revisionsverfahren vorgelegt worden sind und es daher 
an entsprechenden Feststellungen des Berufungsge-
richts zu ihrem Inhalt fehlt (§ 559 ZPO). Bei der von der 
Bekl. versandten Kundeninformation handelt es sich 
nach den revisionsrechtlich nicht zu beanstandenden 
Feststellungen des Berufungsgerichts um eine allge-
mein gehaltene Information ohne Bezug zur konkreten 
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Leistungsprüfung. Ein Verzicht der Bekl. auf die hier 
beabsichtigte Datenerhebung ergibt sich daraus nicht. 
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1. § 213 VVG steht der Zulässigkeit so genannter 
allgemeiner Schweigepflichtentbindungen nicht 
entgegen. Der Versicherer darf im Rahmen seiner 
Leistungsprüfung dem Versicherten die Erteilung 
einer solchen Erklärung aber regelmäßig nicht ab-
verlangen (Fortführung des Senatsurt. v. 22. 2. 2017 
– IV ZR 289/14, r+s 2017, 232). (amtl. Leits.) 

2. Auch nach Inkrafttreten des § 213 VVG ist in Fäl-
len der Datenerhebung ohne ausreichende Rechts-
grundlage, insbes. bei Nichtbeachtung der Vorga-
ben des § 213 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 4 VVG, 
sachlich-rechtlich zu prüfen, ob der Versicherer 
nach § 242 BGB gehindert ist, sich auf die Ergeb-
nisse seiner Ermittlungen zu berufen und insbes. 
darauf gestützt von dem Gestaltungsrecht der Arg-
listanfechtung Gebrauch zu machen (Fortführung 
des Senatsurt. v. 28. 10. 2009 – IV ZR 140/08, r+s 
2010, 55). (amtl. Leits.) 

3. Dabei führt nicht jedes rechts- oder pflichtwidrige 
Verhalten des Versicherers stets oder auch nur 
regelmäßig zur Unzulässigkeit der hierdurch ermög-
lichten Wahrnehmung seiner Rechte. Vielmehr ist 
zunächst danach zu fragen, ob er die tatsächlichen 
Voraussetzungen der Rechtsausübung, wie z. B. die 
Erlangung der erforderlichen Tatsachenkenntnis, 
gerade durch das beanstandete Verhalten zielge-
richtet geschaffen hat, denn ein solch treuwidriges 
Verhalten kann dazu führen, ihm die Ausnutzung 
der so gewonnenen Rechtsstellung zu versagen. 
Lässt sich ein zielgerichtet-treuwidriges Handeln im 
vorgenannten Sinne nicht feststellen, ist alsdann 
durch eine umfassende Abwägung der maßgebli-
chen Umstände des Einzelfalls zu entscheiden, ob 
und inwieweit dem Versicherer die Ausübung sei-
ner Rechtsposition nach Treu und Glauben ver-
wehrt sein soll. 

4. Nach Inkrafttreten des § 213 VVG kann sich ein 
Versicherer nicht mehr darauf berufen, dass sein 
Verlangen nach einer weit gefassten Schweige-
pflichtentbindungserklärung einer allgemein – auch 
vom Senat – gebilligten Praxis entsprochen hätte. 

5. Ein erwiesen arglistiges Verhaltens des VN bei 
Vertragsschluss hebt dessen Schutzbedürfnis an 
der Geheimhaltung seiner Gesundheitsdaten nicht 
auf, sondern stellt lediglich einen – wenn auch 
meist gewichtigen – in die Güterabwägung einflie-
ßenden Umstand dar. 

BGH, Urt. v. 5. 7. 2017 – IV ZR 121/15 (OLG Schles-
wig) 

Zum Sachverhalt: 

1Die Kl. verlangt – soweit im Revisionsverfahren noch 
von Interesse – als Versicherte vom beklagten Versi-
cherer Leistungen aus einer Berufsunfähigkeits-

Zusatzvers. nebst Erstattung vorgerichtlicher Rechts-
verfolgungskosten. 

2Im Juni 2004 beantragte der Ehemann der Kl. bei der 
Bekl. eine Risikolebensvers., in welche die seinerzeit 
44-jährige Kl. als versicherte Person einbezogen wer-
den sollte. Der VersAntrag enthält detaillierte Angaben 
zu Vorerkrankungen des Ehemanns, während auf der 
den Gesundheitszustand der Kl. betreffenden Antrags-
seite lediglich Körpergröße und Gewicht angegeben 
und sämtliche weitere Fragen (mit Ausnahme der nicht 
beantworteten Frage nach Medikamenteneinnahme 
innerhalb des letzten Jahres) verneint sind. Der Antrag 
trägt Unterschriften der Kl. Die Bekl. stellte einen Vers-
Schein mit Wirkung ab dem 1. 9. 2004 aus. 

3Im November 2004 beantragte der Ehemann als VN 
eine Berufsunfähigkeits-Zusatzvers. zur genannten 
Lebensvers., in welche die Kl., die seinerzeit als Post-
zustellerin arbeitete, ebenfalls als versicherte Person 
einbezogen werden sollte. In dem auf den 15. 11. 2004 
datierten Antragsformular sind unter der Überschrift 
„Gesundheitsangaben“ zahlreiche Fragen, unter ande-
rem nach Behandlungen und Untersuchungen des 
Bewegungsapparates während der zurückliegenden 
zehn Jahre, diagonal durchgestrichen und mit dem 
handschriftlichen Zusatz versehen: „Hauptantrag wurde 
im Sep. 2004 gestellt. Der gesundheitliche Zustand hat 
sich nicht verändert und es ist nichts neues dazuge-
kommen. Gesundheitsfragen siehe Hauptantrag.“ Da-
runter befinden sich die Unterschriften der Eheleute. 
Der daraufhin erstellte VersSchein nennt als VersBe-
ginn ebenfalls den 1. 9. 2004 und als Leistungsdauer 
für die Berufsunfähigkeitsrente zehn Jahre. 

4Die Kl. bezieht wegen einer psychischen Erkrankung, 
in deren Folge sie nach ihrer Behauptung seit Mai 2011 
bedingungsgemäß berufsunfähig ist, seit November 
2011 eine Rente wegen voller Erwerbsminderung. Im 
Januar 2012 zeigte sie die Erkrankung der Bekl. an. 
Wenig später beantragte sie [auf einem Vordruck der 
Bekl.] VersLeistungen und unterzeichnete unter ande-
rem eine von der Bekl. vorformulierte Schweige-
pflichtentbindungserklärung mit folgendem Wortlaut: 

„Ich ermächtige den Versicherer, zur Nachprüfung und 
Verwertung der von mir über meine Gesundheitsver-
hältnisse gemachten Angaben alle Ärzte, Krankenhäu-
ser und sonstige Krankenanstalten, bei denen ich in 
Behandlung war oder sein werde, sowie andere Perso-
nenversicherer über meine Gesundheitsverhältnisse bei 
Vertragsschluss zu befragen; dies gilt auch für die Zeit 
vor der Antragsannahme. ….“ 

5Anfragen der Bekl. bei gesetzlichen Krankenversiche-
rern und verschiedenen Ärzten ergaben, dass die Kl. ab 
dem Jahr 2001 wegen einer Erkrankung an der Knie-
scheibe und Wirbelsäulenbeschwerden ärztlich behan-
delt und zweimal über mehrere Wochen krankgeschrie-
ben, zudem im Jahre 2004 wegen Schmerzen im Ellen-
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bogen behandelt und vom 4. bis 13. 11. 2004 krankge-
schrieben worden war. 

6Mit Schreiben vom 27. 4. 2012 focht die Bekl. ihre 
Annahme der Berufsunfähigkeits-Zusatzvers. wegen 
Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht an und 
erklärte sich für leistungsfrei. Daraufhin kündigte der 
Ehemann der Kl. den Hauptvertrag. 

7Die Kl. hat sich darauf berufen, beim Ausfüllen des 
ersten Vers-Antrags infolge einer Magen-Darm-
Verstimmung mehrfach die Toilette aufgesucht zu ha-
ben. Ihr seien daher keine Gesundheitsfragen gestellt, 
sondern sie sei am Ende nur zur Unterschrift aufgefor-
dert worden. Das Antragsformular habe ein Mitarbeiter 
der Bekl. zuvor ausgefüllt. Beim zweiten Antrag habe 
ebenfalls ein Mitarbeiter der Bekl. die Gesundheitsfra-
gen mit der Bemerkung gestrichen, es könne auf den 
Hauptantrag Bezug genommen werden. Die Ellenbo-
generkrankung sei folgenlos geblieben. Die Kl. vertritt 
im Übrigen die Auffassung, mit der von der Bekl. gefor-
derten, weit gefassten Schweigepflichtentbindungser-
klärung sei ihr Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung verletzt worden. 

8Die Bekl. behauptet, die Gesundheitsfragen beider 
Anträge seien der Kl. ordnungsgemäß unterbreitet 
worden. Zudem habe sich auch der Ehemann der Kl. 
bei der Antragstellung arglistig verhalten. 

9Das LG hat die Klage auf VersLeistungen abgewie-
sen. Die hiergegen gerichtete Berufung der Kl. ist er-
folglos geblieben. Mit der durch den Senat insoweit 
zugelassenen Revision verfolgt die Kl. ihr Klagebegeh-
ren auf Zahlung von Berufsunfähigkeitsrente und damit 
verbundene Nebenforderungen weiter. 

Aus den Gründen: 

10Das Rechtsmittel führt im Umfang seiner Zulassung 
zur Aufhebung des Berufungsurteils und Zurückverwei-
sung der Sache an das Berufungsgericht (BG). 

11I. Dieses hat die von der Bekl. erklärte Arglistanfech-
tung durchgreifen lassen. Die durch Anfragen bei Versi-
cherern und Ärzten gewonnenen Erkenntnisse der Bekl. 
über Vorerkrankungen der Kl. seien verwertbar. Soweit 
sich die Kl. mit Blick auf die Entscheidung des BVerfG 
vom 23. 10. 2006 (VersR 2006, 1669 = r+s 2007, 29) 
darauf berufe, ihre Schweigepflichtentbindungserklä-
rung sei zu weit gefasst gewesen, betreffe die genannte 
Entscheidung den Streitfall nicht, weil die Erklärung hier 
nicht formularmäßig erfolgt sei. Zudem seien die Vorer-
krankungen der Kl. unstreitig, so dass sich die Frage 
eines Verwertungsverbots nicht stelle. 

12Die Vorerkrankungen der Kl. seien gefahrerheblich 
und mithin offenbarungspflichtig gewesen. Bei einer 
Postzustellerin seien Erkrankungen der Knie, der Wir-
belsäule und des Ellenbogens für das zu versichernde 
Risiko von maßgeblicher Bedeutung. Unstreitig hätte 

die Bekl. den Vers-Antrag bei Kenntnis dieser Erkran-
kungen nicht angenommen. 

13Nach dem Vortrag der Kl. könne zwar für den Antrag 
auf die Lebensvers. (Hauptantrag) noch nicht von einer 
Anzeigepflichtverletzung ausgegangen werden, weil sie 
die dortigen Gesundheitsfragen möglicherweise nicht 
zur Kenntnis genommen habe. Eine zumindest bedingt 
vorsätzliche Falschbeantwortung der Gesundheitsfra-
gen habe jedoch bei Beantragung der Zusatzvers. 
vorgelegen. Lebensnah könne der diesbezügliche Vor-
trag der Kl. nur dahingehend verstanden werden, dass 
auf die Gesundheitsfragen des Hauptantrags Bezug 
genommen worden sei. Angesichts der großflächigen 
Durchstreichung der Gesundheitsfragen und des ins 
Auge fallenden Hinweises „Gesundheitsfragen s. 
Hauptantrag“ hätten die Kl. und ihr Ehemann den Zu-
satzantrag nicht unterschreiben können, ohne dass sich 
ihnen die Bezugnahme auf Gesundheitsfragen aufge-
drängt hätte. 

14Die Kl. habe auch arglistig gehandelt. Sie habe den 
handschriftlichen Zusatz mit dem Verweis auf den 
Hauptantrag gelesen und erkannt, dass Eintragungen 
zu ihrer gesundheitlichen Verfassung gefehlt hätten, 
obwohl sie für ihre Berufstätigkeit relevante Erkrankun-
gen gehabt habe. Insoweit sei ihr klar gewesen, etwas 
für den Versicherer und den VersVertrag Wichtiges zu 
verschweigen. Dieses Schweigen sei mithin darauf 
gerichtet gewesen, den Versicherer trotz ihrer Vorer-
krankungen zu einer Vertragsannahme ohne Risiko-
ausschlüsse zu bewegen. 

15Auch der Ehemann der Kl. habe – als VN – die Bekl. 
arglistig getäuscht. Ihm seien die Erkrankungen der Kl. 
bei lebensnaher Betrachtung bekannt gewesen; spätes-
tens bei Stellung des Zusatzantrags habe ihm klar sein 
müssen, dass Gesundheitsfragen betreffend seine Frau 
zu keiner Zeit beantwortet worden seien. Die Aufrecht-
erhaltung dieses Irrtums sei nur damit zu erklären, dass 
er die Antragsannahme nicht habe gefährden wollen. 

16Einer Vernehmung des Ehemanns der Kl. als Zeugen 
habe es nicht bedurft, weil sich die arglistige Täuschung 
schon aus dem Vortrag der Kl. ergebe. 

17II. Das hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand. 

181. Rechtsfehlerhaft hat es das BG versäumt zu prü-
fen, ob die von der Bekl. zur Frage vorvertraglicher 
Anzeigepflichtverletzungen des VN und der Versicher-
ten durchgeführte Erhebung von Gesundheitsdaten der 
Kl. bei ihren gesetzlichen Krankenversicherern und 
Ärzten gegen die Vorgaben der verfassungsgerichtli-
chen Rspr. zum Recht des Versicherten auf informatio-
nelle Selbstbestimmung sowie des § 213 VVG verstößt 
und es der Bekl. infolgedessen möglicherweise nach 
Treu und Glauben verwehrt ist, sich auf die hierdurch 
gewonnenen Erkenntnisse im Rahmen der erklärten 
Arglistanfechtung zu berufen. 
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19a) Das BG hätte zunächst der Frage der Rechtmä-
ßigkeit der Datenerhebung durch die Bekl. nachgehen 
müssen. 

20aa) Dabei hat es entgegen der Auffassung der Revi-
sion im Ausgangspunkt noch richtig erkannt, dass die 
weite Fassung der von der Bekl. vorformulierten und 
von der Kl. unterzeichneten Schweigepflichtentbindung 
für sich genommen keinen rechtlichen Bedenken be-
gegnet. Denn das Gesetz setzt, wie sich aus § 213 
VVG ergibt, die Zulässigkeit so genannter allgemeiner 
Schweigepflichtentbindungen voraus. 

21Zwar sah der Gesetzentwurf zur Reform des Vers-
Vertragsrechts ursprünglich in § 213 VVG-E vor, dass 
die Erhebung personenbezogener Gesundheitsdaten 
nur zulässig sein sollte, soweit die betroffene Person im 
Einzelfall eine Einwilligung nach § 4 a BDSG erteilt hat 
(BT-Drucks. 16/3945 S. 40). Diese Fassung der Vor-
schrift wurde aber nicht Gesetz. Vielmehr ordnet das 
am 1. 1. 2008 in Kraft getretene VVG in § 213 Abs. 2 
Satz 1 VVG an, dass die – auch danach für die Daten-
erhebung des Versicherers notwendige – Einwilligung 
des Betroffenen schon vor Abgabe der Vertragserklä-
rung erteilt werden kann. Nach der dieser Normfassung 
zugrundeliegenden Beschlussempfehlung des Rechts-
ausschusses lässt die Regelung damit die „einmalige 
Einwilligung in eine Datenerhebung bei Abgabe der 
Vertragserklärung weiterhin zu“ (BT-Drucks. 16/5862 S. 
100). Das Recht der betroffenen Person auf wirkungs-
vollen informationellen Selbstschutz soll danach nicht 
durch eine obligatorische Einzelfalleinwilligung, sondern 
dadurch erreicht werden, dass der Betroffene gemäß 
§ 213 Abs. 2 Satz 2 VVG stets vorab über eine geplan-
te Datenerhebung zu unterrichten ist und dieser wider-
sprechen sowie darüber hinaus nach § 213 Abs. 3 VVG 
jederzeit verlangen kann, dass eine Erhebung nur bei 
Einzeleinwilligung erfolgt (BT-Drucks. 16/5862 aaO). 

22Dementsprechend sieht auch ein Teil der oberge-
richtlichen Rspr. und das Schrifttum die Erteilung all-
gemeiner, vom Einzelfall gelöster Schweigepflichtent-
bindungen – unabhängig davon, ob sie vor Vertrags-
schluss oder später erfolgen – als grundsätzlich zuläs-
sig an (OLG Brandenburg NJW-RR 2014, 1501, 1502; 
Höra in Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 213 VVG Rn. 48 f.; 
HK-VVG/Muschner, 3. Aufl. § 213 Rn. 28; Rixecker in 
Langheid/Rixecker, VVG 5. Aufl. § 213 Rn. 16; Eichel-
berg in Looschelders/Pohlmann, VVG 3. Aufl. § 213 Rn. 
8; MünchKomm-VVG/Eberhardt, 2. Aufl. § 213 Rn. 85; 
Klär/Heyers in PK-VVG, 3. Aufl. § 213 Rn. 4; Voit in 
Prölss/Martin, VVG 29. Aufl. § 213 Rn. 38; Spuhl in 
Marlow/Spuhl, Das Neue VVG kompakt 4. Aufl. Rn. 
1462; Schneider in Beckmann/Matusche-Beckmann, 
VersRechts-Handbuch 3. Aufl. § 1 a Rn. 41; Neu-
haus/Kloth, NJOZ 2009, 1370, 1376; Notthoff, ZfS 
2008, 243, 248; a. A. OLG Jena VersR 2011, 380, 382). 
Eine Differenzierung danach, von wem die Erklärung 
formuliert oder ob sie formularmäßig erteilt wurde, er-

folgt dabei nicht (Höra in Bruck/Möller aaO Rn. 49; 
Rixecker in Langheid/Rixecker aaO; vgl. auch Plath, 
BDSG/DSGVO 2. Aufl. § 4 a BDSG Rn. 37 [zur Einwilli-
gung nach § 4 a Abs. 1 BDSG]). 

23Ein abweichendes Normverständnis ist auch nach 
dem Beschluss des BVerfG vom 23. 10. 2006 (VersR 
2006, 1669 = r+s 2007, 29) nicht geboten. Danach 
begegnet es verfassungsrechtlichen Bedenken, eine 
versicherungsvertragliche Obliegenheit als wirksam 
anzusehen, nach welcher der VN gehalten ist, eine vom 
Versicherer geforderte umfassende Schweige-
pflichtentbindung zu erteilen, wenn ihm damit die tat-
sächliche Möglichkeit und Zumutbarkeit informationel-
len Selbstschutzes genommen wird (aaO Rn. 33, 53 f.). 
Demgegenüber ist eine entsprechende Entbindungser-
klärung nicht zu beanstanden, wenn dem Versicherten 
zu deren Erteilung Alternativen freigestellt waren, die 
ihm die Wahrung seiner Rechte ermöglichen (aaO Rn. 
61). Im Anschluss daran hat der Senat in seiner jüngs-
ten Rspr. betont, dass der VN dem Versicherer eine 
unbeschränkte Schweigepflichtentbindung erteilen 
kann. Denn als Träger des Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung steht es ihm frei, Daten anderen 
gegenüber zu offenbaren (Senatsurt. v. 22. 2. 2017 – IV 
ZR 289/14, r+s 2017, 232 Rn. 49 [zur Veröffentlichung 
in BGHZ vorgesehen]). 

24bb) Das BG hat allerdings nicht berücksichtigt, dass 
der Versicherer im Rahmen seiner Leistungsprüfung 
dem Versicherten die Erklärung einer solchen allgemei-
nen Schweigepflichtentbindung regelmäßig nicht abver-
langen darf. 

25Gemäß § 31 Abs. 1 VVG hat der VN bei der Erhe-
bung von Daten durch den Versicherer grundsätzlich 
nur insoweit mitzuwirken, als diese zur Prüfung des 
Leistungsfalls relevant sind (Senatsurt. v. 22. 2. 2017 
aaO Rn. 29, 45). Im Falle eines geringen Kenntnis-
stands des Versicherers kann dies eine gestufte, einem 
Dialog vergleichbare Datenerhebung erforderlich wer-
den lassen, in deren Rahmen sich die Erhebungen des 
Versicherers zunächst auf solche Informationen zu 
beschränken haben, die ihm einen Überblick über die 
zur Beurteilung des VersFalls einschließlich des vorver-
traglichen Anzeigeverhaltens des VN relevanten Um-
stände ermöglichen (Senatsurt. v. 22. 2. 2017 aaO Rn. 
46 f.). 

26Dementsprechend ist der VN aufgrund seiner gesetz-
lichen Obliegenheit aus § 31 Abs. 1 VVG auch nur 
insofern gehalten, inhaltlich begrenzte Schweige-
pflichtentbindungen zu erklären, als das Erhebungsbe-
gehren des Versicherers jeweils zulässigerweise reicht 
(vgl. Senatsurt. v. 22. 2. 2017 aaO Rn. 47 f.). Dabei ist 
es ihm zwar unbenommen, zur Beschleunigung der 
Leistungsprüfung so gleich eine unbeschränkte Entbin-
dungserklärung zu erteilen. Hierüber und über die an-
dernfalls schrittweise zu erfüllende Obliegenheit hat ihn 
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der Versicherer aber eingangs der Erhebungen zu 
informieren (Senatsurt. v. 22. 2. 2017 aaO Rn. 49). 
Diese Grundsätze gelten für die Mitwirkungsobliegen-
heit des bezugsberechtigten Versicherten nach § 31 
Abs. 2 VVG entsprechend. 

27cc) Hat die Bekl. von der Kl. entgegen diesen Vorga-
ben gleichwohl verlangt, die fragliche allgemeine 
Schweigepflichtentbindung zu erteilen, und ist die Kl. 
dem nachgekommen, so ist die auf dieser Grundlage 
durchgeführte Datenerhebung rechtswidrig, weil es an 
einer wirksamen Einwilligung der betroffenen Person im 
Sinne des § 213 Abs. 1 Halbsatz 2 VVG fehlte. 

28Nach der genannten Vorschrift ist die Erhebung von 
Gesundheitsdaten durch den Versicherer nur zulässig, 
soweit die betroffene Person eine Einwilligung erteilt 
hat. Hierfür genügt ihr bloßes Einverständnis nicht ohne 
weiteres. Wie das BVerfG in seinem Beschl. v. 23. 10. 
2006 (VersR 2006, 1669 = r+s 2007, 29) betont hat, 
gebietet die aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht 
folgende Schutzpflicht den zuständigen staatlichen 
Stellen die rechtlichen Voraussetzungen eines wir-
kungsvollen informationellen Selbstschutzes bereitzu-
stellen (aaO Rn. 29, 33). Dieser Schutz, der im Rahmen 
der Leistungsprüfung des Versicherers durch die 
Grundsätze des Senatsurteils vom 22. 2. 2017 (IV ZR 
289/14, r+s 2017, 232) gewährleistet wird, kann dem 
Betroffenen nicht unter Berufung auf eine nur scheinba-
re Freiwilligkeit der Preisgabe bestimmter Informationen 
wieder genommen werden (vgl. BVerfG aaO Rn. 33). 

29Kommt eine allgemeine Schweigepflichtentbindung 
dementsprechend dadurch zustande, dass der Versi-
cherer diese im Rahmen der Leistungsprüfung verlangt, 
anstatt sie lediglich als Alternative zur andernfalls 
schrittweise zu erfüllenden Mitwirkungsobliegenheit 
anzubieten, kann sie eine Datenerhebung nach § 213 
Abs. 1 VVG nicht rechtfertigen. Denn das Einverständ-
nis des Betroffenen, der regelmäßig nicht um die Be-
grenzung der ihn treffenden Mitwirkungsobliegenheit 
weiß und sich einem darüber hinausreichenden Verlan-
gen ausgesetzt sieht, dessen Erfüllung aus seiner Sicht 
mit der Gewährung der – für ihn bisweilen existentiellen 
– VersLeistung verknüpft ist, stellt sich nur als schein-
bar freiwillig dar, nachdem ihm die freie Entscheidung 
über die ihm zustehenden Wahlmöglichkeiten zu keiner 
Zeit eröffnet worden ist. 

30dd) Hat die Kl. die im Streit stehende Erklärung da-
gegen erteilt, ohne dass die Bekl. dies verlangt hätte, 
aber auch ohne von dieser auf die Möglichkeit der 
schrittweisen Erteilung inhaltlich beschränkter Schwei-
gepflichtentbindungen hingewiesen worden zu sein, so 
hätte das BG hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der hie-
rauf beruhenden Datenerhebung darüber hinaus prüfen 
müssen, ob dabei die weiteren Vorgaben des § 213 
VVG beachtet wurden. 

31Die Bekl. hätte die Kl. insofern vor der Erhebung der 
Gesundheitsdaten nach § 213 Abs. 1 VVG unterrichten 
sowie darauf hinweisen müssen, dass sie der Erhebung 
widersprechen kann (§ 213 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 VVG). 
Zudem wäre die Kl. auf ihr Recht hinzuweisen gewesen 
jederzeit verlangen zu können, dass eine Datenerhe-
bung nur erfolgt, wenn jeweils in die einzelne Erhebung 
eingewilligt worden ist (§ 213 Abs. 3 und 4 VVG). 

32Hätte die Bekl. der Kl. die entsprechenden Informati-
onen nicht erteilt, so wäre die auf Grundlage der allge-
meinen Schweigepflichtentbindung durchgeführte Da-
tenerhebung gleichfalls als rechtswidrig anzusehen (vgl. 
Höra in Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 213 Rn. 64; bei 
fehlendem Hinweis auf Widerspruchsrecht: Klär/Heyers 
in PK-VVG, 3. Aufl. § 213 Rn. 37; Neuhaus/Kloth, NJOZ 
2009, 1370, 1386). 

33ee) Nach alldem hat es das BG rechtsfehlerhaft 
unterlassen aufzuklären, wie es zur Abgabe der allge-
meinen Schweigepflichtentbindung durch die Kl. kam 
und – gegebenenfalls – wie die hierauf erfolgte Daten-
erhebung ablief. Hätte sich die Datenerhebung der 
Bekl. insofern als rechtswidrig dargestellt, wäre weiter 
zu prüfen gewesen, welche Gesundheitsdaten auf 
Grundlage der fraglichen Erklärung erhoben wurden, 
nachdem von der Kl. – worauf die Revision hinweist – 
neben der allgemeinen, noch weitere „individuell-
konkrete“ Entbindungserklärungen erteilt worden wa-
ren. 

34Allerdings wären auch diese nach den vorgenannten 
Maßstäben zu überprüfen gewesen. Denn allein der 
Umstand, dass in ihnen möglicherweise nur einzelne 
Auskunftsstellen benannt waren, macht sie noch nicht 
hinreichend konkret, wenn sie nicht ansatzweise erken-
nen ließen, welche Informationen der Versicherer mit 
ihrer Hilfe erheben können sollte (vgl. BVerfG VersR 
2013, 1425, 1428). 

35ff) Die fehlende Prüfung kann nicht durch das Revisi-
onsgericht erfolgen, da es an den hierfür erforderlichen 
tatrichterlichen Feststellungen fehlt. Für das Revisions-
verfahren ist daher zu unterstellen, dass die Datener-
hebung der Bekl. zumindest teilweise rechtswidrig war. 

36b) Im Falle einer – unterstellt – rechtswidrigen Da-
tenerhebung wäre in einem zweiten Schritt zu klären, 
ob die Bekl. daran gehindert war, sich auf das Ergebnis 
der rechtswidrigen Ermittlungen zu berufen und die 
Anfechtung der Berufsunfähigkeits-Zusatzvers. nach 
§ 123 BGB zu erklären. 

37aa) Nach der Senatsrechtsprechung zur Rechtslage 
vor Inkrafttreten des neuen VVG ist in Fällen der Da-
tenerhebung ohne ausreichende Rechtsgrundlage 
sachlich-rechtlich zu prüfen, ob der Versicherer nach 
§ 242 BGB gehindert ist, sich auf die Ergebnisse seiner 
Ermittlungen zu berufen und insbes. darauf gestützt von 
dem Gestaltungsrecht der Arglistanfechtung Gebrauch 
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zu machen (Senatsurt. v. 28. 10. 2009 – IV ZR 140/08, 
r+s 2010, 55 Rn. 19 ff.; Senatsbeschl. v. 25. 5. 2011 – 
IV ZR 191/09, VersR 2011, 1249 Rn. 7 f. = r+s 2011, 
419; v. 21. 9. 2011 – IV ZR 203/09, VersR 2012, 297 
Rn. 8). 

38Dabei führt nicht jedes rechts- oder pflichtwidrige 
Verhalten des Versicherers stets oder auch nur regel-
mäßig zur Unzulässigkeit der hierdurch ermöglichten 
Wahrnehmung seiner Rechte. Vielmehr ist zunächst 
danach zu fragen, ob er die tatsächlichen Vorausset-
zungen der Rechtsausübung, wie z. B. die Erlangung 
der erforderlichen Tatsachenkenntnis, gerade durch 
das beanstandete Verhalten zielgerichtet geschaffen 
hat, denn ein solch treuwidriges Verhalten kann dazu 
führen, ihm die Ausnutzung der so gewonnenen 
Rechtsstellung zu versagen. Lässt sich ein zielgerich-
tet-treuwidriges Handeln im vorgenannten Sinne nicht 
feststellen, ist alsdann durch eine umfassende Abwä-
gung der maßgeblichen Umstände des Einzelfalls zu 
entscheiden, ob und inwieweit dem Versicherer die 
Ausübung seiner Rechtsposition nach Treu und Glau-
ben verwehrt sein soll. Dies gilt umso mehr, wenn bei-
den Seiten ein Rechtsverstoß zur Last fällt (vgl. zum 
Vorstehenden: Senatsurt. v. 28. 10. 2009 aaO Rn. 21; 
Senatsbeschl. v. 25. 5. 2011 aaO Rn. 8; v. 21. 9. 2011 
aaO Rn. 7). 

39bb) Ob diese Grundsätze nach Inkrafttreten des 
§ 213 VVG fortgelten, ist umstritten. 

40Einige Stimmen im Schrifttum lehnen dies aus unter-
schiedlichen Gründen ganz oder teilweise ab. Nach 
einer Ansicht darf der Versicherer rechtswidrig erlangte 
Daten bei der Leistungsprüfung und insbes. zur Be-
gründung der Leistungsablehnung nicht verwenden, da 
angesichts der klaren Regelung in § 213 VVG für eine 
Abwägung kein Raum mehr sei (Voit in Prölss/Martin, 
VVG 29. Aufl. § 213 Rn. 49 f.; vgl. auch Rixecker in 
Beckmann/Matusche-Beckmann, VersRechts-
Handbuch 3. Aufl. § 46 Rn. 209; Höra, r+s 2008, 89, 93; 
Notthoff, ZfS 2008, 243, 247). Andere meinen, es sei 
dem Betroffenen verwehrt, sich auf den Verstoß des 
Versicherers zu berufen, wenn er selbst in rechtswidri-
ger Weise gegen vorvertragliche Anzeigepflichten ver-
stoßen habe, nachdem § 213 VVG keine entsprechen-
de Rechtsfolge normiere und der Betroffene in diesen 
Fällen keinen Schutz verdiene (HK-VVG/Muschner, 3. 
Aufl. § 213 Rn. 87 und 90 f.; Klär in PK-VVG, 2. Aufl. 
§ 213 Rn. 41; Kalis in Bach/Moser, Private Kran-
kenvers. 5. Aufl. § 213 VVG Rn. 76 f.; Fricke, VersR 
2009, 297, 304 f.; vgl. auch: Neuhaus, Berufsunfähig-
keitsvers. 3. Aufl. P Rn. 90, 97; Neuhaus/Kloth, NJOZ 
2009, 1370, 1388; ähnlich zur Rechtslage vor Inkrafttre-
ten des § 213 VVG: OLG Saarbrücken, VersR 2009, 
1478, 1481). 

41Die überwiegende Meinung hält demgegenüber an 
den Grundsätzen der bisherigen Senatsrechtsprechung 

auch nach Inkrafttreten des § 213 VVG fest (OLG 
Brandenburg NJW-RR 2014, 1501, 1502; OLG Jena 
VersR 2011, 380, 382; OLG Saarbrücken VersR 2013, 
1157, 1162 = r+s 2015, 303; D. Wendt in FAKomm-
VersR, § 213 VVG Rn. 34; Rixecker in Langheid/ 
Rixecker, VVG 5. Aufl. § 213 Rn. 25 f.; MünchKomm-
VVG/Eberhardt, 2. Aufl. § 213 Rn. 139 ff.; Klär/Heyers 
in PK-VVG, 3. Aufl. § 213 Rn. 49; Schneider in Beck-
mann/Matusche-Beckmann, VersRechts-Handbuch 3. 
Aufl. § 1 a Rn. 41 a; Spuhl in Marlow/Spuhl, Das Neue 
VVG kompakt 4. Aufl. Rn. 1477; Britz, Die Erhebung 
personenbezogener Gesundheitsdaten durch VersUn-
ternehmen bei Dritten gemäß § 213 VVG unter Berück-
sichtigung des Gendiagnostikgesetzes, 2011 S. 252-
257; Washausen, Der Gesundheitsdatenschutz im 
PrivatversRecht, 2016 S. 242-249; Looschelders, JR 
2010, 530, 531). 

42cc) Die letztgenannte Auffassung trifft zu. 

43§ 213 VVG regelt für den Fall einer rechtswidrigen 
Datenerhebung keine Sanktionen (vgl. Karczewski, r+s 
2012, 521, 525). Daraus lässt sich indes weder folgern, 
dass nach dem Willen des Gesetzgebers jeder Verstoß 
rechtlich folgenlos bleiben soll, noch dass eine Miss-
achtung der rechtlichen Erfordernisse stets dazu führen 
muss, dass der Versicherer die von ihm gewonnenen 
Daten nicht verwenden dürfte. Vielmehr hat sich an der 
– insbes. auch verfassungsrechtlich geschützten – 
Interessenlage der Beteiligten und dem Gebot, ihren 
Grundrechten nach dem Prinzip der praktischen Kon-
kordanz Geltung zu verschaffen (vgl. zur Auslegung 
von § 31 VVG: Senatsurt. v. 22. 2. 2017 – IV ZR 
289/14, r+s 2017, 232 Rn. 41), mit dem Inkrafttreten 
des § 213 VVG, der dieselben verfassungsrechtlichen 
Vorgaben umsetzen sollte, die bereits Grundlage der 
früheren Senatsrechtsprechung waren (Senatsurt. v. 
28. 10. 2009 aaO Rn. 19 ff.; Senatsbeschl. v. 25. 5. 
2011 aaO Rn. 7 f.; vom 21. 9. 2011 aaO Rn. 8), nichts 
geändert. 

44Damit bleibt es bei den bisherigen Grundsätzen, 
wobei jedoch zu berücksichtigen ist, dass der Senat 
den betroffenen Versicherern in seinen bisherigen Ent-
scheidungen noch zugutegehalten hat, dass ihr jeweili-
ges Verlangen nach einer weit gefassten Schweige-
pflichtentbindungserklärung vor der Entscheidung des 
BVerfG vom 23. 10. 2006 (VersR 2006, 1669 = r+s 
2007, 29) gestellt worden war und seinerzeit einer all-
gemein – auch vom Senat – gebilligten Praxis entspro-
chen hatte (vgl. Senatsurt. v. 28. 10. 2009 aaO Rn. 28; 
Senatsbeschl. v. 21. 9. 2011 aaO Rn. 15). Das lässt 
sich auf die Datenerhebung nach Inkrafttreten des 
§ 213 VVG, der gerade die vorgenannte verfassungs-
gerichtliche Rspr. berücksichtigen sollte (vgl. Senatsurt. 
v. 13. 7. 2016 – IV ZR 292/14, r+s 2016, 472 Rn. 41), 
nicht übertragen (vgl. Rixecker in Langheid/Rixecker 
aaO Rn. 26; Voit in Prölss/Martin aaO Rn. 50; Washau-
sen aaO S. 247 f.; Karczewski aaO). 
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45dd) Das bedeutet für den Streitfall: 

46(1) Es kommt darauf an, aus welchen Gründen die 
Bekl. den rechtlichen Anforderungen an eine zulässige 
Datenerhebung nicht genügt hat. 

47Anders als das BG meint, spielt insofern keine Rolle, 
dass die Ermittlungsergebnisse der Bekl. nicht im Streit 
stehen. Vielmehr ist auch im Fall unstreitig verschwie-
gener Vorerkrankungen zu klären, ob sich die Verwen-
dung der diesbezüglichen Erkenntnisse des Versiche-
rers bei der Ausübung von Gestaltungsrechten wie 
Rücktritt oder Anfechtung als unzulässige Rechtsaus-
übung darstellt, wobei der Einwand aus § 242 BGB 
keine Einrede, sondern ein von Amts wegen zu beach-
tender Einwand ist (Senatsbeschl. v. 25. 5. 2011 aaO 
Rn. 7; v. 21. 9. 2011 aaO Rn. 8, jeweils mwN). 

48Mangels der insofern erforderlichen Feststellungen 
kann der Senat nicht selbst entscheiden, ob sich die 
Bekl. die für ihre Arglistanfechtung erforderliche Tatsa-
chenkenntnis gerade durch ein gegebenenfalls zu be-
anstandendes Verhalten zielgerichtet geschaffen hat. 

49(2) Lässt sich ein zielgerichtet-treuwidriges Handeln 
der Bekl. im vorgenannten Sinne nicht feststellen, ist 
weiter mittels einer Abwägung der Fallumstände zu 
klären, ob sich das Verhalten der Bekl. anderweitig als 
treuwidrig darstellt und das Interesse der Kl. am Schutz 
ihrer Gesundheitsdaten oder das anerkennenswerte 
Interesse der Bekl. an einer Offenlegung risikorelevan-
ter Vorerkrankungen überwiegt. 

50Auch diese dem Tatrichter vorbehaltene Abwägung 
kann der Senat nicht selbst vornehmen, weil das BG 
insoweit keine ausreichenden Feststellungen getroffen 
hat. Insbes. steht das Ergebnis der Abwägung nicht 
deshalb fest, weil im Falle eines erwiesenen arglistigen 
Verhaltens des VN bei Vertragsschluss dessen Schutz-
bedürfnis an der Geheimhaltung seiner Gesundheitsda-
ten regelmäßig aufgehoben wäre. Denn das schüfe 
einen Anreiz für den Versicherer, im VersFall ohne 
Rücksicht auf das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung – und nunmehr auch die Regelung 
in § 213 VVG – Gesundheitsdaten mit dem Ziel zu 
erheben, ein arglistiges Verhalten des VN nachzuwei-
sen (Senatsbeschl. v. 21. 9. 2011 aaO Rn. 14 mwN). 
Vielmehr bleibt eine vom Versicherer aufgedeckte Arg-
list des VN lediglich ein – wenn auch meist gewichtiger 
– in die Güterabwägung einfließender Umstand (Senat 
aaO). 

51c) Der Senat kann demnach nicht ausschließen, dass 
die bislang unterbliebene Prüfung nach den obenste-
henden Maßstäben zu einem für die Kl. günstigeren 
Ergebnis führt. Die Sache bedarf deshalb neuer Ver-
handlung und Entscheidung. 

522. Soweit die Revision die Annahme des BG bean-
standet, sowohl die Kl. als auch ihr Ehemann hätten 
Vorerkrankungen der Kl. jedenfalls bei Stellung des 

Zusatzantrags arglistig verschwiegen, deckt sie keine 
Rechtsfehler des Berufungsurteils auf. Die gegen die 
zugrunde liegenden Feststellungen erhobenen Verfah-
rensrügen – auch die Rügen der Verletzung des Rechts 
auf rechtliches Gehör – hat der Senat geprüft und für 
nicht durchgreifend erachtet. Von einer näheren Be-
gründung wird insoweit nach § 564 Satz 1 ZPO abge-
sehen. 
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* 1. Für die Klage der durch einen Nachlasspfleger 
vertretenen unbekannten Erben auf Auszahlung der 
Versicherungssumme eines vom Erblasser ge-
schlossenen Lebensversicherungsvertrags besteht 
auch dann ein Rechtsschutzbedürfnis, wenn sie als 
„Erben laut Erbschein“ zu Bezugsberechtigten 
eingesetzt worden sind. * 

* 2. Bei einer solchen Bezugsberechtigung fällt der 
Anspruch auf die Versicherungsleistung nicht in 
den Nachlass. * 

* 3. Ob der für die unbekannten Erben handelnde 
Nachlasspfleger in einem solchen Fall den mit der 
Einsetzung eines Bezugsberechtigten verbundenen 
Auftrag an den Versicherer, den Erben das darin 
liegende Schenkungsangebot zu überbringen (vgl. 
BGH vom 21. 5. 2008 – IV ZR 238/06 – VersR 2008, 
1054), widerrufen kann oder ob ein solcher Widerruf 
rechtsmissbräuchlich wäre, kann dahinstehen. 
Jedenfalls kann ein solcher Widerruf nicht im De-
ckungsverhältnis zum Versicherer eingewandt wer-
den. * 

OLG Dresden, Urteil vom 9. 10. 2018 (4 U 808/18) 

Entscheidung 

Aus den Gründen: 

Die zulässige Berufung der Kl. hat in der Sache keinen 
Erfolg (hierzu unter 1). Die zulässige Anschlussberu-
fung der Bekl. hingegen führt zur Abweisung der Klage 
als unbegründet (hierzu unter 2). 

1. a) Die Klage war allerdings nicht bereits wegen feh-
lender Prozessführungsbefugnis als unzulässig abzu-
weisen. Die Prozessführungsbefugnis ist das Recht und 
die Fähigkeit, über das behauptete Recht einen Pro-
zess als die richtige Partei im eigenen Namen zu führen 
( Zöller/Althammer , ZPO 32. Aufl. vor § 50 Rn. 16). Sie 
liegt immer dann vor, wenn der klagenden Partei das 
behauptete Recht nach eigenem Vortrag zustehen 
kann. Davon zu unterscheiden ist die Sachbefugnis 
bzw. Aktivlegitimation. Steht die behauptete Forderung 
der Klagepartei nicht zu, so wird die Klage wegen feh-
lender Aktivlegitimation als unbegründet, nicht aber als 
unzulässig abgewiesen ( Zöller/Althammer aaO). Vor-
liegend berühmen die Kl. sich einer Nachlassforderung. 
Für deren Geltendmachung ist der Nachlasspfleger 
zwar nicht als Partei kraft Amtes wie der Nachlassver-
walter, wohl aber als Vertreter der unbekannten Erben, 
zu dem er mit Bestallungsurkunde des AG D. vom 25. 
3. 2013 berufen wurde, berechtigt. 

Die Zulässigkeit der Klage scheitert auch nicht am 
fehlenden Rechtsschutzbedürfnis … 

b) Die Klage ist aber unbegründet, weil den Kl. die 
streitgegenständliche Versicherungsleistung nicht als 
Nachlassforderung zusteht. 

Nach der Systematik des § 160 VVG, der für bestimmte 
Fälle Auslegungsregeln hinsichtlich der Bezugsberech-
tigung von Versicherungsleistungen enthält (§ 160 Abs. 
2 VVG), sind die Erben des VN bezugsberechtigt. Dies 
bedeutet gerade nicht, dass die Versicherungsleistung 
zunächst in den Nachlass fällt, bevor sie an die Erben 
ausgekehrt wird. Nach einhelliger Auffassung gehört 
der Anspruch auf Auszahlung der Versicherungsleis-
tung auf der Grundlage einer Bezugsberechtigung nicht 
zum Erblasservermögen, sondern entsteht mit dem 
Todesfall unmittelbar im Vermögen des Bezugsberech-
tigten (vgl. BGH vom 30. 1. 2018 – X ZR 119/15 – juris 
Rn. 13 m. w. N.; vom 28. 4. 2010 – IV ZR 73/08 – 
VersR 2010, 895 = juris Rn. 17 m. w. N.; juris-
Praxiskomm. zum BGB § 2311 Rn. 45 [46] m. w. N.; 
Lange in Münch. Komm. zum BGB 7. Aufl. Bd. 10 
§ 2311 Rn. 10 m. w. N.; Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. 
2013 § 159 Rn. 188 m. w. N.; Langheid/Wandt, Münch. 
Komm. zum VVG Bd. 2 2. Aufl. 2016 § 159 Rn. 15; KG 
vom 29. 11. 2016 – 6 W 112/16 – VersR 2017, 740 = 
juris Rn. 1). 

Die Benennung eines Bezugsberechtigten ist freilich 
wie jede andere Willenserklärung, soweit sie nicht ein-
deutig ist, der Auslegung zugänglich. Da § 160 VVG 
nicht grundsätzlich die Auslegung der Bezugsberechti-
gung regelt, sondern nur deren Auslegung in bestimm-
ten Fällen, gelten zunächst die allgemeinen zivilrechtli-
chen Auslegungsregelungen der §§ 133, 157 BGB 
(BGH vom 1. 4. 1987 – IV a ZR 26/86 – VersR 1987, 
659 = juris Rn. 11; Staudinger/Halm/Wendt , Fachan-
waltskomm. Versicherungsrecht § 160 Rn. 14; Rüf-
fer/Halbach/Schimikowski , VVG 3. Aufl. § 160 Rn. 1 m. 
w. N.). Abzustellen ist also zunächst auf den Willen des 
VN, wie er bei der Bestimmung der Bezugsberechti-
gung gegenüber dem Versicherer nach dem objektiven 
Empfängerhorizont zum Ausdruck gekommen ist. Maß-
geblich ist danach in erster Linie, wie der Versicherer 
die Erklärung des VN nach Treu und Glauben und unter 
Berücksichtigung der Verkehrssitte verstehen musste ( 
Rüffer/Halbach aaO Rn. 1 m. w. N.). Hierbei ist zwar 
jeder Fall individuell zu beurteilen, da aber über die 
Bedeutung der häufig nicht ganz klaren Bezeichnung 
der Bezugsberechtigungen häufig über deren Ausle-
gung gestritten wird, haben sich in der Rechtsprechung 
einige Grundsätze herausgebildet (Aufzählung bei 
Rüffer/Halbach aaO Rn. 2 f.). So soll bei namentlich 
bezeichneten Erben ohne Zweifel die Versicherungs-
leistung ohne Umweg über den Nachlass direkt an den 
Begünstigten gehen. Gleiches gilt, wenn Erben nicht 
namentlich bezeichnet werden, sondern es um die 
„Erben laut Testament“ geht, weil hier davon ausge-
gangen wird, dass nicht nach der gesetzlichen Erbfolge 
die Todesfallleistung ausgezahlt werden soll, sondern 
kraft eigener Verfügung des Erblassers und VN 
(BayObLG vom 2. 11. 1994 – 3 Z BR 2074/94 – ZEV 
95, 193). Umgekehrt soll bei der Bezeichnung „Erben 
laut Rechtsnachfolge“ der Nachlass begünstigt sein, 
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weil hiermit die gesetzliche Erbfolge gemeint sein soll 
(vgl. Prölss/Martin/Schneider , VVG 30. Aufl. § 160 Rn. 
7 m. w. N.). 

Vorliegend lässt die Formulierung „Erben laut Erb-
schein“ keinen eindeutigen Schluss darauf zu, ob damit 
die Erben kraft gesetzlicher Rechtsnachfolge einerseits 
oder kraft Testamentes andererseits oder schlicht als 
direkte Bezugsberechtigte ohne gesetzliche Erbfolge 
gemeint sind. Dass der VN möglicherweise vor allem 
seine eigenen Bedürfnisse in Form einer Aufstockung 
seiner Altersrente bei Vertragsschluss vor Augen hatte, 
spricht für den Fall seines Todes ebenfalls weder für 
einen Begünstigungswillen im Hinblick auf den Nach-
lass noch im Hinblick auf die Erben direkt. Selbst aus 
der klägerseits behaupteten, von der Bekl. allerdings 
bestrittenen Formulargestaltung ließe sich nichts ande-
res schlussfolgern. In einem solchen Fall kommt dann 
die Zweifelsregelung des § 160 Abs. 2 S. 1 i. V. m. S. 2 
VVG zum Tragen, wonach „die Erben“ die Ansprüche 
auf die Versicherungssumme gerade nicht kraft Erb-
rechts, sondern als Bezugsberechtigte erwerben sollen 
(so ausdrücklich für den alten § 167 Abs. 2 S. 1 VVG: 
OLG Schleswig vom 10. 5. 1994 – 3 U 11/93 – ZEV 
1995, 415; Langheid/Wandt , Münch. Komm zum VVG 
Bd. 2 2. Aufl. 2016 § 195 Rn. 67 m. w. N.; Lange in 
Münch. Komm. zum BGB 7. Aufl. Bd. 10 § 2311 Rn. 10 
m. w. N.). 

c) Dieses Bezugsrecht der Erben hat der Nachlasspfle-
ger der Kl. in seinem Schreiben vom 24. 3. 2015 nicht 
wirksam widerrufen können. Nach allgemeiner Auffas-
sung kann auch ein widerrufliches Bezugsrecht nach 
dem Todesfall und damit nach dem Eintritt des Versi-
cherungsfalls nicht mehr widerrufen werden. Es erstarkt 
dann zum Vollrecht bzw. entsteht als originäres neues 
Recht zugunsten der Bezugsberechtigten (BGH vom 
21. 5. 2008 – IV ZR 238/06 – VersR 2008, 1054 = juris 
Rn. 20 m. w. N.; KG vom 29. 11. 2016 – 6 W 112/16 – 
VersR 2017, 740 = juris Rn. 3; OLG Saarbrücken vom 
17. 5. 2017 – 5 U 35/16 – VersR 2018, 149 = juris). 

d) Der mit Schreiben vom 24. 3. 2015 ausgesprochene 
„Widerruf des Bezugsrechts“ führt auch nicht aus ande-
ren Gründen zu einem gegen die Bekl. gerichteten 
Anspruch. Die Frage des „Behaltendürfens“ in Bezug 
auf das Bezugsrecht beantwortet sich nicht nach dem 
zwischen dem Versicherer und dem VN bestehenden 
Deckungsverhältnis, sondern allein nach dem Valuta-
verhältnis, also dem Verhältnis zwischen Versicherer 
und dem Bezugsberechtigtem. Zwischen diesen kommt 
als Rechtsgrund für das Behaltendürfen der Leistung in 
der Regel nur ein Schenkungsvertrag gem. § 518 BGB 
in Betracht. Nach allgemeiner Meinung enthält die Be-
zugsberechtigungserklärung des VN zugleich gegen-
über dem Versicherer den konkludenten Auftrag, dem 
Bezugsberechtigten nach Eintritt des Versicherungsfalls 
das noch zu Lebzeiten abgegebene Schenkungsange-
bot des VN zu überbringen (BGH VersR 2008, 1054 

Rn. 31, 32). Diesen Auftrag erfüllt der Versicherer ent-
weder durch die Mitteilung gegenüber dem Erben über 
sein Bezugsrecht oder konkludent durch Auszahlung 
der Versicherungssumme. Diesen Auftrag, gerichtet auf 
Überbringung des Schenkungsangebots, sollen – an-
ders als das Bezugsrecht – nach allgemeiner Meinung 
die gesetzlichen Erben widerrufen können (ausführlich: 
Winkens, Wettlauf um die Todesfallleistung – rechtliche 
Probleme bei der Auszahlung der Versicherungssumme 
in der Lebensversicherung nach dem Todesfall VersR 
2018, 133). Einem solchen Widerruf stünde vorliegend 
nicht entgegen, dass der Nachlasspfleger wörtlich das 
an sich nicht widerrufliche Bezugsrecht widerrufen hat, 
denn ein solcher Widerruf wird in der Rechtsprechung 
zugleich als konkludenter Widerruf des – ebenfalls nur 
konkludent erteilten – Übermittlungsauftrags für das 
Schenkungsangebot angesehen (OLG Saarbrücken 
vom 17. 5. 2017 – 5 U 35/16 – VersR 2018, 149 = juris 
Rn. 2 m. w. N.). 

In dieser Konstellation spricht indes einiges dafür, dass 
die Ausübung des Widerrufsrechts durch einen Nach-
lasspfleger, der nicht als Vertreter des Nachlasses, 
sondern der unbekannten Erben anzusehen ist, 
rechtsmissbräuchlich wäre, weil ein solcher Widerruf 
dazu führen würde, dass für deren unwiderrufliches und 
außerhalb des Nachlasses entstandenes Bezugsrecht 
nachträglich der Rechtsgrund entfiele. Einen Bereiche-
rungsanspruch würden sodann die Erben, vertreten 
durch den Nachlasspfleger, gegen sich selbst durchset-
zen müssen, ohne dass sie hieraus einen Vorteil zu 
erwarten hätten. Denn im Anschluss an die gem. § 812 
BGB erfolgte Herausgabe ihrer Bereicherungsposition 
würden die Bezugsberechtigten zwar als Erben an der 
Versicherungssumme im Umfang ihrer jeweiligen 
Erbquote teilhaben, allerdings wären dann die Nach-
lassverbindlichkeiten abzusetzen, während bei einer 
direkten Bezugsberechtigung ein solcher Abzug unter-
bliebe. 

Allerdings kann die Frage, ob der Nachlasspfleger in 
einer solchen Konstellation berechtigt ist, den Widerruf 
des Schenkungsangebots zu erklären oder nicht, da-
hinstehen. Denn ein wirksamer Widerruf hätte allein zur 
Folge, dass den laut Erbschein quotal berechtigten 
Erben – so sie vorhanden sind – ein Bezugsrecht ohne 
Rechtsgrund zugefallen wäre. Wegen des Grundsatzes 
der Relativität der Schuldverhältnisse ist ein hieraus 
folgender Bereicherungsanspruch aber nicht im De-
ckungsverhältnis zum Versicherer, sondern im Valuta-
verhältnis der Erben gegenüber den Bezugsberechtig-
ten zu verfolgen (vgl. KG vom 29. 11. 2016 – 6 W 
112/16 – VersR 2017, 740 = juris; OLG Hamm vom 3. 
12. 2004 – 20 U 132/04 – VersR 2005, 819 = juris). 
Dies gilt auch dann, wenn im Zeitpunkt des Widerrufs 
noch offen ist, ob überhaupt Bezugsberechtigte und 
Erben vorhanden sind. Der Gefahr, dass der Nachlass-
pfleger einen unzulässigen „In-sich-Prozess“ führen 
muss, weil Erben und Bezugsberechtigte personeniden-
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tisch sind, ist nicht dadurch Rechnung zu tragen, dass 
der Widerruf des Schenkungsangebots in einer solchen 
Konstellation auf das Deckungsverhältnis durchschlägt. 
Damit bleibt im Ergebnis die Berufung der Kl. ohne 
Erfolg. 

2. Die Anschlussberufung der Bekl. ist gem. § 524 ZPO 
zulässig. Insbesondere ist das hierfür erforderliche 
Rechtsschutzbedürfnis gegeben, denn die Bekl. hat ein 
schützenswertes Interesse an der Feststellung, dass 
die Klage der Erben unbegründet ist. Im Fall der Klage-
abweisung als unzulässig nämlich könnten die Erben 
bei Wegfall des Zulässigkeitshindernisses erneut kla-
gen. Bei der Klageabweisung als unbegründet kommt 
dies nicht in Betracht. Aus den oben unter 1 genannten 
Gründen ist sie auch begründet. 
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1. Die Bezugsrechtsbestimmung „die Eltern, nach 
Heirat die Ehefrau“ kann bei einem unverheirateten 
17-jährigen VN nur so verstanden werden, dass 
sich diese auf irgendeine beliebige, nur ihrer Funk-
tion als „Ehefrau“ nach bestimmbare Person be-
zieht. Das Bezugsrecht steht in diesem Fall zu-
nächst unter der aufschiebenden Bedingung einer 
Heirat und wiederum unter der auflösenden Bedin-
gung einer Scheidung dieser Ehe. 

2. Wenn eine mit verkehrsüblicher Sorgfalt vorge-
nommene Prüfung zu begründeten Zweifeln über 
die Person des Gläubigers führt, deren Behebung 
auf eigene Gefahr dem Schuldner nicht zugemutet 
werden kann, ist der Schuldner zur Hinterlegung 
von Geld berechtigt. Dabei kann von einer Versi-
cherungsgesellschaft, die über ausreichenden juris-
tischen Sachverstand verfügt, erwartet werden, 
dass sie erst hinterlegt, wenn nach pflichtgemäßer 
Prüfung der Sach- und Rechtslage objektive Zweifel 
an der Person des Gläubigers verbleiben. Ange-
sichts des Risikos, im Fall einer Fehleinschätzung 
erhebliche Beträge mehrfach auskehren zu müssen, 
dürfen die Anforderungen bei einem Versicherer 
andererseits aber auch nicht überspannt werden 
(hier: rechtmäßige Hinterlegung im Hinblick auf die 
schwierige Auslegung der Bezugsrechtsbestim-
mung bejaht). 

OLG Stuttgart, Urteil vom 11. 10. 2018 (7 U 109/18) 

Entscheidung 

Die Kl. verlangt von der Bekl. die Auszahlung der To-
desfallsumme aus der Lebensversicherung, die ihr am 
29. 12. 2015 verstorbener, geschiedener Ehemann M. 
(künftig: VN) bei der Bekl. im Jahr 1973 als damals 
noch lediger 17-Jähriger abgeschlossen hat. Die Par-
teien streiten um die Bezugsberechtigung der Kl. 

In dem Versicherungsantrag vom 26. 6. 1973 heißt es 
bezüglich der Bezugsberechtigung für den Ablebensfall 
des VN: 

„die Eltern, nach Heirat die Ehefrau“. 

Vom 7. 3. 1986 bis zum 19. 1. 2007 war der VN mit der 
Kl. verheiratet. Die Eltern des VN sind bereits vor dem 
VN verstorben. Der VN verstarb, ohne die Bezugs-
rechtsverfügung abgeändert oder widerrufen zu haben. 

Erben des VN sind zwei aus der Ehe mit der Kl. hervor-
gegangene Töchter und eine weitere Tochter des VN. 
Der Nachlass wird durch den Testamentsvollstrecker 
verwaltet. 

Die Bekl. hinterlegte die Versicherungsleistung unter 
Verzicht auf das Recht zur Rücknahme beim AG Karls-
ruhe. 

Nachdem der von der Kl. erstinstanzlich zunächst ver-
folgte Klageanspruch – Auskunft über den Inhalt der 

Lebensversicherung durch Vorlage der Versicherungs-
police zu erteilen – von den Parteien übereinstimmend 
für erledigt erklärt wurde, hat die Kl. beantragt, die Bekl. 
zur Zahlung der Todesfallsumme in Höhe von 54 
746,79 Euro nebst Zinsen zu verurteilen. 

Das LG hat die Klage abgewiesen. 

Die Berufung der Kl. hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

Der Kl. steht gegen die Bekl. kein Anspruch auf Aus-
zahlung der Todesfallleistung aus der von dem verstor-
benen VN geschlossenen Lebensversicherung gem. 
§§ 328, 331 BGB i. V. m. §§ 159 Abs. 2, 1 S. 1 VVG zu, 
da sie nicht Bezugsberechtigte ist (dazu unten 1). Im 
Übrigen kann sich die Bekl. gegenüber der Kl. als ver-
meintlicher Empfangsberechtigter des streitgegenständ-
lichen hinterlegten Betrags auf die schuldbefreiende 
Wirkung der rechtmäßig erfolgten Hinterlegung berufen 
(dazu unten 2). 

1. Die Kl. ist nach Auslegung des Versicherungsantrags 
nicht als Bezugsberechtigte der Todesfallsumme anzu-
sehen. 

a) Die Bestimmung der Bezugsberechtigung durch den 
VN ist eine einseitige, empfangsbedürftige Willenserklä-
rung, die auf den Zeitpunkt ihrer Abgabe abstellend aus 
Sicht des Versicherers als objektivem Empfänger gem. 
§§ 133, 157, 242 BGB auszulegen ist (vgl. BGH vom 
22. 7. 2015 – IV ZR 437/14 – VersR 2015, 1148 = juris 
Rn. 14 f.). 

Maßgeblich ist daher der bei der Festlegung des Be-
zugsrechts vorhandene und dem Versicherer gegen-
über zum Ausdruck gebrachte Wille des VN, spätere 
Umstände sind grundsätzlich unerheblich. Insbesonde-
re bleiben nachträgliche Überlegungen oder Absichts-
erklärungen des VN außer Betracht, wenn sie dem 
Versicherer nicht so mitgeteilt worden sind, dass dieser 
nach objektivem Empfängerhorizont den Inhalt einer 
etwaigen Bezugsrechtsänderung erkennen kann (BGH 
vom 22. 7. 2015 – IV ZR 437/14 – VersR 2015, 1148 = 
juris Rn. 14). 

b) Zu Recht hat das LG nach diesen Maßstäben der 
Erklärung – „die Eltern, nach Heirat die Ehefrau“ – den 
Willen des VN entnommen, für den Fall einer Heirat 
eine zukünftige Ehefrau unter der auflösenden Bedin-
gung einer Scheidung zu begünstigen. 

aa) Nach dem objektiven Empfängerhorizont (§§ 133, 
157 BGB) der Bekl. kann sich die Formulierung „Eltern, 
nach Heirat die Ehefrau“ in Verbindung mit der für die 
Bekl. erkennbaren Tatsache, dass es sich bei dem VN 
um einen unverheirateten 17-Jährigen handelte, nur so 
verstanden werden, dass sich die Bezugsrechtsbe-
stimmung auf irgendeine beliebige, nur ihrer Funktion 
als „Ehefrau“ nach bestimmbare, Person bezieht (vgl. 
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OLG Hamm vom 13. 5. 2016 – 20 W 20/16 – r+s 2017, 
204 [205] Rn. 11). 

Anders als in den von der Kl. in Bezug genommenen, 
durch den BGH bislang entschiedenen Fällen (vgl. BGH 
vom 22. 7. 2015 – IV ZR 437/14 – VersR 2015, 1148 = 
juris; vom 14. 2. 2007 – IV ZR 150/05 – VersR 2007, 
784 = juris), handelt es sich nicht um die Bezugsbe-
rechtigung einer konkreten, zum Zeitpunkt der Bezugs-
rechtserklärung mit dem VN verheirateten Ehefrau. 
Eine solche gab es zum Erklärungszeitpunkt noch nicht. 

bb) Im vorliegenden Fall ist die Benennung der „Ehe-
frau“, die zunächst aufschiebend bedingt durch die 
Heirat am 7. 3. 1986 wirksam wurde, aufgrund der 
besonderen Umstände des Einzelfalls als auflösend 
bedingt durch die Scheidung der Ehe am 19. 1. 2007 
anzusehen. 

(1) Zwar weist die Kl. zutreffend darauf hin, dass der 
BGH wiederholt entschieden hat, dass die Benennung 
des Ehegatten als Bezugsberechtigten ohne Hinzutre-
ten besonderer Anhaltspunkte nicht auflösend bedingt 
durch eine Scheidung der Ehe vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls ist (z. B. BGH vom 22. 7. 2015 – IV ZR 
437/14 – VersR 2015, 1148 = juris; vom 14. 2. 2007 – 
IV ZR 150/05 – VersR 2007, 784 = juris). Der BGH 
begründet seine Entscheidungen – in denen der VN 
zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung jeweils bereits 
verheiratet war – damit, dass nicht ersichtlich ist, dass 
sich der Erklärende bei Vertragsschluss Gedanken über 
den Fortbestand der Ehe machte oder gar den Fall 
einer Scheidung in Betracht zog. Bei der Verwendung 
der Begriffe „Ehegatte“ bzw. „Ehefrau“ ist in diesen 
Fällen nach der Lebenserfahrung regelmäßig nicht 
anzunehmen, dass das Bezugsrecht nur für den Fall 
eingeräumt sein soll, dass die Ehe zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls noch besteht (BGH vom 22. 7. 2015 
– IV ZR 437/14 – VersR 2015, 1148 = juris Rn. 15 f.; 
vom 14. 2. 2007 – IV ZR 150/05 – VersR 2007, 784 = 
juris). 

(2) Hier liegen dagegen besondere Anhaltspunkte vor, 
nach denen von einer auflösenden Bedingung auszu-
gehen ist. Der objektive Erklärungsempfänger muss 
aufgrund der gleichzeitigen Benennung der Eltern, als – 
damals mangels Bestehen einer Ehe – nächste Ange-
hörige, davon ausgehen, dass der VN sich Gedanken 
über den Bestand und Fortbestand einer eventuellen 
zukünftigen Ehe gemacht hat und die Bestimmung 
ausschließlich an die Funktion einer potenziellen „Ehe-
frau“ und damit den Bestand einer Ehe anknüpfte, die 
aufgrund der Scheidung (als auflösende Bedingung, 
§ 158 Abs. 2 BGB) endet (vgl. OLG Hamm vom 13. 5. 
2016 – 20 W 20/16 – r+s 2017, 204 [205] Rn. 12). 

Soweit die Kl. mögliche Motive anspricht, die den VN 
hier bewogen haben könnten, trotz der Scheidung an 
der Einsetzung seiner geschiedenen Ehefrau festhalten 
zu wollen, kommt es auf diese nicht an, da für die Aus-

legung der Erklärung nur auf den Willen zum Zeitpunkt 
der Abgabe der Erklärung und nur darauf abzustellen 
ist, wie diese aus Sicht der Bekl. zu verstehen war. 

2. Davon abgesehen ist die Klage auch deshalb unbe-
gründet, weil die Bekl. gegenüber dem streitgegen-
ständlichen behaupteten Anspruch der Kl. aus §§ 328, 
331 BGB i. V. m. §§ 159 Abs. 2, 1 S. 1 VVG auf Aus-
zahlung der Todesfallleistung mit Erfolg die Befreiung 
von der Verbindlichkeit wegen Hinterlegung gem. 
§§ 378, 362 BGB einwenden kann. 

Nach § 378 BGB wird der Schuldner durch die recht-
mäßige Hinterlegung der Todesfallsumme in gleicher 
Weise von seiner Verbindlichkeit befreit, wie wenn er 
zur Zeit der Hinterlegung an den Gläubiger geleistet 
hätte. Gleichzeitig erlischt die Forderung des wahren 
Gläubigers (BGH vom 20. 3. 2008 – IX ZR 2/07 – beck-
online Rn. 14). 

Die Voraussetzungen für die Anwendung des § 378 
BGB sind hier erfüllt. Zum einen ist das Rücknahme-
recht der Bekl. aufgrund des von ihr gegenüber der 
Hinterlegungsstelle erklärten Verzichts ausgeschlossen 
(§ 376 Abs. 2 Nr. 1 BGB). Zum anderen erfolgte die 
Hinterlegung entgegen der Ansicht der Kl. rechtmäßig i. 
S. v. § 372 BGB (dazu unten aa). Schließlich hat die 
Bekl. als Schuldnerin – auch – den richtigen Gläubiger 
als einen der Empfangsberechtigten im Hinterlegungs-
antrag benannt (dazu unten bb). 

a) Voraussetzung für die Erfüllungswirkung i. S. d. 
§ 378 BGB ist, dass der Schuldner zur Hinterlegung i. 
S. v. § 372 BGB berechtigt war (BGH vom 14. 2. 1985 – 
IX ZR 76/84 – juris Rn. 13). Zur Hinterlegung von Geld 
ist der Schuldner nach § 372 S. 2 Alt. 2 BGB u. a. dann 
berechtigt, wenn er infolge einer nicht auf Fahrlässigkeit 
beruhenden Ungewissheit über die Person des Gläubi-
gers seine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit Sicherheit 
erfüllen kann. 

Das ist dann der Fall, wenn eine mit verkehrsüblicher 
Sorgfalt vorgenommene Prüfung zu begründeten Zwei-
feln über die Person des Gläubigers führt, deren Behe-
bung auf eigene Gefahr dem Schuldner nicht zugemu-
tet werden kann (BGH vom 3. 12. 2003 – XII ZR 238/01 
– juris Rn. 14). Dabei kann von einer Versicherungsge-
sellschaft, die über ausreichenden juristischen Sach-
verstand zur Prüfung rechtlicher Fragen verfügt, grund-
sätzlich erwartet werden, dass sie erst hinterlegt, wenn 
nach pflichtgemäßer Prüfung der Sach- und Rechtslage 
noch objektive Zweifel an der Person des Gläubigers 
verbleiben (vgl. OLG Nürnberg vom 21. 12. 2015 – 8 U 
1255/15 – VersR 2016, 383). Angesichts des Risikos, 
im Fall einer Fehleinschätzung erhebliche Beträge 
gegebenenfalls mehrfach auskehren zu müssen, dürfen 
die Anforderungen andererseits nicht überspannt wer-
den (vgl. OLG Nürnberg vom 21. 12. 2015 – 8 U 
1255/15 – VersR 2016, 383). 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2016-05-13&az=20W2016&ge=OLGHAMM
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&s=204&z=RUNDS
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&z=RUNDS&sx=205
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&s=204&z=RUNDS&rn=11
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-07-22&az=IVZR43714&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1148&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2007-02-14&az=IVZR15005&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2007&s=784&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-07-22&az=IVZR43714&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-07-22&az=IVZR43714&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1148&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2007-02-14&az=IVZR15005&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2007&s=784&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-07-22&az=IVZR43714&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1148&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2007-02-14&az=IVZR15005&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2007&s=784&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=158
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=158&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2016-05-13&az=20W2016&ge=OLGHAMM
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&s=204&z=RUNDS
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&z=RUNDS&sx=205
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&s=204&z=RUNDS&rn=12
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=328
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=331
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=159
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=159&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=159&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=378
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=362
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=378
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2008-03-20&az=IXZR207&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=378
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=376
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=376&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&n=1&p=376&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=372
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=378
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=372
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=1985-02-14&az=IXZR7684&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=1985-02-14&az=IXZR7684&ge=BGH&rn=13
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=372
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2003-12-03&az=XIIZR23801&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2003-12-03&az=XIIZR23801&ge=BGH&rn=14
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-12-21&az=8U125515&ge=OLGNUERNBERG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-12-21&az=8U125515&ge=OLGNUERNBERG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2016&s=383&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-12-21&az=8U125515&ge=OLGNUERNBERG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-12-21&az=8U125515&ge=OLGNUERNBERG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2016&s=383&z=VERSR


 
 
 

 
OLG Stuttgart, VersR 2019, 22 Anlage 5 
 
 

 
 

 
Nach diesen Maßstäben liegt hier eine berechtigte 
Hinterlegung vor. 

aa) Die Bekl. durfte nach der ausweislich des Schrei-
bens vom 20. 6. 2017 intern durchgeführten Rechtsprü-
fung ohne Fahrlässigkeit berechtigte Zweifel darüber 
haben, ob sie die Versicherungssumme an die Kl. oder 
an die Erbinnen auszuzahlen habe. 

Diese Zweifel ergeben sich aus der Problematik der 
Auslegung der Bezugsrechtsbestimmung im Versiche-
rungsantrag. Die von den Parteien hierzu vertretenen 
Rechtsansichten können jeweils nicht als offenkundig 
unrichtig angesehen werden. 

bb) Die Ansprüche der Erbinnen und der Kl. beruhen 
auch auf derselben rechtlichen Grundlage. Sofern die 
Kl. Bezugsberechtigte ist, steht ihr ein Anspruch aus 
§§ 328, 331 BGB i. V. m. §§ 159 Abs. 2, 1 S. 1 VVG 
gegen die Bekl. zu. Sofern die Kl. nicht Bezugsberech-
tigte ist, steht den Erbinnen ein Anspruch aus §§ 160 
Abs. 3, 1 S. 1 VVG i. V. m. § 1922 BGB gegen die Bekl. 
zu. Beide Ansprüche sind auf die Todesfallleistung 
gerichtet und haben ihre Grundlage im Versicherungs-
vertrag, basierend auf der Auslegung der dortigen Be-
zugsrechtsbestimmung. 

Entgegen der Ansicht der Kl. betreffen die Zweifel be-
treffend der Gläubigerstellung der Kl. nicht die Frage, 
ob im Valutaverhältnis zwischen VN bzw. Erben auf der 
einen und Kl. auf der anderen Seite ein Rechtsgrund für 
die Zuwendung (Schenkungsvertrag) besteht, sondern 
wie im Deckungsverhältnis die Bezugsrechtsverfügung 
zugunsten der Kl. auszulegen ist. 

Damit unterscheidet sich der Sachverhalt von dem, 
welcher der seitens der Kl. in Bezug genommenen 
Entscheidung des OLG Nürnberg (Urteil vom 21. 12. 
2015 – 8 U 1255/15 – VersR 2016, 383 = beck-online) 
zugrunde lag. Im dortigen Fall ergaben sich die Zweifel 
an der materiellen Berechtigung der Bezugsberechti-
gung ausschließlich aus dem Valutaverhältnis, wohin-
gegen die Bezugsberechtigung im Deckungsverhältnis 
unstreitig war. 

b) Da die Hinterlegung nur für den wahren Gläubiger zu 
einer Erfüllung seiner Verbindlichkeit führt, ist der Ein-
tritt der schuldbefreienden Wirkung zudem davon ab-
hängig, dass sich der Gläubiger zumindest auch unter 
den vom Schuldner im Hinterlegungsantrag benannten 
Empfangsberechtigten befindet (BGH vom 10. 12. 2004 
– V ZR 340/03 – beck-online zu II 2 a). Demgemäß 
spricht auch § 372 S. 1 BGB davon, dass die Hinterle-
gung „für den Gläubiger“ erfolgt. Diese Voraussetzung 
ist im vorliegenden Fall erfüllt, weil den Umständen 
nach nur die Erbinnen oder die Kl. als Gläubigerinnen in 
Betracht kommen und diese im Hinterlegungsantrag als 
Empfangsberechtigte benannt sind. … 
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* Der Erbe oder Nachlasspfleger nach dem VN einer 
Lebensversicherung kann grundsätzlich – so auch 
hier – Auskunft verlangen über die Person des Be-
zugsberechtigten. * 

OLG Hamm, Urteil vom 23. 11. 2018 (20 U 72/18) 

Entscheidung 

Aus den Gründen: 

Der Kl. als Nachlasspfleger kann Auskunft über die 
Identität des/der Bezugsberechtigten, den/die der Kl. im 
Rahmen seines bei der Bekl. bestehenden Lebensver-
sicherungsvertrags bestimmt hat, verlangen, nachdem 
entsprechende Unterlagen des Erblassers bei einer von 
diesem herbeigeführten Explosion seines Wohnhauses 
vernichtet worden sind. 

Dem Kl. steht ein solcher Auskunftsanspruch aus § 3 
Abs. 4 S. 1 VVG, jedenfalls aber aus dem zwischen 
dem Erblasser und der Bekl. geschlossenen Versiche-
rungsvertrag zu. 

1. … 

2. a) Der geltend gemachte Anspruch folgt bereits aus § 
3 Abs. 4 S. 1 VVG. 

aa) Diese Vorschrift regelt zwar ihrem Wortlaut nach 
lediglich den Anspruch des VN auf Erteilung von Ab-
schriften über die von ihm abgegebenen Erklärungen. 
Sie ist aber über diesen Wortlaut hinaus dahin gehend 
auszulegen, dass die dem VN als „Minus“ auch das 
Recht zur Erteilung von Auskünften über den Inhalt 
derartiger Erklärungen einräumt ( Rudy in Prölss/Martin, 
VVG 30. Aufl. 2018 § 3 Rn. 9 a. E.; Brömmelmeyer in 
Rüffer/Halbach/Schimikowski, VVG 3. Aufl. 2015 § 3 
Rn. 29; Langheid/Rixecker , VVG 5. Aufl. 2016 § 3 Rn. 
6). 

bb) Die Voraussetzungen von § 3 Abs. 4 S. 1 VVG sind 
erfüllt. 

(1) Die Einräumung eines Bezugsrechts ist eine „mit 
Bezug auf den Vertrag“ abgegebene Erklärung ( Rudy 
aaO § 3 Rn. 9; Armbrüster in Langheid/Wandt, Münch. 
Komm. zum VVG 3. Aufl. 2017 § 3 Rn. 53). 

(2) Der Anspruch aus § 3 Abs. 4 S. 1 VVG ist auch 
vererblich (OLG Saarbrücken vom 3. 3. 2010– 5 U 
233/09 – NJW-RR 2010, 1333 = juris Rn. 20; Armbrüs-
ter aaO § 3 Rn. 54). Er kann daher auch durch den Kl. 
als Nachlasspfleger geltend gemacht werden. 

(3) Das ursprünglich zwischen dem Erblasser und der 
Bekl. bestehende Versicherungsverhältnis ist noch nicht 
vollständig abgewickelt. 

(a) Es ist anerkannt, dass das aus § 3 Abs. 4 S. 1 VVG 
folgende Recht nur solange besteht, wie der zugrunde 
liegende Versicherungsvertrag noch nicht beendet und 
vollständig abgewickelt ist (OLG Köln vom 23. 2. 1989 – 

5 U 215/88 – r+s 1989, 171 = juris Rn. 4; Lang-
heid/Rixecker aaO § 3 Rn. 8; Brömmelmeyer aaO Rn. 
29). Der Senat schließt sich dieser Ansicht an. 

(b) Eine solche Beendigung und vollständige Abwick-
lung des Versicherungsverhältnisses ist jedoch hier 
selbst dann nicht gegeben, wenn die Versicherungsleis-
tung entsprechend der Behauptung der Bekl. an die 
bezugsberechtigte(n) Person(en) ausgezahlt wurde. 

Denn an einer vollständigen Abwicklung des Vertrags 
fehlt es, wenn die Erteilung einer Auskunft gerade dazu 
dienen soll zu klären, ob und inwieweit eine (ordnungs-
gemäße) Erfüllung der vertraglichen Pflichten erfolgt ist 
und inwieweit möglicherweise noch in den Nachlass 
gehörende Ansprüche des VN bestehen können (OLG 
Saarbrücken vom 3. 3. 2010 – 5 U 233/09 – NJW-RR 
2010, 1333 = juris Rn. 18; Rudy aaO § 3 Rn. 9). 

Zwar verschafft die von einem Verstorbenen zu Lebzei-
ten begründete Bezugsberechtigung für die Todesfall-
leistung aus einer Lebensversicherung dem Begünstig-
ten mit Eintritt des Versicherungsfalls eine im De-
ckungsverhältnis jedenfalls insoweit unentziehbare 
Rechtsstellung, als die Erben des VN die Bezugsbe-
rechtigung als solche nicht mehr ändern oder widerru-
fen können (BGH vom 21. 5. 2008 – IV ZR 238/06 – 
VersR 2008, 1054 = juris Rn. 20). 

Ein Widerruf ist aber möglich hinsichtlich des dem Ver-
sicherer (konkludent) erteilten Auftrags, nach Eintritt 
des Versicherungsfalls das Schenkungsangebot des 
VN an den Bezugsberechtigten zu überbringen (BGH 
VersR 2008, 1054 = juris Rn. 27). Der insoweit mit 
Botendiensten beauftragte Versicherer erfüllt diesen 
Auftrag in der Regel durch Auszahlung der Versiche-
rungssumme an den Begünstigten, weil darin konklu-
dent das Schenkungsangebot des verstorbenen VN 
zum Ausdruck kommt (BGH VersR 2008, 1054 = juris 
Rn. 22). 

Mithin darf der Versicherer nach dem Versicherungsfall 
zwar einerseits jedenfalls die Auszahlung an den Be-
günstigten vornehmen, da dessen Bezugsrecht mit 
Eintritt des Versicherungsfalls unwiderruflich ist; gleich-
zeitig darf der Versicherer aber nicht mehr das frühere 
Schenkungsangebot des VN übermitteln. 

Aus alledem folgt, dass letztlich zwischen dem Kl. und 
der Bekl. weiterhin die Frage der ordnungsgemäßen 
Abwicklung des Versicherungsvertrags im Raum steht. 
Damit ist es aus Sicht des Senats unvereinbar, einen 
Auskunftsanspruch des Kl. wegen einer vollständigen 
Abwicklung des Versicherungsverhältnisses zu vernei-
nen. Allein der von der Bekl. angeführte Umstand, dass 
der Kl. letztlich zur Durchsetzung seiner Interessen 
womöglich noch anderweitige Informationen benötigt, 
ändert daran nichts. 

(4) Die Bekl. kann dem Auskunftsanspruch des Kl. nicht 
entgegenhalten, sie mache sich durch die Auskunftser-
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teilung gem. § 203 Abs. 1 Nr. 6 StGB a. F. strafbar. 
Denn dafür wäre Voraussetzung, dass die Offenbarung 
des Geheimnisses „unbefugt“ erfolgt. Dieses Merkmal 
entfällt jedoch bei gesetzlichen Offenbarungspflichten 
bzw. -befugnissen ( Fischer , StGB 64. Aufl. 2017 § 203 
Rn. 37 f.). Ob dies schon den Tatbestand des § 203 
Abs. 1 Nr. 6 StGB a. F. ausschließt oder die Tat (nur) 
gerechtfertigt ist, bedarf hier keiner Entscheidung. Je-
denfalls besteht wie gezeigt eine zivilrechtliche Offen-
barungspflicht aus § 3 Abs. 4 S. 1 VVG, sodass die 
Erteilung der entsprechenden Auskunft nicht nach 
§ 203 Abs. 1 Nr. 6 StGB a. F. strafbar ist. 

(5) Schließlich steht auch die nach ihrem Art. 99 Abs. 2 
ab dem 25. 5. 2018 unmittelbar geltende Verordnung 
(EU) 2016/679 („Datenschutz-Grundverordnung“, im 
Folgenden: DSGVO) einer Auskunftserteilung nicht 
entgegen. 

Zwar handelt es sich bei der hier in Rede stehenden 
Auskunftserteilung über die Identität des Bezugsbe-
rechtigten um eine Datenverarbeitung im Sinne der 
Verordnung. Denn gem. Art. 4 Nr. 2 DSGVO liegt das 
„Verarbeiten“ von Daten u. a. dann vor, wenn diese 
durch Übermittlung offengelegt werden. 

Gem. Art. 6 Abs. 1 c DSGVO ist eine solche Datenver-
arbeitung aber zulässig, wenn sie zur Erfüllung einer 
rechtlichen Verpflichtung, welcher der Verantwortliche 
unterliegt, erforderlich ist. Eine solche rechtliche Ver-
pflichtung kann dem Verantwortlichen nicht nur durch 
das Unionsrecht, sondern auch durch das Recht des 
Mitgliedsstaat auferlegt werden ( Ehmann/Selmayr-
Heberlein , DSGVO 1. Aufl. 2017 Art. 6 Rn. 15). In 
Betracht kommen neben öffentlich-rechtlichen Vorga-
ben auch Normen des Zivilrechts ( Gola , DSGVO 1. 
Aufl. 2017 Art. 6 Rn. 41), hier also auch § 3 Abs. 4 S. 1 
VVG. Soweit sich aus dem Erwägungsgrund 41 zur 
DSGVO ergibt, dass derartige nationale Vorschriften 
klar, präzise und vorhersehbar sein und insbesondere 
auch die Zwecke der erforderlichen Verarbeitung fest-
legen müssen ( Ehmann/Selmayr-Heberlein aaO), sind 
diese Voraussetzungen in Bezug auf § 3 Abs. 4 VVG 
erfüllt. 

b) Im Übrigen ergibt sich der klägerische Anspruch 
unabhängig von § 3 Abs. 4 S. 1 VVG auch unmittelbar 
als Nebenpflicht aus dem zwischen dem Erblasser und 
der Bekl. geschlossenen Versicherungsvertrag. 

aa) Es ist allgemein anerkannt, dass neben den sich 
aus § 1 VVG ergebenden Hauptleistungspflichten ver-
schiedene Nebenpflichten des Versicherers treten, die 
teils im VVG ausdrücklich geregelt sind, sich aber auch 
aus den allgemeinen bürgerlich-rechtlichen Vorschriften 
– insbesondere aus den §§ 241 Abs. 2, 242 BGB – 
ergeben können ( Armbrüster aaO § 1 Rn. 137; Bröm-
melmeyer in Rüffer/Halbach/Schimikowski, VVG 3. Aufl. 
2015 § 1 Rn. 66; Pohlmann in Looschelders/Pohlmann, 
VVG 3. Aufl. 2016 § 1 Rn. 64). 

Diese Nebenpflichten können im Einzelfall auch eine 
Pflicht gegenseitiger Unterstützung beinhalten, soweit 
sich diese mit den eigenen Interessen vernünftiger-
weise vereinbaren lässt (BGH vom 29. 4. 1994 – V ZR 
280/92 – NJW-RR 1994, 908 = juris Rn. 10). 

bb) Schon kraft einer solchen Nebenpflicht ist ein Versi-
cherer verpflichtet, dem VN Auskunft über den Inhalt 
einer von jenem selbst abgegebenen vertraglichen 
Erklärung zu erteilen, wenn der VN – etwa wegen des 
Verlustes vertraglicher Unterlagen – nicht mehr über die 
entsprechende Kenntnis verfügt. Nichts anderes gilt 
nach Auffassung des Senats, wenn es sich um Erben 
des VN handelt, die schuldlos im Ungewissen über den 
Inhalt der vom Erblasser abgegebenen vertraglichen 
Erklärungen sind. 

(1) Die Erben treten gem. § 1922 Abs. 1 BGB umfas-
send in die vermögensrechtliche Stellung des Erblas-
sers ein. Vertragliche Nebenpflichten, die gegenüber 
dem Erblasser zu erfüllen waren, bestehen deshalb 
grundsätzlich nach dem Erbfall gegenüber den Erben, 
sodass auch ein Nachlasspfleger sie einfordern kann. 

Vorliegend kommt der Information über die Identität des 
bzw. der Bezugsberechtigten – neben dem Bezug zum 
persönlichen Lebensbereich – zumindest auch eine 
vermögensrechtliche Komponente zu (vgl. dazu z. B. 
OLG München vom 9. 10. 2008 – 1 U 2500/08 – VersR 
2009, 982 = juris Rn. 37), sodass auch der aus der 
Nebenpflicht folgende Auskunftsanspruch zum nach 
§ 1922 Abs. 1 BGB übergehenden Vermögen gehört. 

(2) Etwas anderes mag im Einzelfall gelten, wenn fest-
steht, dass die Erfüllung der Nebenpflicht gegenüber 
den Erben dem geäußerten oder mutmaßlichen Willen 
des verstorbenen Patienten widerspricht (vgl. – wenn 
auch in einer anders gelagerten Fallgestaltung – BGH 
vom 31. 5. 1983 – VI ZR 259/81 – VersR 1983, 834 = 
juris Rn. 18). 

Davon, dass dies hier der Fall ist, ist der Senat jedoch 
nicht überzeugt. 

(a) Entgegen der Auffassung des LG kann ein solcher 
wirklicher oder mutmaßlicher Wille des Erblassers hier 
nicht allein daraus hergeleitet werden, dass dieser das 
Bezugsrecht gerade eingeräumt habe, damit die Versi-
cherungsleistung nach seinem Tod dem Bezugsberech-
tigten zufließe, was aber durch Bereicherungsansprü-
che der Erben gefährdet würde. Entscheidend ist viel-
mehr, dass der Erblasser – obwohl er ein unwiderrufli-
ches Bezugsrecht hätte einräumen und den Schen-
kungsvertrag schon zu Lebzeiten hätte zustande brin-
gen können – durch die Einräumung eines lediglich 
widerruflichen Bezugsrechts die Möglichkeit eröffnet 
hat, nicht nur (bis zu seinem Tod) das Bezugsrecht zu 
widerrufen, sondern auch (noch nach seinem Tod) den 
Auftrag an den Versicherer zu widerrufen, das Schen-
kungsangebot zu übermitteln. 
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(b) Ebenso wenig wird das vom LG gefundene Ergebnis 
nach Ansicht des Senats durch die Erwägung getragen, 
das Verhältnis des Erblassers zu der Zeugin L. sei 
zerrüttet, die aber als Nachlassgläubigerin von der 
Geltendmachung bereicherungsrechtlicher Ansprüche 
durch die Erben profitieren würde, und der VN habe 
schließlich durch seine Selbsttötung gerade bewusst 
diejenigen Unterlagen zerstört, aus denen seine Erben 
die Person des Bezugsberechtigten hätten entnehmen 
können. 

Wie bereits dargelegt steht keineswegs fest, dass – 
aufgrund einer ansonsten womöglich vorliegenden 
Überschuldung des Nachlasses – lediglich Nachlass-
gläubiger von einer Rückforderung des Schenkungsbe-
trags profitieren würden. Auch die Annahme, der Erb-
lasser habe die Versicherungsunterlagen bewusst zer-
stört, ist letztlich spekulativ und rechtfertigt nach Ansicht 
des Senats angesichts der aller Wahrscheinlichkeit 
nach psychischen Ausnahmesituation bei einer Selbst-
tötung keineswegs den Schluss, es sei der mutmaßli-
che Wille des Erblassers, dass seine Erben in Un-
kenntnis des Inhalts dieser Versicherungsunterlagen 
bleiben mögen. 

(3) Die Auskunftserteilung ist der Bekl. auch unschwer 
möglich und zumutbar. 

§ 203 Abs. 1 Nr. 6 StGB a. F. steht der Auskunftsertei-
lung schon deshalb nicht entgegen, weil es sich wie 
gezeigt nicht um ein fremdes Geheimnis handelt, son-
dern um ein solches, bezüglich dessen das Verfü-
gungsrecht auf die Erben übergegangen ist. 

Schließlich gestattet auch Art. 6 Nr. 1 b DSGVO die 
Datenverarbeitung, da eine vertragliche Verpflichtung 
besteht. 

(4) An der weiteren vom BGH für einen aus § 242 BGB 
abgeleiteten Auskunftsanspruch geforderten Voraus-
setzung, dass dem Gläubiger ein dem Grunde nach 
bereits feststehender Leistungsanspruch zusteht (vgl. z. 
B. BGH vom 7. 12. 1988 – IV a ZR 290/87 – juris), ist 
der klägerische Auskunftsanspruch nach Ansicht des 
Senats im hier zu entscheidenden Fall nicht zu messen. 
Denn der Kl. verlangt nicht Auskunft über einen aus der 
Sphäre der Bekl. stammenden Umstand, den er zur 
Verfolgung eigener Interessen benötigt, sondern ledig-
lich Auskunft über den Inhalt einer eigenen Erklärung 
des Rechtsvorgängers der vom Kl. vertretenen Erben, 
in dessen Rechtsposition die Erben vollständig einge-
rückt sind. Eine solche Auskunft kann durch den VN 
oder seinen Rechtsnachfolger nach Ansicht des Senats 
wegen der aus § 242 BGB folgenden Pflicht zur gegen-
seitigen Unterstützung unabhängig davon verlangt 
werden, ob es um die Durchsetzung eines bereits fest-
stehenden Anspruchs geht. 
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1. Für die Auslegung der Bezugsrechtsbestimmung 
kommt es auf den Zeitpunkt der Abgabe der Erklä-
rung und auf den dem Versicherer gegenüber zum 
Ausdruck gebrachten Willen des VN an. 

2. Bei einer Direktversicherung zur betrieblichen 
Altersversorgung liegt es wegen des Zwecks der 
Hinterbliebenenversorgung nahe, dass mit dem 
„überlebenden Ehegatten“ der Ehegatte im Zeit-
punkt des Todes der Versicherten gemeint sein 
sollte, wenn es im Zeitpunkt der Abgabe der Erklä-
rung keinen Ehegatten gibt. 

BGH, Beschluss vom 8. 5. 2019 (IV ZR 190/18, Köln) 

Entscheidung 

Anmerkung der Redaktion: Nach dem Hinweisbe-
schluss wies der BGH die Revision des Kl. durch Be-
schluss vom 25. 6. 2019 (IV ZR 190/18) zurück. 

[1] I. Der Kl. ist praktischer Arzt. Am 5. 5. 1995 bean-
tragte er bei der P. AG (im Folgenden: der Versicherer) 
den Abschluss einer sogenannten Direktversicherung 
zur betrieblichen Altersversorgung seiner bei ihm ange-
stellten Lebenspartnerin als versicherter Person (im 
Folgenden: die Versicherte). Nach dem Antrag sollte im 
Erlebensfall die Versicherte und im Fall ihres Todes ihre 
Tochter aus erster Ehe bezugsberechtigt sein. 

[2] Unter dem 23. 10. 1995 gaben der Kl. und die Versi-
cherte gegenüber dem Versicherer eine vorformulierte 
Erklärung zum Bezugsrecht ab. Nach deren Inhalt sollte 
der versicherte Arbeitnehmer sowohl für den Erlebens-
fall als auch für den Todesfall unwiderruflich bezugsbe-
rechtigt sein und die Versicherungsleistung im Todesfall 
in erster Linie „an den überlebenden Ehegatten“ zu 
zahlen sein. Am 2. 11. 1995 heirateten der Kl. und die 
Versicherte. 

[3] Das Arbeitsverhältnis der Versicherten in der Praxis 
des Kl. endete im Jahr 2001. Die Ehe wurde 2009 ge-
schieden. Am 14. 7. 2010 schlossen die geschiedenen 
Eheleute eine notarielle Scheidungsvereinbarung, in 
der u. a. geregelt ist, dass der Kl. sämtliche Versiche-
rungsprämien bis zur Fälligkeit der Betriebsrente weiter 
trägt und die Versicherte die ihr als VN bei Fälligkeit 
zustehenden Rechte an den Kl. überträgt. 

[4] Im Mai 2016 heiratete die Versicherte den Bekl.; sie 
verstarb am 5. 12. 2016. 

[5] Der Versicherer zahlte die Versicherungsleistung in 
Höhe von 47 036,78 Euro im April 2017 an den Bekl. 
aus, da er diesen als bezugsberechtigt ansah. 

[6] Der Kl. meint, er sei bezugsberechtigt gewesen, und 
nimmt den Bekl. unter dem Gesichtspunkt ungerechtfer-
tigter Bereicherung auf Auskehrung der Versicherungs-
leistung in Anspruch. 

[7] Das LG hat der Klage, gestützt auf § 816 Abs. 2 
BGB, bis auf einen Teilbetrag von 365,55 Euro, hin-
sichtlich dessen der Entreicherungseinwand Erfolg 
habe, stattgegeben; das OLG hat sie abgewiesen. 

Die Revision des Kl. hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

[8–11] II. ... 

[12] III. Die Voraussetzungen für die Zulassung der 
Revision liegen nicht vor, und das Rechtsmittel hat 
auch keine Aussicht auf Erfolg. 

[13] 1. Das Berufungsgericht hat richtig gesehen, dass 
es sich bei der Auslegung der Bezugsrechtsbestim-
mung um eine solche handelt, die von den Umständen 
des Einzelfalls abhängig ist. Entgegen seiner Auffas-
sung bedarf es aber auch keiner weiteren „Klarstellung 
der maßgeblichen Auslegungsgrundsätze“ zur Siche-
rung einer einheitlichen Rechtsprechung. Diese 
Grundsätze sind durch die Senatsurteile vom 14. 2. 
2007 (IV ZR 150/05 – VersR 2007, 784) und 22. 7. 
2015 (IV ZR 437/14 – VersR 2015, 1148) hinreichend 
geklärt. Sie sind vom Berufungsgericht auch ohne Ab-
weichung im Grundsätzlichen angewendet worden. 
Eine darüber hinaus gehende Klärung ist weder erfor-
derlich noch möglich, da die Frage, ob Umstände vor-
liegen, die eine Abweichung von der nach den Senats-
entscheidungen regelmäßig gebotenen Auslegung 
gebieten, jeweils nur aufgrund einer Würdigung der 
konkreten Umstände des Einzelfalls erfolgen kann. 
Diese obliegt dem Tatrichter. 

[14] Sonstige Revisionszulassungsgründe i. S. d. § 543 
Abs. 2 ZPO sind ebenfalls nicht ersichtlich. 

[15] 2. Die Revision hat auch in der Sache keine Aus-
sicht auf Erfolg. Revisionsrechtlich beachtliche Ausle-
gungsfehler des Berufungsgerichts liegen nicht vor. 

[16] Es hat seiner Auslegung der Bezugsrechtsbestim-
mung zutreffend zugrunde gelegt, dass es für diese 
Auslegung auf den Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung 
und auf den dem Versicherer gegenüber zum Ausdruck 
gebrachten Willen des VN ankommt (Senat VersR 
2015, 1148 Rn. 14 m. w. N.). 

[17] Des Weiteren ist es nicht zu beanstanden, dass 
das Berufungsgericht zur Ermittlung des zum Ausdruck 
gebrachten Willens auch den Charakter der Versiche-
rung als betriebliche Altersvorsorge berücksichtigt hat 
(vgl. auch Senat vom 29. 1. 1981 – IVa ZR 80/80 – 
BGHZ 79, 295 = VersR 1981, 326 = juris Rn. 20). Ge-
rade wegen dieses Zwecks der Versicherung liegt es 
ausgesprochen nahe, dass mit dem „überlebenden 
Ehegatten“ der Ehegatte im Zeitpunkt des Todes der 
Versicherten gemeint sein sollte, wenn es – wie im 
Streitfall und anders als in dem Fall, der dem Senat 
vom 22. 7. 2015 zugrunde lag – im Zeitpunkt der Abga-
be der Erklärung einen Ehegatten nicht gibt. Entgegen 
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der Auffassung der Revision erschließt sich auch nicht, 
warum der im Todeszeitpunkt vorhandene Ehegatte 
nicht als Hinterbliebener des Arbeitnehmers anzusehen 
sein soll, dessen Versorgung durch die Direktversiche-
rung zur betrieblichen Altersversorgung auch gesichert 
werden sollte. Auch im Sozialrecht haben Witwer nach 
dem Tod der versicherten Ehefrau grundsätzlich An-
spruch entweder auf die kleine oder große Witwerrente 
(§ 46 Abs. 1 und 2 SGB VI). Dass dieser Anspruch in 
der Regel ausgeschlossen ist, wenn die Ehe noch kein 
Jahr bestanden hat (§ 46 Abs. 2 a SGB VI; vgl. auch 
Senat VersR 2015, 1148 Rn. 22), ändert an dem 
grundsätzlichen Zweck einer Hinterbliebenenversor-
gung durch die Versicherung – wie er bei ihrem Ab-
schluss beabsichtigt war – nichts. 

[18] Ebenso rechtsfehlerfrei hat das Berufungsgericht 
zugrunde gelegt, dass ein abweichender Wille der Ver-
sicherten dahin, mit der Bezugsrechtsbestimmung 
gleichwohl nur eine ganz bestimmte Person, nämlich 
den Kl., zu begünstigen, weil die Eheschließung mit ihm 
unmittelbar bevorstand, für den Versicherer nicht er-
kennbar war. Zu Unrecht beruft sich die Revision für 
ihre gegenteilige Auffassung auf die Entscheidung des 
OLG Hamm in VersR 2018, 596. Denn in jenem Fall 
war die Kl. bei Abgabe der Erklärung – anders als im 
Streitfall – mit dem VN verheiratet. 
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BGH vom 28.09.2019 – IV ZR 99/18 

Sachverhalt: 

Die Klägerin nimmt den Beklagten auf Rückzahlung von Versicherungsleistungen aus zwei Le-
bensversicherungen in Anspruch. Der Sohn des Beklagten (im Folgenden: Betreuter) hatte diese 
als Versicherungsnehmer und versicherte Person im Jahr 1989 mit der Rechtsvorgängerin der 
Klägerin (im Folgenden: Klägerin) abgeschlossen und seine spätere Ehefrau als Bezugsberechtig-
te für seinen Todesfall benannt. Im April 1993 fiel er infolge eines Unfalles ins Koma. Der Beklagte 
wurde zu seinem Betreuer mit den Aufgabenkreisen ʺSorge für die Gesundheit des Betroffenen 
einschließlich der Zustimmung zu ärztlichen Maßnahmenʺ, ʺAufenthaltsbestimmungʺ, 
ʺVermögenssorgeʺ sowie ʺGeltendmachung von Ansprüchen auf Rente, Sozialhilfe und Unterhaltʺ 
bestellt. Die Ehe des Betreuten wurde im August 1994 geschieden. Mit Schreiben vom 10. Oktober 
1994 bat der Beklagte in seiner "Eigenschaft als Betreuer" die Klägerin unter Hinweis auf die Ehe-
scheidung, ihn selbst bei den Lebensversicherungen als bezugsberechtigte Person einzutragen, 
und erklärte, dass nach Vollendung ihres 18. Lebensjahres die Tochter des Betreuten bezugsbe-
rechtigt sein solle. Die Klägerin teilte dem Beklagten durch Schreiben vom 18. Oktober 1994 mit, 
ihn als widerruflich bezugsberechtigt vorgemerkt zu haben. Der Betreute verstarb Ende des Jahres 
2011. Alleinerbin ist seine Tochter. 

Auf Antrag des Beklagten zahlte die Klägerin die Versicherungsleistungen in Höhe von 
27.323,30 € an ihn und in Höhe von 42.697,09 € an ein Bestattungsinstitut aus, welches nach Ab-
zug der für die Beerdigung des Betreuten angefallenen Kosten 39.499,22 € an den Beklagten wei-
terleitete. Im Jahr 2013 verlangte die geschiedene Ehefrau des Betreuten von der Klägerin die 
Auszahlung der Versicherungsleistungen. Dem kam die Klägerin nach. In der Folge forderte sie 
den Beklagten mehrfach zur Rückzahlung der ausgezahlten Beträge auf. Der Beklagte hat be-
hauptet, der Betreute habe seit dem Unfall an einem sogenannten Locked-In-Syndrom gelitten. Er 
habe durch Augenkontakt mit seiner Umwelt kommunizieren können. Auf diese Weise habe der 
Betreute ihn mit der Änderung der Bezugsrechte aus den Lebensversicherungen beauftragt. Das 
Landgericht hat die ursprünglich auf Zahlung von 70.000 € nebst Zinsen gerichtete Klage abge-
wiesen. Im Berufungsverfahren hat die Klägerin die Hauptforderung auf 70.020,39 € erhöht. Das 
Oberlandesgericht hat der Klage bis auf einen Teil der Zinsen stattgegeben.  

Rechtliche Würdigung: 

Das Berufungsgericht hat angenommen, der Klägerin stünden die geltend gemachten Rückzah-
lungsansprüche gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB zu. Der Beklagte habe die Beträge durch 
Leistungen der Klägerin erlangt. Die Leistungen seien ohne Rechtsgrund erbracht worden. Der 
Beklagte sei nicht Bezugsberechtigter geworden. Die Bezugsrechtsänderung zu seinen Gunsten 
sei unwirksam, weil der Beklagte nicht vertretungsbefugt gewesen sei. Die Änderung eines Be-
zugsrechts sei eine Verfügung und ein einseitiges Rechtsgeschäft. Der Beklagte hätte daher ge-
mäß §§ 1908i Abs. 1 Satz 1, 1812 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3, 1831 Satz 1 BGB der vorherigen Ge-
nehmigung des Betreuungsgerichts bedurft. Auch eine wirksame Vollmacht habe nicht bestanden, 
weil eine solche in entsprechender Anwendung des § 159 Abs. 2 Satz 1 VVG a.F schriftlich oder 
­ angesichts der vorgetragenen körperlichen Beeinträchtigung des Betreuten - in notariell beurkun-
deter Form hätte erteilt werden müssen. Der Beklagte könne nicht damit gehört werden, lediglich 
als Bote des Betreuten gehandelt zu haben. Er sei nach außen hin schon nicht als Bote aufgetre-
ten. Überdies fehle es an einer schriftlichen oder notariell beurkundeten Ermächtigung. 
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Die Rückzahlungsansprüche seien nicht aufgrund eines Anerkenntnisses der Klägerin ausge-
schlossen. Deren Schreiben vom 18. Oktober 1994 könne keine Erklärung entnommen werden, 
dass sie auf Einwendungen gegen die Bezugsrechtsänderung verzichten wolle. Der Beklagte kön-
ne den Ansprüchen nicht gemäß § 242 BGB entgegenhalten, dass die Klägerin die zurückgefor-
derten Beträge alsbald im Wege des Schadensersatzes wieder erstatten müsse. Die Klägerin habe 
keine Schutzpflichten gegenüber dem Beklagten verletzt. Sie habe nicht auf das Erfordernis einer 
vormundschaftlichen Genehmigung hinweisen müssen, da die Pflichten aus §§ 1812, 1813 BGB 
allein den Betreuer und das Vormundschaftsgericht träfen. Die Klägerin sei auch nicht gehalten 
gewesen, den Beklagten über die an eine Vollmacht zu stellenden Anforderungen zu belehren. Der 
Beklagte habe nicht offengelegt, dass er auch im Auftrag des Betreuten habe handeln wollen. 
Vielmehr habe er im Schreiben vom 10. Oktober 1994 lediglich auf seine Stellung als Betreuer 
verwiesen. 
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* Die Belehrung gem. § 8 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 VVG 
muss sich nicht auch auf die Folgen einer unrichti-
gen Belehrung gem. § 9 Abs. 1 S. 2 sowie § 152 
Abs. 2 S. 2 VVG erstrecken. * 

BGH, Urteil vom 27. 3. 2019 (IV ZR 132/18, Stuttgart) 

Entscheidung 

[1] Die Parteien streiten um die Rückabwicklung einer 
fondsgebundenen Rentenversicherung. Am 18. 12. 
2008 beantragte der Kl. bei der Bekl. den Abschluss 
einer Rentenversicherung mit Wirkung zum 1. 1. 2009. 
Vor der Unterschriftszeile heißt es im Antrag: 

„Liegt der Versicherungsbeginn vor Ablauf der 30-
tägigen Widerrufsfrist, bin ich damit einverstanden, 
dass der Versicherungsschutz mit dem Versicherungs-
beginn einsetzt (wenn dies nicht gewünscht ist, bitte 
streichen).“ 

[2] Vertragsbestimmungen, insbesondere die Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen (AVB) und die Ver-
braucherinformation nach § 7 VVG, erhielt der Kl. zu 
diesem Zeitpunkt nicht. Die Bekl. übersandte ihm mit 
Schreiben vom 5. 1. 2009 den Versicherungsschein 
und weitere Unterlagen, insbesondere die AVB und die 
Verbraucherinformation. Auf der zweiten Seite der 
Verbraucherinformation befindet sich folgende fettge-
druckte Widerrufsbelehrung: 

„Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 30 
Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform widerru-
fen. 

… 

Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufs. 

Die Widerrufsfrist beginnt, wenn Ihnen als VN der Ver-
sicherungsschein, die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Versicherungsbedingungen sowie die 
weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1, 2 VVG in Text-
form vollständig mitgeteilt worden sind und Sie in deut-
licher Form über das Widerrufsrecht, den Fristbeginn, 
die Dauer und die Rechtsfolgen des Widerrufs belehrt 
worden sind. 

Widerrufsfolgen 

Der Versicherer hat die für das erste Jahr des Versiche-
rungsschutzes gezahlten Beiträge nicht zu erstatten, 
wenn Sie Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in 
Anspruch genommen haben. Sie haben, sofern Sie 
zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt, im Fall eines rechtzeiti-
gen Widerrufs nur Anspruch auf Erstattung bereits 
gezahlter Beiträge für die Zeit nach Zugang des Wider-
rufs beim Versicherer. Wir erstatten Ihnen auch einen 
eventuell vorhandenen Rückkaufswert einschließlich 

der Überschussanteile nach § 169 VVG. Haben Sie 
keine Zustimmung erteilt oder beginnt der Versiche-
rungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, sind die 
beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewäh-
ren. Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätes-
tens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.“ 

[3] Der Kl. zahlte sodann die monatlichen Prämien im 
Zeitraum vom 1. 1. 2009 bis 1. 1. 2016. Am 24. 11. 
2015 erklärte er den „Widerspruch/Rücktritt/Widerruf 
gegen das Zustandekommen des vorgenannten Versi-
cherungsvertrages gem. §§ 5a, 8 VVG a. F. bzw. §§ 8, 
9, 152 VVG n. F.“ und sprach hilfsweise die Kündigung 
des Vertrags aus. Die Bekl. akzeptierte lediglich die 
Kündigung und zahlte dem Kl. zum Abrechnungsdatum 
1. 1. 2016 einen Rückkaufswert in Höhe von 14 432,33 
Euro aus. 

[4] Der Kl. nimmt die Bekl. auf Rückzahlung sämtlicher 
gezahlter Prämien zuzüglich Nutzungen abzüglich des 
Rückkaufswerts, insgesamt 5350,86 Euro in Anspruch. 
Das LG hat die Klage abgewiesen. Die dagegen gerich-
tete Berufung hat das OLG zurückgewiesen. 

Die Revision des Kl. hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

[5–6] I. … 

[7] II. Dem Kl. steht kein Anspruch auf Rückzahlung der 
geleisteten Versicherungsprämien und Herausgabe der 
von der Bekl. gezogenen Nutzungen aus der fondsge-
bundenen Rentenversicherung zu. Er hat seine auf den 
Abschluss des Versicherungsvertrags gerichtete Ver-
tragserklärung nicht fristgerecht innerhalb von 30 Tagen 
gem. §§ 8 Abs. 1 S. 1, 152 Abs. 1 VVG widerrufen. 
Gem. § 8 Abs. 2 S. 1 VVG beginnt die Widerrufsfrist zu 
dem Zeitpunkt, zu dem dem VN der Versicherungs-
schein und die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der AVB sowie die weiteren Informationen nach § 7 
Abs. 1 und 2 VVG (Nr. 1) und eine deutlich gestaltete 
Belehrung über das Widerrufsrecht und über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs (Nr. 2) zugegangen sind. 

[8] 1. Das Berufungsgericht hat rechtsfehlerfrei – und 
von der Revision zu Recht nicht angegriffen – festge-
stellt, dass der Versicherungsvertrag rechtswirksam 
zustande gekommen ist. Für die Wirksamkeit der Eini-
gung über den Abschluss eines Versicherungsvertrags 
ist es unerheblich, ob der Versicherer die in § 7 Abs. 1 
S. 1 VVG bestimmten Pflichten erfüllt hat (Senat vom 
28. 6. 2017 – IV ZR 440/14 – BGHZ 215, 126 = VersR 
2017, 997 Rn. 16–21). Wie der Senat ferner entschie-
den und im Einzelnen begründet hat, beginnt die Wider-
rufsfrist gem. § 8 Abs. 2 S. 1 VVG auch dann mit dem 
Zugang der Widerrufsbelehrung und der weiteren dort 
genannten Unterlagen, wenn der Versicherer – wie hier 
– entgegen § 7 Abs. 1 S. 1 VVG dem VN nicht vor 
Abgabe von dessen Vertragserklärung seine Vertrags-
bestimmungen und die weiteren Informationen mitge-
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teilt hat (Senat vom 28. 6. 2017 aaO Rn. 30–32; ferner 
vom 13. 12. 2017 – IV ZR 353/15 – VersR 2018, 211 
Rn. 10). 

[9] 2. Die dem Kl. mit dem Schreiben der Bekl. vom 5. 
1. 2009 erteilte Widerrufsbelehrung ist formal ord-
nungsgemäß und entgegen der Ansicht der Revision 
auch inhaltlich nicht zu beanstanden. Die Widerrufsfrist 
des Kl. war mithin im Zeitpunkt des Widerrufs am 24. 
11. 2015 abgelaufen. 

[10] a) In der Widerrufsbelehrung wird der Kl. bezüglich 
der Widerrufsfolgen zutreffend gem. §§ 9 Abs. 1 S. 1, 
152 Abs. 2 S. 1 VVG belehrt. Ob die Belehrung auch 
den – hier fehlenden – Hinweis auf die Rechtsfolgen im 
Fall unrichtiger Belehrung nach §§ 9 Abs. 1 S. 2, 152 
Abs. 2 S. 2 VVG enthalten muss, wird im Schrifttum 
unterschiedlich beurteilt. Teilweise wird eine derartige 
allgemeine Hinweispflicht auf sämtliche Folgen des 
Widerrufs sowohl für den Fall ordnungsgemäßer als 
auch fehlerhafter Belehrung gem. §§ 9, 152 VVG ange-
nommen ( Knops in Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 9 Rn. 
12; Ortmann/Rubin in Schwintowski/Brömmelmeyer, 
VVG 3. Aufl. § 152 Rn. 8 f.; Schnepp/Gebert in 
Veith/Gräfe/Gebert, Der Versicherungsprozess 3. Aufl. 
§ 10 Rn. 255). Die überwiegende Auffassung hält eine 
gesonderte Hinweispflicht auf die Folgen fehlerhafter 
Belehrung demgegenüber nicht für erforderlich (vgl. 
Armbrüster in Prölss/Martin, VVG 30. Aufl. § 9 Rn. 11; 
Schneider aaO § 152 Rn. 15; Rixecker in Lang-
heid/Rixecker, VVG 6. Aufl. § 9 Rn. 13; Eberhardt in 
Langheid/Wandt, Münch. Komm. zum VVG 2. Aufl. § 8 
Rn. 62, § 9 Rn. 15; Patzer in Looschelders/Pohlmann, 
VVG 3. Aufl. § 152 Rn. 7; Schneider , VW 2008, 1168 
[1171]; Wendt , Zum Widerruf im Versicherungsver-
tragsrecht 2013 S. 148 f.). 

[11] b) Die letztgenannte Ansicht trifft zu. Der Wortlaut 
des § 8 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 VVG spricht nur allgemein 
davon, dass für den Beginn der Widerrufsfrist u. a. eine 
Belehrung über die Rechtsfolgen des Widerrufs erfor-
derlich ist. Dies lässt zwar eine Auslegung sowohl des 
Inhalts zu, dass nur über die Folgen einer ordnungsge-
mäßen Belehrung gem. §§ 9 Abs. 1 S. 1, 152 Abs. 2 S. 
1 VVG zu belehren ist, als auch eine solche, nach der 
auch über die Rechtsfolgen einer fehlerhaften Beleh-
rung gem. §§ 9 Abs. 1 S. 2, 152 Abs. 2 S. 2 VVG zu 
belehren ist. Gegen eine Belehrung auch über die 
Rechtsfolgen einer fehlerhaften Belehrung spricht aber 
der Sinn und Zweck der Widerrufsbelehrung. Sie soll 
dem VN verdeutlichen, unter welchen Voraussetzungen 
er seine Vertragserklärung widerrufen kann und welche 
Rechtsfolgen dieser Widerruf hat. Um dem VN eine 
sachgerechte Entscheidung über den Widerruf zu er-
möglichen, ist es erforderlich, dass der Versicherer ihn 
ordnungsgemäß über Voraussetzungen und Rechtsfol-
gen des Widerrufs belehrt. Der Versicherer muss dabei 
nicht selbst in Rechnung stellen, dass seine eigene 
Belehrung fehlerhaft sein könnte und er, um sich 

pflichtgemäß verhalten zu können, auch über die sich 
möglicherweise aus einer unzutreffenden Belehrung 
ergebenden Rechtsfolgen belehren müsste (vgl. Eber-
hardt in Langheid/Wandt, Münch. Komm. zum VVG 2. 
Aufl. § 9 Rn. 15). Eine derartige Belehrung über die 
Rechtsfolgen einer fehlerhaften Belehrung ist mit dem 
beschriebenen Normzweck der §§ 9, 152 VVG nicht zu 
vereinbaren. Vielmehr bestünde bei einer Belehrung 
sowohl über die Rechtsfolgen einer ordnungsgemäßen 
Belehrung als auch gleichzeitig über die Rechtsfolgen 
einer fehlerhaften Belehrung die Gefahr einer inhaltli-
chen Überfrachtung und Unübersichtlichkeit der Beleh-
rung (vgl. Rixecker in Langheid/Rixecker, VVG 6. Aufl. 
§ 9 Rn. 13). 

[12] Auch der Wille des Gesetzgebers spricht dagegen, 
dass die Belehrung einen Hinweis über die Rechtsfol-
gen einer fehlerhaften Belehrung enthalten muss. So 
heißt es in der amtlichen Begründung zu § 152 VVG 
nur allgemein, in der Belehrung nach § 8 Abs. 2 S. 1 Nr. 
2 VVG sei bei den Rechtsfolgen des Widerrufs für die 
Lebensversicherung auf die Besonderheiten nach § 152 
Abs. 2 VVG hinzuweisen (BT-Drucks. 16/3945 S. 95). 
Entgegen der Auffassung der Revision ist nicht ersicht-
lich, dass sich dieser Hinweis nach dem Willen des 
Gesetzgebers auch auf die Rechtsfolgen fehlerhafter 
Belehrungen zu erstrecken hätte. Aus der Benutzung 
des Plurals in den Gesetzgebungsmaterialien kann – 
worauf die Revisionserwiderung zu Recht hinweist – 
schon deshalb nichts hergeleitet werden, weil § 152 
Abs. 2 VVG nur eine Besonderheit enthält, nämlich den 
in beiden Varianten des § 9 VVG hinzutretenden An-
spruch auf die Zahlung des Rückkaufswerts einschließ-
lich der Überschussanteile. 

[13] Entscheidend kommt hinzu, dass der Gesetzgeber 
in der mit Wirkung zum 11. 6. 2010 eingeführten Mus-
terwiderrufsbelehrung gem. § 8 Abs. 5 S. 1 VVG bei 
den Widerrufsfolgen auf eine Belehrung bezüglich der 
Folgen einer fehlerhaften Belehrung verzichtet hat. Der 
Versicherer, der das Muster verwendet, erteilt die erfor-
derlichen Hinweise und belehrt daher vorschriftsgemäß. 
Auf Folgen fehlerhaften Verhaltens muss sich die Be-
lehrung nach dem ausdrücklichen Willen des Gesetz-
gebers nicht erstrecken (BT-Drucks. 16/11643 S. 150). 
Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass der Gesetzge-
ber mit dieser Neuregelung von der bisherigen Rechts-
lage abweichen wollte und etwa davon ausging, dass 
im Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten des neuen 
VVG am 1. 1. 2008 sowie der Einführung der Musterbe-
lehrung am 11. 6. 2010 eine Verpflichtung des Versi-
cherers bestanden hätte, den VN auch über die Folgen 
fehlerhafter Belehrungen zu belehren. Vielmehr kann 
das Muster über die Widerrufsbelehrung auch schon für 
die Zeit vor dem 11. 6. 2010 als rechtlich unbedenkliche 
Empfehlung des Gesetzgebers Verwendung finden (vgl. 
Eberhardt in Langheid/Wandt, Münch. Komm. zum 
VVG 2. Aufl. § 8 Rn. 47; Schimikowski in Rüf-
fer/Halbach/Schimikowski, VVG 3. Aufl. § 8 Rn. 31). 
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* 1. Die Widerrufsbelehrung nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 
VVG muss auch die Rechtsfolgen des Widerrufs 
umfassen. Hierzu gehört auch der Hinweis, dass bei 
nicht erteilter Zustimmung zu einem Versiche-
rungsbeginn vor Ablauf der Widerrufsfrist die vom 
Versicherer gezogenen Nutzungen zurück zu ge-
währen sind. * 

* 2. Die Widerrufsfolgen richten sich nur dann nach 
§§ 9 Abs. 1, 152 Abs. 2 VVG, wenn der VN einem 
Versicherungsbeginn vor Ablauf der Widerrufsfrist 
zugestimmt hat (i. A. an BGH vom 13. 9. 2017 – IV 
ZR 445/14 – VersR 2017, 1321). * 

* 3. Der nach § 152 Abs. 2 VVG zu zahlende Rück-
kaufswert ist ohne Verrechnung von Abschluss- 
und Vertriebskosten zu berechnen (ungezillmertes 
Deckungskapital). * 

* 4. Die nationalen Vorschriften über die Rechtsfol-
gen des Widerrufs stehen in Einklang mit den ein-
schlägigen unionsrechtlichen Richtlinien. * 

OLG Karlsruhe, Urteil vom 17. 5. 2019 (12 U 141/17) 

Entscheidung 

– nicht rechtskräftig – 

Der Kl. begehrte im ersten Rechtszug von der Bekl. die 
Feststellung des Nichtbestehens von verschiedenen 
Rentenversicherungsverträgen aufgrund erklärten Wi-
derspruchs bzw. Widerrufs. 

Der Kl. schloss im Jahr 2003 mit Versicherungsbeginn 
zum 1. 9. 2003 im sogenannten Policenmodell mit der 
Bekl. einen fondsgebundenen Rentenversicherungsver-
trag („B. Schutz-Brief“; Vers.-Nr. …012) ab. Er schloss 
zudem im Jahr 2009 mit Versicherungsbeginn zum 1. 
10. 2009 einen weiteren fondsgebundenen Rentenver-
sicherungsvertrag („Investmentanlage …“ Vers.-Nr. 
…022) ab. Über die in diesem Zusammenhang vom Kl. 
geltend gemachten Ansprüche haben sich die Parteien 
durch Teilvergleich vom 12. 11. 2018 geeinigt. 

Der Kl. schloss im Jahr 2013 mit Versicherungsbeginn 
zum 1. 7. 2013 einen weiteren fondsgebundenen Ren-
tenversicherungsvertrag („Investmentanlage …“ Vers.-
Nr. …032) ab. 

Der Kl. hatte am 11. 5. 2013 auf einem Antragsformular 
der Bekl. eine „Voranfrage“ gestellt. Nach weiterer 
Korrespondenz übersandte die Bekl. dem Kl. mit 
Schreiben vom 17. 7. 2013 einen modifizierten Antrag 
mit Vertragsdaten, dem eine vom Kl. zu unterschrei-
bende „Annahmeerklärung“ sowie u. a. ein Produktin-
formationsblatt, eine Belehrung über das Widerrufs-
recht, Informationen nach §§ 1, 2 VVG-InfoV sowie 
Versicherungsbedingungen beigefügt waren. Der Kl. 
unterzeichnete die Annahmeerklärung unter dem 23. 7. 
2013, wobei auf dem Schriftstück zusätzliche hand-
schriftliche Vermerke angebracht wurden, u. a. „Beginn 

1. 7. gewünscht“. Die Bekl. forderte zunächst noch 
weitere Unterschriften des Kl. an und übersandte ihm 
schließlich mit Schreiben vom 1. 8. 2013 den Versiche-
rungsschein vom 1. 8. 2013 mit Versicherungsbeginn 1. 
7. 2013, der eine erneute Belehrung über das Wider-
rufsrecht enthielt, sowie weitere Unterlagen (Tarifbedin-
gungen, Informationen nach §§ 1, 2 VVG-InfoV, AVB, 
Information zu den Investmentfonds u. a.). 

Die auf S. 6 des dem Kl. übersandten Versicherungsan-
trags vom 17. 7. 2013 und auf S. 6 des ihm übersand-
ten Versicherungsscheins vom 1. 8. 2013 enthaltene 
Belehrung über das Widerrufsrecht umfasst jeweils 
nahezu eine gesamte Seite (DIN A 4). Sie befindet sich 
unmittelbar oberhalb der den Antrag bzw. den Versiche-
rungsschein abschließenden Unterschriften des Versi-
cherers. Die Belehrung ist eingerahmt sowie fett und 
kursiv gedruckt. Sie lautet jeweils wortgleich: 

„Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 30 
Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z B. 
Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt am Tag, 
nachdem Ihnen der Versicherungsschein und die voll-
ständigen Verbraucherinformationen gem. § 7 Abs. 2 
VVG (Versicherungsvertragsgesetz) sowie die Beleh-
rung über das Widerrufsrecht und die Rechtsfolgen des 
Widerrufs zugegangen sind. Zur Wahrung der Wider-
rufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Wider-
rufs. Der Widerruf ist zu richten an: … Lebensversiche-
rung AG, … (Anschrift), E-Mail: info@xxx.de 

Widerrufsfolgen 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versiche-
rungsschutz und wir erstatten Ihnen mindestens den 
Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfällt. Den Teil Ihres Beitrags, der auf die 
Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können wir 
einbehalten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der 
Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist be-
ginnt. Dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich 
aus der Anzahl der Tage, in denen Versicherungs-
schutz bestanden hat, multipliziert mit der Summe der 
Beiträge für das erste Versicherungsjahr geteilt durch 
360 berechnet bzw. für Versicherungen gegen Einmal-
betrag multipliziert mit dem einmaligen Beitrag für die 
gesamte Versicherungsdauer geteilt durch 360 und 
geteilt durch die Anzahl der Versicherungsjahre. Haben 
Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt 
der Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Wider-
rufsfrist, sind die beiderseits empfangenen Leistungen 
zurückzuerstatten. Einen gegebenenfalls vorhandenen 
Rückkaufswert einschließlich der Überschussanteile 
gem. §§ 152 und 169 VVG berücksichtigen wir. Die 
Rückerstattung erfolgt unverzüglich, spätestens 30 
Tage nach Zugang des Widerrufs. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=8
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=8&x=2
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=9
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=9&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=152
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=152&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2017-09-13&az=IVZR44514&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2017-09-13&az=IVZR44514&ge=BGH
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=152&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2019-05-17&az=12U14117&ge=OLGKARLSRUHE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVGINFOV&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVGINFOV&p=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVGINFOV&p=1
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=7&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=152
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=169
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Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach 8 VVG wirksam 
ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem Versiche-
rungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr 
gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, 
wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag 
aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder 
eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung 
zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft Eine 
Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt 
werden. 

Besondere Hinweise 

Ihr Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
trag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch vollständig erfüllt wurde, bevor Sie Ihr Wider-
rufsrecht ausgeübt haben. Widerrufen Sie einen Er-
satzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungs-
vertrag weiter. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei 
Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem 
Monat.“ 

In der Folgezeit zahlte der Kl. die Versicherungsbeiträ-
ge regelmäßig ein, insgesamt bis einschließlich Februar 
2016 3.468,68 Euro. Mit Schreiben vom 29. 2. 2016 
widerrief der Kl. seine auf den Abschluss dieses Ver-
trags gerichtete Willenserklärung. Die Bekl. wies dies 
mit Schreiben vom 2. 3. 2016 und nochmals mit Schrei-
ben vom 17. 6. 2016 zurück. Nach dem Widerruf zahlte 
der Kl. bis einschließlich Juni 2018 weitere 3416,44 
Euro. 

Das LG hat die Feststellungsklage abgewiesen. 

Die Berufung des Kl. hatte zum Teil Erfolg. 

Aus den Gründen: 

I. Zustandekommen und wirksamer Widerruf des Versi-
cherungsvertrags 

1. Der Versicherungsvertrag Nr. ...032 ist wirksam zu-
stande gekommen. Eine rechtsgeschäftliche Einigung 
der Parteien liegt vor. 

Maßgebend ist insoweit der von der Bekl. mit Schreiben 
vom 17. 7. 2013 an den Kl. zur Unterschrift übersandte 
Antrag. Der Kl. hat diesen Antrag, versehen mit einigen 
handschriftlichen Ergänzungen (insbesondere „Beginn 
1. 7. gewünscht“) unterzeichnet. Die Bekl. hat diesen 
Antrag des Kl. angenommen, indem sie dem Kl. mit 
Schreiben vom 1. 8. 2013 den entsprechenden Versi-
cherungsschein vom 1. 8. 2013 mit Versicherungsbe-
ginn 1. 7. 2013 überlassen hat. 

Für die Wirksamkeit der Einigung über den Abschluss 
des Versicherungsvertrags ist es unerheblich, ob der 
Versicherer die in § 7 Abs. 1 S. 1 VVG bestimmten 
Pflichten – zumal in allen (hier streitigen) Einzelheiten – 
erfüllt hat (BGH vom 28. 6. 2017 – IV ZR 440/14 – 
VersR 2017, 997 = juris Rn. 17). Der Abschluss des 
Versicherungsvertrags unterliegt grundsätzlich den 

allgemeinen zivilrechtlichen Bestimmungen (§§ 116 ff., 
145 ff. BGB). Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt. 
Die Bekl. hat den Antrag des Kl. angenommen, indem 
sie dem Kl. mit Schreiben vom 1. 8. 2013 den Versiche-
rungsschein überlassen hat. 

2. Der Kl. konnte den Versicherungsvertrag noch mit 
Schreiben vom 20. 2. 2016 wirksam gem. §§ 8 Abs. 1, 
152 Abs. 1 VVG widerrufen. Die Widerrufsfrist wurde 
durch die dem Kl. im Zuge des Vertragsschlusses erteil-
ten Belehrungen nicht in Lauf gesetzt. 

Die dem Kl. schon im Rahmen der Antragstellung und 
erneut mit dem Versicherungsschein überlassene Wi-
derrufsbelehrung ist allerdings in Fettdruck gehalten, 
zusätzlich eingerahmt und findet sich jedenfalls im 
Rahmen des Versicherungsscheins an exponierter 
Stelle, nämlich an dessen Ende unmittelbar vor den 
Unterschriften der Versichererseite (vgl. Senat vom 24. 
3. 2016 – 12 U 141/15 – VersR 2016, 908 = juris Rn. 
44). Die Belehrung ist entsprechend § 8 Abs. 2 Nr. 2 
VVG somit ausreichend deutlich gestaltet, sodass sie 
nicht übersehen werden kann. 

Die Widerrufsbelehrung ist aber aus den nachfolgenden 
Gründen nicht ordnungsgemäß erfolgt. 

Die Belehrung zum Umfang der Rechtsfolgen des Wi-
derrufs ist nicht ordnungsgemäß. Nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 
VVG ist auch über die Rechtsfolgen des Widerrufs zu 
belehren. Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Versi-
cherungsvertrags vom 1. 8. 2013 galt zudem bereits die 
Musterbelehrung gem. Anl. zu § 8 Abs. 5 VVG (Fas-
sung vom 27. 7. 2011). Eine Belehrung genügt den 
Anforderungen des § 8 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 VVG, wenn sie 
dem Belehrungsmuster in der Anlage zum VVG ent-
spricht. Die Musterbelehrung sieht zu den Widerrufsfol-
gen auch eine Belehrung zur Herausgabe gezogener 
Nutzungen vor ( Armbrüster in Prölss/Martin, VVG 30. 
Aufl. nach § 216). 

Die Bekl. hat ihre Widerrufsbelehrung abweichend von 
der Musterbelehrung formuliert, sodass zu prüfen war, 
ob die Belehrung den Anforderungen des § 8 Abs. 2 Nr. 
2 VVG genügt. Zur erforderlichen Belehrung über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs gehört eine Information des 
VN über seine Rechte und Pflichten. Hierzu zählen 
insbesondere Angaben über die gegebenenfalls zu-
rückzuzahlenden Versicherungsleistungen, über den 
(rückwirkenden) Wegfall von Leistungsansprüchen 
sowie über etwaige Ansprüche auf Prämienrückgewähr 
oder -nachzahlung ( Armbrüster aaO § 8 Rn. 20). Inso-
weit ist im vorliegenden Fall die Belehrung über die 
Rechtsfolgen bei einem Widerruf unvollständig. Es wird 
zwar zutreffend darüber belehrt, dass bei nicht erteilter 
Zustimmung zu einem Versicherungsbeginn vor Ablauf 
der Widerrufsfrist die empfangenen Leistungen beider-
seits zurückzuerstatten sind (vgl. BGH vom 13. 9. 2017 
– IV ZR 445/14 – VersR 2017, 1321 = juris Rn. 19, 22). 
Es bedurfte aber darüber hinaus auch eines Hinweises 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=7
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VVG&p=7&x=1
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dazu, dass in diesem Fall gezogene Nutzungen eben-
falls zurück zu gewähren sind. Die gezogenen Nutzun-
gen gehören zu dem vorzunehmenden Ausgleich. Dem 
entspricht die Belehrung für den Fall nicht erteilter Zu-
stimmung nicht. Nach dieser Belehrung sind die „bei-
derseits empfangenen Leistungen zurückzuerstatten“ 
und „Einen gegebenenfalls vorhandenen Rückkaufs-
wert einschließlich der Überschussanteile gem. §§ 152 
und 169 VVG berücksichtigen wir“. Die Belehrung ist 
damit hinsichtlich der Rückerstattung der beiderseits 
empfangenen Leistungen verkürzt, da die Erstattung 
der gezogenen Nutzungen nicht erwähnt ist (von die-
sem Erfordernis geht auch die Anlage zu § 8 Abs. 5 S. 
1 VVG aus). Zudem ist die unmittelbar nachfolgend 
mitgeteilte Bezugnahme auf den Rückkaufswert, der zu 
„berücksichtigen“ sei, irreführend und macht die Beleh-
rung insoweit fehlerhaft. Denn die Rückabwicklung bei 
nicht erfolgter Zustimmung zum vorzeitigen Beginn des 
Versicherungsschutzes erfolgt ohne Rücksicht auf den 
Rückkaufswert. 

Damit wurde die Widerrufsfrist des § 8 Abs. 1 und 2 
VVG nicht in Lauf gesetzt. Der Widerruf vom 29. 2. 
2016 war rechtzeitig. 

3. Der Kl. hat sein Widerrufsrecht auch nicht verwirkt. 
Es fehlt jedenfalls am Umstandsmoment. Ein schutz-
würdiges Vertrauen kann der Versicherer grundsätzlich 
nicht in Anspruch nehmen, wenn er – wie hier – die 
Situation selbst herbeigeführt hat, indem er dem VN 
keine ordnungsgemäße Widerrufsbelehrung erteilt hat 
(BGH vom 1. 6. 2016 – IV ZR 343/15 – VersR 2016, 
973 = juris Rn. 21; vom 7. 5. 2014 – IV ZR 76/11 – 
VersR 2014, 817 = juris Rn. 39). Im Einzelfall kann sich 
etwas Anderes ergeben, wenn der VN durch sein Ver-
halten den Eindruck erweckt hat, den Vertrag unbedingt 
fortsetzen zu wollen, und sein nachträglicher Widerruf 
deshalb treuwidrig erscheint. Insoweit reichen die „nor-
male“ Vertragsdurchführung – sei es auch über einen 
langen Zeitraum – ebenso wenig wie eine Kündigung 
durch den VN (BGH aaO; Senat vom 6. 12. 2016 – 12 
U 137/16 – juris Rn. 26) oder bloße Vertragsänderun-
gen aus (BGH vom 21. 12. 2016 – IV ZR 217/15 – juris 
Rn. 14). Erforderlich sind vielmehr besonders gravie-
rende Umstände (Senat aaO; BGH vom 27. 1. 2016 – 
IV ZR 130/15 – Rn. 16). Hier sind solche Umstände, 
welche die Geltendmachung des Widerrufsrechts als 
widersprüchliches Verhalten erscheinen ließen, nicht 
erkennbar. 

II. Rechtsfolgen des wirksamen Widerrufs 

1. Die Rechtsfolgen des wirksamen Widerrufs folgen 
grundsätzlich aus §§ 9 Abs. 1 S. 2, 152 Abs. 1 S. 2 
VVG. § 9 Abs. 1 VVG ist gegenüber den Vorschriften 
des BGB (hier §§ 357 BGB a. F., 346 ff. BGB) eine 
Spezialregelung (BGH vom 13. 9. 2017 – IV ZR 445/14 
– VersR 2017, 1321 = juris Rn. 20). Die Rückabwick-
lung richtet sich nur dann nach § 346 Abs. 1 BGB, 

wenn der VN einem vorzeitigen Beginn des Versiche-
rungsschutzes nicht wirksam zugestimmt hat (BGH aaO 
Rn. 19 ff., insbesondere Rn. 22). 

Der Kl. hat bei dem Vertrag Nr. ...032 einem Beginn des 
Versicherungsschutzes vor Ablauf der Widerrufsfrist 
wirksam zugestimmt. Insoweit genügt es, dass er bei 
Unterzeichnung des maßgeblichen Antrags vom 23. 
bzw. 31. 7. 2013 ausdrücklich „Beginn 1. 7. gewünscht“ 
vermerkte, d. h. einem rückwirkenden Versicherungs-
beginn auf einen Zeitpunkt noch vor Antragstellung 
ausdrücklich zustimmte. 

Auf die Streitfrage, ob diese Zustimmung konkludent 
erteilt werden kann (vgl. m. N. Armbrüster aaO § 9 Rn. 
16; offengelassen von BGH vom 13. 9. 2017 – IV ZR 
445/14 – VersR 2017, 1321 = juris Rn. 23), kommt es 
vorliegend nicht an. Die genannte Erklärung konnte und 
durfte angesichts der vorhergehend erfolgten Belehrung 
über das grundsätzliche Bestehen eines Widerrufs-
rechts (vgl. BGH aaO) als eindeutige Zustimmung zum 
Versicherungsbeginn vor Ende dieser Widerrufsfrist 
verstanden werden (vgl. Armbrüster aaO Rn. 17; Eber-
hardt in Langheid/Wandt, Münch. Komm. zum VVG 2. 
Aufl. § 9 Rn. 18; Rixecker in Langheid/Rixecker, VVG 6. 
Aufl. § 9 Rn. 10). 

Im vorliegenden Fall war der Kl. vor Abgabe der betref-
fenden Erklärung über das grundsätzliche Bestehen 
eines Widerrufsrechts ausreichend und auch ausrei-
chend deutlich belehrt. Er hatte nach dem ursprüngli-
chen Antrag bzw. der Voranfrage vom 11. 5. 2013 ein 
Schreiben der Bekl. vom 17. 7. 2013 mit Anlagen erhal-
ten, in welchem auch eine Belehrung über das Wider-
rufsrecht enthalten war. Dass diese nicht in jeder Hin-
sicht inhaltlich ordnungsgemäß war, schadet nicht, 
solange sie den VN jedenfalls ausreichend über das 
grundsätzliche Bestehen eines Widerspruchsrechts 
informierte (arg. aus § 9 Abs. 1 S. 2 VVG). Es genügte, 
dass er durch einen Hinweis zum „Ob“ des Widerrufs 
auf das grundsätzliche Bestehen eines Widerrufsrechts, 
welches zu dem noch vor Antragstellung liegenden 
gewünschten Beginn des Versicherungsschutzes noch 
nicht abgelaufen sein konnte, aufmerksam gemacht war 
( Armbrüster aaO Rn. 17). 

Diese Belehrung als Teil des von der Bekl. mit Datum 
17. 7. 2013 übersandten vorgefertigten Antrags ist 
hinreichend deutlich. Sie ist eingerahmt, in Fettdruck 
gehalten und nimmt beinahe eine ganze DIN A 4-Seite 
ein. Sie befindet sich zwar inmitten eines umfangrei-
chen – beinahe 50 Seiten umfassenden – Konvoluts, 
aber im vorderen Bereich der Unterlagen als S. 6 des 
als Teil des Antrags eingefügten „Versicherungs-
scheins“, der die maßgeblichen Vertragsdaten und 
vertraglichen Leistungen – insbesondere auch die Bei-
träge – ausweist, noch vor den Verbraucherinformatio-
nen, den Versicherungsbedingungen und dem Produk-
tinformationsblatt. Es handelt sich innerhalb des Konvo-
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luts um die einzige Seite mit einem nahezu ganzseiti-
gen, fett und kursiv gedruckten sowie umrahmten Text-
block. Die Seite enthält – außer einer Kopfzeile und 
einer Unterschriftszeile – ausschließlich Angaben zum 
Widerrufsrecht. Damit war die Belehrung sowohl druck-
technisch als auch nach ihrer Platzierung hinreichend 
hervorgehoben. Der Senat hält, wie im Termin vom 21. 
3. 2019 bereits erörtert, an seiner im Beschluss vom 29. 
3. 2018 geäußerten gegenteiligen vorläufigen Rechts-
auffassung nicht fest. 

2. Aus §§ 9, 152 VVG folgt ein Anspruch auf den Rück-
kaufswert nebst Überschussbeteiligung oder, falls dies 
für den VN günstiger ist, auf Erstattung der für das erste 
Jahr gezahlten Prämien. Im Rahmen dieser Vorschrift 
ist auf das sogenannte ungezillmerte Deckungskapital 
ohne Verrechnung von Abschluss- und Vertriebskosten 
abzustellen ( Schneider aaO § 152 Rn. 13; Heiss in 
Langheid/Wandt, Münch. Komm. zum VVG 2. Aufl. 
§ 152 Rn. 13; Patzer in Looschhelders/Pohlmann, VVG 
3. Aufl. § 152 Rn. 6; a. A. Grote in Langheid/Rixecker, 
VVG 6. Aufl. § 152 Rn. 12). Es würde dem Sinn des 
Widerspruchsrechts zuwiderlaufen, wenn dem Versi-
cherer die Abschluss- und Vertriebskosten belassen 
würden ( Heiss aaO). 

Den Rückkaufswert hat die Bekl. mit 1568,96 Euro 
beziffert. Ebenso hat die Bekl. die Abschlusskosten mit 
1326,59 Euro genannt. Der Kl. hat sich diese Beträge 
zuletzt zu Eigen gemacht (wird ausgeführt). 

3. Kein Widerspruch zum Unionsrecht 

Das hier maßgebliche nationale Recht steht in Einklang 
mit den unionsrechtlichen Vorgaben. 

a) Dies gilt zunächst für die Vorgaben der Richtlinie 
2002/83/EG vom 5. 11. 2002 (LebensversicherungsRL). 
Diese hatte die früher maßgebliche Zweite und Dritte 
Richtlinie Lebensversicherung ersetzt (vgl. EuGH vom 
19. 12. 2013 – C-209/12 – juris) und war insbesondere 
mit dem einschlägigen Art. 35 bis zum 31. 12. 2015 in 
Kraft (vgl. Art. 311 Abs. 2 RL 2009/138/EG [Solvabilität 
II]). Die hier maßgebliche Vorschrift lautet: 

Art. 35 Rücktrittszeitraum 

(1) Jeder Mitgliedstaat schreibt vor, dass der VN eines 
individuellen Lebensversicherungsvertrags von dem 
Zeitpunkt an, zu dem er davon in Kenntnis gesetzt wird, 
dass der Vertrag geschlossen ist, über eine Frist ver-
fügt, die zwischen 14 und 30 Tagen betragen kann, um 
von dem Vertrag zurückzutreten. 

Die Mitteilung des VN, dass er vom Vertrag zurücktritt, 
befreit ihn für die Zukunft von allen aus diesem Vertrag 
resultierenden Verpflichtungen. 

Die übrigen rechtlichen Wirkungen des Rücktritts und 
die dafür erforderlichen Voraussetzungen werden ge-
mäß dem auf den Versicherungsvertrag nach Artikel 32 
anwendbaren Recht geregelt, insbesondere was die 

Modalitäten betrifft, nach denen der VN davon in 
Kenntnis gesetzt wird, dass der Vertrag geschlossen 
ist. 

(2) … 

Der Erwägungsgrund 53 der Richtlinie lautet: 

Im Rahmen eines Versicherungsbinnenmarkts wird 
dem Verbraucher eine größere und weiter gefächerte 
Auswahl von Verträgen zur Verfügung stehen. Um 
diese Vielfalt und den verstärkten Wettbewerb voll zu 
nutzen, muss er im Besitz der notwendigen Informatio-
nen sein, um den seinen Bedürfnissen am ehesten 
entsprechenden Vertrag auszuwählen. Da die Dauer 
der Verpflichtungen sehr lang sein kann, ist diese In-
formation für den Verbraucher noch wichtiger. Folglich 
sind die Mindestvorschriften zu koordinieren, damit er 
klare und genaue Angaben über die wesentlichen 
Merkmale der ihm angebotenen Produkte und über die 
Stellen erhält, an die etwaige Beschwerden der VN, 
Versicherten oder Begünstigten des Vertrages zu rich-
ten sind. 

Somit sind die unionsrechtlichen Vorgaben denjenigen, 
die der Entscheidung des EuGH vom 19. 12. 2013 
(aaO) zugrunde liegen, vergleichbar. Auch der zwi-
schenzeitlich – seit 1. 1. 2016 – maßgebliche Art. 186 
Abs. 1 der Richtlinie Sovabilität II enthält eine ver-
gleichbare Regelung. Demnach läuft eine nationale 
Bestimmung, wonach das Rücktrittsrecht des VN zu 
einem Zeitpunkt erlischt, zu dem er über dieses Recht 
nicht belehrt war, der Richtlinie zuwider (Rn. 26). All-
gemein gilt, dass der nationale Gesetzeber dafür Sorge 
zu tragen hatte, dass die praktische Wirksamkeit der 
Richtlinie unter Berücksichtigung des mit ihr verfolgten 
Zwecks gewährleistet ist (Rn. 23). 

Mit diesen Vorgaben steht die dargestellte Regelung 
des deutschen Rechts in Einklang. Das Widerrufsrecht 
des nicht ordnungsgemäß belehrten VN ist zeitlich nicht 
begrenzt (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 VVG). Die Rechtsfolgenrege-
lung gewährleistet auch im Fall der §§ 9 Abs. 1, 152 
Abs. 2 VVG die praktische Wirksamkeit des unions-
rechtlich vorgegebenen Widerrufsrechts. Dies wäre 
allerdings nicht der Fall, wenn der Erstattungsanspruch 
des VN sich auf die gezahlten Prämien des ersten 
Versicherungsjahrs beschränken würde, denn ein Wi-
derrufsrecht, welches dem Versicherer einen gegebe-
nenfalls überwiegenden Teil der gezahlten Prämien 
belässt, ist praktisch nicht wirksam (vgl. Eberhardt aaO 
§ 9 Rn. 23). Indessen besteht im Fall der Lebensversi-
cherung die weiter gehende Rechtsfolge des § 152 
Abs. 2 VVG. Dadurch, dass der VN – wie oben darge-
stellt – das ungezillmerte, nicht durch Abschluss- und 
Vertriebskosten geminderte Deckungskapital erhält, ist 
die praktische Wirksamkeit des durch die Richtlinie 
vorgegebenen Lösungsrechts gewahrt. Die vom natio-
nalen Gesetzgeber gewählte Ausgestaltung bewegt 
sich innerhalb des durch Art. 35 der Lebensversiche-
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rungsRL (nunmehr Art. 186 Richtlinie Solvabilität II) 
eröffneten Rahmens. 

b) Ebenfalls steht Art. 7 Richtlinie 2002/65/EG vom 23. 
9. 2002 (Fernabsatz Ricfhtlinie II) nicht entgegen. Die-
ser lautet: 

Art. 7 Zahlung für eine vor Widerruf des Vertrags er-
brachte Dienstleistung 

(1) Übt der Verbraucher sein Widerrufsrecht gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 aus, so darf von ihm lediglich die 
unverzügliche Zahlung für die vom Anbieter gemäß 
dem Fernabsatzvertrag tatsächlich erbrachte Dienstleis-
tung verlangt werden. Mit der Erfüllung des Vertrags 
darf erst nach Zustimmung des Verbrauchers begonnen 
werden. Der zu zahlende Betrag darf 

– einen Betrag nicht überschreiten, der dem Anteil der 
bereits erbrachten Dienstleistungen im Vergleich zum 
Gesamtumfang der im Fernabsatzvertrag vorgesehe-
nen Dienstleistungen entspricht; 

– nicht so bemessen sein, dass er als Vertragsstrafe 
ausgelegt werden kann. 

(2) Die Mitgliedstaaten können bestimmen, dass der 
Verbraucher keinen Betrag schuldet, wenn er eine 
Versicherungspolice kündigt. 

(3) Der Anbieter darf vom Verbraucher eine Zahlung 
gemäß Absatz 1 nur verlangen, wenn er nachweisen 
kann, dass der Verbraucher über den zu zahlenden 
Betrag gemäß Artikel 3 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe 
a) ordnungsgemäß unterrichtet worden ist. Er kann eine 
solche Zahlung jedoch nicht verlangen, wenn er vor 
Ende der Widerrufsfrist gemäß Artikel 6 Absatz 1 ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Verbrauchers mit der 
Vertragsausführung begonnen hat. 

(4) Der Anbieter erstattet dem Verbraucher unverzüg-
lich und spätestens binnen 30 Kalendertagen jeden 
Betrag, den er von diesem gemäß dem Fernabsatzver-
trag erhalten hat; hiervon ausgenommen ist der in Ab-
satz 1 genannte Betrag. Diese Frist beginnt an dem 
Tag, an dem der Anbieter die Mitteilung über den Wi-
derruf erhält. 

Nach wohl herrschender Ansicht in der Literatur (vgl. 
Wandt/Ganster VersR 2008, 425; Heinig/Makowsky in 
Looschelders/Pohlmann, VVG 3. Aufl. § 9 Rn. 30 f.; 
Armbrüster aaO § 9 Rn. 28; Eberhardt aaO § 9 Rn. 23) 
verstößt die Regelung in § 9 Abs. 1 S. 2 VVG, wonach 
der Erstattungsanspruch des nicht ordnungsgemäß 
belehrten VN auf die Prämien des ersten Jahres be-
schränkt ist, gegen die Vorgaben der Richtlinie, sofern 
der Vertrag im Fernabsatz zustande gekommen ist und 
damit dem Anwendungsbereich der Richtlinie unterfällt. 

Ob dies im vorliegenden Fall in tatsächlicher Hinsicht 
der Fall ist, kann indessen dahinstehen. Denn jedenfalls 
im Bereich der Lebensversicherung, in welchem neben 

§ 9 Abs. 1 auch § 152 Abs. 2 VVG maßgeblich ist, ist 
die Regelung richtlinienkonform. Die zu der Vorschrift 
des § 9 Abs. 1 VVG in der Literatur geführte Diskussion 
geht überwiegend auf die Besonderheiten des § 152 
Abs. 2 VVG nicht oder nur am Rande ein. 

Nach Art. 7 Abs. 1 S. 2, erster Spiegelstrich, ist es 
richtlinienkonform, wenn dem Versicherer trotz Wider-
rufs ein seiner bisher erbrachten Dienstleistung ent-
sprechender Betrag verbleibt. Der Lebensversicherer 
hat auch im Fall des Widerrufs Dienstleistungen er-
bracht. Er hat faktisch Versicherungsschutz gewährt 
(BGH vom 7. 5. 2014 – IV ZR 76/11 – VersR 2014, 817 
= juris Rn. 45; vom 1. 6. 2016 – IV ZR 343/15 – VersR 
2016, 973 = juris Rn. 29). Er hat die in den Prämien 
enthaltenen Sparbeiträge angelegt. In dem Zusammen-
hang sind ihm Verwaltungsaufwendungen entstanden. 

Es ist nach Ansicht des Senats vertretbar und hält sich 
noch innerhalb des durch die Richtlinie vorgegebenen 
Regelungsspielraums, den dem Versicherer nach Aus-
kehrung des ungezillmerten Deckungskapitals noch 
verbleibenden Betrag als Vergütung für die bereits 
erbrachte Dienstleistung zu begreifen (vgl. insoweit die 
Gegenäußerung der Bundesregierung BT-Drucks. 
17/11469 S. 21). Diese Vergütung darf das nationale 
Recht dem Versicherer trotz Widerrufs belassen. 

c) Der Senat hat davon abgesehen, die aufgeworfenen 
Fragen zur Auslegung des Unionsrechts dem EuGH 
gem. Art. 267 AEUV zur Vorabentscheidung vorzule-
gen. Im – hier gegebenen – Fall einer noch mit 
Rechtsmitteln anfechtbaren Entscheidung ist die Vorla-
ge fakultativ. Der Senat hält es für sachgerecht und 
geboten, die Vorlage nicht vor höchstrichterlicher Klä-
rung der vorgreiflich aufgeworfenen Rechtsfragen, 
insbesondere zum Umfang des Anspruchs nach § 152 
Abs. 2 VVG, vorzunehmen. 
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1. Auf einem zu einem Lebensversicherungsvertrag 
aufgrund einer Vereinbarung zwischen VN und VR 
eingerichteten Beitragsdepot gutgeschriebene Zin-
sen muss der VR nach einem wirksam erklärten 
Widerspruch nur dann als geleistete Prämien an 
den VN zurückgewähren, wenn die Depotabrede 
unabhängig von dem unwirksamen Versicherungs-
vertrag weiter Bestand hat. Ist die Depotvereinba-
rung hingegen als bloße Nebenabrede eines ein-
heitlichen Rechtsgeschäfts nach § 139 BGB un-
wirksam, kann der VR aus ungerechtfertigter Berei-
cherung die von ihm geleisteten Zinsgutschriften 
zurückverlangen, hat dem VN aber die gegebenen-
falls tatsächlich aus dem von ihm in das Depot 
eingezahlten Betrag gezogenen Nutzungen zu er-
statten. 

2. Bei der Berechnung des für die Ziehung von 
Nutzungen zur Verfügung stehenden Betrags kann 
der VR bei der Rückabwicklung nach Widerspruch 
keine Kostenanteile als Entreicherung abziehen, die 
er nach seinem eigenen Vortrag zur Bestreitung 
von Verwaltungskosten aufgewendet hat. 

3. Bei der Schätzung der Höhe gezogener Nutzun-
gen kann nicht auf die durchschnittliche Nettover-
zinsung der Kapitalanlagen der deutschen Lebens-
versicherer zurückgegriffen werden. 

BGH, Urt. v. 26. 9. 2018 – IV ZR 304/15 (OLG Karlsru-
he) 

Zum Sachverhalt: 

1Der Kl. fordert von der Bekl. Rückzahlung geleisteter 
Versicherungsbeiträge einer fondsgebundenen Renten-
versicherung und Nutzungsersatz aus ungerechtfertig-
ter Bereicherung. 

2Die Parteien schlossen aufgrund eines Antrags des Kl. 
einen Vertrag über eine fondsgebundene Rentenversi-
cherung samt Todesfallrisikoversicherung mit Versiche-
rungsbeginn zum 1. 7. 2001 nach dem sogenannten 
Policenmodell des § 5 a VVG in der seinerzeit gültigen 
Fassung (im Folgenden: § 5 a VVG a. F.) ab. Die im 
Versicherungsschein enthaltene Widerspruchsbeleh-
rung lautete wie folgt: 

„Dem Abschluß dieses Vertrages können Sie innerhalb 
von 14 Tagen ab Zugang dieser Unterlagen widerspre-
chen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerspruchs.“ 

3Im Versicherungsantrag ist unter „Sonstige Vereinba-
rungen“ eine dort näher bezeichnete Depoteinzahlung 
erwähnt. 

4Im August 2007 bestätigte die Bekl. eine vom Kl. ge-
wünschte Umwandlung in eine beitragsfreie Versiche-
rung und stellte weiterhin einen Todesfallrisikoschutz 
zur Verfügung. 

5Mit Schreiben vom 29. 4. 2011 kündigte der Kl. den 
Vertrag zum 1. 5. 2011. Die Bekl. akzeptierte die Kün-
digung und zahlte den Rückkaufswert in Höhe von 
14.326,54 EUR an den Kl. aus. 

6Mit Schreiben vom 20. 9. 2011 erklärte der Kl. den 
„Widerruf gem. § 5 a VVG/den Widerspruch nach § 8 
VVG, vorsorglich weiter die Anfechtung nach § 119 
BGB, hilfsweise die Kündigung“. 

7Mit der Klage hat der Kl. – soweit für das Revisions-
verfahren noch von Bedeutung – Rückzahlung aller auf 
den Vertrag geleisteten Beiträge nebst Zinsen abzüg-
lich des bereits gezahlten Rückkaufswerts, insgesamt 
13.499,67 EUR verlangt. 

8Nach seiner Auffassung ist der Versicherungsvertrag 
mangels ordnungsgemäßer Belehrung über das Wider-
spruchsrecht nicht wirksam zustande gekommen. Auch 
nach Ablauf der Jahresfrist des – gegen Gemein-
schaftsrecht verstoßenden – § 5 a Abs. 2 Satz 4 VVG 
a. F. habe er den Widerspruch noch erklären können. 

9Das LG hat die Klage abgewiesen. Das OLG hat ihr 
auf die Berufung des Kl. unter Zurückweisung des wei-
tergehenden Rechtsmittels in Höhe von 2.902,65 EUR 
nebst Zinsen stattgegeben. Mit der Revision erstrebt die 
Bekl. auch insoweit Zurückweisung der Berufung. 

Aus den Gründen: 

10Die Revision hat teilweise Erfolg und führt zur Aufhe-
bung des Berufungsurteils und zur Zurückverweisung 
der Sache an das Berufungsgericht, soweit es der Kla-
ge in Höhe von mehr als 739,76 EUR stattgegeben hat. 

11I. Es hat dem Kl. Bereicherungsansprüche auf Rück-
gewähr von Prämien und auf Nutzungsersatz zuer-
kannt. Der Rechtsgrund für die Prämienzahlung sei 
durch den Widerspruch des Kl. weggefallen. Die Bekl. 
habe den Kl. über sein Widerspruchsrecht nicht ord-
nungsgemäß belehrt. Die Widerspruchsbelehrung ent-
halte keinen Hinweis auf die Notwendigkeit eines 
schriftlichen Widerspruchs. Das Fehlen einer ord-
nungsgemäßen Widerspruchsbelehrung habe zur Fol-
ge, dass das Widerspruchsrecht auch nach Ablauf der 
Jahresfrist des § 5 a Abs. 2 Satz 4 VVG a. F. und noch 
im Zeitpunkt der Widerspruchserklärung fortbestanden 
habe. Der Kl. habe sein Widerspruchsrecht nicht ver-
wirkt. 

12Er habe Anspruch auf Rückzahlung von Prämien in 
Höhe von weiteren 2.632,65 EUR ausgehend von ge-
leisteten Prämien in Höhe von 18.159,19 EUR. Bei der 
vorzunehmenden Saldierung sei die bereits geleistete 
Zahlung in Höhe von 14.326,54 EUR anzurechnen; 
weiter sei für den genossenen Versicherungsschutz ein 
Betrag von 1.200 EUR zu berücksichtigen. 

13Die Parteien hätten neben dem streitgegenständli-
chen Versicherungsvertrag einen Vertrag über ein Bei-
tragsdepot geschlossen, in das der Kl. 15.338,76 EUR 
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eingezahlt habe. Der Betrag sei vereinbarungsgemäß 
verzinst worden. Nachdem das Beitragsdepot aufge-
braucht gewesen sei, habe der Kl. noch zwei weitere 
Teilbeträge an die Bekl. gezahlt. Die Bekl. habe keinen 
Anspruch gegen den Kl. auf Rückgewähr der in diesem 
Vertragsverhältnis geleisteten Zinsen (1.892,89 EUR). 
Die aus dem Beitragsdepot geleisteten Zahlungen 
seien als solche des Kl. bei der bereicherungsrechtli-
chen Saldierung zu berücksichtigen. Der Widerspruch 
betreffe nicht den Vertrag über das Beitragsdepot. 
Daher bestehe für eine bereicherungsrechtliche Rück-
abwicklung dieses Vertragsverhältnisses aufgrund des 
in einem anderen Vertragsverhältnis erklärten Wider-
spruchs keine Grundlage. Dass die Bekl. einen Vertrag 
über ein Beitragsdepot nicht ohne einen Versiche-
rungsvertrag geschlossen hätte, führe nicht dazu, dass 
dieser gesondert und wirksam abgeschlossene Vertrag 
durch den in einem anderen Vertragsverhältnis erklär-
ten Widerspruch ebenfalls unwirksam werde. Die Bekl. 
habe die Versicherungsprämien aus dem Beitragsdepot 
auf Anweisung des Kl. gezahlt und damit seine Schuld 
gegenüber ihr getilgt. 

14Die von der Bekl. aus den Beiträgen gezogenen und 
herauszugebenden Nutzungen hat das Berufungsge-
richt auf 270 EUR geschätzt. Aus den in einen Fonds 
investierten Sparanteilen seien Nutzungen nicht gezo-
gen worden. Nutzungen habe die Bekl. auch nicht zie-
hen können, soweit die gezahlten Beiträge für Ab-
schlusskosten und für den Risikoschutz verwendet 
worden seien. Nicht abzuziehen seien weitere Verwal-
tungskosten, da die Bekl. eingeräumt habe, dass sie 
ihre Verwaltungskosten, etwa für die Betreuung und 
Information des Kunden während der Vertragslaufzeit 
aus Rückflüssen von der Fondsgesellschaft bestreite. 
Sie habe nicht dargelegt, dass sie über die so gedeck-
ten Kosten hinaus weitere Verwaltungskosten zu de-
cken habe. Damit habe sie Nutzungen aus einem Teil-
betrag von 745,62 EUR ziehen können (eingezahlte 
Prämien von 18.159,19 EUR abzüglich Sparanteil von 
14.538,58 EUR abzüglich Abschlusskosten von 
1.674,99 EUR abzüglich eines Risikoanteils in Höhe 
von 1.200 EUR). 

15Der Kl. habe mit seinem Vortrag, dass die Bekl. Nut-
zungen gezogen habe, die nach allgemeiner Lebenser-
fahrung oberhalb des von ihr selbst im Jahr 1999 ange-
botenen Zinssatzes von 5 % für Beitragsdepots lägen, 
seiner Darlegungslast genügt. Für die gebotene Schät-
zung der Höhe der Nutzungen sei die durchschnittliche 
Nettoverzinsung der Kapitalanlagen der deutschen 
Lebensversicherer zugrunde zu legen. Danach ergäben 
sich für den Prämienzahlungszeitraum von Juli 2001 bis 
Juli 2007 Nutzungen in Höhe von 269,02 EUR, die auf 
270 EUR zu runden seien. 

16II. Die hiergegen gerichtete Revision ist zulässig, 
insbes. gem. § 543 Abs. 1 Nr. 1 ZPO aufgrund der 
Zulassung durch das Berufungsgericht insgesamt statt-

haft. Eine Beschränkung der Revisionszulassung auf 
den Anspruchsgrund lässt sich dem Berufungsurteil 
nicht entnehmen. Soweit das Berufungsgericht in den 
Entscheidungsgründen ausgeführt hat, in der oberge-
richtlichen Rspr. würden Widerspruchsbelehrungen, die 
nicht auf das Erfordernis der Schriftlichkeit hingewiesen 
hätten, unterschiedlich beurteilt, liegt darin lediglich eine 
Begründung für die Zulassung. 

17III. Die Revision ist überwiegend begründet. 

181. Das Berufungsgericht hat dem Kl. einen Bereiche-
rungsanspruch auf Prämienrückzahlung nur in Höhe 
von 739,76 EUR zu Recht und im Übrigen ohne tragfä-
hige Feststellungen zuerkannt. 

19a) Der zwischen den Parteien geschlossene Versi-
cherungsvertrag schafft keinen Rechtsgrund für die 
Prämienzahlung. Er ist infolge des Widerspruchs des 
Kl. nicht wirksam zustande gekommen. 

20aa) Der Widerspruch war – ungeachtet des Ablaufs 
der in § 5 a Abs. 2 Satz 4 VVG a. F. normierten Jahres-
frist – rechtzeitig. 

21(1) Die Widerspruchsfrist gem. § 5 a Abs. 1 Satz 1 
VVG a. F. wurde nicht in Gang gesetzt. Nach den revi-
sionsrechtlich nicht zu beanstandenden Feststellungen 
des Berufungsgerichts belehrte die Bekl. den Kl. nicht 
ordnungsgemäß i. S. v. § 5 a Abs. 2 Satz 1 VVG a. F. 
über sein Widerspruchsrecht. Die im Versicherungs-
schein enthaltene Widerspruchsbelehrung ist bereits 
inhaltlich insoweit fehlerhaft, als sie keinen Hinweis 
darauf enthält, dass der Widerspruch schriftlich zu 
erheben war. Die notwendige Belehrung über das ge-
setzliche Formerfordernis erfolgte entgegen der Auffas-
sung der Revision nicht dadurch, dass dem Kl. weiter-
hin mitgeteilt wurde, zur Fristwahrung genüge die 
rechtzeitige „Absendung“ der Widerspruchserklärung 
(Senatsurt. v. 29. 7. 2015 – IV ZR 448/14, VersR 2015, 
1104 Rn. 24 m. w. N. = r+s 2015, 438). 

22(2) Das Widerspruchsrecht bestand nach Ablauf der 
Jahresfrist des § 5 a Abs. 2 Satz 4 VVG a. F. und noch 
im Zeitpunkt der Widerspruchserklärung fort, wie die 
richtlinienkonforme Auslegung dieser Vorschrift ergibt 
(vgl. Senatsurt. v. 7. 5. 2014 – IV ZR 76/11, BGHZ 201, 
101 Rn. 17 ff. = r+s 2014, 340). 

23bb) Entgegen der Auffassung der Revision hat der Kl. 
das Recht zum Widerspruch nicht verwirkt. Es fehlt hier 
jedenfalls am Umstandsmoment. Ein schutzwürdiges 
Vertrauen kann die Bekl. schon deshalb nicht in An-
spruch nehmen, weil sie die Situation selbst herbeige-
führt hat, indem sie dem Kl. keine ordnungsgemäße 
Widerspruchsbelehrung erteilte (vgl. Senatsurt. v. 7. 5. 
2014 aaO Rn. 39 m. w. N.). Ob ausnahmsweise bei 
besonders gravierenden Umständen ein schutzwürdi-
ges Vertrauen des VR auf den Bestand des Versiche-
rungsvertrages auch bei einer nicht ordnungsgemäßen 
Widerspruchsbelehrung angenommen werden kann, 
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bleibt der tatrichterlichen Beurteilung vorbehalten, die 
hier auch unter Berücksichtigung des Revisionsvorbrin-
gens aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden ist (vgl. 
Senatsurt. v. 1. 6. 2016 – IV ZR 482/14, VersR 2017, 
275 Rn. 24 m. w. N.). 

24b) Die Bemessung des Rückgewähranspruchs greift 
die Revision insoweit mit Erfolg an, als das Berufungs-
gericht die von der Bekl. dem Beitragsdepot gutge-
schriebenen Zinsen in Höhe von 1.892,89 EUR als 
Prämienzahlungen des Kl. behandelt und zu seinen 
Gunsten bei der bereicherungsrechtlichen Saldierung 
berücksichtigt hat. 

25aa) Nur wenn die Depotabrede – wie das Berufungs-
gericht angenommen hat – unabhängig von dem un-
wirksamen Versicherungsvertrag weiter Bestand hätte, 
müsste die Bekl. auch die aus den Zinsgutschriften 
geleisteten Prämienzahlungen an den Kl. zurückgewäh-
ren. Wäre hingegen die Depotvereinbarung – wie die 
Revision geltend macht – eine bloße Nebenabrede 
eines einheitlichen Rechtsgeschäfts, so wäre auch sie 
nach § 139 BGB infolge des Widerspruchs von Anfang 
an unwirksam, wenn nicht anzunehmen wäre, dass sie 
auch ohne den Versicherungsvertrag getroffen worden 
wäre. Im Fall der Unwirksamkeit der Depotvereinbarung 
könnte die Bekl. aus ungerechtfertigter Bereicherung 
die von ihr geleisteten Zinsgutschriften zurückverlangen 
und hätte gegebenenfalls dem Kl. die tatsächlich aus 
dem von ihm in das Depot eingezahlten Betrag gezo-
genen Nutzungen zu erstatten. 

26Die Auslegung der Depotvereinbarung als selbst-
ständiger Vertrag durch das Berufungsgericht kann 
revisionsrechtlich nur daraufhin überprüft werden, ob 
gesetzliche oder allgemein anerkannte Auslegungsre-
geln, Denkgesetze oder Erfahrungssätze verletzt sind 
oder wesentlicher Auslegungsstoff außer Acht gelassen 
wurde (vgl. BGH, Urt. v. 14. 9. 2017 – IX ZR 261/15, 
NJW 2017, 3369 Rn. 11; v. 12. 4. 2016 – XI ZR 305/14, 
BGHZ 210, 30 Rn. 49; jeweils m. w. N.). 

27Das Berufungsgericht hat wesentlichen Auslegungs-
stoff außer Acht gelassen. Wie die Revision mit Recht 
rügt, enthält das Berufungsurteil keine Ausführungen zu 
dem Umstand, dass die Depotvereinbarung im Antrag 
des Kl. auf Abschluss des Versicherungsvertrages 
unter „sonstige Vereinbarungen“ enthalten ist und nach 
diesem äußeren Erklärungstatbestand eine Nebenab-
rede über die Durchführung der Beitragszahlung sein 
könnte. Gegen eine (Teil )Unwirksamkeit nur des Versi-
cherungsvertrages könnte sprechen, dass nach der 
Annahme des Berufungsgerichts die Bekl. einen Ver-
trag über ein Beitragsdepot nicht ohne den gleichzeiti-
gen Abschluss eines Versicherungsvertrages geschlos-
sen hätte. Aus welchen Umständen sich ergeben soll, 
dass die Parteien über das Beitragsdepot einen geson-
derten, vom Versicherungsverhältnis zu unterscheiden-

den Vertrag geschlossen haben, lässt sich dem Beru-
fungsurteil nicht entnehmen. 

28Das Berufungsgericht wird die für die rechtliche Ein-
ordnung der Depotabrede erforderlichen Feststellungen 
nachzuholen und hierbei den Parteien Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben haben. 

29bb) Ohne Berücksichtigung der Zinsgutschriften aus 
dem Beitragsdepot steht dem Kl. jedenfalls ein An-
spruch auf Erstattung eines Betrages von 739,76 EUR 
zu. Dieser verbleibt von den sonstigen aus dem Bei-
tragsdepot erbrachten und vom Kl. unmittelbar geleiste-
ten Prämienzahlungen in Höhe von insgesamt 
16.266,30 EUR nach Abzug des Rückkaufswertes von 
14.326,54 EUR und des Risikoanteils von 1.200 EUR. 

302. Einen Anspruch auf Nutzungszinsen in Höhe von 
270 EUR durfte das Berufungsgericht mit der gegebe-
nen Begründung dem Kl. nicht zuerkennen. 

31a) Es ist zutreffend davon ausgegangen, dass nach 
§ 818 Abs. 1 Alt. 1 BGB nur die Nutzungen herauszu-
geben sind, die vom Bereicherungsschuldner tatsäch-
lich gezogen worden sind. Es hat richtig erkannt, dass 
bei der Bestimmung der gezogenen Nutzungen die vom 
VN gezahlten Prämien nicht in voller Höhe Berücksich-
tigung finden können. Nutzungen aus dem Risikoanteil, 
der dem VR als Wertersatz für den vom VN faktisch 
genossenen Versicherungsschutz verbleibt, stehen 
dem VN nicht zu. Der auf die Abschlusskosten entfal-
lende Prämienanteil bleibt für Nutzungsersatzansprü-
che außer Betracht (Senatsurteile v. 1. 6. 2016 – IV ZR 
482/14, VersR 2017, 275 Rn. 30; v. 11. 11. 2015 – IV 
ZR 513/14, VersR 2016, 33 Rn. 41 ff. = r+s 2016, 20, 
jeweils mwN). Der zur Bestreitung von Verwaltungskos-
ten aufgewandte Prämienanteil kann zur Berechnung 
von Nutzungszinsen herangezogen werden, soweit der 
VR auf diese Weise den Einsatz sonstiger Finanzmittel 
ersparte, die er zur Ziehung von Nutzungen verwenden 
konnte (Senatsurt. v. 11. 11. 2015 aaO Rn. 47 mwN). 

32b) Einen für die Erzielung von Nutzungszinsen zur 
Verfügung stehenden Verwaltungskostenanteil in Höhe 
von 745,62 EUR hat das Berufungsgericht so bestimmt, 
dass es von den eingezahlten Prämien, die nach seiner 
Berechnung unter Berücksichtigung der Zinsgutschrif-
ten 18.159,19 EUR betrugen, den Sparanteil von 
14.538,58 EUR, die Abschlusskosten von 1.674,99 
EUR sowie den Risikoanteil in Höhe von 1.200 EUR 
abgezogen hat. Einen Abzug weiterer Verwaltungskos-
ten hat es mit der Begründung abgelehnt, die Bekl. 
habe eingeräumt, dass sie ihre Verwaltungskosten 
während der Vertragslaufzeit aus Rückflüssen von der 
Fondsgesellschaft bestreite, und nicht dargelegt, wel-
che weiteren Verwaltungskosten sie zu decken habe. 
Dem hält die Revision ohne Erfolg entgegen, der Kos-
tenanteil an den Prämienzahlungen des Kl. sei unmit-
telbar zur Kostendeckung verbraucht worden und die 
an sie geflossenen Provisionszahlungen der Fondsge-
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sellschaft würden für die Erfüllung von anderenfalls 
dieser obliegenden Verwaltungsaufgaben verwendet. 
Ob das Berufungsgericht den Vortrag der Bekl. zu den 
Provisionszahlungen zutreffend gewürdigt hat, bedarf 
keiner Vertiefung. Jedenfalls hat die Bekl. selbst vorge-
tragen, dass sie den Kostenanteil zur Bestreitung von 
Verwaltungskosten aufwandte. Auf diese Weise erspar-
te sie den Einsatz sonstiger Finanzmittel, die sie zur 
Ziehung von Nutzungen verwenden konnte (vgl. Se-
natsurt. v. 11. 11. 2015 – IV ZR 513/14, VersR 2016, 33 
Rn. 47 mwN = r+s 2016, 20). 

33Allerdings wird das Berufungsgericht die Ermittlung 
des Kostenanteils überprüfen müssen, sofern die Zins-
gutschriften aus dem Beitragsdepot nicht als Prämien-
zahlungen des Kl. berücksichtigt werden können. 

34c) Bei der Schätzung der Höhe der Nutzungen durfte 
das Berufungsgericht nicht die durchschnittliche Netto-
verzinsung der Kapitalanlagen der deutschen Lebens-
versicherer zugrunde legen. Wie der Senat nach Erlass 
des Berufungsurteils entschieden hat, kann nicht ver-
mutet werden, dass der VR Nutzungszinsen in be-
stimmter Höhe erzielt hat. Der insoweit darlegungsbe-
lastete VN kann sich nicht ohne Bezug zur Ertragslage 
des jeweiligen VR auf eine tatsächliche Vermutung 
einer Gewinnerzielung in bestimmter Höhe, etwa in 
Höhe des gesetzlichen Zinssatzes von fünf Prozent-
punkten über dem Basiszinssatz oder – wie der Kl. 
geltend macht – in Höhe der für Beitragsdepots ge-
währten Verzinsung, stützen (vgl. Senatsurteile v. 11. 
11. 2015 – IV ZR 513/14, VersR 2016, 33 Rn. 48 = r+s 
2016, 20; v. 29. 7. 2015 – IV ZR 384/14 VersR 2015, 
1101 Rn. 46 = r+s 2015, 435; IV ZR 448/14, VersR 
2015, 1104 Rn. 51 = r+s 2015, 438). Entgegen der 
Auffassung des Berufungsgerichts kann auch aus der 
durchschnittlich von deutschen Lebensversicherern in 
einem bestimmten Zeitraum erzielten Verzinsung kein 
auf die Ertragslage der hiesigen Bekl. bezogener Ge-
winn abgeleitet werden. Auch hierzu wird das Beru-
fungsgericht den Parteien gegebenenfalls Gelegenheit 
zu ergänzendem Vortrag zu geben haben. 
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1. Bei einem Vertragsschluss im Antragsmodell 
wurde der VN mit der Belehrung, dass er „innerhalb 
einer Frist von 14 Tagen nach Abschluss des Ver-
trages“ zurücktreten könne, über das für den Be-
ginn der Rücktrittsfrist maßgebliche Ereignis hin-
reichend informiert. (amtl. Leits.) 

2. Eine Bestätigung des VN, dass er eine Belehrung 
über das Rücktrittsrecht erhalten hat, kann bei ent-
sprechender Gestaltung in dessen Unterschrift 
unter dem Antragsformular liegen. Eine gesonderte 
Unterschrift ist auch dann nicht zwingend erforder-
lich, wenn sich die Unterschrift unter dem Antrags-
formular auch noch auf weitere Erklärungen be-
zieht. 

BGH, Urt. v. 17. 10. 2018 – IV ZR 106/17 (LG Köln) 

Zum Sachverhalt: 

1Der Kl. begehrt von dem beklagten VR Rückzahlung 
geleisteter Versicherungsbeiträge einer fondsgebunde-
nen Lebensversicherung. 

2Diese wurde nach den nicht angegriffenen Feststel-
lungen des Berufungsgerichts aufgrund eines Antrags 
des Kl. mit Versicherungsbeginn zum 1. 3. 2002 im 
Wege des so genannten Antragsmodells des § 8 VVG 
in der seinerzeit gültigen Fassung vom 21. 7. 1994 (im 
Folgenden: § 8 VVG a. F.) abgeschlossen. 

3Der Versicherungsantrag enthielt unmittelbar über der 
Unterschriftenzeile folgende fettgedruckte Belehrung 
mit der seitlichen fettgedruckten Überschrift „Rücktritts-
recht“: 

„Sofern mir alle gesetzlichen Verbraucherinformationen 
und alle für diesen Antrag geltenden Versicherungsbe-
dingungen bei Antragstellung ausgehändigt wurden, 
steht mir folgendes Rücktrittsrecht vom Vertrag zu: Ich 
kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Ab-
schluss des Vertrages vom Vertrag zurücktreten. Zur 
Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung 
der Rücktrittserklärung an den VR. Die Frist beginnt 
erst zu laufen, wenn der VR den VN über sein Rück-
trittsrecht belehrt und der VN die Belehrung durch Un-
terschrift bestätigt hat. ….“ 

4Mit Schreiben vom 21. 8. 2015 erklärte der Kl. den 
„Widerspruch/Rücktritt/Widerruf“ und hilfsweise die 
Kündigung. Die Bekl. akzeptierte die Kündigung und 
zahlte den Rückkaufswert aus. 

5Mit der Klage verlangt der Kl. – soweit für das Revisi-
onsverfahren noch von Bedeutung – Rückzahlung aller 
auf den Vertrag geleisteten Beiträge nebst Zinsen ab-
züglich des bereits gezahlten Rückkaufswerts, insge-
samt 4.056,25 EUR. 

6Nach Auffassung des Kl. ist er wirksam vom Versiche-
rungsvertrag zurückgetreten. Er habe auch nach Ablauf 
der Frist des – gegen Gemeinschaftsrecht verstoßen-

den – § 8 Abs. 5 Satz 4 VVG a. F. den Rücktritt erklären 
können, weil er nicht ordnungsgemäß über sein Rück-
trittsrecht belehrt worden sei. Der Beginn der Rücktritts-
frist sei durch die Formulierung „nach Abschluss des 
Vertrages“ nicht hinreichend klar bezeichnet worden. 
Außerdem fehle es an einer gesonderten Bestätigung 
der Belehrung durch Unterschrift. 

7Das AG hat die Klage abgewiesen, das LG die hierge-
gen gerichtete Berufung des Kl. zurückgewiesen. Mit 
der Revision verfolgt der Kl. sein Klagebegehren im 
dargelegten Umfang weiter. 

Aus den Gründen: 

8Die Revision hat keinen Erfolg. 

9I. Nach Auffassung des Berufungsgerichts ist der Kl. 
von dem im Wege des Antragsmodells abgeschlosse-
nen Versicherungsvertrag nicht fristgerecht zurückge-
treten. Er sei ordnungsgemäß über sein Rücktrittsrecht 
belehrt worden. Die Belehrung im Antragsformular 
werde den formalen Anforderungen gerecht. Der Frist-
beginn sei durch die Formulierung „nach Abschluss des 
Vertrages“ hinreichend bestimmt. Die Belehrung gebe 
den Gesetzestext wieder, der durch den VR nicht weiter 
erläutert werden müsse. Zudem habe der Kl. die Beleh-
rung gem. § 8 Abs. 5 Satz 3 VVG a. F. durch Unter-
schrift bestätigt. Dem Gesetzeswortlaut sei nicht zu 
entnehmen, dass die Rücktrittsbelehrung durch eine 
gesonderte Unterschrift zu bestätigen sei. Vielmehr 
genüge die Unterschrift unter dem Antrag, in dem die 
Belehrung enthalten sei. 

10II. Das hält rechtlicher Nachprüfung stand. Das Beru-
fungsgericht hat dem Kl. einen – mit der Revision allein 
weiterverfolgten – Anspruch auf Prämienrückzahlung 
aus § 346 Abs. 1 BGB zu Recht versagt, weil der Kl. 
das Rücktrittsrecht gem. § 8 Abs. 5 Satz 1 VVG a. F. 
nicht wirksam ausgeübt hat. 

111. Nach dieser Vorschrift konnte der VN bei der Le-
bensversicherung innerhalb einer Frist von 14 Tagen 
nach Abschluss des Vertrages vom Vertrag zurücktre-
ten. Die Frist begann gem. § 8 Abs. 5 Satz 3 VVG a. F. 
erst zu laufen, wenn der VR den VN über sein Rück-
trittsrecht belehrt und der VN die Belehrung durch Un-
terschrift bestätigt hatte. 

122. Als der Kl. im August 2015 den Rücktritt erklärte, 
war die vierzehntägige Rücktrittsfrist längst abgelaufen. 
Sie begann mit Übersendung des Versicherungs-
scheins vom 5. 2. 2002. Durch die damit seitens der 
Bekl. erklärte Annahme des Versicherungsantrags des 
Kl. wurde der Vertrag abgeschlossen. 

13a) Entgegen der Rüge der Revision hat die Bekl. den 
Kl. ordnungsgemäß über sein Rücktrittsrecht belehrt. 

14aa) Die Feststellung des Berufungsgerichts, dass die 
im Antragsformular enthaltene Rücktrittsbelehrung den 
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formalen Anforderungen entspricht, wird von der Revi-
sion nicht angegriffen. 

15bb) Die Belehrung ist auch in inhaltlicher Hinsicht 
ordnungsgemäß. Insbes. ist der Kl. mit der von der 
Revision beanstandeten Formulierung, dass der VN 
„innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Abschluss des 
Vertrages“ zurücktreten könne, über das für den Beginn 
der Rücktrittsfrist maßgebliche Ereignis hinreichend 
informiert worden. Der VR musste den VN darüber 
belehren, dass er innerhalb einer Frist von 14 Tagen 
nach Abschluss des Vertrages vom Vertrag zurücktre-
ten konnte. Auch wenn § 8 Abs. 5 Satz 3 VVG a. F. nur 
allgemein eine Belehrung über das Rücktrittsrecht des 
VN verlangte, musste dieser über den Beginn und das 
Ende der Frist aufgeklärt werden (vgl. Römer in Rö-
mer/Langheid, VVG 2. Aufl. § 8 Rn. 61). Eine von der 
Revision vermisste Erläuterung, dass der Vertrag in 
dem Zeitpunkt abgeschlossen war, in dem der Versi-
cherungsschein dem VN zuging, war allerdings nicht 
erforderlich (a. A. OLG Frankfurt a. M., Urt. v. 10. 12. 
2015 – 3 U 51/15, juris Rn. 8). Der VR war nicht gehal-
ten, dem VN die Anforderungen an das Rücktrittsrecht 
über den Gesetzeswortlaut hinaus zu erklären (vgl. 
OLG Düsseldorf, Urt. v. 24. 3. 2016 – I-4 U 99/13, juris 
Rn. 35). So musste er, wie der Senat bereits entschie-
den hat, den VN nicht über eine etwaige Form der 
Rücktrittserklärung belehren, weil von ihm nicht verlangt 
werden konnte, die insoweit unklare gesetzliche Be-
stimmung des § 8 Abs. 5 VVG a. F. auszulegen (Se-
natsurt. v. 29. 6. 2016 – IV ZR 24/14, r+s 2016, 556 Rn. 
15 mwN). In Belehrungen über das Widerspruchsrecht 
nach § 5 a Abs. 1 Satz 1 VVG a. F. war der aus dieser 
Vorschrift entlehnte Begriff der „Textform“ nicht erläute-
rungsbedürftig (Senatsurt. v. 10. 6. 2015 – IV ZR 
105/13, VersR 2015, 876 Rn. 11). Ebenso wenig konnte 
vom VR eine Erläuterung der dem Gesetzeswortlaut 
des § 8 Abs. 5 Satz 1 VVG a. F. entsprechenden For-
mulierung „nach Abschluss des Vertrages“ gefordert 
werden. 

16Dies gilt umso mehr, als die Annahmeerklärung des 
VR nicht zwangsläufig erst in der Übersendung des 
Versicherungsscheins liegen oder mit dieser verbunden 
sein musste. Ferner hätte eine umfassende Erläuterung 
auch den Fall einer verspäteten Annahmeerklärung 
(§ 150 Abs. 1 BGB) sowie die Möglichkeit einer An-
nahme unter Erweiterungen, Einschränkungen oder 
sonstigen Änderungen (§ 150 Abs. 2 BGB) umfassen 
und dabei die Billigungsklausel des § 5 VVG a. F. ein-
beziehen müssen. Eine Belehrung, die all diese Even-
tualitäten des Vertragsschlusses abdeckte, hätte keine 
weitere Verdeutlichung der Voraussetzungen des Rück-
trittsrechts bewirkt. Im Übrigen konnte der durchschnitt-
liche VN ohne weiteres erkennen, dass jedenfalls in der 
zeitnahen Übersendung des seinem Antrag entspre-
chenden Versicherungsscheins die Annahme seines 
Angebots lag und damit der Vertrag zustande gekom-
men und die Rücktrittsfrist in Gang gesetzt worden war. 

17b) Ohne Erfolg rügt die Revision weiterhin, die Rück-
trittsfrist habe nicht zu laufen begonnen, weil der Kl. 
den Erhalt der Belehrung nicht durch Unterschrift bestä-
tigt habe. Für eine solche Bestätigung hat das Beru-
fungsgericht die Unterschrift des Kl. auf dem Antrags-
formular, in dem die Belehrung unmittelbar oberhalb der 
Unterschriftszeile enthalten war, als ausreichend ange-
sehen. Diese tatrichterliche Würdigung ist aus Rechts-
gründen nicht zu beanstanden. 

18Unerheblich ist es entgegen der Auffassung der 
Revision, dass sich die Unterschrift auch noch auf den 
Erhalt bestimmter – hier in dem Feld über der Rück-
trittsbelehrung bezeichneter – Unterlagen beziehen 
konnte (a. A. OLG Frankfurt a.M., Urt. v. 10. 12. 2015 – 
3 U 51/15, juris Rn. 9 unter Bezugnahme auf das Urt. d. 
BGH v. 30. 9. 1992 – VIII ZR 196/91, BGHZ 119, 283, 
295 ff. [juris Rn. 47 ff.] zu § 1 b Abs. 2 Satz 3 AbzG 
a. F.). Entscheidend ist, dass sich die Unterschrift je-
denfalls auch auf die Belehrung über das Rücktritts-
recht bezog. Eine gesonderte Bestätigung der Rück-
trittsbelehrung war nach dem Gesetzeswortlaut des § 8 
Abs. 5 Satz 3 VVG a. F. nicht erforderlich. 
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* 1. Fehlt in einer Verbraucherinformation eine kon-
krete Mitteilung dazu, ob und in welchem Umfang 
Rückkaufswerte und Leistungen garantiert werden, 
enthält diese nicht die nach Anl. D Abschn. I Nr. 2 d 
zu § 10a VAG a. F. erforderlichen Angaben und ist 
deshalb unvollständig, nicht nur intransparent. * 

* 2. Nicht verbrauchte, kalkulierte Verwaltungskos-
ten stehen dem Versicherer nur insoweit zur Nut-
zungsziehung zur Verfügung, als diese auch tat-
sächlich dem Eigenkapital zugeflossen sind (i. A. an 
Senat vom 21. 12. 2017 – 7 U 80/17). * 

OLG Stuttgart, Urteil vom 13. 12. 2018 (7 U 46/18) 

Entscheidung 

– nicht rechtskräftig – 

Anmerkung der Redaktion: Die gegen diese Entschei-
dung eingelegte Revision hat beim BGH das Aktenzei-
chen IV ZR 18/19. – Vom Abdruck zweier weitgehend 
wortgleicher Parallelentscheidungen des OLG Stuttgart 
vom selben Tag wurde abgesehen. Diese Entscheidun-
gen, gegen die ebenfalls Revision eingelegt wurde, 
haben die Aktenzeichen 7 U 79/18 und 7 U 108/18 und 
beim BGH IV ZR 20/19 und IV ZR 8/19. 

Der Kl. begehrt von der Bekl. die Rückerstattung be-
zahlter Prämien sowie die Herausgabe gezogener 
Nutzungen im Rahmen der bereicherungsrechtlichen 
Rückabwicklung eines Rentenversicherungsvertrags 
mit Kapitalwahlrecht nach erklärtem Widerspruch gem. 
§ 5a VVG a. F. 

Für den Kl. bestand seit dem 1. 7. 1999 bei der Bekl. 
eine Rentenversicherung mit Kapitalwahlrecht, die auf 
Antrag des Kl. vom 11. 6. 1999 im Wege des Policen-
modells zustande gekommen ist. Dem Kl. wurden von 
der Bekl. mit Policenbegleitschreiben vom 17. 6. 1999 
der Versicherungsschein nebst Versicherungsbedin-
gungen sowie die Verbraucherinformation übersandt. 

Das zweiseitige Policenbegleitschreiben vom 17. 6. 
1999 enthält am Ende der ersten Seite in einem eige-
nen, am linken und rechten Seitenrand mit „*“ versehe-
nen Absatz folgende Widerspruchsbelehrung: 

„Dieser Vertrag gilt als abgeschlossen, wenn Sie nicht 
innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt des Versiche-
rungsscheins, der Versicherungsbedingungen und der 
Verbraucherinformationen schriftlich widersprechen. 
Um diese Frist einzuhalten, genügt es, Ihren Wider-
spruch rechtzeitig abzusenden.“ 

Mit Datum vom 29. 3. 2011 machte der Kl. von seinem 
Kapitalwahlrecht Gebrauch, woraufhin die Bekl. zum 1. 
7. 2011 eine Ablaufleistung in Höhe von 44 503,14 Euro 
zur Auszahlung brachte. Mit Schreiben vom 4. 3. 2016 
erklärte der Kl. den Widerspruch, den die Bekl. mit 
Schreiben vom 9. 3. 2016 zurückwies. 

Das LG hat die auf Zahlung von 35 951,57 Euro zuzüg-
lich Zinsen gerichtete Klage abgewiesen. 

Die Berufung des Kl. hatte nur zu einem geringen Teil 
Erfolg. 

Aus den Gründen: 

Dem Kl. steht gegen die Bekl. ein Anspruch auf Erstat-
tung der geleisteten Prämien sowie Herausgabe gezo-
gener Nutzungen aus §§ 812 Abs. 1 S. 1, 818 Abs. 1 S. 
1 BGB in Höhe von insgesamt 431,32 Euro zu. Der Kl. 
hat nicht auf einen wirksamen Vertrag geleistet. Das 
Widerspruchsrecht konnte er noch im Jahr 2016 wirk-
sam ausüben, weil ihm zwar eine formell und inhaltlich 
ordnungsgemäße Widerspruchsbelehrung erteilt wurde, 
die ihm überlassene Verbraucherinformation jedoch 
unvollständig war. 

1. Die im Policenbegleitschreiben vom 17. 6. 1999 
enthaltene Widerspruchsbelehrung genügt sowohl 
formell als auch inhaltlich den Vorgaben des § 5a VVG 
in der vom 29. 7. 1994 und 31. 7. 2001 geltenden Fas-
sung (nachfolgend: § 5a VVG a. F.). 

a) Die Belehrung ist ausreichend drucktechnisch her-
vorgehoben. Durch die Hervorhebung muss sicherge-
stellt sein, dass der VN die Belehrung zur Kenntnis 
nimmt, selbst wenn er nicht nach einer Widerspruchs-
möglichkeit sucht (BGH vom 14. 10. 2015 – IV ZR 
388/13 – r+s 2015, 598 Rn. 11). 

Diese Voraussetzung ist bei der streitgegenständlichen 
Belehrung erfüllt. Insbesondere ist die Belehrung nicht 
im Text oder im Fließtext versteckt, sondern findet sich 
im letzten Absatz auf der ersten Seite des zweiseitigen 
Policenbegleitschreibens. Die Belehrung ist räumlich 
durch einen Absatz vom sonstigen Fließtext getrennt 
und durch „*“ am linken und rechten Rand zusätzlich 
hervorgehoben. Weitere derart hervorgehobene Texttei-
le enthält das Policenbegleitschreiben der Bekl. nicht. 
Dies genügt für eine drucktechnisch deutliche Hervor-
hebung (vgl. auch OLG Koblenz vom 30. 4. 2015 – 10 
U 41/15 – juris Rn. 9; OLG München vom 1. 6. 2015 – 
25 U 3379/14 – juris Rn. 9). Das vom Kl. zur Unterstüt-
zung seiner Rechtsauffassung bemühte Urteil des BGH 
vom 10. 6. 2015 (IV ZR 272/13) ist auf den vorliegen-
den Fall schon deswegen nicht übertragbar, weil sich 
im dort entschiedenen Fall die – in Kursivschrift gehal-
tene – Widerspruchsbelehrung auf der Rückseite des 
Policenbegleitschreibens befand und eine weitere Ak-
zentuierung unterblieb. 

b) Die Widerspruchsbelehrung ist auch inhaltlich nicht 
zu beanstanden (vgl. dazu auch OLG Köln vom 11. 12. 
2015 – 20 U 19/15 – juris Rn. 22 ff.). Die Belehrung 
enthält den eindeutigen Hinweis, dass der Vertrag auf 
der Grundlage dieses Versicherungsscheins, der Versi-
cherungsbedingungen und der für den Vertrag maßgeb-
lichen Verbraucherinformation als abgeschlossen gelte, 
wenn der VN nicht widerspreche. Abgesehen davon, 
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dass § 5a VVG a. F. eine Belehrung darüber, dass 
Vertragsgrundlage der Versicherungsschein, die Versi-
cherungsbedingungen und die für den Vertrag maßgeb-
lichen Verbraucherinformationen sind, nicht verlangt, ist 
dies für den durchschnittlichen VN auch ohne eine 
solche Angabe ersichtlich. 

Auch das vom Kl. zitierte Urteil des OLG Karlsruhe vom 
15. 12. 2017 (12 U 127/17 – VersR 2018, 212) ist mit 
dem vorliegenden Fall nicht vergleichbar, da die dort 
gewählte, mit einem Konditionalsatz beginnende Beleh-
rung eine eigene Subsumtion des Sachverhalts unter 
die in der Belehrung genannten Voraussetzungen er-
fordert. 

Darüber hinaus bedarf es entgegen der Annahme des 
Kl. einer Belehrung über die Rechtsfolgen eines unter-
lassenen Widerspruchs nicht. Gem. § 5a Abs. 2 S. 1 
VVG a. F. ist der VN „bei Aushändigung des Versiche-
rungsscheins schriftlich, in drucktechnisch deutlicher 
Form über das Widerspruchsrecht, den Fristbeginn und 
die Dauer“ zu belehren. Daher ist es nicht erforderlich, 
auch über die Rechtsfolgen zu belehren, die eintreten, 
wenn der VN sein Widerspruchsrecht nicht ausübt. 

2. Jedoch war die Verbraucherinformation unvollständig 
und damit fehlerhaft. Dem Kl. ist weder vor Vertrags-
schluss noch mit Übersendung des Versicherungs-
scheins eine Verbraucherinformation ausgehändigt 
worden, die den Anforderungen des § 10a VAG a. F. 
genügt. 

a) Nach Abs. 1 S. 1 dieser Vorschrift hat das Versiche-
rungsunternehmen zu gewährleisten, dass der VN, 
wenn er – wie hier – eine natürliche Person ist, in einer 
Verbraucherinformation über die für das Versiche-
rungsverhältnis maßgeblichen Tatsachen und Rechte 
des Vertrags nach Maßgabe der Anlage Teil D unter-
richtet wird. Nach § 10a Abs. 2 VAG a. F. hat die Ver-
braucherinformation schriftlich zu erfolgen und muss 
eindeutig formuliert, übersichtlich gegliedert sowie ver-
ständlich in deutscher Sprache oder der Muttersprache 
des VN abgefasst sein. 

b) Diesen Anforderungen werden die Angaben in der 
mit dem Versicherungsschein dem Kl. übersandten 
Verbraucherinformation nicht gerecht. 

aa) Zwar fehlen entgegen der Annahme des Kl. hier 
keine Angaben, die gem. Nr. 1 e des Abschn. l Anl. D 
zu § 10a VAG a. F. erforderlich sind. 

Nach Nr. 1 e Abschn. l Anl. D zu § 10a VAG a. F. sind 
Angaben erforderlich über die Prämienhöhe, wobei die 
Prämien einzeln auszuweisen sind, wenn das Versiche-
rungsverhältnis mehrere selbstständige Versicherungs-
verträge umfassen soll, und über die Prämienzah-
lungsweise sowie Angaben über etwaige Nebengebüh-
ren und -kosten und die Angabe des insgesamt zu 
zahlenden Betrags. 

Die Höhe der jährlich zu zahlenden Gesamtprämie, die 
im vorliegenden Fall mit der Prämienhöhe identisch ist, 
beträgt 10 799,40 DM und ergibt sich hier aus dem 
Versicherungsschein. Ebenso wird dort auch die Zah-
lungsweise benannt. Das ist ausreichend. Nach Nr. 1 e 
Abschn. l Anl. D zu § 10a VAG a. F. ist nicht die Anga-
be des Gesamtbetrags der während der gesamten 
Vertragslaufzeit zu zahlenden Prämien erforderlich, 
sondern der in der Versicherungsperiode zu zahlende 
Gesamtbetrag, der sich aus der eigentlichen Prämie, 
etwaigen Kosten und Gebühren sowie Steuern zusam-
mensetzt (vgl. Senat vom 10. 4. 2014 – 7 U 199/13 – 
juris Rn. 52). Eine weitere Aufteilung der Gesamtprämie 
in die einzelnen Teile, insbesondere eine Nennung von 
Risiko-, Kapital- und Kostenanteilen ist nicht erforder-
lich. 

Sonstige „Nebengebühren und -kosten“, also Gebüh-
rentatbestände, die unabhängig von der Prämie aus 
vom VN veranlassten Gründen aufgrund eines zusätzli-
chen Verwaltungsaufwands erhoben werden, sind nicht 
Bestandteil des vom Kl. zu zahlenden Beitrags. Sie 
werden in § 18 AVB der Bekl. in ausreichender Art und 
Weise mitgeteilt, sodass auch insofern Nr. 1 e Abschn. l 
Anl. D zu § 10a VAG a. F. genügt wird (so auch OLG 
Hamm vom 2. 5. 2018 – 20 U 42/18 – VersR 2018, 
1114 Rn. 31). 

bb) Gem. Anl. D Abschn. I Nr. 2 b bis d zu § 10a VAG 
a. F. sind jedoch auch „Angaben der Rückkaufswerte 
(Anl. D Abschn. I Nr. 2 b), u. a. über die Leistungen aus 
prämienfreier Versicherung (Anl. D Abschn. I Nr. 2 c) 
und über das Ausmaß, in dem diese Leistungen garan-
tiert sind (Anl. D Abschn. I Nr. 2 d)“, erforderlich. In der 
im Versicherungsschein enthaltenen Übersicht werden 
zwar in der vierten Spalte Rückkaufswerte mit Gewinn-
beteiligung ausgewiesen. Es fehlt indes die Angabe, ob 
und in welchem Umfang die dort im Einzelnen aufge-
führten Beträge garantiert werden. Auf der der Über-
sicht vorhergehenden Seite des Versicherungsscheins 
wird zwar darauf hingewiesen, dass die Höhe des 
Rückkaufswerts letztlich von vielen Faktoren abhängt 
und deshalb die der Übersicht zu entnehmenden und 
nach den (zum Zeitpunkt der Ausstellung des Versiche-
rungsscheins) maßgeblichen Berechnungsgrundlagen 
ermittelten Werte nicht garantiert werden können. Hie-
raus ergibt sich mithin lediglich, dass die in der Über-
sicht ausgewiesenen Beträge nicht garantiert werden, 
nicht jedoch, ob und in welchem Umfang Rückkaufs-
werte überhaupt garantiert werden (vgl. Senat vom 21. 
12. 2017 – 7 U 80/17 – MDR 2018, 596). 

cc) Da die Verbraucherinformation unvollständig war, 
lag sie dem VN nie vollständig i. S. v. § 5a Abs. 2 S. 1 
VVG a. F. vor, sodass die Widerspruchsfrist nicht in 
Lauf gesetzt wurde (vgl. Prölss in Prölss/Martin, VVG 
27. Aufl. 2004 Rn. 53 zu § 5a). Eine Intransparenz 
(dazu BGH vom 26. 9. 2007 – IV ZR 321/05 – VersR 
2007, 1547) liegt nicht vor. Die für den Fall der Intrans-
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parenz bzw. (inhaltlich) unvollständigen Information von 
der Bekl. aufgeworfene Frage einer Kausalität für die 
Widerspruchsentscheidung des Kl. (dazu Prölss in 
Prölss/Martin, VVG 27. Aufl. 2004 Rn. 20, 25 a und 54 
a zu § 5a VVG a. F.) stellt sich deshalb nicht. 

c) Für einen solchen Fall einer nicht in Lauf gesetzten 
Widerspruchsfrist bestimmte § 5a Abs. 2 S. 4 VVG a. 
F., dass das Widerspruchsrecht ein Jahr nach Zahlung 
der ersten Prämie erlischt. Nachdem der Kl. die erste 
von ihm geschuldete Prämie im Juli 1999 gezahlt hatte, 
wäre nach dieser Bestimmung sein Recht zum Wider-
spruch längst erloschen gewesen, als er diesen im 
März 2016 erklärte. Indes bestand sein Widerspruchs-
recht nach Ablauf der Jahresfrist und noch im Zeitpunkt 
der Widerspruchserklärungen fort, nachdem die Be-
stimmung des § 5a Abs. 2 S. 4 VVG a. F. richtlinienkon-
form dergestalt auszulegen ist, dass sie im – hier ein-
schlägigen – Bereich der Lebens- und Rentenversiche-
rung und der Zusatzversicherungen zur Lebensversi-
cherung nicht anwendbar ist (vgl. BGH vom 7. 5. 2014 
– IV ZR 76/11 – VersR 2014, 817 Rn. 27 ff.), weshalb 
das Widerspruchsrecht zeitlich unbefristet fortbesteht. 
Eine analoge Anwendung des § 124 Abs. 3 BGB schei-
det insoweit aus. 

d) Der Kl. verstößt mit seiner Rechtsausübung nicht 
gegen Treu und Glauben. 

aa) Er hat sein Recht zum Widerspruch nicht verwirkt. 
Ein Recht ist verwirkt, wenn seit der Möglichkeit der 
Geltendmachung längere Zeit verstrichen ist (Zeitmo-
ment) und besondere Umstände hinzutreten, die die 
verspätete Geltendmachung als Verstoß gegen Treu 
und Glauben erscheinen lassen (Umstandsmoment). 
Letzteres ist der Fall, wenn der Verpflichtete bei objekti-
ver Betrachtung aus dem Verhalten des Berechtigten 
entnehmen durfte, dass dieser sein Recht nicht mehr 
geltend machen werde. Ferner muss sich der Verpflich-
tete im Vertrauen auf das Verhalten des Berechtigten in 
seinen Maßnahmen so eingerichtet haben, dass ihm 
durch die verspätete Durchsetzung des Rechts ein 
unzumutbarer Nachteil entstünde. 

Es fehlt hier jedenfalls am Umstandsmoment. Ein 
schutzwürdiges Vertrauen kann die Bekl. schon des-
halb nicht in Anspruch nehmen, weil sie die Situation 
selbst herbeigeführt hat, indem sie dem Kl. keine voll-
ständige Verbraucherinformation erteilte. Insoweit ist 
die Situation dem Fehlen einer ordnungsgemäßen 
Widerspruchsbelehrung vergleichbar (dazu BGH vom 7. 
5. 2014 – IV ZR 76/11 – VersR 2014, 817 Rn. 39). 

Die reine Prämienzahlung über einen längeren Zeit-
raum hinweg sowie die Entgegennahme der Ablaufleis-
tung stellen keine besonders gravierenden Umstände 
dar, die dem Kl. gleichwohl ausnahmsweise die Gel-
tendmachung seines Anspruchs wegen Verwirkung 
verwehren (vgl. dazu BGH vom 27. 1. 2016 – IV ZR 

130/15 – r+s 2016, 230 Rn. 16; vom 1. 6. 2016 – IV ZR 
482/14 – VersR 2017, 275 Rn. 24). 

bb) Aus demselben Grund liegt in der Geltendmachung 
des bereicherungsrechtlichen Anspruchs keine wider-
sprüchliche und damit unzulässige Rechtsausübung. 
Widersprüchliches Verhalten ist nach der Rechtsord-
nung grundsätzlich zulässig und nur dann rechtsmiss-
bräuchlich, wenn für den anderen Teil ein Vertrauens-
tatbestand geschaffen worden ist oder wenn andere 
besondere Umstände die Rechtsausübung als treuwid-
rig erscheinen lassen. Eine Rechtsausübung kann 
unzulässig sein, wenn sich objektiv das Gesamtbild 
eines widersprüchlichen Verhaltens ergibt, weil das 
frühere Verhalten mit dem späteren sachlich unverein-
bar ist und die Interessen der Gegenpartei im Hinblick 
hierauf vorrangig schutzwürdig erscheinen. 

Die Bekl. kann indes keine vorrangige Schutzwürdigkeit 
für sich beanspruchen, nachdem sie es versäumt hat, 
dem Kl. eine vollständige Verbraucherinformation zu 
erteilen. 

3. Die Bekl. ist dem Kl. nach § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 
BGB zur Herausgabe des durch deren Leistung Erlang-
ten verpflichtet und daher zur Zahlung in Höhe von 
431,32 Euro zu verurteilen. 

a) Die sich aus dem Bereicherungsrecht ergebenden 
Rechtsfolgen der Europarechtswidrigkeit des § 5a Abs. 
2 S. 4 VVG a. F. sind dabei nicht auf eine Wirkung ab 
Zugang des Widerspruchs (ex nunc) zu beschränken 
(vgl. nur BGH vom 7. 5. 2014 – IV ZR 76/11 – VersR 
2014, 817 Rn. 41 ff.). 

b) Die bereicherungsrechtliche Rückabwicklung gegen-
seitiger Verträge hat nach den Grundsätzen der soge-
nannten Saldotheorie zu erfolgen. Danach ist der Be-
reicherungsanspruch bei beiderseits ausgeführten 
gegenseitigen nichtigen Verträgen ein von vornherein in 
sich beschränkter einheitlicher Anspruch auf Ausgleich 
aller mit der Vermögensverschiebung zurechenbar 
zusammenhängender Vorgänge in Höhe des sich dabei 
ergebenden Saldos. Es ist deshalb durch Vergleich der 
durch den Bereicherungsvorgang hervorgerufenen Vor- 
und Nachteile zu ermitteln, für welchen Beteiligten sich 
ein Überschuss ergibt. Leistung und Gegenleistung sind 
dabei in Fortgeltung des bei Vertragsschluss gewollten 
Austauschverhältnisses für die bereicherungsrechtliche 
Rückabwicklung entsprechend § 818 Abs. 3 BGB 
grundsätzlich zu saldieren. Dies bedeutet bei ungleich-
artigen Leistungen, dass der Bereicherungsschuldner 
die erlangte Leistung nur Zug um Zug gegen seine volle 
Gegenleistung herauszugeben braucht, ohne dass es 
der Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts 
bedarf (so BGH vom 20. 3. 2001 – XI ZR 213/00 – NJW 
2001, 1863 = juris Rn. 15). 

aa) Daher kann der Kl. nach § 818 Abs. 2 BGB dem 
Grunde nach den Ersatz des Werts der von ihm insge-
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samt geleisteten Prämien in Höhe von (unstreitig) 27 
608,25 Euro verlangen. 

(1) Jedoch muss sich der Kl. im Rahmen der bereiche-
rungsrechtlichen Rückabwicklung den Versicherungs-
schutz anrechnen lassen, den er während der Vertrags-
laufzeit genossen hat. Erlangter Versicherungsschutz 
ist ein Vermögensvorteil, dessen Wert nach den §§ 812 
Abs. 1 S. 1, 818 Abs. 2 BGB zu ersetzen sein kann (vgl. 
BGH vom 7. 5. 2014 – IV ZR 76/11 – VersR 2014, 817 
Rn. 45). Dabei sind die tatsächlich vom Versicherer 
kalkulierten Beitragsanteile, die auf diesen partiellen 
Versicherungsschutz entfallen, anzusetzen, nicht aber 
Prämien für den hypothetischen Fall, dass der VN al-
ternativ eine reine Risikolebensversicherung abge-
schlossen hätte (BGH vom 24. 2. 2016 – IV ZR 126/15 
– juris Rn. 26). 

In Bezug auf den streitgegenständlichen Versiche-
rungsvertrag, bei dem es sich um eine aufgeschobene 
Rentenversicherung handelt, wurden nach dem unbe-
stritten gebliebenen Vortrag des Kl. und den ergänzen-
den Ausführungen des Zeugen S. derartige sogenannte 
Risikokosten nicht in Ansatz gebracht. 

(2) Darüber hinaus sind die angesichts des Zeitablaufs 
nicht mehr zurück zu fordernden Kosten der Vermittlung 
nicht in Abzug zu bringen (BGH vom 11. 11. 2015 – IV 
ZR 513/14 – VersR 2016, 33 Rn. 34; vom 29. 7. 2015 – 
IV ZR 384/14 – VersR 2015, 1101 Rn. 43; vom 29. 7. 
2015 – IV ZR 448/14 – VersR 2015, 1104 Rn. 48). 
Insoweit kann sich der Versicherer nicht gem. § 818 
Abs. 3 BGB auf den Wegfall der Bereicherung berufen. 

Auch bezüglich der Verwaltungskosten kann sich die 
Bekl. nicht auf Entreicherung berufen (BGH vom 11. 11. 
2015 – IV ZR 513/14 – VersR 2016, 33 Rn. 34; vom 29. 
7. 2015 – IV ZR 384/14 – VersR 2015, 1101 Rn. 42; 
vom 29. 7. 2015 – IV ZR 448/14 – VersR 2015, 1104 
Rn. 47). 

(3) Im Ergebnis verbleibt es deshalb bei einem Betrag 
von insgesamt 27 608,25 Euro, der vom Kl. auf die 
streitgegenständliche Versicherung erbracht worden 
und als Bereicherung bei der Bekl. verblieben ist. 

bb) Dem Kl. steht ein weiterer Anspruch nach § 818 
Abs. 1 BGB auf Herausgabe der gezogenen Nutzungen 
zu. 

(1) Erfasst werden davon indes nur diejenigen Nutzun-
gen, die tatsächlich gezogen werden. Dabei ist es un-
erheblich, ob der Bereicherte (weitere) Nutzungen hätte 
ziehen können, und ob er dies schuldhaft unterlassen 
hat. Andererseits kommt es auch nicht darauf an, ob 
der Bereicherungsgläubiger die Nutzungen hätte selbst 
ziehen können. Verwendet der Empfänger rechtsgrund-
los erlangtes Geld in einer Weise, die nach der Le-
benserfahrung bestimmte wirtschaftliche Vorteile ver-
muten lässt, so ist der übliche Zinssatz als gezogene 

Nutzung anzusetzen (vgl. nur Schwab in Münch. 
Komm. zum BGB 7. Aufl. 2017 Rn. 8 zu § 818). 

(2) Letzteres ist im hier zu entscheidenden Fall für die 
Bekl. anzunehmen. Allerdings ist dabei nicht durchweg 
auf einen durchschnittlichen Zinssatz von fünf Prozent-
punkten über dem Basiszinssatz oder von durchschnitt-
lich 4 % abzustellen. Maßgeblich ist ebenfalls nicht die 
Eigenkapitalrendite der Bekl. oder eine Erhöhung we-
gen Kapital- oder Bewertungsreserven im Beitragszeit-
raum, die nur Buchwerte darstellen, zu deren Auflösung 
die Bekl. nicht verpflichtet ist. Zu berücksichtigen ist 
vielmehr die Ertragslage des jeweiligen Versicherers 
(vgl. BGH vom 29. 7. 2015 – IV ZR 384/14 – VersR 
2015, 1101 Rn. 46 und – IV ZR 448/14 – VersR 2015, 
1104 Rn. 51). Vor diesem Hintergrund erscheinen dem 
Senat in ständiger Rechtsprechung insofern maßgeb-
lich diejenigen Nettozinsen, die die Bekl. im Bereich der 
Kapitalanlagen im hier gegenständlichen Zeitraum 
erzielen konnte. Unter Beachtung der obigen Grundsät-
ze ergeben sich in Bezug auf den Sparanteil der Prä-
mien (Prämie nach Abzug der Risikokosten, der Ab-
schluss- und kalkulierten Verwaltungskosten) von der 
Bekl. gezogene und an den Kl. herauszugebende Nut-
zungen in Höhe von 17 126,21 Euro, den die Bekl. nach 
den Angaben des Zeugen S. auf der Grundlage der 
Nettoverzinsung plausibel errechnet hat. Mangels ab-
weichender Anhaltspunkte schätzt der Senat die her-
auszugebenden Nutzungen gem. § 287 ZPO auf diesen 
Betrag. 

(3) Darüber hinaus steht dem Kl. ein weiter gehender 
Anspruch auf Herausgabe von Nutzungen in Bezug auf 
die kalkulierten Verwaltungskosten in Höhe von 200 
Euro zu. 

(a) Der Prämienanteil, der auf die Abschlusskosten 
entfiel, bleibt für Nutzungsersatzansprüche außer Be-
tracht. Mangels abweichender Anhaltspunkte ist davon 
auszugehen, dass der Versicherer Prämienanteile, 
welche er für Abschlusskosten aufwandte, nicht zur 
Kapitalanlage nutzen konnte (BGH aaO Rn. 44, 45). In 
Bezug auf den in Rede stehenden Vertrag ergibt sich 
nichts anderes. Nach den Ausführungen des Zeugen S. 
sind Abschlusskosten in Höhe von 11 016,35 Euro 
angefallen, wobei nach seinem Kenntnisstand Über-
schüsse nicht erzielt wurden. Der Zeuge Dr. M. hat dies 
ergänzend erläutert und dargelegt, dass zu den hier 
maßgeblichen Zeitpunkten Abschlusskosten in Höhe 
von 4 % kalkuliert werden durften, wohingegen typi-
scherweise Kosten in Höhe von 5 bis 6 % angefallen 
sind. Hieraus folgt, dass in Bezug auf die Abschluss-
kosten in der Regel ein Verlust entstanden ist, sodass 
die Bekl. insoweit keine Nutzungen gezogen hat. 

(b) Hinsichtlich des Verwaltungskostenanteils der Prä-
mie – der sich dem Zeugen S. zufolge auf 662,50 Euro 
beläuft – obliegt die Darlegungs- und Beweislast für die 
Ziehung von Nutzungen dem jeweiligen VN. 
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2016&s=33&z=VERSR&rn=34
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-07-29&az=IVZR38414&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1101&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1101&z=VERSR&rn=42
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-07-29&az=IVZR44814&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1104&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1104&z=VERSR&rn=47
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=818
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=818&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-07-29&az=IVZR38414&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1101&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1101&z=VERSR&rn=46
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&az=IVZR44814&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1104&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2015&s=1104&z=VERSR&rn=51
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ZPO&p=287


 
 
 

 
OLG Stuttgart, VersR 2019, 803 (nicht rechtskräftig) Anlage 13 
 
 

 
 

 
Dabei kann nicht ohne Weiteres davon ausgegangen 
werden, die Bekl. habe einen Betrag, der den Verwal-
tungskosten der Höhe nach entspricht, zur Nutzungs-
ziehung verwenden können, und entsprechende Nut-
zungen auch gezogen (vgl. OLG München vom 31. 8. 
2018 – 25 U 607/18 – juris Rn. 35). Auch kann grund-
sätzlich nicht vermutet werden, dass die Bekl. Nut-
zungszinsen in bestimmter Höhe erzielt hat. Aus den 
Entscheidungen des BGH (Urteil vom 11. 11. 2015 – IV 
ZR 513/14 – VersR 2016, 33 Rn. 46 f.; vom 21. 6. 2017 
– IV ZR 176/15 – VersR 2017, 1000 Rn. 25; vom 26. 9. 
2018 – IV ZR 304/15 – VersR 2018, 1367 Rn. 31 ff.) 
ergibt sich insoweit letztlich nichts anderes. 

Hier hat die Bekl. jedoch nach den Ausführungen des 
Zeugen Dr. M, die sich der Kl. zumindest hilfsweise zu 
eigen gemacht hat, die von ihr kalkulierten Verwal-
tungskosten nicht in voller Höhe tatsächlich verbraucht, 
sondern Kostengewinne erzielt. Diese Kostengewinne 
belaufen sich dem Zeugen zufolge unter Heranziehung 
der Jahresabschlüsse für die Jahre 2000 bis 2002 auf 
durchschnittlich 0,35 % der Jahresprämie, wobei dieser 
Wert auch bezüglich der Folgejahre zugrunde gelegt 
werden kann. Jedoch stehen die Kostengewinne – so 
der Zeuge weiter – der Bekl. nicht vollständig zur Nut-
zungsziehung zur Verfügung. Ein Anteil von 60 % wird 
unter Beachtung der Vorschriften der Mindestzufüh-
rungsverordnung als Überschuss an die VN ausge-
schüttet. Hinsichtlich des verbleibenden Anteils der 
Kostengewinne von 40 % (mithin 0,14 % der Jahres-
prämie) ist zu berücksichtigen, inwieweit im jeweiligen 
Jahr Dividenden ausgeschüttet werden. Diesen an die 
Aktionäre ausgeschütteten Anteil schätzt der Senat 
gem. § 287 Abs. 2 ZPO mangels sonstiger belastbarer 
Angaben des Zeugen Dr. M. auf durchschnittlich 50 %, 
sodass letztlich 50 % (0,07 % der Jahresprämie) zur 
Nutzungsziehung und damit zur Verzinsung zur Verfü-
gung standen. 

Unter Berücksichtigung dieser Vorgaben schätzt der 
Senat die von der Bekl. gezogenen und die Kl. heraus-
zugebenden Nutzungen gem. § 287 Abs. 2 ZPO auf 
200 Euro. 

c) Die von der Bekl. als Bereicherung herauszugeben-
den Beträge belaufen sich mithin auf insgesamt 44 
934,46 Euro (27 608,25 Euro + 17 126,21 Euro + 200 
Euro). 

Hierauf hat sich der Kl. die bereits erhaltene Ablaufleis-
tung in Höhe von 44 503,14 Euro anrechnen zu lassen, 
sodass ein dem Kl. noch zuzusprechender Betrag in 
Höhe von 431,32 Euro verbleibt. … 

f) Dem Kl. steht ein Anspruch auf Freistellung von vor-
gerichtlich angefallener Rechtsanwaltskosten nicht zu 
(wird ausgeführt). 

Der Senat hat die Revision zugelassen, da die vorlie-
gend aufgeworfenen Rechtsfrage, ob die im Versiche-

rungsschein enthaltenen Angaben über garantierte 
bzw. nicht garantierte Rückkaufswerte den Anforderun-
gen der Anl. D Abschn. I Nr. 2 b bis d zu § 10a VAG a. 
F. genügt und mithin eine das Widerspruchsrecht des 
jeweiligen VN auslösende unvollständige Verbraucher-
information vorliegt, in der obergerichtlichen Rechtspre-
chung nicht einheitlich beantwortet wird und das OLG 
München (Urteil vom 27. 1. 2017 – 25 U 2567/16) eine 
von derjenigen des Senats abweichende Auffassung 
vertritt. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2018-08-31&az=25U60718&ge=OLGMUENCHEN
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-11-11&az=IVZR51314&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2015-11-11&az=IVZR51314&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2016&s=33&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2016&s=33&z=VERSR&rn=46
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2017-06-21&az=IVZR17615&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&s=1000&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&s=1000&z=VERSR&rn=25
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2018-09-26&az=IVZR30415&ge=BGH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2018&s=1367&z=VERSR
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2018&s=1367&z=VERSR&rn=31
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ZPO&p=287
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ZPO&p=287&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ZPO&p=287
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ZPO&p=287&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VAG&p=10A
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2017-01-27&az=25U256716&ge=OLGMUENCHEN
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Verlangt ein VN gestützt auf einen Widerspruch 
nach § 5a VVG a. F. die bereicherungsrechtliche 
Rückabwicklung eines Lebensversicherungsver-
trags, ist nach Sinn und Zweck des § 4 Abs. 1 
Halbs. 2 ZPO ein in diesem Rahmen geltend ge-
machter Anspruch auf Herausgabe von Nutzungen 
bei der Streitwertberechnung zu berücksichtigen. 

BGH, Beschluss vom 19. 12. 2018 (IV ZB 10/18, LG 
Nürnberg-Fürth) 

Entscheidung 

[1] Der Kl. fordert von der Bekl. nach einem Wider-
spruch gegen das Zustandekommen einer im Jahr 2000 
nach dem sogenannten Policenmodell des § 5a VVG in 
der seinerzeit gültigen Fassung (im Folgenden: § 5a 
VVG a. F.) abgeschlossenen fondsgebundenen Le-
bensversicherung gem. §§ 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1, 818 
Abs. 1 BGB die Rückzahlung geleisteter Versiche-
rungsbeiträge sowie die Herausgabe von Nutzungen, 
die die Bekl. aus den Beiträgen gezogen haben soll. 

[2] Nachdem der Kl. den Versicherungsvertrag zu-
nächst gekündigt und die Bekl. daraufhin den Rück-
kaufswert ausgezahlt hatte, erklärte der Kl. im Jahr 
2015 den Widerspruch des Vertrags. Er meint, das 
Widerspruchsrecht habe zum Zeitpunkt der Erklärung 
noch bestanden, weil die Widerspruchsfrist gem. § 5a 
Abs. 2 S. 1 VVG a. F. nicht zu laufen begonnen habe 
und § 5a Abs. 2 S. 4 VVG a. F. nicht anwendbar sei. 

[3] Der Kl. hat die bereicherungsrechtliche Forderung 
auf 4316,21 Euro beziffert und so berechnet, dass er 
von der Summe der gezahlten Versicherungsbeiträge 
einen Risikoanteil, den erhaltenen Rückkaufswert sowie 
Fondsverluste abgezogen und Nutzungen in Höhe von 
3728,39 Euro hinzugerechnet hat. 

[4–5] Das AG hat die Klage wegen Verwirkung abge-
wiesen und den Streitwert auf 4316,21 Euro festge-
setzt. Das LG hat die Berufung des Kl. verworfen, weil 
die Beschwer 600 Euro nicht übersteige; der Streitwert 
sei auf 587,82 Euro festzusetzen. Der Anspruch auf 
Herausgabe der Nutzungen werde als Nebenforderung 
i. S. d. § 4 ZPO geltend gemacht, da der Rückkaufswert 
nach den Tarifbedingungen der Lebensversicherung 
nicht die Beitragsanteile enthalten könne, aus denen 
die Bekl. nach dem Vortrag des Kl. die Nutzungen ge-
zogen haben soll. Diese Beitragsanteile seien folglich 
im Antrag des Kl. enthalten und der Nutzungsheraus-
gabeanspruch bei der Berechnung des Streitwerts 
daher nicht zu berücksichtigen. 

Die Rechtsbeschwerde des Kl. führte zur Aufhebung 
und Zurückverweisung. 

Aus den Gründen: 

[6] 1. Die gem. §§ 574 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 522 Abs. 1 S. 
4 ZPO statthafte Rechtsbeschwerde ist auch im Übri-
gen zulässig. Eine Entscheidung des Rechtsbeschwer-

degerichts ist nach § 574 Abs. 2 Nr. 2 Alt. 2 ZPO zur 
Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforder-
lich. Die Verwerfung der Berufung als unzulässig ver-
letzt den Kl. – wie sich aus den nachfolgenden Ausfüh-
rungen ergibt – in seinem Verfahrensgrundrecht auf 
Gewährung wirkungsvollen Rechtsschutzes (Art. 2 Abs. 
1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip), das 
es den Gerichten verbietet, den Beteiligten den Zugang 
zu einer in der Verfahrensordnung eingeräumten In-
stanz in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht zu 
rechtfertigender Weise zu erschweren (vgl. Senat vom 
6. 6. 2018 – IV ZB 10/17 – VersR 2018, 1342 = NJW-
RR 2018, 957 Rn. 6 m. w. N.). 

[7] 2. Die Rechtsbeschwerde ist auch begründet. Mit 
der gegebenen Begründung durfte das LG die Berufung 
nicht als unzulässig verwerfen. Der Wert des Be-
schwerdegegenstands der Berufung beträgt 4316,21 
Euro und übersteigt damit die Wertgrenze von 600 Euro 
(§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO), weil der vom Kl. geltend 
gemachte Nutzungsherausgabeanspruch im Streitfall 
nicht als Nebenforderung i. S. d. § 4 Abs. 1 Halbs. 2 
ZPO zu qualifizieren ist. 

[8] Verlangt ein VN gestützt auf einen Widerspruch 
nach § 5a VVG a. F. die bereicherungsrechtliche Rück-
abwicklung eines Lebensversicherungsvertrags, ist ein 
in diesem Rahmen geltend gemachter Anspruch auf 
Herausgabe von Nutzungen bei der Streitwertberech-
nung zu berücksichtigen. Das ergibt sich aus dem Sinn 
und Zweck des § 4 Abs. 1 Halbs. 2 ZPO. 

[9] Die Vorschrift bezweckt eine praktische, einfache 
und klare Wertermittlung, da von der Wertfestsetzung 
die sachliche Zuständigkeit der Gerichte und die Zuläs-
sigkeit von Rechtsmitteln abhängt (vgl. Senat vom 2. 3. 
1994 – IV ZR 270/93 – juris Rn. 6; BGH vom 27. 6. 
2013 – III ZR 143/12 – VersR 2014, 855 = NJW 2013, 
3100 Rn. 8; vom 7. 10. 1976 – VII ZR 95/76 – WM 
1976, 1201; vom 6. 10. 1960 – VII ZR 42/59 – NJW 
1960, 2336; vom 23. 11. 1956 – V ZR 32/55 – NJW 
1957, 103 [104]; Hahn, Die gesamten Materialien zu 
den Reichs-Justizgesetzen Bd. 2 Abteilung 1 2. Aufl. S. 
147; Wöstmann in Münch. Komm. zur ZPO 5. Aufl. § 4 
Rn. 1; Roth in Stein/Jonas ZPO 23. Aufl. § 4 Rn. 1, 16; 
Kruis in Wieczorek/Schütze, ZPO 4. Aufl. § 4 Rn. 2, 18). 
Dieser Zweck einer Vereinfachung der Berechnung 
würde verfehlt, wenn es in Fällen der vorliegenden Art 
für die Streitwertermittlung darauf ankäme, ob und in 
welchem Umfang der eingeklagte Nutzungsherausga-
beanspruch in einem Abhängigkeitsverhältnis zu dem 
weiter geltend gemachten Anspruch auf Rückzahlung 
der Versicherungsbeiträge steht, von diesem also sach-
lich rechtlich abhängt (vgl. BGH vom 19. 12. 2016 – IX 
ZR 60/16 – juris Rn. 2 m. w. N.). Dies kann hier von Fall 
zu Fall insbesondere danach variieren, mit welchem der 
Ansprüche der an den VN typischerweise ausgezahlte 
Rückkaufswert in welcher Höhe zu verrechnen ist. 
Hierfür kommt es nicht nur darauf an, wie die Frage 
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nach der Verrechnung des Rückkaufswerts abstrakt-
generell zu beantworten ist – dazu werden in der ober-
landesgerichtlichen Rechtsprechung verschiedene 
Positionen vertreten (vgl. OLG Karlsruhe VersR 2017, 
1420 unter 1 = juris Rn. 3 ff. m. w. N.). Es bestimmt 
sich, wie das Berufungsgericht im Ausgangspunkt zu-
treffend angenommen hat, auch nach den Umständen 
des Einzelfalls, deren rechtliche Bewertung unter-
schiedlich ausfallen kann. 

[10] Auf dieser vielschichtigen Grundlage wäre es für 
die Parteien in derartigen Prozessen häufig kaum mög-
lich, im Vorhinein zu erkennen, welches Gericht sach-
lich zuständig ist und ob ein Rechtsmittel zulässiger-
weise eingelegt werden kann, wenn die volle oder teil-
weise (Nicht-)Berücksichtigung des Nutzungsheraus-
gabeanspruchs insofern zu unterschiedlichen Ergebnis-
sen führte; die insbesondere auch in ihrem Interesse 
gebotene praktische, einfache und klare Wertermittlung 
wäre nicht mehr gewährleistet. Der § 4 Abs. 1 Halbs. 2 
ZPO zugrunde liegende Vereinfachungsgedanke 
spricht daher entscheidend dafür, den Nutzungsher-
ausgabeanspruch des VN in Fällen der vorliegenden 
Art unabhängig von den Umständen des Einzelfalls bei 
der Streitwertbemessung zu berücksichtigen. 
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LG Düsseldorf, Urteil vom 21.07.2016 – 9 S 47/15 

Tenor: 

Die Berufung des Klägers gegen das am 07.09.2015 verkündete Urteil des Amtsgerichts Neuss - 
87 C 926/15 - wird zurückgewiesen. 

Die Kosten des Berufungsrechtsstreits werden dem Kläger auferlegt. 

Dieses Urteil und das mit der Berufung angefochtene Urteil sind ohne Sicherheitsleistung vorläufig 
vollstreckbar. Dem Kläger bleibt nachgelassen, die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung i. H. v. 
110% des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abzuwenden, soweit nicht die Beklagte 
vor der Vollstreckung Sicherheit i. H. v. 110% des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet. 

Die Revision wird zugelassen. 

Gründe: 

I. 

Der Kläger nimmt die Beklagte auf Rückzahlung von Beiträgen zu einer Ratenschutzversicherung 
in Anspruch. 

Der Kläger schloss unter dem 29.01.2013 mit der Y einen Darlehensvertrag über eine Nettodarle-
henssumme von 21.776,00 EUR; gleichzeitig schloss er eine Ratenschutzversicherung mit einer 
Einmalprämie von 1.539,00 EUR auf, die mitkreditiert wurde. Die Laufzeit des Darlehensvertrages 
und der Ratenschutzversicherung auf 47 Monate beginnend ab dem 15.03.2013 angelegt; der 
Versicherung lagen die Allgemeinen Versicherungsbedingungen der Beklagten zugrunde. 

Nach Umschuldung und Ablösung des Darlehensvertrags mit der Y erklärte der Kläger gegenüber 
dieser mit Schreiben vom 20.02.2014 die Kündigung der Ratenschutzversicherung; mit weiteren 
Schreiben an die Bank sowie an die Beklagte forderte er weiter die anteilige Rückzahlung des Ver-
sicherungsbeitrags. 

Das Amtsgericht Neuss hat die Klage durch Urteil vom 07.09.2015 abgewiesen (Bl. 194ff. d. A.). 
Zur Begründung hat es ausgeführt, der Vertrag sei bislang nicht durch eine Kündigung des Klägers 
beendet worden. Entsprechend der vertraglichen Vereinbarung trete eine Beendigung erst zum 
15.03.2016 ein. Gemäß § 3 AVB-RSV könne das Versicherungsverhältnis, das für die Dauer von 
mehr als drei Jahren geschlossen worden sei, frühestens zum Schluss des Dritten oder jedes da-
rauffolgenden Vertragsjahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. 
Dem Kläger stehe auch kein Sonderkündigungsrecht aus wichtigem Grund gemäß § 314 Abs. 1 
BGB zu, da es an einem Dauerschuldverhältnis fehle. Die Bank sei als Darlehensgeberin und Ver-
sicherungsnehmerin der Ratenschutzversicherung auch Prämienschuldnerin einer Einmalzahlung, 
die durch die Darlehensraten abgetragen worden sei. Darüber hinaus fehle es an einem wichtigen 
Grund im Sinne von § 314 Abs. 1 BGB. 

Mit seiner Berufung verfolgt der Kläger seinen erstinstanzlichen Klageantrag weiter, die Beklagte 
zu verurteilen, 1. an ihn eine in das Ermessen des Gerichts gestellte Versicherungsprämie, min-
destens aber 1.146,06 EUR nebst Zinsen i. H. v. 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 
dem 25.02.2014 und 2. an ihn 201,71 EUR Kosten vorgerichtlicher Rechtsverfolgung nebst 
Rechtshängigkeitszinsen Beklagte zu zahlen. Die Beklagte hat Zurückweisung der Berufung bean-
tragt. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&az=87C92615&ge=AGNEUSS
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=314
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=314&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=314
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=314&x=1
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Der Kläger trägt vor, bei dem streitbefangenen Versicherungsvertrag handele es sich um ein Dau-
erschuldverhältnis. Es liege auch ein wichtiger Grund zur Kündigung vor, da der der Ratenschutz-
versicherung zugrunde liegende Darlehensvertrag unstreitig vor Ablauf der ursprünglich vereinbar-
ten Laufzeit beendet worden sei und die Darlehensschuld des Klägers vollständig erloschen sei. 
Mit der Ratenschutzversicherung sei die Schuld aus dem zugrunde liegenden Darlehensvertrag 
abgesichert worden. Der Kläger habe ausdrücklich und eindeutig seinen Willen bekundet, die Zah-
lungsverpflichtung gegenüber der Streitverkündeten abzusichern. Entgegen der Auffassung des 
Amtsgerichts sei eine Möglichkeit der Inanspruchnahme der Versicherungsleistung durch den Klä-
ger nach der vorzeitigen Beendigung des zugrunde liegenden Darlehensvertrages nicht gegeben. 
Gemäß § 39 Abs. 1 VVG stehe dem Versicherer im Fall der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses vor Ablauf der Versicherungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeit-
raum entspreche, in dem der Versicherungsschutz bestanden habe. Die streitbefangene Raten-
schutzversicherung sei zwingend überteuert, weil beim Kläger kein Interesse am Fortbestand be-
stehe. 

Mit Schriftsatz vom 15.01.2016 (Bl. 300 d. A.) hat er erstmalig in der Berufungsinstanz den Wider-
ruf des Versicherungsvertrages erklärt. 

Die Beklagte verteidigt das angefochtene Urteil. Die Wirksamkeit einer Regelung über eine Min-
destlaufzeit sei höchstrichterlich gebilligt. Die Voraussetzungen des § 314 BGB lägen nicht vor. 
Soweit das Darlehen getilgt sei, müsse die Streitverkündete die Versicherungsleistung eindeutig 
an die versicherte Person erbringen. Im Übrigen stellten die Bedingungen zu sämtlichen versicher-
ten Risiken stets auf den planmäßigen Darlehensablauf ab. 

Zum erstmalig erklärten Widerruf vertritt die Beklagte die Auffassung, es handele sich um ein in 
der Berufungsinstanz nicht zu berücksichtigendes neues Angriffsmittel. Im Übrigen enthielten die 
als Anlage BLD 2 vorgelegten Unterlagen eine Widerrufsbelehrung. Durch den klägerischen 
Schriftsatz vom 02.06.2015 werde bestätigt, diese spätestens zusammen mit der Klageerwiderung 
erhalten zu haben, so dass spätestens ab Zugang der Klageerwiderung die Widerrufsfrist zu laufen 
begonnen habe. Darüber hinaus sei der Zugang der als Anlage BLD 2 vorgelegten Unterlagen 
erstinstanzlich unstreitig gewesen. Schließlich habe ein gesetzliches Widerrufsrecht gar nicht be-
standen, da sich aus §§ 8, 9 VVG eindeutig ergebe, dass das gesetzliche Widerrufsrecht dem Ver-
sicherungsnehmer im Verhältnis zum Versicherer zustehe. Versicherungsnehmerin sei die Y; ein 
Widerrufsrecht der versicherten Person bestehe nicht. 

Während des Berufungsverfahrens hat die Beklagte an den Kläger nach Ablauf der dreijährigen 
Vertragslaufzeit 195,82 EUR ausgezahlt. In diesem Umfang haben die Parteien den Rechtsstreit 
übereinstimmend für erledigt erklärt. 

Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die tatsächlichen Feststellungen in dem 
angegriffenen Urteil gem. § 540 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ZPO und wegen des ergänzenden Vorbringens 
der Parteien im Berufungsverfahren auf die gewechselten Schriftsätze Bezug genommen. 

II. 

Die zulässige Berufung des Klägers gegen das Urteil des Amtsgerichts Neuss vom 07.09.2015 hat 
in der Sache keinen Erfolg, da die zulässige Klage unbegründet ist. 

1. Die Berufung des Klägers ist zulässig, insbesondere form- und fristgerecht eingelegt und be-
gründet (§§ 517, 519, 520 ZPO). 
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2. Die Berufung ist unbegründet, da die angefochtene Entscheidung nicht auf einer Rechtsverlet-
zung beruht. 

a) Ein Anspruch des Klägers auf anteilige Rückzahlung aufgrund einer Kündigung mit sofortiger 
Wirkung besteht nicht, da der Ratenschutzversicherungsvertrag auf eine Laufzeit von mindestens 
drei Jahren geschlossen worden ist, die erst am 15.03.2016 ablief. 

Die Kammer hat wiederholt entschieden, dass eine Mindestlaufzeit von drei Jahren bei Raten-
schutz- bzw. Restschuldversicherungen nicht zu beanstanden ist (Urteil vom 02.02.2016 - 9 S 
11/15 -; Urteil vom 02.12.2015 - 9 O 119/14 -). Eine Mindestlaufzeit dieser Dauer entspricht bei 
Verträgen, die für die Dauer von mehr als drei Jahren geschlossen worden sind, dem gesetzlichen 
Leitbild in § 11 Abs. 4 VVG. 

Eine nach den Bedingungen nicht vorgesehene Kündigungsmöglichkeit bei vorzeitiger Ablösung 
des Darlehens lässt sich für die hier gegebene Ratenschutzlebensversicherung zunächst nicht aus 
§§ 150, 168 VVG herleiten. Der versicherten Person steht ein Kündigungsrecht nach diesen Vor-
schriften nicht zu (Reiff in: Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz: VVG, 29. Auflage 2015, 
§ 168 VVG Rn. 7 mit weiteren Nachweisen). 

Aus §§ 500 ff. BGB lässt sich ebenfalls eine Möglichkeit der vorzeitigen Beendigung des Versiche-
rungsvertrags mit anteiliger Prämienerstattung für den Fall, dass der Darlehensvertrag vorzeitig 
beendet wird, nicht herleiten. Diese Vorschriften regeln nur den Darlehensvertrag, nicht aber den 
Versicherungsvertrag, und zwar sogar auch dann nicht, wenn es sich um verbundene Geschäfte 
handelt. 

Eine zur Kündigung gemäß § 314 BGB berechtigende Unzumutbarkeit der Vertragsfortsetzung ist 
nicht zu erkennen; entgegen der Auffassung des Klägers ist sein Interesse am Versicherungs-
schutz auch nicht durch die Rückführung des Darlehens entfallen. Insbesondere verkennt der Klä-
ger, dass er unabhängig von dem Bestand des Darlehens bei Eintritt des Versicherungsfalles Ver-
sicherungsschutz genießt, wobei sich die Leistung der Beklagten nach dem ordnungsgemäßen 
Darlehensverlauf richtet. Die streitgegenständlichen Ratenschutzversicherungen sind derart aus-
gestaltet, dass sie gerade nicht akzessorisch an den Bestand und die tatsächliche Höhe der gesi-
cherten Darlehen gebunden sind, so dass bei Eintritt des Versicherungsfalles unabhängig vom 
tatsächlichen Bestand der Darlehensschuld die zu diesem Zeitpunkt nach dem Vertrag noch offe-
nen Raten als Versicherungsleistung ausgezahlt werden. 

Valutiert - wie vorliegend - das Darlehen zum Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles nicht 
mehr, darf die Bank die an sie geleistete Zahlung der Beklagten nicht einbehalten, sondern muss 
sie an den Kläger auskehren. 

Der Kläger kann sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen, dass die Geschäftsgrundlage insoweit 
weggefallen sei, als infolge der Darlehensablösung für ihn persönlich das Ratenausfallrisiko ge-
genüber der Bank nicht mehr bestanden habe. Denn insoweit handelt es sich, auch angesichts der 
vorstehend dargelegten Vertragsausgestaltung, um einen Umstand, der allein in seine Risikosphä-
re fällt. 

b) Soweit der Kläger mit Schriftsatz vom 15.01.2016 erstmalig den Widerruf erklärt hat, führt dies 
zu keiner anderen Beurteilung. 

aa) Im Hinblick auf das vertraglich gewährte Widerrufsrecht ist der Widerruf außerhalb der Wider-
rufsfrist erklärt worden und entfaltet daher keine Wirkung. 
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bb) Soweit sich der Kläger damit darauf beruft, ihm stehe ein vermeintlich zustehendes gesetzli-
ches Widerrufsrecht zu, vermag die Kammer dem nicht zu folgen. Die Erklärung des Widerrufs in 
der Berufungsinstanz ist prozessual grundsätzlich berücksichtigungsfähig, da die Ausübung von 
Gestaltungsrechten nicht dem Anwendungsbereich von § 531 ZPO unterfällt. Ein gesetzliches Wi-
derrufsrecht der versicherten Person besteht indes nicht. 

Der Wortlaut des § 8 VVG besagt eindeutig, dass der Widerruf dem Versicherungsnehmer zusteht; 
eine vergleichbare Regelung in Bezug auf die versicherte Person sieht das Gesetz nicht vor. 

Die Kammer verkennt nicht, dass in der Literatur mitunter vertreten wird, dass gerade bei der 
Restschuldversicherung, in der der Kreditgeber der Versicherungsnehmer ist und der Kreditneh-
mer, dessen Schutz die Versicherung dient, der aus dem Versicherungsvertrag für die Prämien-
zahlung verpflichtete Versicherte widerrufsberechtigt sei (Knops in: Bruck/Möller, VVG, 9. Aufl. 
2008, § 8 VVG, Rn. 9). Eine Begründung für dieses vom Gesetzeswortlaut abweichende Postulat 
wird hingegen nicht gegeben und ist auch nicht erkennbar; insbesondere fehlt es an einer für einen 
Analogieschluss erforderlichen planwidrigen Lücke in der gesetzlichen Regelung. Planwidrig ist 
eine Lücke nur dann, wenn die in Rede stehende Regelungssituation vom Gesetzgeber nicht ge-
sehen wurde oder wegen späterer Veränderungen der Umstände nicht gesehen werden konnte 
(Meissner/Steinbeiß-Winkelmann in: Schoch/Schneider/Bier, Verwaltungsgerichtsordnung, 29. EL 
Oktober 2015, § 173 VwGO Rn. 54). Bei der Neufassung des Versicherungsvertragsgesetzes wa-
ren Gruppen- und Sammelversicherungen mit vergleichbaren Konstellationen allgemein bekannt; 
gleichwohl hat der Gesetzgeber kein Widerrufsrecht für die zur Prämienzahlung verpflichtete versi-
cherte Person vorgesehen. 

c) Auch der zwischenzeitlich eingetretene Ablauf der Mindestvertragslaufzeit führt nicht zu einer 
teilweisen Begründetheit der Klage. Der Kläger hat nicht dargetan, dass ihm ein über den von der 
Beklagten gezahlten Betrag von 195,82 EUR hinausgehender Anspruch zusteht. Zutreffend hat die 
Beklagte die Kündigungserklärung des Klägers als hilfsweise erklärte ordentliche Kündigung aus-
gelegt und dies bereits mit Schreiben vom 21.02.2014 (Anlage L3) erklärt, indem sie mitgeteilt hat, 
sie sei zu dem Ergebnis gekommen, dass die Kündigung zum 15.03.2016 wirksam werde; zum 
genannten Datum werde sie unaufgefordert auf die Kündigung zurückkommen und eine Abrech-
nung zusenden. 

Gemäß § 4 AVB-RSV ist ein Rückzahlungsbetrag nach Kündigung nach den anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik zu ermitteln, wobei entstandene Kosten und ein angemessener 
Stornoabschlag abgezogen werden. Soweit der Kläger die vorherigen Berechnungen der Beklag-
ten angezweifelt hat, fehlt es an konkreten Einwendungen. Denn er hat bereits den plausiblen Vor-
trag der Beklagten, dass der Versicherungsbeitrag eine monatlich fallende Versicherungssumme 
vorsieht, so dass die im Versicherungsfall geschuldete Versicherungsleistung monatlich sinkt und 
der Versicherungsbeitrag nicht linear auf die Vertragslaufzeit zu verteilen ist, nicht widerlegt. Die 
Beklagte hat damit den Darlegungserfordernissen genügt und war nicht gehalten, eine detaillierte 
Abrechnung vorzulegen. Unter Berücksichtigung des Vortrags der Beklagten, aus dem nachvoll-
ziehbar folgt, dass bei Eintritt des Versicherungsfalls im ersten Monat der Vertragslaufzeit die Ver-
sicherungsleistung 47 Darlehensraten beträgt und diese monatlich um eine Darlehensrate sinkt, 
bis bei Eintritt des Versicherungsfalls im letzten Monat lediglich noch eine Rate zu leisten ist, ist 
der zurückgezahlte Anteil des Beitrags von 12,7% nicht unplausibel. Addiert man die über die ge-
samte Laufzeit in Betracht kommenden Beträge der Versicherungsleistung, machen die für das 
letzte Vertragsjahr entfallenden Beträge lediglich 5,85% der kumulierten Beträge sämtlicher Versi-
cherungsleistungen aus. Auch wenn, wie die Kammer nicht verkennt, für eine vollständige Risiko-
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kalkulation und eine darauf basierende Prämienkalulation noch weitere Parameter zu berücksichti-
gen sind, lässt dies jedenfalls den Schluss zu, dass der von der Beklagten ausgezahlte Betrag 
nicht von vornherein unangemessen ist. 

Ein Anspruch des Klägers auf Auszahlung eines Viertels des Versicherungsbeitrags im Hinblick 
auf die Beendigung nach drei Jahren der insgesamt vierjährigen Versicherungslaufzeit besteht 
nicht. Insbesondere ist keine Abrechnung pro rata temporis vorzunehmen, wie sie in § 39 VVG 
angeordnet ist (vgl. statt aller Staudinger in: Langheid/Wandt, Münchener Kommentar zum VVG, 2. 
Aufl. 2016, § 39 VVG Rn. 3), da kein Fall des § 39 VVG vorliegt. Voraussetzung für die Anwend-
barkeit von § 39 VVG ist die Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Versiche-
rungsperiode. Daran fehlt es hier, da die Beendigung nicht unterjährig während einer laufenden 
Versicherungsperiode eingetreten ist, sondern zum Ende einer Versicherungsperiode. Denn Versi-
cherungsperiode ist, falls nicht die Prämie nach kürzeren Zeitabschnitten bemessen ist, der Zeit-
raum eines Jahres (§ 12 VVG). Eine längere Versicherungsperiode kann nicht vereinbart werden 
(Fausten in: Münchener Kommentar zum VVG, 2. Auflage 2016, § 12 VVG Rn. 14; Armbrüster in: 
Prölss/Martin, a. a. O.., § 12 VVG Rn. 5; Muschner in: Rüffer/Halbach/Schimikowski, Versiche-
rungsvertragsgesetz, 3. Auflage 2015, § 12 VVG Rn. 5). 

III. 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91a Abs. 1, 97 Abs. 1 ZPO. Hinsichtlich des übereinstim-
mend für erledigt erklärten Teils entspricht es unter Berücksichtigung des Sach- und Streitstandes 
billigem Ermessen, dem Kläger auch insoweit die Kosten aufzuerlegen. Denn die Klage war inso-
weit ursprünglich nicht begründet; der Kläger hatte auch keinen Anlass zur gerichtlichen Geltend-
machung, da die Beklagte ausweislich des Schreibens vom einen 20.02.2014 angekündigt hat, 
zum Fälligkeitsdatum unaufgefordert auf die Kündigung zurückzukommen und sie den Anspruch 
nach Fälligkeit von sich aus erfüllt hat. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. 

Die Revision war im Hinblick auf die Frage, ob der versicherten Person abweichend vom Geset-
zeswortlaut des §§ 8 VVG ein Widerrufsrecht zusteht, zur Rechtsfortbildung zuzulassen. 

Streitwert für die Berufungsinstanz: bis 1.500,00 EUR 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Landgericht Düsseldorf statthaft, wenn 
der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt oder das Landgericht die Be-
schwerde zugelassen hat. Die Beschwerde ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem 
die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erle-
digt hat, bei dem Landgericht Düsseldorf, X-Straße, 40227 Düsseldorf, schriftlich in deutscher 
Sprache oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Die Be-
schwerde kann auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichtes abgegeben 
werden. 

Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann die 
Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festset-
zungsbeschlusses eingelegt werden. 
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* 1. Die Klausel einer Ratenschutzversicherung 
(hier: § 6 AVB-RSV) „Der Versicherungsschutz er-
streckt sich nicht auf die der versicherten Person 
bekannten ernstlichen Erkrankungen (das sind 
Erkrankungen des Herzens und des Kreislaufs, der 
Wirbelsäule und Gelenke, der Verdauungsorgane, 
Krebs, HIV-Infektion/Aids, chronische Erkrankun-
gen) oder Unfallfolgen, wegen derer die versicherte 
Person in den letzten zwölf Monaten vor Beginn des 
Versicherungsschutzes ärztlich behandelt wurde. 
Diese Einschränkung gilt nur, wenn der Versiche-
rungsfall binnen der ersten 24 Monate nach Beginn 
des Versicherungsschutzes eintritt und mit diesen 
Erkrankungen oder Unfallfolgen in ursächlichem 
Zusammenhang steht“ ist intransparent. * 

* 2. Die Vereinbarung einer durch die kreditgebende 
Bank darlehensfinanzierten Einmalprämie in einer 
Ratenschutzversicherung stellt keine Umgehung 
des § 168 Abs. 1 VVG dar. Eine Kündigungsklausel, 
die dem Versicherten ein Kündigungsrecht nach 
Maßgabe der Fristen des § 11 Abs. 4 VVG einräumt, 
ist wirksam. * 

(82) BGH, Urteil vom 10. 12. 2014 (IV ZR 289/13, 
Hamburg) 

Entscheidung 

[1] Der in die vom Bundesamt für Justiz gem. § 4 U-
KlaG geführte Liste qualifizierter Einrichtungen einge-
tragene Kl. ist der bundesweit tätige Dachverband der 
Verbraucherzentralen der Bundesländer. Er nahm die 
Bekl., ein Versicherungsunternehmen, nach § 1 UKlaG 
auf Unterlassung der Verwendung zweier Klauseln in 
den Bedingungen für Ratenschutz-
Versicherungsverträge, ferner auf Erstattung von Ab-
mahnkosten in Anspruch. 

[2] Die Bekl. bot u. a. Ratenschutzversicherungsverträ-
ge an und unterhielt mit der S. Bank AG (im Folgenden: 
Bank) als VN einen Gruppenversicherungsvertrag, dem 
Verbraucher, die mit der Bank einen Darlehensvertrag 
schlossen, durch Ankreuzen eines Textfeldes im Darle-
hensantrag und Unterzeichnung einer Beitrittserklärung 
als versicherte Personen beitreten konnten. Sie konn-
ten dabei den Umfang des Versicherungsschutzes nach 
verschiedenen versicherten Positionen (Tod, Arbeitsun-
fähigkeit und Arbeitslosigkeit) wählen. In diesem Fall 
sah der Darlehensantrag im Abschnitt „Errechnung der 
Darlehenssumme“ vor, die für die Ratenschutzversiche-
rung anfallende Einmalprämie dem Nettodarlehensbe-
trag hinzuzurechnen, sodass diese Versicherungsprä-
mie ebenfalls über das Darlehen finanziert wurde. 

[3] Der Ratenschutzversicherung lagen u. a. Allgemeine 
Bedingungen der Bekl. für die Ratenschutzversicherung 
(AVB-RSV) zugrunde. Sie enthielten auszugsweise die 
nachfolgenden Regelungen, deren hier kursiv gedruck-
te Passagen in den §§ 3 und 6 der Kl. beanstandet: 

§ 2 Beitragszahlung 

Der RSV-Beitrag wird als Einmalbetrag durch den VN 
entrichtet. 

§ 3 Beginn und Ende des Versicherungsverhältnisses 

Das Versicherungsverhältnis wird für die Laufzeit des 
Darlehens (in Monaten) vereinbart und endet mit dem 
Ablauf der ursprünglich vereinbarten Darlehenslaufzeit. 
Der Versicherungsschutz beginnt … mit dem Datum der 
Darlehensauszahlung, jedoch nicht vor Unterzeichnung 
des Beitrittsantrags und frühestens zwei Monate vor 
Fälligkeit der ersten Rate. Der Versicherungsschutz 
endet mit dem Tod der versicherten Person, längstens 
nach 120 Monaten. 

Nach Ablauf der 30-tägigen Widerrufsfrist kann die 
versicherte Person schriftlich von dem VN die Kündi-
gung des Versicherungsverhältnisses gemäß den ge-
setzlichen Bestimmungen des VVG verlangen. Danach 
kann das Versicherungsverhältnis, das für die Dauer 
von mehr als drei Jahren geschlossen worden ist, zum 
Schluss des dritten oder jedes darauf folgenden Ver-
tragsjahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mona-
ten gekündigt werden. … [es folgen Regelungen zur 
Wahrung der Frist und zur Kündigungsadressatin] 

… 

§ 6 Ausschluss der Leistungspflicht für alle versicherten 
Risiken 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die der 
versicherten Person bekannten ernstlichen Erkrankun-
gen (das sind Erkrankungen des Herzens und des 
Kreislaufs, der Wirbelsäule und Gelenke, der Verdau-
ungsorgane, Krebs, HIV-Infektion/Aids, chronische 
Erkrankungen) oder Unfallfolgen, wegen derer die ver-
sicherte Person in den letzten zwölf Monaten vor Be-
ginn des Versicherungsschutzes ärztlich behandelt 
wurde. 

Diese Einschränkung gilt nur, wenn der Versicherungs-
fall binnen der ersten 24 Monate nach Beginn des Ver-
sicherungsschutzes eintritt und mit diesen Erkrankun-
gen oder Unfallfolgen in ursächlichem Zusammenhang 
steht. 

… 

§ 8 Empfänger der Versicherungsleistung 

Leistungen aus dem Versicherungsverhältnis werden 
an den VN (Darlehensgeber) zugunsten des Finanzie-
rungskontos erbracht (unwiderrufliches Bezugsrecht), 
es sei denn, dieser nimmt eine andere Bestimmung vor. 
Verbleibt im Leistungsfall nach Tilgung des Darlehens 
ein Betrag, wird dieser an die versicherte Person oder 
hilfsweise an ihre Erben ausgezahlt. 

[4] Mit Schreiben vom 29. 3. 2011 forderte der Kl. die 
Bekl. erfolglos zur Erklärung einer strafbewehrten Un-
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terlassungsverpflichtung auf. Im Zusammenhang mit 
der Abmahnung entstanden dem Kl. Kosten für Perso-
nal- und Sachmittel, die er mit einer Abmahnpauschale 
in Höhe von 200 Euro geltend macht. 

[5] Der Kl. hielt sich für aktiv legitimiert, weil die Bekl. 
die beanstandeten Klauseln nicht nur gegenüber ihrer 
VN, der Bank (und somit einer Unternehmerin i. S. v. 
§§ 3 Abs. 2 UKlaG, 14 BGB), sondern auch gegenüber 
Verbrauchern (i. S. v. § 13 BGB) verwende. Letztere 
könnten nach Beitritt zur Gruppenversicherung eigene 
Rechte aus diesem Vertragsverhältnis geltend machen, 
denen die Bekl. die beanstandeten Klauseln entgegen-
halten könne. 

[6] Die Kündigungsklausel in § 3 AVB-RSV verstoße 
gegen § 307 Abs. 1 i. V. m. Abs. 2 Nr. 1 BGB, weil sie 
von wesentlichen Grundgedanken der in den §§ 168 
Abs. 1, 171 VVG getroffenen gesetzlichen Regelung 
abweiche. Infolge der darlehensfinanzierten Einmal-
prämie erbrächten die Versicherten wirtschaftlich be-
trachtet mit den Darlehensraten ratierliche Prämienzah-
lungen, wie § 168 Abs. 1 VVG dies voraussetze. Die 
Kündigungsklausel verstoße im Übrigen auch gegen die 
gesetzlichen Grundgedanken aus §§ 500 ff. BGB. 

[7] Der Risikoausschluss in § 6 AVB-RSV benachteilige 
den Verbraucher unangemessen i. S. v. §§ 307 Abs. 1 
i. V. m. Abs. 2 Nr. 1 BGB und 19 VVG, denn das Ge-
setz sehe eine Risikoprüfung des Versicherers vor 
Vertragsabschluss vor. Der redliche VN solle danach 
Klarheit über den Umfang seines Versicherungsschut-
zes haben. Die Ausschlussklausel verlagere die Risiko-
bewertung auf den Versicherten, der seine Krankheiten 
selbst als ernstlich oder nicht ernstlich einstufen müsse, 
was ihm schon mit Blick auf die Intransparenz der Klau-
sel nicht zuzumuten sei. 

[8] Die Bekl. verteidigt die beanstandeten Klauseln und 
hält einen Unterlassungsanspruch des Kl. schon des-
halb nicht für gegeben, weil sie die Klauseln nur gegen-
über Unternehmen, hier der Bank als ihrer VN, verwen-
de (vgl. § 3 Abs. 2 UKlaG). Verbraucher würden in die 
Gruppenversicherung nur als Versicherte einbezogen. 

[9–10] Das LG hat der Unterlassungsklage hinsichtlich 
der Leistungsausschlussklausel des § 6 AVB-RSV 
stattgegeben und die Bekl. zur Zahlung der Abmahn-
pauschale verurteilt; im Übrigen hat es die Klage abge-
wiesen. Die Berufungen beider Parteien hat das OLG 
zurückgewiesen. 

Die Revisionen beider Parteien hatten keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

[11–14] A. ... 

[15] B. ... 

[16] I. Revision der Bekl. 

[17] Zu Recht und mit zutreffender Begründung hat das 
Berufungsgericht dem Kl. gem. §§ 1, 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
UKlaG einen Anspruch darauf zuerkannt, dass die Bekl. 
die Verwendung der Leistungsausschlussklausel des 
§ 6 AVB-RSV unterlässt, und die geforderte Abmahn-
pauschale zugesprochen. 

[18] 1. Dem Kl. fehlt es nicht an der erforderlichen Aktiv-
legitimation, weil die Bekl. die beanstandete Klausel 
nicht nur gegenüber der Bank als VN, sondern auch 
gegenüber den Versicherten – und damit Verbrauchern 
i. S. d. § 13 BGB – verwendet. 

[19] a) Nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 UKlaG können Verbrau-
cherverbände keine Unterlassungsansprüche wegen 
AGB geltend machen, die gegenüber einem Unterneh-
mer verwendet werden. Das Recht zur Geltendma-
chung solcher Ansprüche steht insoweit nur den Ver-
bänden zur Förderung selbstständiger oder beruflicher 
Interessen sowie den in § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 UKlaG 
besonders erwähnten Kammern zu, da Verbraucherin-
teressen hier nicht im Vordergrund stehen (vgl. Bericht 
des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestags 
vom 23. 6. 1976 BT-Drucks. 7/5422 S. 11, zur Vorgän-
gernorm des § 13 Abs. 3 AGBG). Anders ist der Fall zu 
beurteilen, dass ein zwischen Unternehmern geschlos-
sener Gruppenversicherungsvertrag Verbrauchern als 
versicherten Personen eigene Rechtspositionen ver-
schafft. Dann geht es nicht darum, den Verkehr zwi-
schen Unternehmern auf unwirksame Geschäftsbedin-
gungen zu prüfen, sondern die dem Verbraucher aus 
dem Vertrag zukommenden Rechte von unwirksamen 
Geschäftsbedingungen freizuhalten (vgl. zu § 13 Abs. 3 
AGBG Senat vom 28. 3. 2001 – IV ZR 19/00 – VersR 
2001, 714 = WM 2001, 1122 unter 2 b). 

[20] b) So ist es hier. § 6 AVB-RSV kann einem Leis-
tungsanspruch des Versicherten aus dem Ratenschutz-
versicherungsvertrag entgegengehalten werden. Auch 
wenn die kreditgebende Bank als VN des Gruppenver-
sicherungsvertrags auftritt, sichern die hier in Rede 
stehenden Ratenschutzversicherungsverträge je nach 
Umfang des gewählten Versicherungsschutzes zumin-
dest auch den jeweiligen Versicherten gegen Risiken, 
die ihm drohen, wenn wegen Todes, Arbeitsunfähigkeit 
oder Arbeitslosigkeit die geschuldeten Kreditraten nicht 
mehr aufgebracht werden können (vgl. BGH vom 29. 
11. 2011 – XI ZR 220/10 – WM 2012, 30 Tz. 13 m. w. 
N.). Demzufolge steht, wie sich aus § 8 AVB-RSV 
ergibt, die vom Bestand der Darlehensforderung unab-
hängige Versicherungsleistung dem Versicherten zu, 
während der VN lediglich ein – in § 8 AVB-RSV aus-
drücklich als solches bezeichnetes – „unwiderrufliches 
Bezugsrecht“ auf die Versicherungsleistung nur solange 
eingeräumt wird, wie ihre Darlehensforderung noch 
nicht vollständig getilgt ist. Dass der Versicherungsver-
trag – jedenfalls auch – dem Interesse des Versicherten 
dient, zeigt sich weiter daran, dass die Versicherungs-
prämie zwar von der VN vorgestreckt, sodann aber als 
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Teil der Kreditschuld wirtschaftlich vom Versicherten 
getragen wird. Zudem entscheidet er – und nicht die VN 
– mit seiner Beitrittserklärung darüber, ob er den ange-
botenen Versicherungsschutz in Anspruch nehmen will. 
Mag dieser im Versicherungsfall zugleich auch der 
Bank zugutekommen, so kann dennoch keine Rede 
davon sein, dass allein sie sich im eigenen Interesse 
gegen eine Gefährdung der Darlehensrückzahlung 
versichere. Sie entscheidet bei der gewählten Konstruk-
tion des Gruppenversicherungsvertrags noch nicht 
einmal darüber, ob der Versicherungsschutz begründet 
wird. Ob – wie das Berufungsgericht annimmt – die 
Versicherten mit Blick auf den Versicherungsvertrag als 
Vertragspartner eigener Art zu qualifizieren sind, kann 
hier auf sich beruhen. Für die Frage, ob die beanstan-
dete Leistungsausschlussklausel i. S. d. § 3 Abs. 2 
UKlaG ihnen gegenüber verwendet wird, genügt es, 
dass die Klausel einem vom Versicherten auch im ei-
genen Interesse und unter Einsatz eigener Mittel be-
gründeten Leistungsanspruch entgegengehalten wer-
den kann. 

[21] 2. § 6 AVB-RSV ist unwirksam. Die Regelung be-
nachteiligt die Versicherten entgegen den Geboten von 
Treu und Glauben unangemessen, weil sie nicht klar 
und verständlich ist (§ 307 Abs. 1 S. 1 und 2 BGB). 

[22] a) AVB sind so auszulegen, wie ein durchschnittli-
cher, um Verständnis bemühter VN sie bei verständiger 
Würdigung, aufmerksamer Durchsicht und unter Be-
rücksichtigung des erkennbaren Sinnzusammenhangs 
verstehen kann. Dabei ist im Regelfall auf die Ver-
ständnismöglichkeiten eines VN ohne versicherungs-
rechtliche Spezialkenntnisse und auch auf seine Inte-
ressen abzustellen (st. Rspr.; vgl. etwa Senat vom 23. 
6. 1993 – IV ZR 135/92 – BGHZ 123, 83 [85] = VersR 
1993, 957 [958]; vom 21. 5. 2003 – IV ZR 327/02 – 
VersR 2003, 1122 = WM 2003, 1363 unter 2 a; vom 26. 
9. 2007 – IV ZR 252/06 – VersR 2007, 1690 Tz. 11). 
Liegt – wie hier – ein Gruppenversicherungsvertrag vor, 
so kommt es daneben auch auf die Verständnismög-
lichkeiten durchschnittlicher Versicherter und ihre Inte-
ressen an (vgl. etwa für die Zusatzversorgung im öffent-
lichen Dienst: Senat vom 12. 1. 2011 – IV ZR 118/10 – 
VersR 2011, 611 Tz. 11 m. w. N.; für die Rechtsschutz-
versicherung von Gewerkschaftsmitgliedern: Senat vom 
8. 5. 2013 – IV ZR 233/11 – VersR 2013, 853 = r+s 
2013, 382 Tz. 40 m. w. N.). 

[23] b) Nach dem Transparenzgebot ist der Verwender 
von AVB gehalten, Rechte und Pflichten seines Ver-
tragspartners möglichst klar und durchschaubar darzu-
stellen. Dabei kommt es nicht nur darauf an, dass eine 
Klausel in ihrer Formulierung für den auch hier maß-
geblichen durchschnittlichen VN oder Versicherten 
verständlich ist. Vielmehr gebieten es Treu und Glau-
ben, dass sie die wirtschaftlichen Nachteile und Belas-
tungen so weit erkennen lässt, wie dies nach den Um-
ständen gefordert werden kann (vgl. Senat VersR 2007, 

1690 Tz. 16 m. w. N.). Wird der Versicherungsschutz 
durch eine AVB-Klausel eingeschränkt, so muss dem 
VN oder Versicherten deutlich vor Augen geführt wer-
den, in welchem Umfang Versicherungsschutz trotz der 
Klausel noch besteht (Senat vom 8. 5. 2013 – IV ZR 
84/12 – VersR 2013, 995 = r+s 2013, 601 Tz. 9; VersR 
2013, 853 = r+s 2013, 382 Tz. 40, 41; vom 22. 11. 2000 
– IV ZR 235/99 – VersR 2001, 184 = r+s 2001, 124 
unter II 2 a m. w. N.). Diesen Erfordernissen entspricht 
die hier verwende Klausel nicht; der durchschnittliche 
Versicherte kann ihr nicht hinreichend klar entnehmen, 
was noch versichert ist. 

[24] c) Die vom Kl. beanstandete Ausschlussklausel 
schließt die für schicksalhafte Ereignisse wie Tod, Ar-
beits- oder Berufsunfähigkeit versprochene Versiche-
rungsleistung bei Vorliegen der bedingungsgemäßen 
Voraussetzungen insgesamt aus. 

[25] aa) Ausschlussgrund sollen sämtliche dem Versi-
cherten bekannte „ernstliche Erkrankungen“ sein. Da 
der Leistungsausschluss weiter voraussetzt, dass diese 
Erkrankungen den Versicherungsfall herbeigeführt 
haben müssen, lässt sich zwar noch erkennen, dass 
folgenlose Bagatellerkrankungen nicht erfasst sein 
können. Im Übrigen fordert die Klausel aber – wie das 
Berufungsgericht zu Recht annimmt – vom Versicherten 
eine Einstufung bekannter Erkrankungen als „ernstlich“, 
ohne ihm klare Kriterien für diese Bewertung zu geben. 
Der durchschnittliche Versicherte wird damit im Zeit-
punkt seiner Beitrittserklärung nicht in die Lage ver-
setzt, für seinen konkreten Einzelfall zu erkennen, wel-
che Erkrankungen vom Ausschluss erfasst werden 
sollen (vgl. OLG Düsseldorf VersR 2000, 1093 [1094]) 
und in welchem Umfang er Versicherungsschutz erlan-
gen kann. Er wird sich durch den Klauselwortlaut aufge-
rufen fühlen, eine Unterscheidung zwischen ernstlichen 
und nicht ernstlichen, mithin leichten Erkrankungen zu 
treffen und – eingedenk des Vertragszwecks – als 
ernstlich zunächst solche Erkrankungen ansehen, de-
nen ein erhöhtes Risiko innewohnt, einen Versiche-
rungsfall – das kann je nach vereinbartem Versiche-
rungsschutz Tod, Arbeitsunfähigkeit oder eine krank-
heitsbedingte Leistungseinschränkung sein – herbeizu-
führen. In diesem vertragszweckorientierten Verständ-
nis der Ausschlussklausel wird der Versicherte durch 
die im Klammerzusatz aufgeführten Krankheiten nicht 
unterstützt sondern verunsichert; denn dort werden 
neben lebensbedrohlichen Erkrankungen wie Krebs 
oder Aids auch Erkrankungen aufgezählt, mit denen ein 
höheres Risiko, den Versicherungsfall herbeizuführen, 
nicht ohne Weiteres, sondern nur unter besonderen 
Umständen einhergeht, etwa Erkrankungen des Kreis-
laufs, der Wirbelsäule, der Gelenke, der Verdauungsor-
gane oder auch chronische Erkrankungen. Unter die 
letztgenannten lassen sich sowohl für das versicherte 
Risiko potenziell gefährliche wie auch unbedeutende 
Erkrankungen einordnen. 
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[26] bb) Wie das Berufungsgericht zutreffend dargelegt 
hat, stellt diese Aufzählung von Krankheiten den Versi-
cherten vor die Frage, ob sie eine Auslegungshilfe in 
Form von Regelbeispielen darstellen soll, die ihn nicht 
davon enthebt, innerhalb der beispielhaft genannten 
Erkrankungen – soweit es sich nicht um solche evident 
das Leben oder die körperliche Leistungsfähigkeit be-
drohliche handelt – weiterhin deren Ernstlichkeit zu 
bewerten oder ob – wie die Bekl. geltend macht – die 
aufgeführten Erkrankungen als abgeschlossener Kata-
log „ernstliche Erkrankungen“ definieren sollen. Für die 
letztgenannte Auslegung kann zwar sprechen, dass die 
Liste anders als in Fällen, die bisher Gegenstand von 
Entscheidungen der Oberlandesgerichte waren (vgl. 
OLG Dresden VersR 2006, 61 [62]; OLG Brandenburg 
VersR 2007, 1071; OLG Koblenz VersR 2008, 383 
[385]), keine ausdrückliche Formulierung (etwa „z. B.“) 
enthält, die auf eine Aufzählung bloßer Regelbeispiele 
hindeutet. Dagegen spricht aber, dass der allgemeine 
Sprachgebrauch nicht jede Erkrankung – etwa des 
Kreislaufs, der Gelenke oder der Verdauungsorgane – 
als „ernstlich“ bezeichnet, weil dazu auch weit verbreite-
te Beschwerden (etwa zu niedriger oder zu hoher Blut-
druck, sportbedingte Gelenkläsionen, Sodbrennen, 
gelegentliche Übelkeit usw.) zählen, denen der durch-
schnittliche Versicherte mit Blick auf den Vertragszweck 
keine Bedeutung beimessen und deshalb die Annahme 
verwerfen wird, alle aufgezählten Erkrankungen seien 
„per se“ ernstlich im Sinne des Leistungsausschlusses. 
Dem an Versicherungsschutz interessierten Kreditneh-
mer wird auch nicht einleuchten, weshalb eine harmlo-
se, mit nur gelegentlichen und leichten Beschwerden 
einhergehende Beeinträchtigung der aufgezählten 
Körperregionen seinen Versicherungsschutz gefährden 
können soll. 

[27] cc) Die Bekl. meint allerdings, die Ernstlichkeit 
einer Erkrankung erweise sich auch daran, dass die 
Erkrankung – wie der Leistungsausschluss weiter vo-
raussetze – in der Lage sein müsse, den Versiche-
rungsfall herbeizuführen. Eine solche – nach Eintritt des 
Versicherungsfalls – rückblickende Betrachtung vermag 
die Leistungsausschlussklausel aber nicht transparent 
zu machen. Selbst für sich genommen harmlose Er-
krankungen können bei einer Verkettung unglücklicher 
Umstände im Einzelfall zu schweren körperlichen 
Schäden führen. 

[28] Das Transparenzgebot verlangt, dass die Leis-
tungsausschlussklausel dem Versicherten bereits im 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses – oder hier seiner 
Beitrittserklärung – vor Augen führt, in welchem Umfang 
er Versicherungsschutz erlangt und welche Erkrankun-
gen den Versicherungsschutz gefährden, wenn sie bei 
der Herbeiführung des Versicherungsfalls mitwirken. 
Nur dann kann er die Entscheidung treffen, ob er den 
angebotenen Versicherungsschutz nimmt oder nicht. 

[29] dd) Für die von der Ausschlussklausel ebenfalls 
angesprochenen Unfallfolgen gilt nichts anderes. 

[30] Auch hier lässt die Klausel den Versicherten im 
Unklaren darüber, ob jegliche Unfallfolge dem Versiche-
rungsschutz entgegenstehen kann oder er vorhandene 
Unfallfolgen mit Blick auf den Vertragszweck gewichten 
und als ernstlich oder leicht/unbedeutend einstufen 
muss. Der Aufbau der Klausel, in der zuerst die mit 
Klammerzusatz erläuterten ernstlichen Erkrankungen, 
sodann nach einer „Oder“-Verknüpfung die Unfallfolgen 
genannt sind, an die sich mit einem Relativsatz das 
Erfordernis ärztlicher Behandlung binnen zurückliegen-
der zwölf Monate anschließt, kann dem durchschnittli-
chen Versicherungsinteressenten zwar die Auslegung 
nahelegen, die Bedeutung einer Erkrankung für den 
Versicherungsschutz im Sinne ihrer Ernstlichkeit werde 
durch die Aufzählung möglicher Erkrankungen im 
Klammerzusatz erläutert, während sich die Bedeutung 
einer Unfallfolge allein aus deren ärztlicher Behandlung 
im genannten Zeitraum ergeben soll. Danach bezöge 
sich das Behandlungserfordernis allein auf Unfallfolgen. 
Klar ist das aber nicht, weil der Klauselwortlaut es 
ebenso ermöglicht, das Behandlungserfordernis sowohl 
auf Krankheiten als auch auf Unfallfolgen zu beziehen. 

[31] ee) Es tritt hinzu, dass der Versicherte den Zwölf-
monatszeitraum nicht festzulegen vermag, binnen des-
sen eine ärztliche Behandlung erfolgt sein muss. 

[32] Nach dem Klauselwortlaut errechnet sich dieser 
Zeitraum nicht ab dem – dem Versicherten bekannten – 
Zeitpunkt der Abgabe der Beitrittserklärung, sondern ab 
dem Beginn des Versicherungsschutzes. Diesen Zeit-
punkt, der gem. § 3 AVB-RSV seinerseits vom Zeit-
punkt der Darlehensauszahlung abhängt und frühes-
tens zwei Monate vor Fälligkeit der ersten Darlehensra-
te einsetzt, kann der Versicherte im Zeitpunkt seiner 
Beitrittserklärung noch nicht bestimmen. Er kann des-
halb beispielsweise nicht erkennen, ob eine Unfallfolge, 
deretwegen er einmalig elf Monate vor seiner Beitritts-
erklärung in ärztlicher Behandlung war, seinen Versi-
cherungsschutz gefährdet. 

[33] II. Revision des Kl. 

[34] Einen Anspruch des Kl. darauf, dass es die Bekl. 
unterlässt, die beanstandete Klausel über die zeitlichen 
Voraussetzungen einer Kündigung des Versicherten in 
§ 3 AVB-RSV zu verwenden, hat das Berufungsgericht 
zu Recht verneint. Anders als der Kl. meint, weicht die 
Klausel nicht zum Nachteil der Versicherten von einer 
gesetzlichen Regelung ab. 

[35] 1. Sie wiederholt fast wortgleich die in § 11 Abs. 4 
VVG getroffene Regelung, nach der ein für die Dauer 
von mehr als drei Jahren geschlossener Versiche-
rungsvertrag zum Schluss des dritten und jedes darauf 
folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten gekündigt werden kann. § 168 Abs. 1 VVG, 
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der abweichend davon dem VN eines Lebensversiche-
rungsvertrags eine jederzeitige Kündigungsmöglichkeit 
für den Schluss der laufenden Versicherungsperiode 
eröffnet, wenn laufende Prämien zu zahlen sind, steht 
der Klausel nicht entgegen. 

[36] a) Dabei braucht nicht entschieden zu werden, ob 
dem Berufungsgericht darin zuzustimmen ist, dass 
§ 168 Abs. 1 VVG für den Versicherten einer Gruppen-
versicherung schon deshalb nicht gilt, weil dieser als 
„außerhalb des Versicherungsverhältnisses stehender 
Dritter“ ohnehin kein eigenes Kündigungsrecht habe, 
oder ob – wie der Kl. geltend macht – die auch vom 
Berufungsgericht bei Prüfung der Aktivlegitimation des 
Kl. hervorgehobenen Besonderheiten des Gruppenver-
sicherungsvertrags es erfordern, auch dessen Versi-
cherten ein Kündigungsrecht nach Maßgabe des § 168 
Abs. 1 VVG zuzubilligen. 

[37] b) § 168 Abs. 1 VVG ist jedenfalls deshalb nicht 
anzuwenden, weil die Vorschrift voraussetzt, dass lau-
fende Prämien zu zahlen sind. Daran fehlt es im Streit-
fall. 

[38] Hier ist die Bank als VN im Versicherungsverhältnis 
Prämienschuldnerin einer Einmalprämie, die lediglich 
wirtschaftlich vom Versicherten getragen wird, indem 
die von der Bank verauslagte Einmalprämie sodann der 
Darlehensforderung zugeschlagen und durch die Dar-
lehensraten abgetragen wird. 

[39] c) Entgegen der Auffassung des Kl. liegt in dieser 
Vertragsgestaltung keine Umgehung der Kündigungs-
regelung des § 168 Abs. 1 VVG. Er kann sich deshalb 
auch nicht nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen über 
Umgehungsgeschäfte auf diese Vorschrift berufen. 

[40] aa) § 168 Abs. 1 VVG verfolgt den Zweck, VN einer 
Lebensversicherung wegen der bei diesem Vertragstyp 
häufigen langen Laufzeiten und der Belastung mit lau-
fenden Prämienzahlungen abweichend von der allge-
meinen Regelung in § 11 Abs. 2 und 4 VVG die Mög-
lichkeit zu eröffnen, Verträge mit langen Laufzeiten 
jederzeit – und nicht erst zum Schluss des dritten Ver-
sicherungsjahres – für den Schluss der laufenden Ver-
sicherungsperiode zu kündigen. Die Annahme, die 
Bekl. und die Bank bezweckten mit der Gestaltung des 
Darlehens- und des Versicherungsvertrags sowie der 
beanstandeten Kündigungsklausel eine Umgehung 
dieser gesetzlichen Kündigungsmöglichkeit, setzte nach 
allgemeiner Meinung zwar keine Umgehungsabsicht 
voraus (vgl. dazu BGH vom 23. 6. 1971 – VIII ZR 
166/70 – BGHZ 56, 285 [289]; vom 15. 1. 1990 – II ZR 
164/88 – BGHZ 110, 47 [64]; vom 9. 2. 1990 – V ZR 
274/88 – BGHZ 110, 230 [234]; Palandt/Ellenberger, 
BGB 73. Aufl. § 134 Rn. 28), erforderlich wäre aber 
eine Vertragsgestaltung, die bei einer Interessenlage, 
die der von § 168 Abs. 1 VVG vorausgesetzten gleicht, 
jedenfalls objektiv allein den Sinn hätte, das gesetzliche 
Kündigungsrecht aus § 168 Abs. 1 VVG nicht zur Ent-

stehung kommen zu lassen (vgl. zum Umgehungsver-
bot des § 306 a BGB: BGH vom 8. 3. 2005 – XI ZR 
154/04 – BGHZ 162, 294 [298 ff.] unter II 2). 

[41] bb) Diese Voraussetzungen sind hier nicht erfüllt. 

[42] (1) Schon die eine Ratenschutzversicherung kenn-
zeichnende Interessenlage unterscheidet sich von 
derjenigen, die § 168 Abs. 1 VVG voraussetzt, soweit 
die Vorschrift dem Umstand Rechnung trägt, dass Le-
bensversicherungsverträge – wie vom Berufungsgericht 
rechtsfehlerfrei festgestellt – in aller Regel sehr lange 
laufen und dem VN abweichend von § 11 Abs. 4 VVG 
die Möglichkeit geben will, die damit verbundenen fi-
nanziellen Belastungen jederzeit durch Kündigung des 
Versicherungsvertrags zu beenden. Bei der Raten-
schutzversicherung wird die Laufzeit von der Laufzeit 
des Darlehensvertrags bestimmt, die – worauf das 
Berufungsgericht zu Recht hinweist – in aller Regel 
wesentlich kürzer ist. Mithin besteht hier eine geringere 
Gefahr, dass sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Versicherten während dieser Laufzeit erheblich verän-
dern. 

[43] (2) Selbst wenn man annehmen wollte, diesem 
Unterschied komme kein großes Gewicht zu, weil sich 
das Kündigungsprivileg aus § 168 Abs. 1 VVG – wie 
der Vergleich mit § 11 Abs. 4 VVG zeigt – ohnehin nur 
während der ersten drei Versicherungsjahre auswirkt, 
tritt entscheidend hinzu, dass sich nicht feststellen lässt, 
die von der Bekl. gewählte Vertragsgestaltung habe 
objektiv nur den Sinn, das Kündigungsrecht aus § 168 
Abs. 1 VVG nicht entstehen zu lassen. Eine solche 
Feststellung erforderte den Nachweis, dass die kreditfi-
nanzierte Einmalprämie objektiv die Zahlung laufender 
Prämien i. S. v. § 168 Abs. 1 VVG verhindern sollte und 
dies gerade mit Blick auf den Ausschluss des Kündi-
gungsrechts geschähe. Dafür ist hier nichts ersichtlich. 

[44] 2. Mit zutreffender Begründung hat es das Beru-
fungsgericht abgelehnt, den vom Kl. verfolgten Unter-
lassungsanspruch auf die für Verbraucherdarlehensver-
träge geltenden Kündigungsbestimmungen der §§ 500 
ff. BGB zu stützen, weil diese das Versicherungsver-
hältnis nicht betreffen. Die beanstandete Kündigungs-
klausel in § 3 AVB-RSV steht einer Kündigung des 
Darlehensvertrags gem. § 500 BGB nicht entgegen. Sie 
führt auch nicht dazu, dass – wegen Fortbestehens der 
Prämienlast – bei einer Kündigung des Darlehensver-
trags laufzeitabhängige Kosten entgegen der Regelung 
in § 501 BGB bestehen bleiben. § 501 BGB nimmt 
Bezug auf § 6 Abs. 3 der Preisabgabenverordnung 
(PAV). Dort ist u. a. bestimmt, dass in die Berechnung 
der Kreditgesamtkosten alle Kosten einzubeziehen 
sind, die der Kreditnehmer im Zusammenhang mit dem 
Kreditvertrag zu entrichten hat. Davon sind Kosten für 
solche Versicherungen ausgenommen, die keine Vo-
raussetzung für die Kreditvergabe waren (§ 6 Abs. 3 Nr. 
4 PAV, vgl. dazu BT-Drucks. 16/11643 S. 141). Dazu 
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hat das Berufungsgericht – insoweit von der Revision 
nicht angegriffen – festgestellt, der Abschluss des Ver-
sicherungsvertrags sei nicht Bedingung für den Ab-
schluss des Darlehensvertrags, sondern es stehe im 
freien Ermessen des Versicherten, ob er der Raten-
schutzversicherung beitrete. Die Prämienlast für die 
Ratenschutzversicherung wird mithin von § 501 BGB 
nicht erfasst. 
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1. Bei einem Verbraucherdarlehensvertrag wahrt die 
Unterschrift des Darlehensnehmers auf einem 
elektronischen Schreibtablett nicht die Schriftform 
nach §§ 492 I 1, 126 BGB. 

2. Angesichts des eindeutigen Willens des Gesetz-
gebers bei der Umsetzung der E-Commerce-
Richtlinie und der Änderung des § 492 im Jahr 2009 
ist in einem solchen Fall auch eine entsprechende 
Anwendung der §§ 126, 126 a BGB ausgeschlossen. 

3. Bei einer Heilung der Formnichtigkeit nach § 494 
II 1 BGB durch Empfang des Darlehens beginnt die 
Widerrufsfrist für den Darlehensnehmer erst zu 
laufen, wenn er eine Abschrift des Darlehensvertra-
ges mit den geänderten Bedingungen (§ 494 II bis VI 
BGB) erhalten hat. 

OLG München, Schlussurt. v. 4. 6. 2012 − 19 U 771/12 

Zum Sachverhalt: 

Der Kl. (eine Privatperson) begehrt die Feststellung, 
dass ein von ihm mit der Bekl. (einer Bank) geschlos-
sener Verbraucherdarlehensvertrag mangels Einhal-
tung der Schriftform nichtig ist, hilfsweise, dass er die-
sen wirksam widerrufen hat. Der Kl. erwarb am 11. 3. 
2011 ein Fernsehgerät im Wert von 5095 Euro, zu 
dessen Finanzierung er ein Darlehen bei der Bekl. 
aufnahm. Hierzu unterzeichnete er am selben Tag auf 
einem elektronischen Schreibtablett ein ihm auf diesem 
vorgelegtes und in seinem gesamten Inhalt sichtbares 
Darlehensvertragsformular der Bekl., welches eine den 
Vorgaben der §§ 355, 358 BGB entsprechende Wider-
rufsbelehrung enthält. Im Anschluss daran wurde das 
Vertragsformular mit der Unterschrift des Kl. ausge-
druckt und dem Kl. eine Ausfertigung hiervon überlas-
sen. Eine Unterschrift von Verantwortlichen der Bekl. ist 
auf dem Ausdruck nicht enthalten. Das Fernsehgerät 
wurde an den Kl. ausgeliefert. Mit einer der Bekl. am 
gleichen Tag zugegangenene Erklärung vom 28. 3. 
2011 widerrief der Kl. den Kreditvertrag. 

Das LG hat die Klage abgewiesen. Die Berufung des 
Kl. führte zu der Feststellung, dass der Darlehensver-
trag wirksam widerrufen wurde. 

Aus den Gründen: 

I. Die zulässige Berufung des Kl. ist weitgehend be-
gründet. Zwar war die ursprüngliche Formnichtigkeit 
des Darlehensvertrags nach Darlehensauszahlung 
geheilt, so dass das LG den Hauptantrag im Ergebnis 
zu Recht abgewiesen hat. Allerdings ist der Widerruf 
des Kl. rechtzeitig erfolgt, so dass das landgerichtliche 
Urteil aufzuheben und der Klage unter Abweisung im 
Übrigen im Hilfsantrag stattzugeben war. 

1. Der Hauptantrag des Kl. ist unbegründet, weil die 
ursprüngliche Formnichtigkeit geheilt worden ist. 

a) Die Unterzeichnung des Verbraucherdarlehensver-
trags auf einem elektronischen Schreibtablett genügt 
nicht der vorgeschriebenen Form gem. § 492 I 1 BGB. 

aa) Der Kl. ist Verbraucher (§ 13 BGB) und die Bekl. 
Unternehmerin (§ 14 BGB), so dass für den Darlehens-
vertrag nach §§ 491, 492 I 1 die Schriftform nach § 126 
BGB oder die elektronische Form nach § 126 a BGB 
(vgl. Palandt/Weidenkaff, BGB, 71. Aufl., § 492 Rdnr. 2) 
einzuhalten gewesen wären. 

Beide Formvorschriften sind durch das Vorgehen der 
Bekl. nicht gewahrt. Weder das auf dem Schreibtablett 
gespeicherte elektronische Dokument noch der Aus-
druck in Papierform entsprechen der gebotenen Schrift-
form oder elektronischen Form. 

Da der Kl. lediglich mit einem elektronischen Stift seine 
Unterschrift auf dem Schreibtablett leistete, aber das 
elektronische Dokument nicht mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen hat, liegen die Vo-
raussetzungen des § 126 a BGB ersichtlich nicht vor. 

Eine schriftliche Urkunde i. S. des § 126 BGB erfordert 
dauerhaft verkörperte Schriftzeichen auf einem 
Schreibmaterial, gleich welcher Art (vgl. Staudin-
ger/Hertel, BGB, Neubearb. 2012, § 126 Rdnrn. 108 ff.). 
Daran fehlt es allgemein bei einem elektronischen Do-
kument, wie auch der Umkehrschluss zu §§ 126 III, 
126 a BGB zeigt (Staudinger/Hertel, § 126 
Rdnrn. 108 ff.), und auch bei der hier vorliegenden 
handgeschriebenen elektronischen Unterschrift auf 
einem Unterschriftenpad (so ausdr. Einsele, in: Münch-
Komm-BGB, 6. Aufl., § 126 Rdnr. 6). Dies übersehen 
sowohl das LG beim Heranziehen der Rechtsprechung 
des RG (bei einer Aufschrift mit Kreide an einer Schie-
fertafel liegt eben eine dauerhafte Verkörperung auf 
einem „körperlichen“ Schreibmaterial vor) als auch die 
Bekl. An der Urkundeneigenschaft ändert sich auch 
nichts, wenn eine Originalurkunde nach kurzer Zeit 
vernichtet wird, denn auf jeden Fall war die Verkörpe-
rung ursprünglich (wenn auch nur für kurze Zeit) gege-
ben. Im vorliegenden Fall hingegen war das Dokument 
elektronisch gespeichert, aber zu keinem Zeitpunkt 
körperlich vorhanden. 

Der dem Kl. übergebene Ausdruck ist zwar körperlicher 
Natur, entspricht aber nicht der Schriftform des § 126 
BGB. Die gesetzliche Schriftform erfordert eine eigen-
händige Namensunterschrift, die dem Ausdruck aber 
fehlt. Eine Namensunterschrift der Bekl. ist gar nicht 
vorhanden und die Unterschrift des Kl. erfolgte nicht 
eigenhändig auf der Urkunde, sondern wurde darauf 
nur als elektronische Kopie wiedergegeben. Dies reicht 
ebenso wie die Übermittlung und Wiedergabe einer 
Namensunterschrift durch Telefax nicht aus (vgl. Pa-
landt/Ellenberger, § 126 BGB Rdnrn. 7, 12 m. w. 
Nachw.). 
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bb) Entgegen der Ansicht der Bekl. kann man auch 
nicht über eine Gesamtanalogie zu §§ 126, 126 a BGB 
zu dem Ergebnis gelangen, dass eine Unterschrift auf 
einem elektronischen Schreibtablett der vorgeschriebe-
nen Form dennoch genüge, weil den gesetzlichen 
Formzwecken, insbesondere der Warn- und Beweis-
funktion, hierdurch auf gleiche Weise genügt werde. 

Eine Analogie setzt eine planwidrige Regelungslücke 
voraus (vgl. Palandt/Sprau, Einl. Rdnr. 48) und kommt 
insbesondere dann nicht in Betracht, wenn aus den 
getroffenen gesetzlichen Regelungen die Absicht ge-
schlossen werden kann, bestimmte Sachverhalte ab-
schließend zu regeln (Umkehrschluss). Letzteres ist 
hier aber nach Auffassung des Senats eindeutig der 
Fall. Anlässlich der Änderung des § 492 BGB durch das 
Gesetz zur Umsetzung der Verbraucherkreditrichtlinie 
und anderer Vorschriften vom 29. 7. 2009 wurde der 
frühere Absatz 1 Satz 2 der Vorschrift, der Abschlüsse 
in elektronischer Form ausschloss, aufgehoben. Aus 
den Gesetzesmaterialen ergibt sich ausdrücklich, dass 
Verbraucherdarlehensverträge in der Folge der Reform 
zukünftig nicht nur in Schriftform mit Unterschrift, son-
dern auch durch qualifizierte elektronische Signatur 
(§ 126 a BGB) abgeschlossen werden können sollten 
(vgl. GE d. BReg. v. 21. 1. 2009, BT-Dr 16/11643, 
S. 79, sowie der weitere Verlauf der Beratungen, BT-Dr 
16/13669, in dem dies nicht mehr in Frage gestellt 
wurde). Daraus kann nur der Schluss gezogen werden, 
dass auch schon damals bekannte andere elektroni-
sche Dokumente, zu denen auch ein eigenhändig un-
terschriebenes Dokument auf einem elektronischen 
Schreibtablett zählt, zur Wahrung der Form nicht aus-
reichen sollten. Der deutsche Gesetzgeber hat hier wie 
auch in anderen Bereichen von der durch die E-
Commerce-Richtlinie (Richtlinie 2000/31/EG v. 8. 6. 
2000, ABlEG Nr. L 178 v. 17. 7. 2000, S. 1) eingeräum-
ten Möglichkeit, die Schriftform für elektronische Ver-
träge insgesamt aufzuheben, keinen Gebrauch ge-
macht, sondern in diesen Fällen eine qualifizierte elekt-
ronische Signatur anstelle der Schriftform eingeführt 
(vgl. Staudinger/Hertel, § 126 a Rdnrn. 15 f.). Dies gilt 
entgegen der Ansicht der Bekl. für alle Formen des 
Vertragsschlusses, gleichgültig, ob die Willenserklärun-
gen unter Anwesenden oder Abwesenden abgegeben 
werden, weil das Gesetz hinsichtlich der Formfrage 
auch sonst nicht unterscheidet. 

Auf die Beweisangebote der Bekl. hinsichtlich der Si-
cherheit und Eignung des von ihr verwandten techni-
schen Systems kommt es daher nicht mehr entschei-
dungserheblich an, weil der Gesetzgeber eine ab-
schließende Entscheidung getroffen hat, an die die 
Gerichte gebunden sind. Die von der Bekl. angeführten 
Umstände könnten daher nur de lege ferenda von Be-
deutung sein. 

b) Allerdings ist die Formunwirksamkeit nach § 494 II 1 
BGB geheilt worden, weil der Kl. das Darlehen auf der 
Grundlage des Vortrags beider Parteien empfangen 
hat. Hierfür ist nämlich die Auszahlung des Darlehens 
an den Verkäufer ausreichend (Palandt/Weidenkaff, § 
494 Rdnr. 4 und § 488 Rdnr. 5), was unstreitig erfolgt 
ist. 

2. Den Hilfsantrag der Klage hat das LG allerdings zu 
Unrecht abgewiesen, weil der Kl. das ihm zustehende 
Widerrufsrecht jedenfalls rechtzeitig ausgeübt hat. 

a) Zum einen würde die Widerrufsfrist nach § 495 II 
Nr. 2 lit. a BGB erst mit „Vertragsschluss“ zu laufen 
beginnen, was anders als bei § 312 d BGB (vgl. hierzu 
BGHZ 187, 97 = NJW 2010, 3503) frühestens mit der 
Heilung durch Auszahlung des Darlehens der Fall ist 
(vgl. Schürnbrand, in: MünchKomm-BGB, § 495 
Rdnr. 8). Die insoweit darlegungs- und beweisbelastete 
Bekl. hat aber nicht vorgetragen, dass die Darlehensva-
luta vor dem 14. 3. 2011 ausbezahlt wurde, so dass 
schon auf dieser Grundlage die Widerrufserklärung vom 
28. 3. 2011 rechtzeitig erfolgt ist. 

b) Zum anderen folgt aus §§ 495 II Nr. 2 lit. b, 494 VII 2 
BGB, dass im Fall von Formmängeln die Frist nicht in 
Lauf gesetzt wird, bevor der Darlehensnehmer eine 
Abschrift der hierdurch bewirkten Vertragsänderungen 
erhalten hat. Auf Grund der Formunwirksamkeit des 
Verbraucherdarlehensvertrags richten sich die Folgen 
nach § 494 BGB. 

Danach gilt unter anderem nicht mehr der ursprünglich 
vereinbarte Zinssatz, vielmehr reduziert sich der Zins-
satz auf den gesetzlichen Zinssatz von 4% p. a., § 494 
II 2 i. V. mit § 246 BGB. 

Nach § 494 VII 1 BGB hat der Darlehensgeber dem 
Darlehensgeber im Falle der Formunwirksamkeit eine 
Abschrift des Vertrags mit den geänderten Bedingun-
gen zur Verfügung zu stellen. Eine Abschrift des Darle-
hensvertrags mit diesem Inhalt hat der Kl. aber von der 
Bekl. zu keinem Zeitpunkt erhalten. Die Widerrufsfrist 
beginnt nach § 494 VII 2 BGB aber erst mit der Über-
gabe des Vertrags mit geänderten Bedingungen zu 
laufen, hier also bis heute noch nicht. Damit ist der 
erklärte Widerruf des Kl. jedenfalls rechtzeitig. 

(Mitgeteilt von Richter am OLG Dr. A. Kalomiris, Mün-
chen) 

Anmerkung 

Die Entscheidung ist praxisrelevant. Der Verbraucher-
darlehensvertrag wurde hier rechtzeitig und damit wirk-
sam widerrufen, weil die Widerrufsfrist nicht in Lauf 
gesetzt wurde. Diese hätte nach § 494 VII 2 BGB erst 
dann begonnen, wenn das beklagte Kreditinstitut dem 
klagenden Verbraucher nach § 494 VII 2 BGB eine 
Abschrift des Vertrags mit den geänderten Bedingun-
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gen zur Verfügung gestellt hätte. Diese Rechtsfolge 
setzt allerdings voraus, dass der Vertrag wegen Form-
mangels nichtig war und durch Auszahlung des Darle-
hens gem. § 494 II 1 BGB geheilt worden ist. In diesem 
Fall gilt nach § 494 II 2 BGB nicht der im formnichtigen 
Vertrag vereinbarte Zinssatz, sondern der gesetzliche 
Zinssatz von 4% pro Jahr. Dies hätte die Beklagte dem 
Kläger bestätigen müssen, um die Widerrufsfrist in Lauf 
zu setzen. Diese Argumentation ist zwingend, wenn der 
Vertrag tatsächlich wegen eines Formmangels nichtig 
war. 

Das Urteil ist von weitreichender Bedeutung, weil es die 
eigenhändige Unterschrift auf einem Tablett-PC oder 
einem elektronischen Schreibtablett an den gesetzli-
chen Vorschriften für die Schriftform und die elektroni-
sche Form misst. Die Verwendung solcher Geräte und 
das Ansinnen gegenüber einem Vertragspartner, auf 
diesem mit Hilfe eines Stifts zu unterschreiben, greift 
immer mehr um sich. Sie werden genutzt, um Verträge 
abzuschließen, Aufträge zu bestätigen, AGB anzuer-
kennen oder Quittungen zu erteilen. Die Frage, ob 
damit die Schriftform oder die elektronische Form ein-
gehalten werden kann, hat das Gericht in erfreulicher 
Klarheit beantwortet. 

Beim „Unterschreiben“ auf einem elektronischen 
Schreibtablett wird der Schriftzug der aufgezeichneten 
Unterschrift als elektronisches Bild gespeichert. Dieses 
Bild kann prinzipiell nachträglich von dem Erklä-
rungstext, auf die sich die Unterschrift bei ihrer Erstel-
lung bezogen hat, getrennt und unter beliebige andere 
Erklärungen kopiert werden. Ebenso können die so 
„unterschriebenen“ Erklärungen nachträglich geändert 
werden, ohne dass dies dem elektronischen Dokument 
mit „Unterschrift“ angesehen werden kann. Das elektro-
nische Dokument mit dem elektronischen Bild der Un-
terschrift enthält weder dokumentbezogene Sicherun-
gen gegen Fälschungen oder Verfälschungen noch 
dokumentbezogene Vorkehrungen, um solche zu er-
kennen. Manipulationen an diesen Dokumenten können 
durch technische Sicherungen an dem verwendeten 
Gerät (etwa durch Zugriffsschutzmaßnahmen) er-
schwert werden. Diese entfallen aber, wenn das Doku-
ment auf ein anderes Gerät übertragen wird. Solche 
Sicherungen sind also nicht verkehrsfähig. Sicherungen 
gegen Manipulationen können durch die gewählten 
Verfahrensschritte ergriffen werden. So erschwert die 
Aushändigung eines Ausdrucks – wie in dem zu ent-
scheidenden Fall – die nachträgliche Änderung des 
„unterzeichneten“ Dokuments. Da aber auch der Aus-
druck – ohne eigenhändige Unterschrift – nachträglich 
verändert werden könnte, sind auch diese Sicherungen 
nur beschränkt wirksam (s. zu den Manipulationsmög-
lichkeiten elektronischer Dokumente Roßna-
gel/Pfitzmann, NJW 2003, 1209). 

§ 492 I 1 BGB verlangt für den Verbraucherdarlehens-
vertrag die Schriftform. Nach § 126 III BGB kann diese 
durch die elektronische Form ersetzt werden. Das Un-
terschreiben des Vertragstextes auf einem elektroni-
schen Schreibtablett erfüllt jedoch keine der beiden 
Formen. 

Die Schriftform erfordert nach § 126 I BGB die eigen-
händige Unterschrift unter den Text der Willenerklärung 
auf einem körperlichen Schriftträger. Beim Unterschrei-
ben auf dem Schreibtablett wird jedoch ein elektroni-
sches Dokument erzeugt. Die Unterschrift wird nicht 
verkörpert. 

Ein elektronisches Dokument kann nach § 126 a I BGB 
die elektronische Form als Ersatz der Schriftform erfül-
len, wenn es mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur nach § 2 Nr. 3 SigG des Unterzeichners ge-
schützt wird (s. Roßnagel, NJW 2001, 1817). Eine 
solche fehlt. 

Eine analoge Anwendung der §§ 126 oder 126 a BGB 
hat das Gericht mangels planwidriger Lücke zu recht 
abgelehnt. Die zutreffenden Argumente des Gerichts 
hätten noch ergänzt werden können durch die teleolo-
gische Erwägung, dass der Gesetzgeber sowohl bei der 
Schriftform als auch bei der elektronischen Form nur 
eine dokumentenbezogene Sicherung der Zusammen-
gehörigkeit von Schriftträger und „Unterschrift“ ausrei-
chen lässt. Diese wird bei der eigenhändigen Unter-
schrift auf der Urkunde und der kryptografischen Ver-
knüpfung der qualifizierten elektronischen Signatur mit 
dem elektronischen Dokument erreicht, nicht aber 
durch das Bild der Unterschrift in einem Schreibtablett. 

Professor Dr. Alexander Roßnagel, Kassel 
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* Bei einer Lebensversicherung auf den Tod eines 
anderen erfordert die Übertragung der VN-Stellung 
oder der Bezugsberechtigung im Erlebensfall – 
anders als eine Änderung des im Todesfall Begüns-
tigten – keine Einwilligung der versicherten Person 
in entsprechender Anwendung von § 150 Abs. 2 S. 
1 Halbs. 1 VVG. * 

BGH, Urteil vom 27. 6. 2018 (IV ZR 222/16, Frank-
furt/M.) 

Entscheidung 

[1] Die Kl. machen gegen die Bekl. Ansprüche auf Erfül-
lung und Schadensersatz aus zwei Kapitallebensversi-
cherungen geltend. 

[2] Der Großvater der Kl. schloss bei der Bekl. zu 2 in 
den Jahren 1993 und 1998 zwei Kapitallebensversiche-
rungen mit einer Laufzeit von 20 Jahren und einer Ver-
sicherungssumme von 100 000 DM ab. Versicherte 
Person war die Mutter der Kl., die die Ehefrau eines 
seiner Söhne ist. Bezugsberechtigt aus der Versiche-
rung mit der Endziffer 46 war im Todesfall und – nach 
einer vom Großvater der Kl. veranlassten Änderung im 
Jahr 2003 – auch im Erlebensfall die Kl. zu 1, auf deren 
20. Geburtstag am 1. 8. 2013 das Ablaufdatum der 
Versicherung fiel. Bezugsberechtigt aus der Versiche-
rung mit der Endziffer 71 war im Todes- und Erlebens-
fall der Kl. zu 2; die Versicherung sollte am 1. 12. 2018, 
wenige Tage nach seinem 20. Geburtstag, ablaufen. 

[3] Der Großvater der Kl. verstarb am 17. 1. 2010 und 
wurde von seiner Ehefrau, der Bekl. zu 1, beerbt. Sie 
zahlte die Versicherungsprämien zunächst weiter und 
ließ die Verträge Anfang 2011 beitragsfrei stellen. Am 
29. 12. 2011 reichte sie bei der Bekl. zu 2 zwei mit 
„Wechsel des VN“ überschriebene Formulare für die 
beiden Versicherungsverträge ein. Darin war der Onkel 
der Kl. als neuer VN angegeben. Dieser sollte auch im 
Erlebensfall bezugsberechtigt für beide Versicherungen 
werden; bezugsberechtigt im Todesfall sollten dessen 
Kinder für jeweils eine der Versicherungen werden. Die 
Bekl. zu 2 übersandte dem Onkel der Kl. unter dem 10. 
1. 2012 ausgestellte Nachträge zu den Versicherungs-
scheinen mit dem entsprechenden Inhalt. 

[4] Die Mutter der Kl. reichte mit Schreiben vom 14. 6. 
2012 ebenfalls zwei Formulare zum „Wechsel des VN“ 
bei der Bekl. zu 2 ein, die sie selbst als neue VN und 
Bezugsberechtigte im Erlebensfall für beide Lebensver-
sicherungen vorsahen; als Bezugsberechtigte im To-
desfall waren die Kl. zu 1 für den Vertrag mit der Endzif-
fer 46 und der Kl. zu 2 für den Vertrag mit der Endziffer 
71 angegeben. Die Formulare waren von der Mutter der 
Kl. unter dem Datum 14. 6. 2012 unterzeichnet; eine 
weitere Unterschrift, bei der es streitig ist, ob es sich um 
die der Bekl. zu 1 handelt, trug das Datum 7. 4. 2010. 

[5] Der Onkel der Kl. kündigte die Lebensversiche-
rungsverträge am 28. 6. 2012. Die Bekl. zu 2 zahlte ihm 

für die Lebensversicherung mit der Endziffer 71 als 
Rückkaufswert 50 006,89 Euro und für die zwischen-
zeitlich abgelaufene Lebensversicherung mit der End-
ziffer 46 als Ablaufleistung 100 436,67 Euro aus. 

[6] Die Kl. verlangen von den Bekl. Zahlung in Höhe der 
nach ihrer Berechnung geschuldeten Ablaufleistung – 
die Kl. zu 1 107 339,48 Euro für den Vertrag mit der 
Endziffer 46 und der Kl. zu 2 103 170,62 Euro für den 
Vertrag mit der Endziffer 71 – als Versicherungsleistung 
oder Schadensersatz; der Kl. zu 2, der eine Zahlung 
erst zum künftigen Ablaufdatum der Versicherung mit 
der Endziffer 71 geltend macht, fordert bis dahin Hinter-
legung des Urteilsbetrags auf einem Treuhandkonto für 
den Fall, dass seine Klage nur gegen die Bekl. zu 1 
begründet sein sollte. Außerdem begehrt der Kl. zu 2 
die Feststellung, dass die Mutter der Kl. VN der Le-
bensversicherung mit der Endziffer 71 sei und der Ver-
trag ungekündigt fortbestehe; die Kl. zu 1 hat ihre 
gleichlautende Feststellungsklage im Revisionsverfah-
ren zurückgenommen. 

[7] Das LG hat die Klage abgewiesen. Die Berufung der 
Kl. ist erfolglos geblieben. 

Die Revision der Kl. führte zur teilweisen Aufhebung 
des Berufungsurteils und zur Zurückverweisung. 

Aus den Gründen: 

[8–12] I. ... 

[13–14] II. ... 1. Zu Unrecht hat das Berufungsgericht 
die Feststellungsklage des Kl. zu 2 in vollem Umfang 
als zulässig behandelt. Ob die Klage zulässig ist, ist in 
jeder Lage des Verfahrens, auch in der Revisions-
instanz, vorab von Amts wegen zu prüfen (vgl. BGH 
vom 27. 1. 2010 – XII ZR 100/08 – NJW 2010, 1595 
Rn. 27; vom 31. 1. 1991 – III ZR 150/88 – VersR 1991, 
718 unter I = juris Rn. 14). In der Aufrechterhaltung 
einer Klageabweisung als Prozessabweisung liegt kein 
Verstoß gegen das Verbot der reformatio in peius (vgl. 
BGH vom 22. 1. 1997 – VIII ZR 339/95 – WM 1997, 
1713 unter II 3 = juris Rn. 36). Die Feststellungsklage 
des Kl. zu 2 ist nur teilweise zulässig. 

[15] a) Zu Recht hat das Berufungsgericht die Feststel-
lungsklage des Kl. zu 2 als zulässig angesehen, soweit 
sie darauf gerichtet ist, den ungekündigten Fortbestand 
der Versicherung mit der Endziffer 71 festzustellen. Ein 
rechtliches Interesse an einer alsbaldigen Feststellung 
des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsver-
hältnisses ist gegeben, wenn dem Recht oder der 
Rechtslage des Kl. eine gegenwärtige Gefahr der Unsi-
cherheit droht und wenn das erstrebte Urteil geeignet 
ist, diese Gefahr zu beseitigen (st. Rspr.; BGH vom 13. 
1. 2010 – VIII ZR 351/08 – NJW 2010, 1877 Rn. 12 m. 
w. N.). Ein Rechtsverhältnis liegt auch dann vor, wenn 
eine Verbindlichkeit noch nicht entstanden, aber für den 
späteren Eintritt derselben der Grund in der Art gelegt 
ist, dass die Entstehung einer Verbindlichkeit nur von 
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dem Eintritt weiterer Umstände oder dem Zeitablauf 
abhängt (Senat vom 26. 4. 2017 – IV ZR 126/16 – 
VersR 2017, 741 Rn. 11 m. w. N.). 

[16] Auf ein solches Rechtsverhältnis richtet sich die 
Feststellungsklage. Der Fortbestand des Versiche-
rungsvertrags ist eine notwendige Bedingung für das 
vom Kl. zu 2 geltend gemachte Bezugsrecht, das von 
den Bekl. infrage gestellt wird. Dass eine Person in 
einem Versicherungsvertrag als bezugsberechtigt aus-
gewiesen ist, gibt ihr, wenn die Bezugsberechtigung 
nicht unwiderruflich ist, zwar lediglich eine Aussicht auf 
Erhalt der Versicherungssumme, und nicht schon einen 
Anspruch auf die Versicherungssumme (vgl. Senat vom 
3. 6. 1992 – IV ZR 217/91 – VersR 1992, 990 unter 4 = 
juris Rn. 20); dann besteht auch kein Vorrang der – hier 
dennoch erhobenen – Leistungsklage auf künftige Zah-
lung der Versicherungsleistung. Das nach den von der 
Revision zu Recht nicht angegriffenen Feststellungen 
des Berufungsgerichts nur widerruflich eingeräumte 
Bezugsrecht begründet aber ein derzeitiges rechtliches 
Interesse an der Feststellung der Voraussetzungen 
dieser Erwerbsaussicht, denn mit Eintritt des Versiche-
rungsfalls entfällt das bis dahin widerrufliche Bezugs-
recht und die in ihm verkörperte bloße tatsächliche 
Hoffnung verwirklicht sich, indem der Bezugsberechtig-
te den neu entstandenen Anspruch gegen den Versi-
cherer auf die Versicherungssumme erwirbt (vgl. BGH 
vom 27. 4. 2010 – IX ZR 245/09 – VersR 2010, 1021 
Rn. 3). 

[17] b) Anders verhält es sich mit der Klage auf Fest-
stellung, dass die Mutter der Kl. VN des Versicherungs-
vertrags mit der Endziffer 71 sei. Zwar kann nach stän-
diger Rechtsprechung des BGH Gegenstand einer 
Feststellungsklage gem. § 256 Abs. 1 ZPO auch ein 
Rechtsverhältnis zwischen einer Partei und einem Drit-
ten sein, wenn dieses Rechtsverhältnis zugleich für die 
Rechtsbeziehungen der Prozessparteien untereinander 
von Bedeutung ist und der Kl. ein rechtliches Interesse 
an einer alsbaldigen Klärung dieser Frage hat (vgl. 
BGH vom 17. 4. 1996 – XII ZR 168/94 – NJW 1996, 
2028 unter 1 = juris Rn. 6; vom 16. 6. 1993 – VIII ZR 
222/92 – BGHZ 123, 44 = VersR 1994, 236 unter II 1 = 
juris Rn. 9). An diesem rechtlichen Interesse fehlt es 
hier aber. Der Bezugsberechtigte kann zwar ein tat-
sächliches Interesse daran haben, wer als VN Verfü-
gungen über den Versicherungsvertrag einschließlich 
eines Widerrufs seines Bezugsrechts vornehmen kann. 
Die Identität des VN als solche hat aber keine rechtli-
chen Auswirkungen auf das Bezugsrecht des Kl. zu 2. 
Dass, wie die Revision geltend macht, die Bekl. zu 1 die 
Eigenschaft seiner Mutter als VN in Zweifel gezogen 
hat und die Bekl. zu 2 einem entsprechenden Um-
schreibungsantrag nicht nachgekommen ist, genügt 
daher nicht zur Begründung eines Feststellungsinteres-
ses. 

[18] 2. Im Ergebnis zu Recht hat das Berufungsgericht 
angenommen, dass die Feststellungsklage, soweit sie 
zulässig ist, sowie die Leistungsklagen beider Kl. gegen 
die Bekl. zu 2 unbegründet sind. Die Versicherungsver-
träge sind vom Onkel der Kl. als VN, dem auch der 
Versicherungsanspruch im Erlebensfall zustand, wirk-
sam gekündigt worden. Den Kl. stehen danach gegen 
die Bekl. zu 2 die geltend gemachten Zahlungsansprü-
che weder als Versicherungsleistung noch als Scha-
densersatz zu. Abgesehen davon, dass der Kl. zu 2 
gestützt auf ein nur widerrufliches Bezugsrecht vor dem 
Ablaufdatum der Versicherung mit der Endziffer 71 
ohnehin noch keinen Anspruch auf die künftige Versi-
cherungsleistung geltend machen könnte (vgl. Senat 
vom 3. 6. 1992 – IV ZR 217/91 – VersR 1992, 990 unter 
4 = juris Rn. 20), ist seine Zahlungsklage daher nicht 
nur derzeit, sondern wie auch die der Kl. zu 1 endgültig 
unbegründet. 

[19] a) Das Berufungsgericht hat im Ergebnis zutreffend 
angenommen, dass die Bekl. zu 1 die VN-Stellung und 
die Bezugsberechtigung im Erlebensfall wirksam auf 
den Onkel der Kl. übertragen hat. Bei einer Lebensver-
sicherung auf den Tod eines anderen erfordert die 
Übertragung der VN-Stellung oder der Bezugsberechti-
gung im Erlebensfall – anders als eine Änderung des im 
Todesfall Begünstigten – keine Einwilligung der versi-
cherten Person in entsprechender Anwendung von 
§ 150 Abs. 2 S. 1 Halbs. 1 VVG. 

[20] aa) Entgegen der Ansicht der Revision ist die Vor-
schrift des § 150 Abs. 2 S. 1 Halbs. 1 VVG auf spätere 
Vertragsänderungen nicht unmittelbar anwendbar. 
Nach dieser Bestimmung ist, wenn die Lebensversiche-
rung für den Fall des Todes eines anderen „genommen“ 
wird, eine schriftliche Einwilligung des anderen zur 
Wirksamkeit des Vertrages erforderlich. Sie erfasst 
daher nach ihrem eindeutigen Wortlaut nur den Ab-
schluss des Versicherungsvertrags (vgl. Patzer in Loo-
schelders/Pohlmann, VVG 3. Aufl. § 150 Rn. 2). Späte-
re Änderungen, welche diesen Versicherungsvertrag 
betreffen, können zwar ihrerseits im Vertragswege 
vorgenommen werden, jedoch wird die bereits beste-
hende Versicherung auf das Leben des anderen 
dadurch nicht mehr „genommen“. 

[21] bb) Die Frage, ob § 150 Abs. 2 S. 1 Halbs. 1 VVG 
auf eine spätere rechtsgeschäftliche Übertragung der 
VN-Stellung oder der Bezugsberechtigung entspre-
chend anwendbar ist, wird in Rechtsprechung und 
Literatur unterschiedlich beantwortet. Während nach 
einer Ansicht die Vorschrift generell nicht entsprechend 
auf Änderungen nach Abschluss des Lebensversiche-
rungsvertrags anwendbar sein soll ( Winter in 
Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 150 Rn. 17, 19; Ben-
kel/Hirschberg, Lebens- und Berufsunfähigkeitsversi-
cherung 2. Aufl. § 1 ALB 1986 Rn. 82; Prang in van 
Bühren, Handbuch Versicherungsrecht 7. Aufl. § 14 Rn. 
102; Leithoff in Höra, Münchener Anwaltshandbuch 
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Versicherungsrecht 4. Aufl. § 25 Rn. 93; Hülsmann 
NVersZ 1999, 550 [552]), ist nach anderer Ansicht jede 
rechtsgeschäftliche Änderung der Umstände, die be-
reits bei Vertragsschluss von der Einwilligung umfasst 
sein mussten, ihrerseits einwilligungsbedürftig ( Müller 
NVersZ 2000, 454 [458] zu § 159 Abs. 2 S. 1 VVG a. 
F.; für die Unfallversicherung auf Dritte: Leverenz in 
Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 179 Rn. 197). Nach einer 
dritten Ansicht sollen nur solche Änderungen einwilli-
gungsbedürftig sein, die das Risiko der versicherten 
Person beeinflussen ( Patzer in Looschel-
ders/Pohlmann, VVG 9. Aufl. § 150 Rn. 2; 
Schnepp/Gebert in Veith/Gräfe/Gebert, Der Versiche-
rungsprozess 3. Aufl. § 10 Rn. 124; Brömmelmeyer in 
Beckmann/Matusche-Beckmann, Versicherungsrechts-
Handbuch 3. Aufl. § 42 Rn. 46; Langheid in Lang-
heid/Rixecker, VVG 5. Aufl. § 150 Rn. 5; Heiss in 
Münch. Komm. zum VVG 2. Aufl. § 150 Rn. 15 f.; 
Schneider in Prölss/Martin, VVG 29. Aufl. § 150 Rn. 
15). 

[22] cc) Die letztgenannte Ansicht trifft zu. 

[23] (1) Voraussetzung für eine Analogie ist, dass das 
Gesetz eine planwidrige Regelungslücke enthält und 
der zu beurteilende Sachverhalt in rechtlicher Hinsicht 
so weit mit dem Tatbestand vergleichbar ist, den der 
Gesetzgeber geregelt hat, dass angenommen werden 
kann, der Gesetzgeber wäre bei einer Interessenabwä-
gung, bei der er sich von den gleichen Grundsätzen 
hätte leiten lassen wie bei dem Erlass der herangezo-
genen Gesetzesvorschrift, zu dem gleichen Abwä-
gungsergebnis gekommen (vgl. Senat vom 18. 10. 
2017 – IV ZR 97/15 – FamRZ 2017, 2061 Rn. 22). 
Diese Voraussetzungen liegen nur in dem genannten 
Umfang vor. 

[24] Das Einwilligungserfordernis zielt nach der Senats-
rechtsprechung darauf ab, die Spekulation mit dem 
Leben anderer zu unterbinden (zur Vorgängerregelung 
in § 159 Abs. 2 S. 1 VVG a. F.: Senat vom 9. 12. 1998 
– IV ZR 306/97 – BGHZ 140, 167 = VersR 1999, 347 
unter II 2 b = juris Rn. 14; vom 7. 5. 1997 – IV ZR 35/96 
– VersR 1997, 1213 unter II 3 = juris Rn. 17; vom 8. 2. 
1989 – IV a ZR 197/87 – VersR 1989, 465 unter II 2 = 
juris Rn. 13; vom 5. 10. 1994 – IV ZR 18/94 – NJW-RR 
1995, 476 = juris Rn. 1). Es soll insbesondere der Ge-
fahr entgegenwirken, die sich daraus ergeben kann, 
dass der VN oder ein sonstiger Beteiligter in der Lage 
ist, den Versicherungsfall herbeizuführen (Motive zum 
Versicherungsvertragsgesetz Neudruck 1963 S. 217). 
Die zu versichernde Person soll sich der Gefährdung 
bewusst werden und das Risiko abwägen können, das 
sie mit der Einwilligung auf sich nimmt (vgl. Senat vom 
9. 12. 1998 – IV ZR 306/97 – BGHZ 140, 167 = VersR 
1999, 347 unter II 3 b = juris Rn. 20). Nach diesem 
Zweck bestimmen sich deshalb die Anforderungen an 
die inhaltliche Ausgestaltung der schriftlichen Einwilli-
gung. Die für den Abschluss der Versicherung in unmit-

telbarer Anwendung von § 150 Abs. 2 S. 1 Halbs. 1 
VVG erforderliche Einwilligung muss die Umstände 
umfassen, von denen das Risiko der versicherten Per-
son im Wesentlichen abhängt, nämlich die Höhe der 
Versicherungssumme, die Person von VN und Bezugs-
berechtigtem und die Dauer der Versicherung (vgl. 
Senat vom 9. 12. 1998 aaO). 

[25] Die entsprechende Anwendung von § 150 Abs. 2 
S. 1 Halbs. 1 VVG auf spätere Änderungen des Versi-
cherungsvertrags oder der Bezugsrechtsbestimmungen 
reicht mangels ausdrücklicher gesetzlicher Regelung 
nur soweit, wie der Gesetzeszweck durch eine solche 
Änderung betroffen ist. Für das Einwilligungserfordernis 
maßgeblich ist nach der Vorstellung des Gesetzgebers 
das Schutzbedürfnis der versicherten Person (vgl. BT-
Drucks. 16/3945 S. 95). Die Vorschrift ist daher über 
ihren Wortlaut hinaus anzuwenden, wenn ihr Schutz-
zweck, jeder Möglichkeit eines Spiels mit dem Leben 
eines Anderen vorzubeugen, danach verlangt ( Patzer 
in Looschelders/Pohlmann, VVG 3. Aufl. § 150 Rn. 2; 
Schneider in Prölss/Martin, VVG 29. Aufl. § 150 Rn. 
15). Bei einer Vertragsänderung bedarf es der erneuten 
Einwilligung der versicherten Person gem. § 150 Abs. 2 
S. 1 Halbs. 1 VVG analog nur, soweit ihr Risiko beein-
flussende Umstände abgeändert werden ( Patzer aaO; 
Brömmelmeyer in Beckmann/Matusche-Beckmann, 
Versicherungsrechts-Handbuch 3. Aufl. § 42 Rn. 46; 
Heiss in Münch. Komm. VVG 2. Aufl. § 150 Rn. 15 f.; 
Schnepp/Gebert in Veith/Gräfe/Gebert, Der Versiche-
rungsprozess 3. Aufl. § 10 Rn. 124; Schneider in 
Prölss/Martin, VVG 30. Aufl. § 150 Rn. 15). Dies ist 
insbesondere bei allen Änderungen der Fall, die sich 
darauf auswirken, wer im Versicherungsfall profitiert 
und in welcher Höhe ( Patzer aaO). 

[26] (2) Daraus folgt, dass zwar jede gewillkürte Ände-
rung des Begünstigten im Todesfall in entsprechender 
Anwendung von § 150 Abs. 2 S. 1 Halbs. 1 VVG der 
Einwilligung der versicherten Person bedarf, da eine 
solche Änderung ihr Risiko betrifft (vgl. Patzer in Loo-
schelders/Pohlmann, VVG 3. Aufl. § 150 Rn. 2; Ort-
mann/Rubin in Schwintowski/Brömmelmeyer, Praxis-
komm. zum Versicherungsvertragsrecht 3. Aufl. § 150 
VVG Rn. 17; Schnepp/Gebert in Veith/Gräfe/Gebert, 
Der Versicherungsprozess 3. Aufl. § 10 Rn. 125; Müller 
NVersZ 2000, 454 [458]; a. A. Winter in Bruck/Möller, 
VVG 9. Aufl. § 150 Rn. 17; Prang in van Bühren, Hand-
buch Versicherungsrecht 7. Aufl. § 14 Rn. 102; Leithoff 
in Höra, Münchener Anwaltshandbuch Versicherungs-
recht 4. Aufl. § 25 Rn. 93; Benkel/Hirschberg, Lebens- 
und Berufsunfähigkeitsversicherung 2. Aufl. § 1 ALB 
1986 Rn. 82). Daher war hier die Übertragung der Be-
zugsberechtigung im Todesfall mangels Zustimmung 
der Mutter der Kl. unwirksam. Für die Entscheidung des 
Streitfalles ist dies ohne Bedeutung, da Ansprüche auf 
die Todesfallleistungen nicht in Rede stehen. 
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[27] Dagegen ist ein Wechsel des VN als solcher nicht 
zustimmungspflichtig, da hiermit keine Risikoerhöhung 
für die versicherte Person verbunden ist (vgl. Patzer in 
Looschelders/Pohlmann, VVG 3. Aufl. § 150 Rn. 2; a. 
A. Ortmann/Rubin in Schwintowski/Brömmelmeyer, 
Praxiskomm. zum Versicherungsvertragsrecht 3. Aufl. 
§ 150 VVG Rn. 17; OLG Hamm VersR 2003, 446 
[448]). Der Versicherungsanspruch im Todesfall, der 
dem VN selbst oder einem Bezugsberechtigten zu-
stehen kann, ist getrennt davon zu betrachten. Nur die 
Übertragung dieses Anspruchs kann eine Spekulation 
mit dem Leben eines anderen sein. Für das Risiko der 
versicherten Person ist die Identität des VN dagegen 
nicht maßgeblich, solange er nicht im Todesfall begüns-
tigt ist. Erst dann, wenn der VN Verfügungen über den 
Versicherungsanspruch im Todesfall vornimmt, ist dies 
einwilligungsbedürftig. An dieser rechtlichen Einord-
nung ändern im Streitfall auch etwaige abweichende 
Auskünfte der Bekl. zu 2 nichts. 

[28] (3) Dementsprechend erfordert auch eine Kündi-
gung des Versicherungsvertrags keine Einwilligung der 
versicherten Person, da ihre Gefährdung dabei ausge-
schlossen ist (vgl. Patzer in Looschelders/Pohlmann, 
VVG 3. Aufl. § 150 Rn. 2; Brambach in Rüf-
fer/Halbach/Schimikowski, VVG 3. Aufl. § 150 Rn. 11; 
Langheid in Langheid/Rixecker, VVG 5. Aufl. § 150 Rn. 
5; Schneider in Prölss/Martin, VVG 30. Aufl. § 150 Rn. 
15; Ortmann/Rubin in Schwintowski/Brömmelmeyer, 
Praxiskomm. zum Versicherungsvertragsrecht 3. Aufl. 
§ 150 VVG Rn. 17). Nach dem Schutzzweck der Vor-
schrift ist es nicht nötig, eine solche Verfügung des VN 
ohne Zustimmung der versicherten Person zu verhin-
dern, denn wenn der VN die Versicherung auf das 
Leben eines anderen kündigt, ist eine Spekulation mit 
dessen Leben ohnehin ausgeschlossen (vgl. zu § 159 
Abs. 2 S. 1 VVG a. F.: OLG Köln VersR 1992, 1337). 
§ 150 Abs. 2 S. 1 Halbs. 1 VVG dient dagegen nicht 
dem Schutz des widerruflich Bezugsberechtigten, des-
sen Bezugsrecht mit einer Kündigung hinfällig wird (vgl. 
Winter in Bruck/Möller, VVG 9. Aufl. § 150 Rn. 17 a. E.). 

[29] b) Nach der Übertragung der VN-Stellung auf den 
Onkel der Kl., die durch die Nachträge zu den Versiche-
rungsscheinen vom 10. 1. 2012 dokumentiert wurde, 
hatte er diese Stellung auch bei Abgabe seiner Kündi-
gungserklärung vom 28. 6. 2012 inne. Eine Übertra-
gung der VN-Stellung von der Bekl. zu 1 auf die Mutter 
der Kl. aufgrund der mit Schreiben vom 14. 6. 2012 
eingereichten Formulare kam – ungeachtet der Frage 
der Echtheit der Unterschrift auf dem Antragsformular 
und einer Zustimmung der Bekl. zu 2 – nicht in Be-
tracht, da die Bekl. zu 1 zu diesem Zeitpunkt nicht mehr 
VN war. 

[30] c) Zu Recht hat das Berufungsgericht auch Scha-
densersatzansprüche der Kl. gegen die Bekl. zu 2 ab-
gelehnt. Es ist im Ergebnis zutreffend davon ausgegan-
gen, dass sie mit der Zahlung an den Onkel der Kl. 

keine Rechte der Kl. verletzt hat. Nachdem der neue 
VN, dem auch der Versicherungsanspruch im Erlebens-
fall zustand, die Versicherungen gekündigt hatte, war 
die Bekl. zu 2 aufgrund der Versicherungsverträge 
verpflichtet, fällige Leistungen an diesen auszuzahlen. 
Dabei ist es entgegen der Ansicht der Revision ohne 
Bedeutung, ob der Großvater der Kl. gegenüber der 
Bekl. zu 2 zum Ausdruck gebracht hat, dass er die 
Versicherungssumme den Kl. schenken wolle. Für die 
Frage, wer gegenüber dem Versicherer bezugsberech-
tigt ist, ist allein das Deckungsverhältnis zwischen VN 
und Versicherer entscheidend (vgl. Senat vom 22. 7. 
2015 – IV ZR 437/14 – VersR 2015, 1148 Rn. 24; vom 
26. 6. 2013 – IV ZR 243/12 – VersR 2013, 1121 Rn. 
10). Hier war den Kl. im Deckungsverhältnis lediglich 
ein widerrufliches Bezugsrecht eingeräumt worden; 
dieses hat die Bekl. zu 1 für den Erlebensfall wirksam 
widerrufen. 

[31] 3. Das Berufungsgericht durfte jedoch die Zah-
lungsklagen der beiden Kl. gegen die Bekl. zu 1 auf 
Schadensersatz in Höhe der Ablaufleistungen der Ver-
sicherungen nicht mit der gegebenen Begründung 
abweisen. 

[32] a) Im Ergebnis zutreffend hat das Berufungsgericht 
allerdings nicht angenommen, dass den Kl. gegen die 
Bekl. zu 1 als Erbin ein Schadensersatzanspruch we-
gen Nichterfüllung eines auf die Versicherungsleistun-
gen gerichteten Schenkungsversprechens ihres Groß-
vaters zusteht. Das für das Revisionsverfahren zu un-
terstellende und nicht vollzogene Schenkungsverspre-
chen war wegen Formmangels nichtig, §§ 518 Abs. 1 S. 
1, 125 S. 1 BGB. 

[33] b) Weiter ist das Berufungsgericht zu Recht davon 
ausgegangen, dass die Versicherungsansprüche nicht 
Gegenstand eines formfreien Ausstattungsverspre-
chens i. S. v. § 1624 Abs. 1 BGB waren. Nach dem 
eindeutigen Wortlaut des § 1624 Abs. 1 BGB können 
nur Vater oder Mutter ihrem Kind eine Ausstattung 
zuwenden. Dagegen erfasst diese Vorschrift keine 
Zuwendungen von Großeltern an ihre Enkel (vgl. OLG 
Zweibrücken vom 18. 12. 1997 – 5 UF 166/95 – juris 
Rn. 52; Kienemund in BeckOGK zum BGB § 1624 Rn. 
6 – Stand 1. 3. 2018 –; Pöcker in BeckOK zum BGB 
§ 1624 Rn. 2 – Stand 1. 11. 2017 –; v. Sachsen Gessa-
phe in Münch. Komm. zum BGB 7. Aufl. § 1624 Rn. 3; 
Schermann in jurisPK zum BGB 8. Aufl. § 1624 Rn. 17; 
Soergel/Zecca-Jobst, BGB 13. Aufl. § 1624 Rn. 2; 
Flechtner in Burandt/Rojahn, Erbrecht 2. Aufl. § 1624 
BGB Rn. 2; Jakob AcP 207 (2007), 198 (201); kritisch: 
Staudinger/Hilbig-Lugani, BGB (2015) § 1624 Rn. 7; 
Czeguhn in Dauner-Lieb/heidel/Ring, BGB 3. Aufl. 
§ 1624 Rn. 2). 

[34] Entgegen der Ansicht der Revision kann der dem-
gegenüber erweiterte persönliche Anwendungsbereich 
des § 2050 BGB, der eine Ausgleichungspflicht der 
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„Abkömmlinge“ für eine vom Erblasser empfangene 
Ausstattung vorsieht, nicht auf § 1624 BGB übertragen 
werden. Zwar entspricht der Begriff der Ausstattung in 
§ 2050 BGB demjenigen in § 1624 BGB (RGZ 79, 266 
[267]; vgl. auch Senat vom 26. 5. 1965 – IV ZR 139/64 
– BGHZ 44, 91 unter 3 = juris Rn. 22; OLG Karlsruhe 
ZEV 2011, 531 [532]). Daraus folgt aber nicht, dass 
auch der persönliche Anwendungsbereich von § 2050 
BGB mit dem des § 1624 BGB übereinstimmt. Der 
Regelungsgehalt dieser beiden Vorschriften ist nicht 
vergleichbar. Während § 1624 BGB das Kind, das eine 
Ausstattung empfängt, durch die Herausnahme dieser 
Zuwendung aus dem Schenkungsrecht begünstigt, 
belastet § 2050 BGB die Abkömmlinge, die als gesetzli-
che Erben zur Erbfolge gelangen, mit einer Pflicht zur 
Ausgleichung der erhaltenen Ausstattung bei der Er-
bauseinandersetzung. 

[35] c) Den Kl. steht auch kein Schadensersatzan-
spruch gegen die Bekl. zu 1 wegen Verletzung einer 
von ihr begründeten Vertragspflicht zur Übertragung der 
VN-Stellung zu. Entgegen der Auffassung der Revision 
ergibt sich aus dem Kl.-Vortrag keine solche rechts-
wirksame Verpflichtung. Nach dem für die Revision zu 
unterstellenden Sachverhalt hat die Bekl. zu 1 mit den 
Kl. – damals gesetzlich vertreten durch ihre Mutter – 
vereinbart, die VN-Stellung auf deren Mutter zu über-
tragen. Eine entsprechende Vereinbarung wäre aber 
ebenfalls ein nach §§ 518 Abs. 1 S. 1, 125 S. 1 BGB 
formnichtiges Schenkungsversprechen. Die Kl. hätten 
demnach mit der Bekl. zu 1 vereinbart, dass diese 
einem Dritten, der Mutter der Kl., unentgeltlich einen 
Vermögensvorteil, die VN-Stellung, zuwenden sollte. 
Da die VN-Stellung jedoch nicht in dieser Weise über-
tragen wurde, kam es nicht zum Vollzug des Schen-
kungsversprechens. 

[36] d) Jedoch hat sich das Berufungsgericht – wie die 
Revision zu Recht rügt – bislang nicht damit befasst, ob 
den Kl. gegen die Bekl. zu 1 Schadensersatzansprüche 
zustehen, weil sie die Erfüllung eines Vermächtnisses 
zugunsten der Kl., das sie als Erbin beschwerte, 
schuldhaft unmöglich gemacht haben könnte (§§ 2174, 
283 S. 1, 280 BGB). Nach dem mangels abweichender 
Feststellungen für das Revisionsverfahren zu unterstel-
lenden Sachverhalt hat der Großvater der Kl. in einem 
gemeinschaftlichen Testament vom 24. 4. 2002 als 
Vermächtnis zu ihren Gunsten bestimmt, dass die Bekl. 
zu 1 als Erbin die Prämien der für die Kl. abgeschlos-
senen Lebensversicherungsverträge weiter zu zahlen 
habe. Falls den Kl. ein solcher Vermächtnisanspruch 
zustand, könnte die Bekl. zu 1 durch die Übertragung 
der Versicherungsverträge auf einen anderen VN, der 
die Verträge anschließend gekündigt hat, die Erfüllung 
dieses Vermächtnisses vereitelt haben. Das Beru-
fungsgericht hat bisher keine Feststellungen zum Wort-
laut dieser letztwilligen Verfügung und den für die Aus-
legung relevanten Umständen getroffen. Weiter ist 
offen, ob, wie die Revisionserwiderung der Bekl. zu 1 

geltend macht, ein späteres Testament der Großeltern 
der Kl. vom 21. 12. 2003 einem Vermächtnisanspruch 
entgegenstünde. 

[37] 4. Über den vom Kl. zu 2 hilfsweise gestellten Kla-
geantrag auf Hinterlegung des Urteilsbetrags hat das 
Berufungsgericht von seinem Rechtsstandpunkt aus 
zutreffend noch nicht entschieden. 

[38] III. Da es zu den Voraussetzungen eines Ver-
mächtnisanspruchs und einer auf dessen Verletzung 
gestützten Schadensersatzforderung bisher an Fest-
stellungen fehlt, ist der Rechtsstreit im bezeichneten 
Umfang zur neuen Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen. 
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